
GESCHÄFTSBERICHT 
2025



INHALTSVERZEICHNIS

In
ha

lt I.    Organe der Genossenschaft     			   6

Vorwort	                                      			   4

II.   Stellungnahme 2025 | Vorstand

 1.     Gesamtwirtschaftliche Entwicklung				   8
2.     Immobilienmarkt Deutschland				    19	
3.     Wohnungsmarkt NRW 	     				    44
4.     Wohnungsmarkt Paderborn  		      		  51		
5.     Preisgebundener Wohnbestand 				    64
6.     Sozial orientierte Wohnungswirtschaft | 
        Wohnungsbaugenossenschaften				    71
7.     Neue Nachfrageaspekte			    		  77
8.     Bau-Turbo | Gebäudetyp E					     79
 9.    Transformationsanalyse | 
        Gebäudemodernisierungsgesetz				    83	
10.   Projekte								       89
11.    Prognose | Risiko | Chance		      		           100
12.   Danke							                103



INHALTSVERZEICHNIS

III. Lagebericht 2025                         

IV. Bericht des Aufsichtsrates        124

V. Jahresabschluss 2025            

1.    Bilanz zum 31.12.2025		          126
2.    Gewinn- und Verlustrechnung    	         128
3.    Anhang				                       130

Impressum
Herausgeber
Spar- und Bauverein� Paderborn eG
Giersmauer 4 a
33098 Paderborn
Telefon 05251 2900-0
Telefax 05251 2900-60
info@spar-und-bauverein.de
spar-und-bauverein.de

Der Geschäftsbericht online:
www.spar-und-bauverein.de/Ueber-uns/
Geschaeftszahlen/

Hinweis im Sinne des Gleichbehandlungsgesetzes:  
Gleichberechtigung ist uns wichtig. Aus Gründen der leichteren Lesbarkeit verzichten wir in diesem Bericht 
auf eine geschlechtsspezifische Differenzierung. Die gewählte Form ist als geschlechtsneutral anzusehen.

1.     Gegenstand des Unternehmens	         106
2.     Geschäftsverlauf			           106
3.     Darstellung der wirtschaftlichen Lage      115
4.     Risiken-, Chancen- und 
        Prognosebericht 			           121



4

VORWORT

das Geschäftsjahr 2025 war erneut von großen 
Herausforderungen geprägt. Trotz der negativen 
Entwicklungen bei Bau-, Finanzierungs- und 
Energiekosten ist es uns geglückt, alle Projekte 
termingerecht, in gewohnter Qualität und wirt-
schaftlich tragfähig zu realisieren.

Gleichzeitig ist es uns, unserem leistungsstarken, 
hoch qualifizierten Team in positiver Beglei-
tung des engagierten Aufsichtsrates gelungen, 
trotz hoher Investitionen in bezahlbare, attrak-
tive und nachhaltige Neubauten sowie in eine 
energieeffiziente und klimafreundliche Opti- 
mierung unseres Bestands einen Jahres- 
überschuss von 3,9 Mio. € zu erwirtschaften. Die-
ses sehr gute Ergebnis eröffnet uns die notwendi-
ge Möglichkeit und Flexibilität, im Rahmen unserer 
energieoptimierten und demografiefesten Neu-
bau- und Modernisierungsmaßnahmen proaktiv 
auf sich stetig verändernde Markt- und Rahmen- 
bedingungen zu reagieren.
 
Auch zukünftig möchten wir als verlässlicher städte- 
baulicher Partner agieren mit bedarfsgerechten 
Quartieren, dem Angebot spezieller Wohnformen 
sowie vielfältigen Sozial- und Serviceleistungen. 
Mit bezahlbarem, architektonisch hochwertigem 
und gesundem Wohnraum von hoher öko- 
nomischer, sozialer und ökologischer Qualität für 
unsere lebenswerte Heimatstadt und Region.
 
Unsere Verantwortung als sozial ausgerichtete  
Genossenschaft umfasst ausdrücklich auch Nach-
haltigkeit im Sinne eines bewussten Umgangs mit 
Ressourcen. Dazu zählen umfangreiche Investi-
tionen in zukunftsweisende Energiesparmaßnah-
men sowie die konsequente Verringerung unseres 
CO₂-Fußabdrucks im gesamten Unternehmen.
 
Vor diesem Hintergrund haben wir uns entschie-
den, den Geschäftsbericht ab diesem Jahr aus-
schließlich digital zu veröffentlichen. Den aktuellen 
Geschäfts- und Lagebericht können Sie bequem 
unter www.spar-und-bauverein.de einsehen und 
als PDF-Datei herunterladen.
 
Gemäß unserem Motto „Flexibler Wandel bleibt 
unsere Konstante“ möchten wir im Sinne der Um-

welt bewusst nicht verharren, sondern gemeinsam 
mit Ihnen – in der Verbindung aus Bewährtem und 
Neuem – digital auf das abgelaufene Geschäfts-
jahr zurückblicken, die Gegenwart einordnen und 
den Blick nach vorn richten.
 
Eine insgesamt fragile konjunkturelle Lage, geo-
politische Unsicherheiten, die Transformation der 
Energieversorgung sowie zahlreiche Gesetze, Vor-
schriften und Verordnungen schränken seit einiger 
Zeit die Handlungsspielräume der Wohnungswirt-
schaft spürbar ein. Dies gilt ohne Wenn und Aber 
insbesondere auch für Genossenschaften. Denn 
auch soziale Vermieter unterliegen ökonomischen 
Realitäten, sodass verantwortliche Nachhaltigkeit 
auch immer Wirtschaftlichkeit bedeuten muss.
 
Vor diesem Hintergrund halten wir die im Ge-
schäftsbericht dargestellten Analysen für unver-
zichtbar. Sie schaffen die Grundlage für mutiges 
und verantwortungsvolles Handeln: Wo liegen Eng-
pässe? Welche Impulse entfalten welche langfris-
tigen Wirkungen? Wo entstehen neue Chancen? 
Diesbezüglich müssen Zielkonflikte benannt, 
Routinen hinterfragt und pragmatische Lösungen 
ermöglicht werden.

Auch wenn die am 28. Februar 2026 begonnenen 
kriegerischen Auseinandersetzungen im Iran mit 
den dadurch ausgelösten (Energie-)Preisschocks 
und bereits im April halbierten Wachstums- 
prognosen der führenden Wirtschaftsinstitute 
wohl erhebliche Auswirkungen auf deutsche Un-
ternehmen haben werden, gehen wir davon aus, 
unsere Geschäftspolitik uneingeschränkt fort-
setzen zu können. Unsere Zukunftserwartungen 
implizieren unvermeidbare Preis- und Inflations-
erhöhungen, die sicherlich die Investitionsent-
scheidungen und -volumina tangieren werden. In 
der Hoffnung auf eine schnellstmögliche Entspan-
nung im Nahen Osten erwarten wir keine erheb-
liche Beeinflussung unserer Vermögens-, Finanz- 
oder Ertragslage.
 
Die Verbindung von ökonomischer und öko- 
logischer Verantwortung, von bezahlbarem Wohn-
raum und Klimaschutz wird auch in unserem Ge-
schäftsgebiet nur gelingen, wenn Investitionen 

SEHR VEREHRTE DAMEN, SEHR GEEHRTE HERREN, 
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durch deutlich kostengünstigeres Bauen mobili-
siert werden. Dabei gilt es, (kommunal)politische 
Ziele mit wirtschaftlicher Realität zu versöhnen. 

Vereinfachte Baustandards, weniger Bürokratie, 
digitalisierte Prozesse und beschleunigte Geneh-
migungsverfahren sind keine ideologischen Forde-
rungen, sondern wirtschaftliche Voraussetzungen 
für bezahlbares Wohnen – auch in Paderborn.

Der viel zitierte „Bau-Turbo“ kann ein richtiger 
Schritt sein, aber keinesfalls ein Befreiungs-
schlag. Er wird nur dann Wirkung entfalten, wenn 
zugleich verlässliche rechtliche Planungssicher-
heit gewährleistet ist und Vorhaben nicht an lang-
wierigen Genehmigungen sowie überzogenen 
Standards scheitern oder verpuffen. Überregional 
und branchenübergreifend braucht es daher klare 
Entscheidungen, Mut und Pragmatismus, damit 
Symbolpolitik durch wirksames Handeln abgelöst 
wird.

Diesbezüglich ist es sehr zu begrüßen, dass der 
Rat der Stadt Paderborn am 26. März 2026 einen 
Grundsatzbeschluss zur Anwendung des § 246e 
BauGB getroffen hat. Damit hat die Kommunal-
politik der Verwaltung den planungsrechtlichen 
Spielraum erweitert. Wir sind uns sicher, dass es 
durch die Kompetenz der Bauverwaltung gelingen 
wird, den „Bau-Turbo“ sukzessive praxisorientiert 
umzusetzen.

Die dem Geschäftsbericht zugrunde liegenden 
Auswertungen, Statistiken und gutachterlichen 
Bewertungen sollen Einblicke in die Dynamik des 
deutschen – aber explizit auch regionalen –  
Immobilienmarktes geben. Ebenso zeigen sie die 
kontinuierliche Weiterentwicklung unseres Woh-
nungsbestands im Zusammenspiel mit sozialem 
und gesellschaftlichem Engagement. 
 
Dabei stehen uns sicherlich auch technologisch 
spannende Entwicklungen bevor: Digitalisierung 
und KI-Implementierung werden Prozesse ver-
ändern, der Klimapfad hin zu einem CO₂-freien 
Gebäudebestand wird kostenintensiv und her-
ausfordernd. Da wir stets den Mut hatten, innova-
tive Technologien und Pilotprojekte zu erproben, 

gehen wir diese Aufgaben optimistisch an. Unsere 
sehr solide wirtschaftliche Basis gibt uns die nötige 
Handlungsfähigkeit, um eine sichere und nach-
haltige Zukunft zu gestalten. 
 
Als genossenschaftliches Wohnungsunternehmen 
steht für uns auch zukünftig das Wohl unserer 
Mitglieder im Mittelpunkt unseres ökologischen, 
ökonomischen und sozialen Handelns. Die enge 
Verbundenheit mit den Menschen unserer Region 
ist uns seit 133 Jahren eine Herzensangelegen-
heit und findet ihren Ausdruck in unseren Wohn- 
quartieren mit guten und stabilen Nachbarschaften.  

Lassen Sie uns gemeinsam, getragen vom ge-
nossenschaftlichen Grundwert des Zusammen-
halts, zuversichtlich in die Zukunft blicken. Rück- 
blickend, aber auch mit dem Blick nach vorn 
danken wir sehr herzlich unseren Mitgliedern, 
der Vertreterversammlung, dem Aufsichtsrat, al-
len uns unterstützenden Partnern aus Politik, 
Wirtschaft, Gesellschaft und Verwaltung. Für alle 
Projektierungen des Segments der öffentlichen 
Wohnraumförderung ausdrücklich Frau Ministerin 
Ina Scharrenbach, dem Ministerium für Heimat, 
Kommunales, Bau und Digitalisierung sowie den  
kommunalen (Bewilligungs-)Behörden. Last, but 
not least unserem hoch qualifizierten und enga-
gierten Mitarbeiterteam, welches die DNA des 
Spar- und Bauvereins tagtäglich lebt. Danke Ihnen 
allen für die verlässliche, vertrauensvolle Zusam-
menarbeit, die wesentlich zum Erfolg des Be-
richtsjahres 2025 beigetragen hat. Mit höchster 
Wertschätzung für Sie alle freuen wir uns auf die 
Fortsetzung unserer erfolgreichen Zusammen-
arbeit.  

Thorsten Mertens                  
Vorstandsvorsitzender         

Alexander Prior                   
Vorstandsmitglied          
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Der Vorstand bestand im Berichtsjahr aus 
folgenden Mitgliedern:

MERTENS, Thorsten | Dipl.-Volkswirt 
Vorstandsvorsitzender, bestellt bis: 31.12.2029

PRIOR, Alexander | Dipl.-Ing. (FH)
bestellt bis: 31.12.2029

Die Vorstandsmitglieder Thorsten Mertens und 
Alexander Prior sind hauptamtlich bei der Genos-
senschaft tätig.

2. AUFSICHTSRAT
Im Berichtsjahr gehörten folgende Mitglieder
dem Aufsichtsrat an:

BÖDDEKER, Hubert | Sparkassendirektor a. D.
gewählt bis: 2026 (Vorsitzender) 

BONKE, Rüdiger | Pfarrer
gewählt bis: 2025 (bis 26.06.2025)

DONSCHEN, Edmund | Maurermeister
gewählt bis: 2025 (bis 26.06.2025)

HABICH, Dr. Jörg-Markus | Dipl.-Kaufmann
gewählt bis: 2028

HUCKEMANN, Prof. Volker | Dipl.-Ingenieur
gewählt bis: 2028 (ab 26.06.2025)

KNOCKE, Paul | Dipl.-Ingenieur 
gewählt bis: 2026

LOEWE, Sabine | Justizbeamtin 
gewählt bis: 2026 

PAAS, Arnd | Vorstandsvorsitzender Sparkasse 
Paderborn-Höxter-Detmold
gewählt bis: 2028 (ab 26.06.2025)

ROSENTHAL, Alexandra | Verwaltungs- 
fachangestellte, gewählt bis: 2028 (ab 26.06.2025)

WARSITZ, Dr. Ernst | Dipl.-Ingenieur
gewählt bis: 2027 (stellvertretender Vorsitzender)

WEGENER, Jürgen | Dipl.-Kaufmann
gewählt bis: 2028

WEIFFEN, Sandra | Lehrerin
gewählt bis: 2025 (bis 26.06.2025)

Die gemäß Satzung turnusmäßig aus dem Auf-
sichtsrat ausscheidenden Herren Dr. Jörg-Markus 
Habich und Jürgen Wegener wurden in der Ver-
treterversammlung am 26.06.2025 jeweils für eine 
weitere Amtszeit von drei Jahren wiedergewählt. 
Für die aus dem Aufsichtsrat ausscheidende Frau 
Sandra Weiffen sowie die ausscheidenden Herren 
Rüdiger Bonke und Edmund Donschen wurden 
Frau Alexandra Rosenthal und die Herren Prof.  
Volker Huckemann und Arnd Paas einstimmig in 
den Aufsichtsrat der Genossenschaft gewählt.

1. VORSTAND

I. ORGANE DER GENOSSENSCHAFT
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I. ORGANE DER GENOSSENSCHAFT

Die Vertreterversammlung besteht am Berichtstag aus folgenden Genossenschaftsmitgliedern:
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Akcay, Onur
Baier, Sabine
Bee, Carsten
Börgel-Kirchhoff, Monika
Boxberger, Irina
Brodmann, Claudia
Ebe, Hildegard
Erkan, Hannelore
Gemm, Katja
Grimm, Alexandra

Groß, Werner
Härtel, Paul
Hesse, Andreas
Ilskens, Lennart
Kirchhoff, Dietmar
Kneer, Andreas
Krabbe, Manfred
Krenz, Rainer
Kreupl, Ruth
Kuberczyk, Richard

Lange, Judith
Lieder, Irene
Littau, Olga
Loewe, Lothar
Mattheis, Irina
Mersch, Cornelia
Mertens, Frank
Nolden, Dieter
Petrow, Elena
Pingel, Alexandra

Rieping, Gerda
Robrecht, Hubert
Schweizer, Maria
Stork, Michael
Stork, Susanne
Tews, Valentin
Wieczorek, Anne
Yesilada, Dr. Karin E.
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 4Baurichter, Wilhelm

Berger, Ulrich 
(Stadt Salzkotten)
Bergmann, Ute

Janewers, Tanja
Jekosch, Peter
Mede, Yvonne
Nürnberg, Anna

Sievers, Doris
Wagner, Richard
Werning, Christoph

3. VERTRETERVERSAMMLUNG

Ahle, Dietmar
Bechler, Paulina
Böddeker, Manfred
Bröckling, Alexandra
Broer, Barbara
Deppe, Michael
Dick, Olga
Dudinskaia, Raisa
Frede, Angelika
Götte, Carsten
Heidenkamp, Nicole
Heinz, Ludmilla
John, Dr. Hans-Jörg

Jolmes, Dr. Andreas
Jolmes, Henning
Jolmes, Maike
Karpinski, Irmhild
Karpinski, Josef
Kröger, Hildegard
Kubrin, Nina
Lehmann, Lilia
Linnemann, David
Meyer, Irene
Minich, Lydia
Müller-Allroggen, Dr. Cornelia 

Münster, Wolfgang 
(Werner Bracht GmbH)
Quade, Dieter
Reineke, Agnes
Reineke, Frank
Ritter, Alexander
Schamne, Juri
Schamne, Natalia
Schermer, Nadja
Schneider, Swetlana
Schomberg, Heinz-Josef
(Franz-Josef Schomberg 
GmbH)

Schrewe, Silvia
Steiger, Nina
Tewes, Ehrentraut
Vinke, Katharina
Vinke, Matthias
Voss, Raphael 
(v. Bodelschwinghsche 
Stiftungen Bethel)
Welke, Falk
Winnemöller, Michael 
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Altenberend, Uwe
Baier, Günter
Baier, Margarete
Blume, Boris
Bräutigam, Barbara
Brinkmann, Walter
Dominicus, Andrea
Greifenstein, Oliver
Käter, Ansgar 
(VerbundVolksbank  
OWL eG)

Kesselmeier, Dr. Manfred Rudolf
Koch, Friedhelm
Meier-Henrich, Vanessa
Menne, Dietmar
Nachtigal, Anna
Nolden, Christian
Noll, Sarah
Pietsch, Manfred
Reike, Hans-Josef

Rosenthal, Matthias
Ruppert, Dr. Andreas
Schmitz, Ingo
Schulte, Wolfgang
Schulz, Emily Victoria 
Schütte, Rolf
Stromberg, Manfred
Tempelmann, Markus 
(Stadt Paderborn)

Weskamp, Verena
Wilk, Patrick (Caritas- 
verband Paderborn e.V.)
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Die Analyse der gesamt- und immobilienwirt-
schaftlichen Lage basiert auf Auswertungen füh-
render Wirtschaftsinstitute wie „Deutsches Ins-
titut für Wirtschaftsforschung (DIW)“, „ifo Institut 
für Wirtschaftsforschung (ifo)“, „Institut für Welt-
wirtschaft (IfW Kiel)“, „Internationaler Währungs-
fonds (IWF)“, „Rheinisch-Westfälisches Institut 
für Wirtschaftsforschung (RWI)“, „Institut für Ma-
kroökonomie und Konjunkturforschung (IMK)“, 
„Institut für Wirtschaftsforschung Halle (IWH)“, 
„Hamburgisches WeltWirtschaftsInstitut (HWWI)“, 
„Bundesverband deutscher Wohnungs- und Im-
mobilienunternehmen e. V. (GdW)“, „Verband der 
Wohnungs- und Immobilienwirtschaft Rhein-
land Westfalen e. V. (VdW Rheinland Westfalen)“, 
„Bertelsmann Stiftung“, „empirica AG“, „Pestel 
Institut“, „Institut für Wohnungswesen, Immobi-
lienwirtschaft, Stadt- und Regionalentwicklung 
GmbH (InWIS)“, „Bundesinstitut für Bau-, Stadt- 
und Raumforschung (BBSR)“ und „NRW.BANK“. 
Ebenso auf Berechnungen und Prognosen der 
Bundesregierung (BR), des Sachverständigen- 
rates (SVR), des Statistischen Bundesamtes (De-
statis) und der Bundesagentur für Arbeit, sowie 
auf Analysen von Bankspezialisten und Volks- 
wirten bedeutender Institute. Sowohl die Erläute-
rungen für das Jahr 2025 als auch die Prognosen 
für 2026 sowie die Beurteilung von Rahmenbe- 
dingungen beziehen sich auf Daten und statis- 
tische Materialien, welche bis Mitte April 2026 ver-
fügbar waren.
 
Die welt- und gesamtwirtschaftliche Entwicklung 
stellt(e) sich höchst volatil dar, denn aus den außen- 
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen ergaben 
sich enorme Unsicherheiten: Die ungelösten geo-
politischen Krisen wie der Ukrainekrieg sowie die 
Eskalation im Nahen Osten und in der Golfregion 
belasten das globale Wachstum und die Handels-
entwicklung.

Nach dem Überfall Russlands auf die Ukraine 
kämpft die Weltwirtschaft aufgrund der Auswir-
kungen des Golfkrieges abermals mit einem An-
gebotsschock. Die neue Krise droht – mit einem 
vierten Stagnationsjahr – Deutschlands stottern-
den Wachstumsmotor abzuwürgen.

Die Verknappung vieler Rohstoffe mit strate-
gischer Bedeutung, Preisanstiege bei Energie, 
Rohstoffen und Transportkosten sowie Produk-
tions- und Lieferkettenengpässe und Unwäg-
barkeiten in den EU US-Handelsabkommen im-
plizieren enorme Planungsunsicherheit sowie 
Konsum- und Investitionszurückhaltung. Insofern 
ist der Projektionszeitpunkt bei der Erstellung des 
diesjährigen Geschäftsberichts mit erheblichen 
welt- und gesamtwirtschaftlichen sowie hohen 
geopolitischen Risiken behaftet.
 
Nach zwei Jahren rückläufiger Wirtschafts- 
leistung wuchs das deutsche BIP auch 2025 ledig-
lich um rund 0,2 %. Damit befand sich die deut-
sche Volkswirtschaft weiter in der Phase anhal-
tender Stagnation. Aufgrund seiner strukturellen 
Schwäche konnte Deutschland kaum vom etwa 
2,9-prozentigen Weltwirtschaftswachstum pro-
fitieren. Eine der zentralen Wachstumsbremsen 
blieb die zurückhaltende Investitionstätigkeit. So 
stiegen die preisbereinigten Bruttoanlageinves-
titionen seit 2015 nur um 4 %. Das gesamtwirt-
schaftliche Produktionspotenzial war weiterhin 
mit –1,7 % unterausgelastet. Im Zehnjahresver-
gleich ist auch eine deutliche Schere zwischen 
der Entwicklung der privaten und der staatlichen 
Konsumausgaben mit 10 % bis 24 % erkennbar.

1. GESAMTWIRTSCHAFTLICHE ENTWICKLUNG 

Preisbereinigte Entwicklung von Konsum- 
ausgaben, Investitionen und BIP seit 2015 
(2015 = 100) 

Quelle: Jahreswirtschaftsbericht der Bundesregierung 2026; 
Statistisches Bundesamt

A. Zeitgemäße wirtschafts- und  
finanzpolitische Leitlinien und zentrale 
Handlungsfelder für künftigen 
Wohlstand

1. Nach mehreren Jahren mit einer teils rückläufi­
gen, teils stagnierenden Wirtschaftsleistung zeich­
net sich zum Jahreswechsel 2025/2026 eine schritt­
weise Erholung ab. So geht die Bundesregierung 
für das Jahr 2026 von einem realen Wachstum des 
Bruttoinlandsprodukts (BIP) in Höhe von 1,0 Pro­
zent aus. Die Bundesregierung sieht es als wichti­
ges Signal, dass die seit fünf Jahren andauernde 
Stagnation der deutschen Wirtschaft zum Ende 
kommt, und als Ansporn, ihren Kurs zur Stärkung 
von Investitionen sowie entschlossener Reformen 
angesichts der fortbestehenden struk turellen Her­
ausforderungen fortzusetzen. Auch befindet sich 

die Weltwirtschaft in einem tief greifenden Wandel. 
Geopolitische und geoökonomische Spannungen, 
Protektionismus und die strategische Nutzung von 
Ressourcen als macht politisches Instrument 
gewinnen seit Jahren zunehmend an Bedeutung, 
während multilaterale Institutionen und Regel­
werke zunehmend herausgefordert werden. Hier­
von ist die tief in internationale Wertschöpfungs­
ketten integrierte deutsche Wirtschaft besonders 
betroffen. 

Die Zahl der Erwerbstätigen ist mit aktuell rund 
46,2 Millionen Personen weiterhin hoch, die Zahl 
der arbeitslos gemeldeten Personen hat zum Jah­
resende 2025 jedoch um rund 101.000 Personen im 
Vergleich zum Vorjahr erneut zugenommen. 
Gegenüber dem zwischenzeitlichen Tiefstwert des 
Jahres 2019 stieg die Arbeitslosigkeit um rund 

Bruttoinlandsprodukt Konsumausgaben des Staates BruttoanlageinvestitionenPrivate Konsumausgaben
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Abbildung 1: Preisbereinigte Entwicklung von Konsumausgaben, Investitionen und  
BIP seit 2015 (2015 = 100)

Quelle: Statistisches Bundesamt.
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BIP seit 2015 (2015 = 100)

Quelle: Statistisches Bundesamt.
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Auch der Außenbeitrag lieferte im Berichtsjahr 
keinen positiven Beitrag zur wirtschaftlichen Ent-
wicklung. Die Kombination aus der Euro-Aufwer-
tung und der stark nachlassenden internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit begründete eine die Ex-
portentwicklung deutlich übertreffende Import-
dynamik. Die exportorientierte deutsche Industrie 
litt nach wie vor unter einem deutlichen Anstieg 
der Lohnstückkosten, hoher Regulierungsdich-
te und hohen Bürokratiekosten, hohen Energie- 
kosten, gestiegenen Abgaben auf Arbeitseinkom-
men und Steuern auf Unternehmenserträge sowie 
einem Infrastruktur- und Digitalisierungsstau.
 

Auch wenn die im Zuge des „Liberation Day“ an-
gekündigten exorbitanten Zölle wieder reduziert 
wurden, belastet der US-Protektionismus mit va-
riierenden Handelsbeschränkungen nach wie vor 
die deutschen Warenexporte. Ebenso wirkt die 
stark wachsende Konkurrenz aus China dämp-
fend: Durch gezielte Industriepolitik, staatliche 
Förderung und aggressive Preisstrategien engt(e) 
China die Absatzmöglichkeiten deutscher Unter-
nehmen spürbar ein und wurde weltwirtschaftlich 
in vielen Kernbereichen der bundesrepublikani-
schen Industrie zum kontinuierlich wachsenden 
Konkurrenten.

Entwicklung von Im- und Exporten im Warenhandel 
mit China und den USA

Quelle: Jahreswirtschaftsbericht der Bundesregierung 2026; Statistisches Bundesamt
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Abbildung 2: Entwicklung von Im- und Exporten im Warenhandel mit China und den USA 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Werte sind saison- und kalenderbereinigt.
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Die Verschlechterung der internationalen Wett-
bewerbssituation durch zunehmende chinesische 
Marktanteilsgewinne betrifft insbesondere den 
deutschen Maschinen- und Anlagenbau sowie die 
Automobilindustrie. Die weltwirtschaftlichen Per-
spektiven mit enormen geopolitischen Spannun-
gen und Risiken sowie andauerndem Handels-
protektionismus lassen einen weiterhin konstant 
negativen Wachstumsbeitrag des Außenhandels 
erwarten.
 
Der Anstieg des Verbraucherpreisniveaus belief 
sich im Durchschnitt des Jahres 2025 auf insge-
samt 2,2 %. Rückläufige Energiepreise und un-
terproportionale Zuwächse bei Nahrungsmitteln 
dämpften die Inflation; zentrale Preistreiber blieben 
die Dienstleistungspreise. Da kein nennenswerter 
Inflationsdruck erwartet wurde, senkte die EZB 
nach mehreren Zinserhöhungen in den Jahren 
2022 und 2023 sowie sukzessiven Absenkungen 
in 2024 den Einlagezinssatz auf 2 %, den Haupt-

refinanzierungssatz auf 2,15 %. Aufgrund der 
hohen Unsicherheiten durch die geopolitischen 
Spannungen, des erwarteten Inflationsanstiegs 
durch Energiepreissteigerungen und um die In-
flationserwartungen stabil zu halten, ließ die EZB 
auch im März 2026 die Leitzinsen zunächst un-
verändert.
 
Der Arbeitsmarkt zeigte sich 2025 zunächst ver-
gleichsweise robust, befand sich jedoch ange-
sichts der anhaltenden wirtschaftlichen Schwäche 
in einer zunehmend ungünstigeren Verfassung. 
Im Zuge des strukturellen Wandels ergaben sich 
ausgeprägte sektorale Verschiebungen mit stei-
gender Erwerbstätigkeit in den Dienstleistungs-
bereichen und deutlichem Beschäftigungsabbau 
im produzierenden Gewerbe, in dem es in den 
vergangenen sechs Jahren zum Abbau von rund 
440 Tsd. sozialversicherungspflichtigen Beschäf-
tigungsverhältnissen kam.

Erwerbstätige und Erwerbslosenquote
I 2015 – III 2025 

Quelle: Frühjahrsgutachten Immobilienwirtschaft 2026 des Rates der Immobilienweisen; Statistisches Bundesamt

Gesamtwirtschaftliche Entwicklung1

38

Während sich die Erwerbstätigkeit insgesamt noch vergleichsweise stabil 
zeigte, spiegelte sich die wirtschaftliche Stagnation zunehmend im Anstieg 
der Erwerbslosigkeit wider (siehe Abbildung 1.6). Die Erwerbslosenquote 
stieg im ersten Quartal 2025 von 3,2% auf 3,3% und erhöhte sich im weiteren 
Jahresverlauf auf 3,5% im zweiten und 3,6% im dritten Quartal. Im Oktober 
waren 1,56 Mio. Personen erwerbslos, was einem Anstieg von 8,1% gegen-
über dem Vorjahresmonat entsprach.37 Nach vorläufiger Schätzung des Sta-
tistischen Bundesamtes erhöhte sich die Erwerbslosenquote im Jahresdurch-
schnitt deutlich von 3,1% im Vorjahr auf 3,5% im Jahr 2025.38

Die Arbeitslosenzahlen der Bundesagentur für Arbeit, die auf monatlicher 
Basis vorliegen, zeigten über das Jahr keinen klaren Trend. Die Arbeitslosen-
quote bewegte sich im Jahresverlauf seitwärts. Im November 2025 lag die 
saisonbereinigte Arbeitslosenquote bei 6,3%, zugleich waren rund 2,97 Mio. 
Menschen nach dem SGB III und SGB II arbeitslos gemeldet, was ein Anstieg 
im Vergleich zum Vorjahresmonat von 0,2 Prozentpunkten bedeutet.39 Die 
Unterbeschäftigung stagnierte über das Jahr 2025 nahezu und sank saison-
bereinigt im November gegenüber dem Vorjahr leicht um 6.000 auf insge-
samt 3,61 Mio. Personen.40 

Die schwächere konjunkturelle Entwicklung spiegelte sich zugleich in den 
Erwartungen der Unternehmen wider. Das IAB-Arbeitsmarktbarometer, ein 
Frühindikator auf Basis einer monatlichen Umfrage unter den lokalen 
 Arbeitsagenturen, startete mit einer negativen Tendenz in das Jahr 2025. Im 
April konnte erstmals ein Anstieg auf 98,6 Punkte verzeichnet werden, 
 begünstigt durch die Ankündigung des Finanzpakets der Bundesregierung.41 

37 Vgl. Statistisches Bundesamt, Erwerbstätigkeit im Oktober 2025 saisonbereinigt nahezu unverändert, Pressemit-
teilung Nr. 423 vom 28. November 2025, Wiesbaden.

38 Vgl. Statistisches Bundesamt, Erwerbstätigenzahl im Jahr 2025 fast unverändert, Pressemitteilung Nr. 001 vom  
2. Januar 2026, Wiesbaden.

39 Vgl. Bundesagentur für Arbeit, Monatsbericht zum Arbeits- und Ausbildungsmarkt, November 2025, Nürnberg, S. 15.
40 Vgl. Bundesagentur für Arbeit, Fachstatistiken, Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung – Aktuelle Eckwerte, Stand: 

5. Januar 2026, Nürnberg.
41 Vgl. Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, IAB-Arbeitsmarktbarometer steigt erstmals seit sieben Mona-

ten, Presseinformation des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung vom 28. April 2025, Nürnberg.
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Abbildung 1.6: Erwerbstätige und Erwerbslosenquote, I 2015 – III 2025
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Auch wenn es über das Jahr insgesamt keinen  
klaren Trend gab, stieg die Zahl der Arbeitslosen 
um knapp 200 Tsd. Personen; die Arbeitslosen- 
quote bewegte sich im Jahresverlauf seitwärts und 
lag bei 6,3 %. Trotz dieser gewissen Eintrübung am 
Arbeitsmarkt setzte sich – mit geringerer Dynamik 
als im Vorjahr – der Reallohnanstieg auch im Jahr 
2025 fort. Moderater als in den Jahren zuvor stiegen 
die Tariflöhne um etwa 2,5 %, wobei sich die  
Effektivlöhne (nominale Bruttolöhne und -gehälter  
je Arbeitnehmer) mit etwa 4,6 % dynamischer entwi-
ckelten. Hier spielten offensichtlich sektorale über-
tarifliche Vergütungen, Abfindungszahlungen und 
der Mindestlohnanstieg eine entsprechende Rolle. 

Quelle:  Jahreswirtschaftsbericht der Bundesregierung 2026; Statistisches Bundesamt

Entwicklung der Nominal- und Reallöhne und der Inflation

Quelle: GdW Informationen 173; Statistisches Bundesamt

Verwendung des Bruttoinlandsprodukts 2025 

Vor dem Hintergrund der – zumindest bis zum 
Ausbruch des Irankrieges – normalisierten Infla-
tionsentwicklung, der schwachen gesamtwirt-
schaftlichen Lage und der rückläufigen Arbeits- 
kräftenachfrage wird mit weniger kräftigen No-
minallohnzuwächsen und somit eher moderaten  
Reallohnanstiegen gerechnet.
 
Insgesamt spiegeln die Grafiken zur Konjunk-
turentwicklung und zur Verwendung des Brutto-
inlandsprodukts ein eher nüchternes Bild wider, 
weit entfernt von jeglicher wirtschaftspolitischen 
Euphorie.

I I . JAHRESPROJEKTION 2026 DER BUNDESREGIERUNG 123

180. Die nominalen und realen Einkommen der 
privaten Haushalte sind zuletzt deutlich stärker 
gestiegen, als dies angesichts der wirtschaftlichen 
Schwächephase und des Auslaufens der Inflations­
ausgleichsprämie zu erwarten gewesen war. So 
nahmen die Effektivlöhne (nominale Bruttolöhne 
und ­gehälter je Arbeitnehmer) im Jahr 2025 um  
4,6 Prozent zu und entwickelten sich damit deut­
lich dynamischer als die Tariflöhne. Auch die Real­
löhne konnten aufgrund einer stabilen Teuerungs­
rate mit rund 2,4 Prozent abermals spürbar zule­
gen (vgl. Abbildung 21). Die hohe Lohndrift 
(Abweichung der Effektivlohn­ von der Tariflohn­
entwicklung) könnte einerseits auf übertarifliche 
Vergütung infolge sektoraler Arbeitskräfteeng­
pässe zurückzuführen sein. Anderseits könnten 
hier auch die von einigen Unternehmen angebote­
nen Abfindungsprogramme eine Rolle spielen. 

181. Bei der weiteren Entwicklung der Effektiv­
löhne dürften sich sowohl der Mindestlohnanstieg 
von 12,82 Euro auf 13,90 Euro (+8,4 Prozent) zum  
1. Januar 2026 als auch der Einfluss von Sonder­
zahlungen wie Abfindungen bemerkbar machen. 
Gleichzeitig dürften sich Inflation und Arbeitspro­
duktivität zusammengenommen eher moderat 
entwickeln. Die Bundesregierung rechnet in der 
Jahresprojektion daher mit einer Abschwächung 
des Effektivlohnwachstums auf 3,5 Prozent im lau­
fenden Jahr. Die Lohndrift wird 2026 somit voraus­
sichtlich deutlich geringer ausfallen als im Vorjahr. 
Die realen Bruttoverdienste dürften im Jahresver­
lauf mit durchschnittlich +0,8 Prozent weiter spür­
bar zulegen. 

202420232022202120202019
Q1 Q2 Q3 Q4 Q1 Q2 Q3 Q4 Q1 Q2 Q3 Q4 Q1 Q2 Q3 Q4 Q1 Q2 Q3 Q4 Q1 Q2 Q3 Q4 Q1 Q2 Q3

2025

Veränderung gegenüber Vorjahresquartal in %

-6

-4

-2

0

2

4

6

8

10

Nominallohnindex Reallohnindex In
ation

Abbildung 21: Entwicklung der Nominal- und Reallöhne und der Inflation

Quelle: Statistisches Bundesamt.
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etwas entspannt. So ermittelte das ifo-Institut im Rahmen seiner Konjunkturumfragen im 
August 2025, dass bei knapp 28 % der Unternehmen in Deutschland die Geschäftstätig- 
keit vom Fachkräftemangel behindert wird. Im August des Vorjahres lag der Wert noch bei 
35 %.  

In vielen Bereichen ist der Fachkräftemangel deutlich spürbar – besonders im Dienstleis-
tungssektor. Dort ermittelte das ifo-Institut zuletzt bei 34 % der Unternehmen entspre-
chende Engpässe. Besonders groß ist der Bedarf in der Logistikbranche, wo über die Hälfte 
der Firmen (51 %) Schwierigkeiten bei der Fachkräftesuche angibt. In der Rechts- und Steu-
erberatung sowie der Wirtschaftsprüfung sind es sogar 73 %.  Angesichts des demografi-
schen Wandels dürfte Arbeitskräfteknappheit auch in Zukunft eine große Herausforderung 
für die deutsche Wirtschaft darstellen.  

 

Privater und öffentlicher Konsum stützten das Wachstum. Investitionen rückläufig. 

Auf der Verwendungsseite konsumierten sowohl die privaten Haushalte als auch der Staat 
im Jahr 2025 deutlich mehr als im Vorjahr. Preisbereinigt stiegen die privaten Konsumaus-
gaben um 1,4 % und die staatlichen Konsumausgaben um 1,5 %. Die Bruttoanlageinvestiti-
onen gingen dagegen erneut zurück, mit -0,5 % allerdings weniger stark als in den Jahren 
zuvor. In einem für den deutschen Außenhandel turbulenten Jahr verzeichneten auch die 
Exporte 2025 nochmals Verluste (-0,3 %). 

 
Die preisbereinigten Konsumausgaben des Staates stiegen 2025 vergleichsweise kräftig um 
1,5 %. Hierbei handelt es sich um Ausgaben für öffentliche Leistungen wie Bildung oder Ge-
sundheit. Hauptursache für den Anstieg war, dass die Sozialversicherung mehr Geld für 
Krankenhaus- und Arztbehandlungen, Medikamente sowie Pflege ausgeben musste.  

Die Konsumausgaben der privaten Haushalte im Inland stiegen im Jahr 2025 preisbereinigt 
um 1,4 % gegenüber dem Vorjahr. Die Haushalte gaben zu Beginn des Jahres deutlich mehr 
für Waren und Dienstleistungen aus, steigerten ihren Konsum in der zweiten Jahreshälfte 
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Eckdaten zur Konjunkturentwicklung in Deutschland 

Quelle: GdW Informationen 173; Statistisches Bundesamt

Angesichts der verhaltenen außenwirtschaftlichen 
Perspektiven mit einem globalen Wandel der  
Güter- und Handelsstrukturen setzt Deutschland 
nicht auf das bisher typische Erholungsmuster 
durch den Impulsgeber Außenwirtschaft, sondern 
auf die Binnennachfrage: Investitionsentwicklung 
sowie Staats- und Privatkonsum. Dazu wurden sei-
tens der Bundesregierung Abgaben- und Steuer- 
senkungen im Strom- und Energiebereich sowie 
begünstigte Investitionsbedingungen auf den Weg 
gebracht. Aus der Ausweitung der Verteidigungs-
ausgaben und dem Sondervermögen Infrastruktur 
und Klimaneutralität (SVIKG) sollen sich spürbare 
fiskalische Impulse ergeben.
 
Der expansive Kurs der Finanzpolitik wurde am 
18. März 2025 durch eine Grundgesetzänderung 
zur Neufassung der zukünftigen finanzpolitischen 
Grundlagen ermöglicht: Aus dem SVIKG können 
über zwölf Jahre 500 Mrd. € zusätzliche Investi-
tionsmittel für Energie- und Verkehrsinfrastruktur, 
Bildung und Klimaschutz bewilligt werden. Das 
SVIKG darf nur für zusätzliche Investitionen ver-
wendet werden und unterliegt nicht der Schul-
denbremse. 100 Mrd. € stehen den Ländern zur 
Verfügung. 100 Mrd. € werden dem Klima- und 
Transformationsfonds zugeführt. Mit dem Struk-
turkomponente-für-Länder-Gesetz (StruKomLäG) 
wurde den Ländern ein begrenzter struktureller 

Neuverschuldungsraum in Höhe von 0,35 % des 
BIP eingeräumt. Zur Stärkung der Verteidigungs-
fähigkeit wurden verteidigungs- und sicherheits-
relevante Ausgaben oberhalb von 1 % des BIP 
von der Schuldenbremse ausgenommen. Zusätz-
lich sollen die sukzessive Einführung der steuer-
lichen Abschreibung für bewegliche Güter des 
Anlagevermögens bis zu 30 % sowie die jährliche 
Verringerung des Körperschaftsteuersatzes von 
15 auf 10 % stimulierende Effekte auf die gesamt-
wirtschaftliche Dynamik auslösen.
 
Aufgrund drohender Finanzierungsengpässe in-
folge einsetzender Tilgungsverpflichtungen und 
steigender Zinsausgaben, bisher nie dagewese-
ner Haushaltsdefizite (bis 2027 etwa 170 Mrd. €) 
und eines enormen Spardrucks durch empfind-
liche Ausgabenkürzungen bei Renten-, Kranken- 
und Pflegeversicherung wurden die Maßnahmen 
der Bundesregierung von Teilen der Politik, von 
Wirtschaftsexperten und auch vom Sachverstän-
digenrat (SVR) kritisch gesehen. 

Schließlich waren die deutschen Staatsschulden 
nach Berechnungen der Bundesbank bereits im 
Jahr 2025 um 144 Mrd. € auf 2,84 Bio. € gestie-
gen, sodass die Schuldenquote – also das Ver-
hältnis der Schulden zur Wirtschaftsleistung – auf 
63,5 % zunahm.

  
 

aber kaum noch. Das Weihnachtsgeschäft schätzt der Einzelhandel, Umfragen des Han-
delsverbands Deutschland zufolge, als überwiegend enttäuschend ein. 

Die Bauinvestitionen gingen um 0,9 % zurück. Das war bereits der fünfte Rückgang in Folge. 
Hohe Baupreise dürften dazu geführt haben, dass vor allem Vorhaben im Wohnungsbau 
nicht realisiert wurden. In Wohnbauten wurde 2,4 % weniger investiert. Mehr investiert 
wurde dagegen in Nichtwohnbauten (+1,3 %), also beispielsweise in Straßen, Brücken, Fab-
riken oder Bürogebäude. 

Investitionen in Ausrüstungen – also Maschinen, Geräte und Fahrzeuge – nahmen im Jahr 
2025 preisbereinigt um 2,3 % im Vergleich zum Vorjahr ab. Im Gesamtjahr 2025 sanken die 
Investitionen in Fahrzeuge geringfügig (-0,1 %). In Maschinen und Geräte (-3,3 %) wurde im 
Jahr 2025 hingegen deutlich weniger investiert als 2024. Das war der vierte Rückgang in 
Folge in dieser wichtigen Investitionskategorie. 

Der Außenhandel war weiterhin sehr angespannt. Insgesamt wurden im Jahr 2025 weniger 
Waren und Dienstleistungen exportiert als im Vorjahr (-0,3 %). Dies stand im Kontrast zum 
weiter wachsenden Welthandel. Die Warenausfuhren gingen im Jahr 2025 preisbereinigt 
sogar um 0,7 % zurück, das war der dritte Rückgang in Folge. Betroffen waren Kernberei-
che der deutschen Exportwirtschaft: Kraftwagen und Kraftwagenteile, Maschinen und che-
mische Erzeugnisse. Die Dienstleistungsexporte sind dagegen erfreulicherweise um 1,1 % 
gestiegen. Aufgrund kräftig gestiegener Importe ergab sich ein negativer Außenbeitrag, der 
das Wirtschaftswachstum um 1,5 Prozentpunkte bremste. 
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Steuerschätzer und SVR wiesen nachdrück-
lich auf den enormen Konsolidierungsbedarf hin 
und mahnten dringende zusätzliche Struktur-
reformen an. Bereits 2025 waren die Löcher im 
Staatshaushalt größer als zunächst angenom-
men. Insbesondere Zins- und Sozialausgaben 
lagen deutlich über dem Vorjahresniveau, sodass 
der Fiskus 119,1 Mrd. € mehr ausgab, als er ein-
nahm. Im März 2026 wurde in zwei Studien von 
Ökonomen publiziert, dass das Sondervermögen 
nahezu vollständig zweckentfremdet worden sei: 
Laut Studien seien 86 % (IW) bzw. sogar 95 % (ifo 
Institut) der neu aufgenommenen Schulden nicht 
für zusätzliche Investitionen in die Infrastruktur 
eingesetzt worden. Das Bundesfinanzministerium 
verwies auf die bisher nur begrenzte Mittelver-
wendung für Zusatzinvestitionen aufgrund der nur 
vorläufigen Haushaltsführung 2025 sowie auf die 
Wachstumsimpulse der wirtschafts- und finanz-
politischen Maßnahmen 2026 und 2027.
 
Deutlich besser als in der Bundesrepublik stellte 
sich 2025 die Entwicklung im Euroraum dar. Das 
BIP-Wachstum der 27 EU-Mitgliedstaaten betrug 
1,4 %, wobei insbesondere in Süd- und Ost- 
europa teils kräftige Zuwächse festzustellen waren. 
Beispielsweise wuchs Polen um 3,2 %, Spanien 
um 2,9 %. Nur Finnland verzeichnete ein geringe-
res Wachstum als Deutschland. 
 
Bis zum Februar/März 2026 durfte davon ausge-
gangen werden, dass sich angesichts günstiger 
Finanzierungsbedingungen, staatlicher Mehraus-
gaben für Infrastruktur und Verteidigung sowie 
robuster Arbeitsmarkt- und Realeinkommens-
entwicklung im Euroraum die moderate binnen-
wirtschaftlich forcierte Erholung weiter fortsetzen 
würde. Die kriegerische Eskalation im Iran und  
Libanon führte jedoch zu so erheblichen (Energie-)
Preiserhöhungen und Lieferkettenunterbrech-
ungen sowie globalen weltwirtschaftlichen Aus-
wirkungen und Risiken, sodass eine verlässliche 
Prognose der weiteren Entwicklung nahezu un-
möglich wurde. 
 
Aufgrund dieser zum Teil dramatischen Verände-
rungen werden sich im Jahr 2026 entgegen den 
Vorjahresprognosen Weltkonjunktur und Handel 
signifikant verlangsamen. 2025 war auch au-
ßerhalb Europas das BIP gewachsen, beispiels- 
weise in China um etwa 4,8 % oder in den USA um 
2,1  %. Insgesamt negativ wirkten weltweit Zoll-
anhebungen als deutliche Handelshemmnisse, 
positiv dagegen die Dynamik des Handels mit KI-
bezogenen Dienstleistungen und Produkten. Die 
US-Wirtschaft entwickelte sich 2025 insgesamt 

robust, insbesondere getragen durch privaten 
Konsum, öffentliche Investitionen in Technologie 
und Energieinfrastruktur sowie den Dienstleis-
tungssektor. Die Gesamtinflation war rückläufig, 
allerdings unregelmäßig („bumpy disinflation“) und 
durchaus zäh in den Segmenten Dienstleistungen 
und Wohnen. Der Arbeitsmarkt war vergleichs-
weise gefestigt, wodurch der Konsum tragfähig 
blieb – allerdings deutlich stärker zweigeteilt, da 
im Gegensatz zu den höheren Einkommen die 
zins- und preisempfindlichen Gruppen stärker 
unter Druck gerieten. Die Aktienmärkte wurden 
teilweise von einer „KI-/Tech-Inflationsfantasie“ 
beflügelt und von sinkenden Inflations- und Zins-
erwartungen unterstützt, blieben insgesamt aber 
volatil. Die US-Notenbank (FED) betrieb 2025 
eine im Kern restriktive Geldpolitik. Aufgrund der  
eigenen Zollpolitik, der US-Fiskalthemen bezüg-
lich des Defizit-Schuldenpfads, der „Midterm 
Elections“ im November sowie höherer geopoliti-
scher Unsicherheiten mit Energiepreis- und Liefer-
kettenrisiken bewegten sich 2025/Anfang 2026 
die Erwartungen an die Zinspolitik der FED zwi-
schen „higher for longer“ und „cut expectations“. 
Insgesamt wird die hohe Relevanz kumulierter  
Risikofaktoren laut Expertenmeinung 2026 vor-
aussichtlich zu volatilen Märkten bei abkühlen-
dem Wachstum führen.
 
Wichtiger Handelspartner Deutschlands und teil-
weise „Gegenspieler“ der USA ist die Volksrepu-
blik China. 2025 war Chinas Wirtschaft insgesamt 
von moderatem Wachstum in Höhe von rund 5 % 
mit einem zweigeteilten Bild geprägt. Die ge-
samtwirtschaftliche Dynamik blieb positiv, wurde 
jedoch eher von technologienahen Produktions- 
und Industriebereichen als vom Binnenkonsum 
und von privaten Investitionen getragen. Geld- 
und fiskalpolitische Impulse forcierten den Struk-
turwandel in Richtung „Advanced Manufacturing“, 
sodass industriepolitisch geförderte Bereiche wie 
E‑Mobilität, Batterie-Solar-Windindustrie, Elek-
tronik und High-End-Fertigung Wachstumstreiber 
waren. Arbeitsmarkt- und Einkommensunsicher-
heiten begründeten den eher verhaltenen Binnen-
konsum. 

Die insgesamt gedämpfte Konsumentwicklung 
wurde auch mit den Nachwirkungen der Immo-
bilienkorrekturen in Verbindung gebracht. Auch 
2025 und Anfang 2026 blieb der Immobiliensek-
tor einer der stärksten Belastungsfaktoren für 
die chinesische Wirtschaft. Aus der anhaltenden 
Korrektur bzw. Stabilisierungsphase mit Abkehr 
von einem stark kreditgetriebenen Immobilien-
wachstum entwickelten sich Investitionsdämpfer 
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und negative Vermögenseffekte. Projektstarts ver-
schoben sich, der Druck auf Entwickler und Im-
mobilienfinanzierer stieg. Andererseits schwand 
das Käufervertrauen.  
 
Der Preisdruck 2025 war niedrig und zeigte teil-
weise sogar deflationäre Tendenzen. Geld- und 
Fiskalpolitik wirkten überwiegend stabilisierend: 
geldpolitisch tendenziell lockernd, fiskalpolitisch 
über Infrastruktur- bzw. industriepolitische Pro-
gramme. Zusammenfassend war 2025/Anfang 
2026 deutlich ein Wandel zu erkennen, da der 
Fokus nicht mehr auf der vormals klassischen 
(Immobilien-)Kreditexpansion lag, sondern auf 
hochwertigem Produktivitäts- und Technologie-
wachstum.

Im Nationalen Volkskongress Anfang 2026 stellte 
China seinen neuen Fünfjahresplan bis 2030 vor. 
In Erwartung weiterhin global unsicherer Zeiten 
mit Kriegen in der Ukraine und im Iran sowie des 
Handelsstreits mit den USA wurden die jährlichen 
Wachstumsziele auf rund 5 % gesenkt.
 
Eine grundlegende Kursänderung erkennen viele 
Experten nicht. Konsequent strebt die Volks- 
republik danach, die Resilienz ihrer Wirtschaft zu 
stärken und die ökonomische Abhängigkeit ihrer 
Geschäftspartner zu erhöhen.

Chinas Wirtschaftsmodell bleibt industrie- und ex-
portorientiert. Für Unabhängigkeit in Wissenschaft 
und Technologie sollen verstärkt Durchbrüche in 
Schlüsseltechnologien erzielt werden. KI und Ro-
boter werden damit wohl in den nächsten Jahren 
Chinas Alltag und Wirtschaft weiter erobern. Zu-
dem gab Peking, das seit Jahren erneuerbare 
Energien massiv ausbaut, verbindliche Ziele aus: 
Der Ausstoß von klimaschädlichem CO₂ relativ 
zum BIP soll um 17 % gesenkt werden, und der 
Anteil nicht fossiler Energien am Gesamtenergie-
verbrauch soll bis 2030 von 21,7 auf 25 % steigen.
 
Bei der Frage nach mehr Konsum hielt sich die 
Regierung bedeckt. Obwohl Peking schon lange 
davon spricht, den Binnenkonsum anzukurbeln, 
weist der Plan keine konkrete Zielvorgabe aus. 
Geplant sei eine erhebliche Erhöhung des Anteils 
der Konsumausgaben privater Haushalte am BIP. 
Der Verteidigungshaushalt soll erneut steigen. Für 
2026 sind Ausgaben von rund 1,7 Bio. Yuan (etwa 
236 Mrd. €) vorgesehen – ein Plus von etwa 7 %. 
Damit bleibt China nach den USA das Land mit 
dem zweitgrößten Militärbudget der Welt.
 

In Europa wurde Ende 2025 für 2026 – allerdings 
ohne „Einpreisung“ der internationalen Eskalatio-
nen insgesamt ein moderates Wachstum erwar-
tet – allerdings mit spürbaren Unterschieden zwi-
schen Ländern und Branchen. Nach den starken 
Preis- und Zinsschocks der letzten Jahre dürfte 
sich das Umfeld allmählich stabilisieren. Gleich-
zeitig bleiben die Risiken hoch. Die europäische 
Industrie kämpft weiter mit strukturellen Themen: 
hohe Energiepreise im Vergleich zu einigen Wett-
bewerbsregionen, der Umbau hin zu klimaneu- 
tralen Produktionsweisen sowie eine teils schwache 
globale Nachfrage. Für exportorientierte Länder 
ist entscheidend, ob sich das internationale Um-
feld belebt. Auf staatlicher Seite ist der Spielraum 
je nach Land unterschiedlich: Während Investi-
tionen in Infrastruktur, Digitalisierung und Energie-
wende Wachstum unterstützen können, begren-
zen Schuldenregeln und Konsolidierungsdruck 
in manchen Ländern die Möglichkeiten. Unterm 
Strich lautet die Prognose-Stimmung für 2026: 
keine Boom-Erwartung, aber eine Phase der Nor-
malisierung – mit Chancen dort, wo Investitionen, 
Innovation und Produktivität steigen, und mit Risi-
ken dort, wo Energie-, Demografie- oder Finanzie-
rungsprobleme stärker durchschlagen.
 
Große Hoffnungen ruhen auf der Unterzeichnung 
des EU-Mercosur-Abkommens. Ziel dieses ge-
planten weitreichenden Freihandelsabkommens 
zwischen der Europäischen Union und den Mer-
cosur-Staaten (Brasilien, Argentinien, Paraguay, 
Uruguay) ist der Abbau von Zöllen auf etwa 90 % 
der gehandelten Güter, um den Handel zu erleich-
tern und den Import von Agrarprodukten (Fleisch, 
Soja) zu fördern sowie EU-Exporte (Autos, Ma-
schinen, Chemikalien) zu steigern. 
 
Die enormen Risiken und Unsicherheiten Anfang 
2026 werden laut Einschätzung zahlreicher Öko-
nomen und Wirtschaftsforschungsinstitute eine 
breite konjunkturelle Belebung in Deutschland be-
einträchtigen und das volatile weltwirtschaftliche 
Expansionstempo verlangsamen. Insofern wird 
wohl die Jahresprojektion der Bundesregierung 
revidiert werden müssen. Ende März 2026 wurden 
bereits Stagnations- bzw. Stagflationstendenzen 
prognostiziert.
 
Bereits vor Ausbruch des Irankrieges schwankte 
die deutsche Wirtschaft zwischen Hoffen und Ban-
gen. Die Deutsche Industrie- und Handelskammer 
erwartete zwar, dass eine wachsende Weltwirt-
schaft und höhere Staatsausgaben einzelnen Be-
reichen leichten Auftrieb geben könnten, betonte 
jedoch zugleich, dass von den positiven Impulsen 
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Ausgewählte Eckwerte zur gesamtwirtschaftlichen Entwicklung

Quelle: Jahreswirtschaftsbericht der Bundesregierung 2026; Bis 2025 Statistisches Bundesamt; 2026 Jahresprojektion der Bundesregierung

Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts in Deutschland 

Quelle: Jahreswirtschaftsbericht der Bundesregierung 2026; Statistisches Bundesamt

„wenig in der Breite“ ankomme. Die Gesamtlage 
bleibe besorgniserregend: Die privaten Investiti-
onen lägen 11 % unter dem Vor-Corona-Niveau. 
Zu hohe Standortkosten (Energie und Arbeit) so-

wie mangelndes Vertrauen in eine wirtschaftliche 
Erholung seien die tiefgreifenden Probleme und 
Gründe für das viel zu geringe Investitionsniveau.
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Da die personellen Kapazitäten vieler Unterneh­
men aktuell nicht voll ausgelastet sind, wird dies 
jedoch voraussichtlich erst in der zweiten Jahres­
hälfte spürbar. Im Jahresdurchschnitt wird insge­
samt noch mit einem leichten Rückgang der 
Erwerbstätigkeit um 20 Tsd. Personen gerechnet, 
auch aufgrund der relativ schwachen Ausgangs­
basis. Die Arbeitslosigkeit wird sich im Verlauf des 
Jahres – auch aus demografischen Gründen – vor­
aussichtlich verringern; aufgrund des kräftigen 
Überhangs aus dem Vorjahr dürfte sie im Jahres­
durchschnitt 2026 allerdings nur leicht sinken.

148. Die Lohnentwicklung, die in den vergange­
nen Jahren vor allem durch höhere Tarifabschlüsse 
sowie Sonderzahlungen (Inflationsausgleichs­ 
prämie), die vor dem Hintergrund der erhöhten 
Inflationsrate zustande gekommen sind, geprägt 
war, dürfte sich in diesem Jahr wieder dem länger­
fristigen, inflationsneutralen Verteilungsspielraum 
annähern. Dabei steht eine insgesamt noch verhal­
tene Arbeitskräftenachfrage bestehenden und in 
einigen Wirtschaftszweigen tendenziell weiter 
zunehmenden Fachkräfteengpässen gegenüber. 
Die Verbraucherpreise dürften mit rund 2,1 Pro­
zent etwas geringer zunehmen als in den Vorjah­
ren, wobei administrative Preissenkungen (Absen­
kung Netzentgelte, Abschaffung Gasspeicherum­
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Abbildung 20: Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts in Deutschland

Quelle: Jahresprojektion der Bundesregierung.
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lage) tendenziell dämpfend auf die Rate wirken. 
Die Kerninflation (ohne Energie­ und Nahrungsmit­
tel) wird zwar voraussichtlich noch leicht erhöht 
bleiben, sich jedoch ebenfalls weiter verringern. 

149. Die Projektion der Bundesregierung für das 
BIP­Wachstum im Jahr 2026 liegt leicht über der 
Prognose des Sachverständigenrates (SVR) vom 
November 2025. Der SVR hat für das Jahr 2026 
einen realen BIP­Anstieg in Höhe von 0,9 Prozent 
prognostiziert. Dabei war er bei einem insgesamt 
sehr ähnlichen Konjunkturbild von einer etwas 
schwächeren Entwicklung des Staatskonsums wie 
auch niedrigeren öffentlichen und privaten Inves­
titionen ausgegangen. Hier unterstellt der SVR 
einen verzögerten Mittelabfluss bei den fiskali­
schen Maßnahmen des Sondervermögens Infra­
struktur und Klimasneutralität (SVIK) und der  
Verteidigungsausgaben, wodurch sich stärkere 
Effekte später zeigen würden.

150. Der Jahresprojektion 2026 liegen folgende 
Annahmen zugrunde:

• Für die Weltwirtschaft wird auf Basis der Prog­
nosen internationaler Organisationen von 
einem preisbereinigten BIP­Wachstum in Höhe 
von 2,9 Prozent im Jahr 2026 ausgegangen. 
Beim Welthandelsvolumen von Waren und 
Dienstleistungen wird mit einem Zuwachs von  
2,3 Prozent gerechnet.

• Der Ölpreis der Sorte Brent wird im Jahres­
durchschnitt 2026 auf rund 61 US­Dollar 
zurückgehen. Auch die Gaspreise werden mit 
rund 28 Euro je MWh wohl unter dem Durch­
schnitt des vergangenen Jahres liegen. Diese 
Annahmen basieren auf den Terminnotierun­
gen von Anfang Januar 2026.

• Der Euro­Dollar­Wechselkurs wird im Projek­
tionszeitraum mit seinem Durchschnitt der 
letzten sechs Wochen vor der Prognoseerstel­

Übersicht 1: Ausgewählte Eckwerte zur gesamtwirtschaftlichen Entwicklung1

Quellen: Bis 2025 Statistisches Bundesamt; 2026 Jahresprojektion der Bundesregierung.

2024 2025

Jahres-
projektion

2026
Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent, soweit nicht anders angegeben

ENTSTEHUNG des Bruttoinlandsprodukts (BIP)

BIP (preisbereinigt) -0,5 0,2 1,0

Erwerbstätige (im Inland) 0,1 0,0 0,0
Arbeitslosenquote in Prozent (Abgrenzung der BA) 2 6,0 6,3 6,2
VERWENDUNG des BIP preisbereinigt (real)

Private Haushalte und private Organisationen ohne Erwerbszweck 0,5 1,4 0,8

Staat 2,6 1,5 2,4
Ausrüstungen -5,4 -2,3 3,5
Bauten -3,4 -0,9 2,4

Inlandsnachfrage 0,2 1,7 1,5

Exporte -2,1 -0,3 0,8
Importe -0,6 3,6 2,1
Außenbeitrag (Impuls) 3 -0,7 -1,5 -0,5
Inflationsrate 2,2 2,2 2,1

Bruttolöhne und -gehälter je Arbeitnehmer 5,2 4,6 3,5

1 Bis 2025 vorläufige Ergebnisse des Statistischen Bundesamtes; Stand: Januar 2026.
2 Bezogen auf alle Erwerbspersonen; Abgrenzung der Bundesagentur für Arbeit.
3 Absolute Veränderung des Außenbeitrags in Prozent des BIP des Vorjahres (= Beitrag zur Zuwachsrate des BIP).
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Die geopolitischen Unsicherheiten belasten die 
Perspektiven. Der Standort Deutschland steckt in 
einer ungemütlichen „Schraubzwinge“ zwischen 
dem unkalkulierbaren Präsidenten des Bündnis-
partners USA und den negativen Auswirkungen 
der russischen Expansionspolitik. Damit ist seit 
Längerem klar geworden, dass die gemütlichen 
Zeiten endgültig vorbei sind.
 
Nach der konjunkturellen Belebung Ende ver-
gangenen Jahres verlor die gesamtwirtschaft- 
liche Entwicklung in Deutschland zu Jahresbeginn 
2026 deutlich an Dynamik. Wichtige Konjunktur-
indikatoren wie Industrieproduktion, Auftragsein-
gänge und Einzelhandelsumsätze schwächten 
spürbar ab. Von der erneuten Krisensituation im 
Nahen Osten und den damit zusammenhängen-
den drastischen globalen Preissteigerungen bei 
Rohöl und Erdgas dürfte auch die konjunkturelle 
Entwicklung in Deutschland temporär belastet 
werden. Der Erholungsprozess bleibt angesichts 
der externen Risiken fragil.
 
Abhängig von der Dauer des Konflikts bzw. der 
faktischen Sperrung der Straße von Hormus so-
wie möglichen längerfristigen Beeinträchtigungen 
der dortigen Produktionskapazitäten bei Öl und 
Gas besteht das Risiko für einen Rückschlag bei 
der erweiterten konjunkturellen Erholung. Das 
Bundeswirtschaftsministerium befürchtete infol-
ge des Irankrieges weitere Rückschläge. Wegen 
der auf den Weltmärkten gestiegenen Gas- und 
Ölpreise sei das Risiko für einen Rückschlag bei 
der erwarteten Erholung der Industriekonjunktur 
deutlich gestiegen.
 
Das Stimmungsbarometer für Deutschland brach 
im März 2026 um 5,2 auf minus zwölf Punkte ein, 
die Inflationsrate stieg auf 2,7 %. Analysten wie-
sen zudem darauf hin, dass die deutschen Indust-
rieunternehmen langfristig mit einer Vielzahl struk-
tureller Herausforderungen zu kämpfen hätten. 
Lieferketten blieben angespannt – insbesondere 
für Halbleiter, Spezialmaschinen und Vorprodukte 
aus Asien. Auch die digitale Transformation der In-
dustrie schreite langsamer voran als geplant.
 
Infolge der geschilderten Entwicklung wuchs auch 
in der deutschen Baubranche erneut die Skepsis; 
der Blick der Wirtschaft in die Zukunft sei nicht 
rosig. Eine jüngste „CPO“-Umfrage von „Deloitte“ 
belegte: 63 % der befragten Finanzentscheider 
aus der Immobilienwirtschaft schätzten die Un-
sicherheit, in der sie navigieren müssen, als hoch 
oder sogar sehr hoch ein.
 

Die durch eine zunehmend expansiv ausgerich-
tete Fiskalpolitik Ende 2025 eingesetzte Erholung 
der deutschen Wirtschaft wird sich nach Ein-
schätzung verschiedener Wirtschaftsexperten im 
Lichte des eskalierten Nahostkonfliktes mit glo-
balen Energiepreissteigerungen voraussichtlich 
mit einem spürbaren Dämpfer konfrontiert sehen. 
Nahezu alle großen Forschungsinstitute und auch 
die deutschen Wirtschaftsweisen traten ab März 
2026 auf die Euphoriebremse und gingen nicht 
mehr von einem breit angelegten Aufschwung 
aus. Die klare Aussage der ifo‑Konjunkturpro- 
gnose Frühjahr 2026 lautete: „Die Folgen des 
Irankrieges dämpfen die Erholung.“ Einen drama-
tischen Einbruch sah der stellvertretende Leiter 
Prof. Dr. Wollmershäuser allerdings nicht, da 
staatliche Mehrausgaben für Infrastruktur, Klima-
neutralität und Verteidigung ausgeweitet und zu-
nehmend nachfragewirksam würden.

Um der hohen Unsicherheit bezüglich des wei-
teren Verlaufs der Energiepreise angemessen 
Rechnung zu tragen, betrachtete die Prognose 
zwei Szenarien für einen möglichen Fortgang der 
deutschen und internationalen Konjunktur: Wäh-
rend im Deeskalationsszenario mit einem schnel-
len Ende des Konflikts und nur vorübergehenden 
Anstiegen der Rohöl- und Erdgaspreise gerech-
net wird, geht das Eskalationsszenario von einem 
deutlich längeren Konflikt mit einem schärferen 
und persistenteren Anstieg der Energiepreise aus.
 
Im Deeskalationsszenario würde das preis- 
bereinigte Bruttoinlandsprodukt im laufenden Jahr  
voraussichtlich um 0,8 % und im kommenden 
Jahr um 1,2 % zunehmen. Im Eskalationsszenario 
würden die konjunkturellen Belastungen spürbar 
zunehmen. Mit einem Anstieg des preisbereinig-
ten Bruttoinlandsprodukts von nur noch 0,6 % 
bzw. 0,8 % in diesem und im kommenden Jahr 
würde sich die Erholung im Prognosezeitraum  
allerdings – wenn auch in geringerem Tempo – 
fortsetzen.

II. STELLUNGNAHME 2025 | VORSTAND
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Bruttoinlandsprodukts in Deutschland 

Quelle: ifo Konjunkturprognose Frühjahr 2026; Statistisches Bundesamt; Berechnungen des ifo Instituts; ab 1. Quartal 2026: Prongose des ifo Instituts

Mit dem Beginn des Irankrieges Ende Februar 
stiegen die Weltmarktpreise für Rohöl und die 
europäischen Handelspreise für Erdgas kräftig. 
Die Unpassierbarkeit der Straße von Hormus, die 
Sperrung des Luftraums über dem Konfliktgebiet 
und die gegenseitigen Angriffe auf die Öl- und 
Gasinfrastruktur hinterließen ihre Spuren auch 
in der deutschen Wirtschaft. Zum einen ließ die 
globale Verknappung des Rohöl- und Erdgasan-
gebots die Rohstoffpreise teils kräftig steigen. 
Zum anderen bestand die Gefahr, dass Lieferket-
ten – insbesondere zwischen Europa und Asien –  
gestört werden.

Ungeachtet des Energiepreisschocks verbesser-
ten sich die ifo‑Exporterwartungen. Die seit 2021 
rückläufigen Exporte nach China stabilisierten 
sich ebenso wie die Ausfuhren in die USA. Den-
noch wird erwartet, dass – nach dem Urteil des 
Obersten Gerichtshofs im Februar 2026 und der 
angepassten Zollpolitik – die US‑Importzölle die 
deutschen Ausfuhren in die USA sowie den Welt-
handel belasten werden.

Je nach Eskalations- oder Deeskalationsszena-
rio wird ein Anstieg der Inflationsrate auf knapp 
2,5  % bzw. knapp 3 % erwartet. Laut ifo‑Prog-
nose würde daraufhin die EZB mit einer Straffung 
der Zinspolitik durch Anhebung des Leitzinses um 
50 Basispunkte etwa Mitte 2026 reagieren. War 
man vor dem Irankrieg noch davon ausgegangen, 

dass der Höhepunkt der registrierten Arbeitslosig-
keit im ersten Quartal 2026 überschritten würde, 
so erwartete man nun nur noch eine Verschie-
bung: im Deeskalationsszenario in den Sommer, 
im Eskalationsszenario in den Herbst 2026.

Der expansive Kurs der Finanzpolitik lasse die 
Finanzierungsdefizite des Staates in diesem und 
im kommenden Jahr kräftig anschwellen. Hinzu 
kämen im Deeskalations- und im Eskalationssze-
nario konjunkturbedingte Mindereinnahmen und 
Mehrausgaben, sodass das Defizit im Jahr 2027 
voraussichtlich bei 4,0 % bzw. 4,3 % in Relation 
zur Wirtschaftsleistung liegen werde. Insgesamt 
erhöhe sich der Bruttoschuldenstand von 63,2 % 
im Jahr 2025 auf 67,1 % (Deeskalationsszenario) 
bzw. 67,9 % (Eskalationsszenario) des Brutto- 
inlandsprodukts im Jahr 2027.
 
Wirtschafts- und Finanzmarktexperten wiesen im 
März/April 2026 deutlich darauf hin, dass viele 
sehr unterschiedliche Signale und Konsequenzen 
der exorbitanten geopolitischen Unsicherheiten 
noch nicht valide abgebildet werden könnten. 
Gegenüber dem Vorkriegsszenario war die Stim-
mung sowohl global als auch für Deutschland 
spürbar eingetrübt.

Der Krieg in Europa, die immer wieder aufflammen-
den gigantischen Konflikte im Nahen Osten sowie 
die weltweite Bedrohung liberaler Demokratien 

lationsszenario steigen die Verbraucherpreise mit 2,5 % in 
diesem und im kommenden Jahr stärker, weil zusätzlich zum 
Energiepreisanstieg auch die Kerninflationsrate als Folge der 
Zweitrundeneffekte höher ist.

Am Arbeitsmarkt kommt die konjunkturelle Erholung mit 
etwas Verzögerung an. In allen Szenarien liegt die Arbeits-
losenquote im kommenden Jahr niedriger als in diesem Jahr. 
Während allerdings im Vorkriegsszenario der Höhepunkt 
der registrierten Arbeitslosigkeit bereits im ersten Quartal 
2026 überschritten ist, verschiebt sich der Wendepunkt 
im Deeskalationsszenario in den Sommer und im Eskala-
tionsszenario in den Herbst des laufenden Jahres. Auch die 
Zahl der Erwerbstätigen wird in diesem Jahr noch einmal 
sinken und erst im kommenden Jahr im Zuge der Erholung 
zunehmen. Dabei fallen die Veränderungen in Abhängigkeit 
des jeweiligen Szenarios unterschiedlich stark aus. 

Der expansive Kurs der Finanzpolitik lässt die Finanzierungs-
defizite des Staates in diesem und im kommenden Jahr 
kräftig anschwellen. Hinzu kommen im Deeskalationssze-
nario und im Eskalationsszenario konjunkturbedingte Min-
dereinnahmen und Mehrausgaben, so dass das Defizit im 
Jahr 2027 voraussichtlich bei 4,0 bzw. 4,3 % in Relation zur 
Wirtschaftsleistung liegen wird. Insgesamt erhöht sich der 
Bruttoschuldenstand von 63,2 % im Jahr 2025 auf 67,1 % 
(Deeskalationsszenario) bzw. 67,9 % (Eskalationsszenario) 
des Bruttoinlandsprodukts im Jahr 2027.
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Alles in allem wird das preisbereinigte Bruttoinlandspro-
dukt im Deeskalationsszenario im laufenden Jahr voraus-
sichtlich um 0,8 % und im kommenden Jahr um 1,2 % zu-
nehmen (vgl. Tab. 3 und Abb. 3). Damit wurde an der ifo 
Konjunkturprognose vom Winter 2025 festgehalten. Ohne 
den Energiepreisschock hätte sich allerdings eine leichte 
Aufwärtsrevision der Prognose für das laufende Jahr auf 
1,0 % ergeben, da sich die Wirkungen der fiskalischen 
Maßnahmen etwas schneller entfalten als ursprünglich er-
wartet. Demnach reduzieren die Folgen des Iran-Krieges 
das Wachstum im Deeskalationsszenario in diesem Jahr 
um 0,2 Prozentpunkte. Im Eskalationsszenario nehmen die 
konjunkturellen Belastungen spürbar zu und summieren sich 
in diesem und im kommenden Jahr auf 0,8 Prozentpunkte 
im Vergleich zum Vorkriegsszenario. Mit einem Anstieg des 
preisbereinigten Bruttoinlandsprodukts von nur noch 0,6 % 
bzw. 0,8 % in diesem und im kommenden Jahr setzt sich 
allerdings die Erholung im Prognosezeitraum, wenn auch in 
geringerem Tempo, fort.

Die Inflationsrate dürfte im Deeskalationsszenario in diesem 
Jahr wegen des Anstiegs der Energiepreise bei 2,2 % und 
damit so hoch wie im Vorjahr liegen. Im Vorkriegsszenario 
wäre sie auf 2,0 % gesunken. Im kommenden Jahr wird sie 
in beiden Szenarien voraussichtlich bei 2,2 % liegen. Hier 
macht sich vor allem die geplante Anhebung des Mindest-
lohns um 5,0 % bemerkbar, die insbesondere die Preise von 
verbrauchernahen Dienstleistungen steigen lässt. Im Eska-

6 – 7 ifo Schnelldienst digital 3 | 2026 
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durch Populisten verändern zunehmend den Dis-
kurs wirtschafts-, gesellschafts- und auch klima- 
relevanter Themen. Zugleich erhöhen sie in 
Deutschland den Reformdruck auf die ohnehin 
nicht mehr stabilen Säulen des Sozialstaats: Rente, 
Pflege und Gesundheitsvorsorge.
 
Da alles, was heute außenpolitisch passiert, so 
massiv auf die Innenpolitik und -entwicklung 
durchschlägt wie noch nie, bleibt zu hoffen, dass 
sich die geopolitische Lage im Laufe des Jahres 
2026 spürbar beruhigt. Deutschland könnte da-
durch zumindest einen Teil seiner früheren Wett-
bewerbsfähigkeit zurückgewinnen.
 
Nach den Landtagswahlen in Rheinland-Pfalz war 
man sich diesbezüglich – bei aller Unterschied-
lichkeit – im Regierungslager unisono relativ ei-
nig: Wettbewerbsfähigkeit und soziale Gerechtig-
keit seien keine Gegensätze. Ohne Rückkehr zu 
wirtschaftlicher Stärke und internationaler Wett-
bewerbsfähigkeit lasse sich der Sozialstaat nicht 
finanzieren. Ohne soziale Balance wiederum sei 
der gesellschaftliche Zusammenhalt gefährdet, 
der für dringend erforderliche Reformen nötig sei.

Die Energie- und Preisschocks, die deutlich anzie-
hende Inflation sowie die Erwartungen länger an-
dauernder Störungen des internationalen Handels 
– verbunden mit dem Hinweis der EU-Kommis-
sion auf signifikante Versorgungsengpässe und 
erforderliche Energiesparprogramme Ende März/
Anfang April 2026 – zeichneten allerdings ein eher 
düsteres Bild. Dieses dämpfte den Optimismus 
hinsichtlich einer Revitalisierung der deutschen 
Wirtschaft erheblich.
 
Anfang April 2026 halbierten die führenden Wirt-
schaftsforschungsinstitute wegen des Iran- 
krieges und des dadurch ausgelösten Energie-
preisschocks ihre bisherige Wachstumsprogno-
se. In ihrer Gemeinschaftsdiagnose gingen sie für 
2026 nur noch von einem Wachstum von 0,6 % 
und für 2027 von 0,9 % aus. Auch mittelfristig fiel 
der Ausblick der Ökonomen angesichts eines ge-
gen Null tendierenden Wachstumspotenzials we-
nig günstig aus. Umso nachdrücklicher mahnten 
die Institute eine spürbare Senkung der Abgaben-
last an – durch Einsparungen sowie die konse-
quente Umsetzung der geplanten Sozialreformen.
 
Unzweifelhaft fügt der Golfkrieg der deutschen 
Wirtschaft nachhaltige Schäden zu. Mitte April 
2026 drohte das zarte Pflänzchen Aufschwung 
bzw. zumindest Aufschwünkchen – durch die 
amerikanisch-israelischen Militäroperationen ver- 

schüttet zu werden. In diese Krise und ange-
spannte konjunkturelle Lage hinein zu reformie-
ren, dürfte für die Regierung keine leichte Auf-
gabe sein bzw. werden.
 
Dies wurde mit dem Konjunkturausblick des Wirt-
schaftsministeriums am 22. April 2026 deutlich. 
In der Frühjahrsprojektion halbierte die Bundes-
regierung die Wachstumserwartung des BIP auf 
0,5  %. Auch für 2027 wurde nur noch ein BIP-
Wachstum von 0,9 % prognostiziert. Zugleich 
wurde mit deutlich höheren Inflationsraten – 
2,7 % für 2026, 2,8 % für 2027 – gerechnet. 

Genossenschaftlich 
in das KI-ZEITALTER
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2. IMMOBILIENMARKT DEUTSCHLAND

Nach wie vor ist die regionale Bevölkerungs- 
entwicklung in Deutschland von der Gleichzeitig-
keit von Wachstum und Schrumpfung geprägt. 
Bei insgesamt geringerer Nettozuwanderung setzt 
sich die demografische Spaltung des Landes mit 
regional verstärkten Disparitäten fort. Während 
der ländliche Raum seit dem Jahr 2000 rückläufige  
Bevölkerungszahlen verzeichnete, haben 275 
wachsende Kreise – von insgesamt 400 – in den  
vergangenen 14 Jahren Einwohner hinzu- 
gewonnen. 
 
Wohnungsknappheit in den Metropolregionen in 
Kombination mit dem in den vergangenen Jahren 
rückläufigen Neubau dokumentiert sehr deutlich, 
dass endlich auf überambitionierte Standards ver-
zichtet werden muss. Ohne Frage ist dabei die 
perspektivische Ausrichtung auf klimaneutrale 
Wohnungen richtig. Die in der Vergangenheit prak-
tizierte Fokussierung auf Gebäudeeffizienz hat je-
doch gezeigt, dass die extrem teure Dämmung der 
Gebäudehülle nicht zur gewünschten signifikan-
ten Verminderung der Treibhausgase geführt hat. 
Insofern ist es schlüssig, dass die Wohnungswirt-
schaft die Initiative „Praxispfad CO2-Minderung“ 
unterstützt, welche auf einen Mix an Maßnahmen 
setzt: Digitale, smarte Technologien in Kombina-
tion mit einer CO2-neutralen Versorgung durch die 
Nutzung erneuerbarer Energien schaffen Win-win-
Lösungen im Rahmen nachhaltiger Klimavorteile 
und finanzieller Entlastungen.
 
Die Immobilienwirtschaft stellt sich trotz exorbi-
tant hoher Kosten und immer komplexerer Auf- 
lagen ihrer gesellschaftlichen Verantwortung für 
bezahlbaren, qualitätsvollen und klimafreund-
lichen Wohnungsbau. Dieser stärkt den Zusam-
menhalt, schafft soziale Räume und prägt das 
kulturelle städtebauliche Erbe für viele Generatio-
nen und sollte prägender Kern politischen, verwal-
tenden und wohnungswirtschaftlichen Handelns 
sein. In diesem Sinne sollen die im Geschäfts-
bericht dargestellten Zahlen und Fakten den po-
litisch Verantwortlichen eine Basis bieten, um den 
Themen Klimaschutz und Wohnen sachorientiert 
zu begegnen.
 
Die Ausführungen sind allerdings im Kontext der 
sich Anfang 2026 deutlich verschärfenden Unsi-

cherheiten zu betrachten. Zu diesem Zeitpunkt 
dominierte der Irankrieg die Schlagzeilen und 
wirkte sich nicht nur an den Zapfsäulen, sondern 
auch unmittelbar auf unsere Branche aus. Bereits 
im Zuge des Ukrainekriegs war zu beobachten, 
wie schnell Rohstoff- und Energiepreise explodie-
ren können – mit teils drastischen Folgen für die 
Bauwirtschaft. Vor diesem Hintergrund besteht 
das Risiko, dass die Entwicklungen im Nahen 
Osten zu einem erheblichen Belastungsfaktor für 
die gesamte Immobilienwirtschaft werden und die 
ohnehin bereits sehr anspruchsvolle Situation mit 
hohen Baukosten weiter verschärfen und die Um-
setzung von Bauvorhaben komplizierter machen.
 

  Wertschöpfung

Komplementär zur allgemein schwächelnden 
deutschen Wirtschaft war das Jahr 2025 auch 
für die Immobilienwirtschaft erneut schwierig. 
Schlechtere Finanzierungsbedingungen seit dem 
Ende der Niedrigzinsphase in Kombination mit – 
zwar in der Dynamik nachlassenden, aber noch 
extrem hohen – Baukosten belasteten die Bau-
investitionen stark.
 
Die Bedeutung der Immobilienwirtschaft zeigt 
sich daran, dass sie gemäß aktuellen Daten 2024 
mit über 684 Mrd. € knapp 18 % zur gesamt-
deutschen Bruttowertschöpfung beisteuerte. Die 
darin enthaltene Grundstücks- und Wohnungs-
wirtschaft steigerte ihre Bruttowertschöpfung im 
Jahr 2025 um 0,5 % auf 392 Mrd. €. Damit lag 
die Wirtschaftsleistung dieses Kernbereichs der 
Immobilienwirtschaft nach wie vor über den Wert-
schöpfungsanteilen bekannter Branchen wie che-
mische Industrie, Maschinen- und Fahrzeugbau 
sowie Groß- und Einzelhandel.

II. STELLUNGNAHME 2025 | VORSTAND
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Bruttowertschöpfungsanteil 
der Immobilienwirtschaft 

Während das Baugewerbe im Jahr 2024 einen 
Bruttowertschöpfungsrückgang von –3,8 % zu 
verzeichnen hatte, begründete die Beständigkeit 
der Immobiliendienstleister die stabilisierende 
Funktion für die Gesamtwirtschaft.
 
Nach Angaben des DIW ist der Anteil des Bau-
volumens seit dem Spitzenjahr 2020 an der deut-
schen Wirtschaftsleistung um 7 %, der Wohnungs- 
neubau gar um 25 % gesunken. Neben enorm ge-
stiegenen Kosten sowie Verschlechterungen der 
Finanzierungskonditionen und Kürzungen in För-
derprogrammen wird hierfür auch die Flut an Ver-
ordnungen und Gesetzen verantwortlich gemacht. 
Wie ein roter Faden zieht sich seit einigen Jahren 
die stets gleiche Thematik durch den Wohnungs- 
und Immobilienmarkt Deutschlands: Ohne mehr 
Planungssicherheit, eine juristische Stärkung der 
Genehmigungskultur und damit Beschleunigung 
der Genehmigungsverfahren, spürbare Entlastung 
bei Standards, Abgaben und Steuern wird be-
zahlbarer Wohnungsbau wirtschaftlich nicht dar-
stellbar bleiben und auch nicht werden. Das gilt 
auch für eine tragende Säule der Wohnraumver-
sorgung, die über 2.000 Wohnungsbaugenossen-
schaften mit rund 2,2 Mio. Wohnungen für mehr 
als 5 Mio. Menschen.
 
Lagen die Bauinvestitionen 2024 bereits etwa 
13 % unter dem Niveau von 2020, so verlangsam-
te sich der Rückgang auf –3,2 %, wohingegen 
die Wohnungsbauinvestitionen mit –5 % stärker 
rückläufig waren. Der Anteil der Bauinvestitionen 
an Wohnbauten lag bei etwa 60 %. Angesichts 
dieser Zahlen verwundert es nicht, dass die Auf-
tragslage im Wohnungsbau weiter unbefriedigend 

blieb. Auch wenn sich das Geschäftsklima im 
Wohnungsbau laut ifo Institut in der ersten Jah-
reshälfte 2025 leicht verbesserte, so klagten im 
vergangenen Juni immer noch 47,9 % der befrag-
ten Unternehmen über Auftragsmangel, etwa 9 % 
über stornierte Projekte.
 
Laut ifo Institut blieb die Kapazitätsauslastung 
im Bauhauptgewerbe mit etwa 67 % weitgehend 
ohne Dynamik, wobei sich deutliche Unterschiede 
zwischen Hochbau mit rund 62 % und Tiefbau mit 
etwa 73 % zeigten. Trotz leichter Verbesserung 
blieb die Stimmung im Wohnungsbau insgesamt 
gedämpft.

Eine Belebung der Bautätigkeit wird voraussichtlich 
frühestens in etwa drei Jahren spürbare Effekte zei-
gen können. Der Versuch der Bundesregierung, das 
Bauen zu beschleunigen und zu vereinfachen, wird 
in diesem Kontext ausdrücklich erörtert. Der so- 
genannte ‚Bau-Turbo‘ vereinfacht zwar die Aus-
weisung von Neubauflächen, führt jedoch nicht zu 
schnelleren Baufertigstellungen. Mit dem Gebäude-
typ E sollen durch den Verzicht auf überhöhte Bau-
standards die Baukosten um bis zu 15 % gesenkt 
werden; bislang fehlt jedoch eine rechtssichere Aus-
gestaltung. Beide Ansätze sind zweifellos gut ge-
meint – gebaut wird dadurch jedoch noch lange nicht.  

Die Verbesserung des Geschäftsklimas im Woh-
nungsbau mit –25,2 Punkten auf den höchsten Wert 
seit September 2022 deckte sich mit der Einschät-
zung von Experten der Immobilienzeitung Frank-
furt, die im Oktober 2025 unter der Überschrift „Der 
Neubau ist ein zartes Pflänzchen“ ein zaghaftes 
Erwachen des Wohnungsbaus prognostizierte. Ins-
gesamt täuscht dieser sehr schwache Positivtrend 
nicht darüber hinweg, dass sich der Wohnungsbau 
in Deutschland, bezogen auf die jüngsten Zahlen 
des Statistischen Bundesamts, nach wie vor in 
einer tiefgreifenden Krise befindet. Daher macht 
auch die vom Verbändebündnis Wohnungsbau 
beauftragte Studie „Wohnungsbau in Deutschland 
2025 – Quo vadis?“ sehr deutlich klar, dass sich die 
Bundesrepublik wohnungspolitisch in einer erneu-
ten Schieflage befindet. Die Resilienz des „Systems 
Wohnungsbau“ sei massiv geschwächt.
 
Die zukunftsbezogenen Indikatoren zeichnen auch 
für das Jahr 2026 ein Bild vorsichtiger Stabilisie-
rung, ohne auf eine nachhaltige Trendwende in der 
Bau- und Immobilienwirtschaft hinzuweisen. Ins-
gesamt überwiegen nach wie vor die Risiken der 
negativen Rahmenbedingungen.
 

Quelle: GdW Informationen 173; Statistisches Bundesamt
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Langjähriger Anstieg der  rwerbstätigenzahl gestoppt  Zuwanderung sin t 

Im Jahresdurchschnitt 2025 waren 46,0 Millionen Menschen mit Arbeitsort in Deutschland 
erwerbstätig. Gegenüber dem Vorjahr ist der Wert nahezu unverändert. Mit Ausnahme des 
Corona-Jahres 2020 war die Erwerbstätigenzahl seit 2006 durchgängig gewachsen. Aller-
dings hatte der Anstieg seit Anfang 2024 deutlich an Dynamik verloren. Im Jahr 2025 kam 
er nun zum Erliegen.  

Dabei glichen sich unterschiedliche Entwicklungen aus, wie Analysen des Instituts für Ar-
beitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) der Bundesagentur für Arbeit zeigen: Zugewanderte 
Arbeitskräfte sowie die steigende Erwerbsbeteiligung von Älteren und von Frauen erhöhten 
für sich genommen die Erwerbstätigenzahl um jeweils rund eine Viertelmillion Personen. 
Die demografische Entwicklung führte demgegenüber zu einer Absenkung der Erwerbstäti-
genzahl um rund eine halbe Million Personen.  

Wie bereits im Vorjahr stieg die Erwerbstätigenzahl im Jahr 2025 ausschließlich in den 
Dienstleistungsbereichen (+0,5 %). Mehr als drei Viertel aller Erwerbstätigen arbeiten dort. 
Innerhalb der Dienstleistungsbereiche entwickelte sich die Beschäftigung allerdings sehr 
unterschiedlich: Einen erheblichen Zuwachs verzeichnete, wie in den Vorjahren, der große 
Bereich Öffentliche Dienstleister, Erziehung, Gesundheit (+1,7 %) und hierunter hauptsäch-
lich das Gesundheitswesen. Zunahmen gab es auch bei den Finanz- und Versicherungs-
dienstleistungen (+1,5 %).  

Im Verarbeitenden Gewerbe sank die Erwerbstätigenzahl um 2,2 %. In wichtigen Industrie-
zweigen waren die Veränderungsraten nach derzeitigen Schätzungen noch deutlich negati-
ver, so in der Automobilindustrie, in der Herstellung von Metallerzeugnissen und in der 
Herstellung von elektrischen Ausrüstungen. Das Baugewerbe verzeichnete einen Rückgang 
um 0,9 % gegenüber dem Vorjahr, der ohne den weiterhin wachsenden Tiefbau noch stär-
ker ausgefallen wäre.  

 ruttowertschöpfungsanteil der Immobilienwirtschaft
Anteil der Wirtschaftsbereiche an der Bruttowertschöpfung 2025, nominal
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Entwicklung der Investitionsleistungen 
2010 – 2025 

Quelle: GdW Wohnungswirtschaftliche Daten und Trends 2025/2026; GdW Jahresstatistik, Jahr 2025, eigene Schätzung auf Grundlage von Planzahlen 
der Unternehmen
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In absoluten Zahlen erreichten die Investitionen in Wohn- und Nichtwohn gebäude 
(inkl. Tiefbau) 2024 insgesamt 465 Mrd. Euro, knapp 11 % der wirtschaftlichen 
Gesamtleistung und gut 52 % der gesamten Bruttoanlageinvestitionen. Von den 
Bauinvestitionen entfallen etwa 60 % auf Wohnbauten. Damit stand allein der  
Wohnungsbau für ein Investitionsvolumen von 281 Mrd. Euro. 

Investitionen der GdW-Unternehmen wachsen gegen Gesamttrend leicht 

Die im GdW und seinen Regionalverbänden organisierten Wohnungsunternehmen 
haben im Jahr 2024 rund 19,7 Mrd. Euro in die Bewirtschaftung und den Neubau 
von Wohnungen investiert. Das sind knapp 350 Mio. Euro und damit 1,7 % mehr 
als im Vorjahr. Damit konnten die GdW-Unternehmen ihre Gesamtinvestitionen 
etwas steigern und sich gegen die allgemeine Entwicklung der Bauinvestitionen 
stemmen. Preisbereinigt bleibt aber ein Rückgang der Investitionssumme. Auch 
wurde der bisherige Höchststand von 2021 mit damals 20,4 Mrd. Euro nicht mehr 
erreicht.

Vor allem im Neubau forderten enorm gestiegene Baupreise, Verschlechterungen 
der Konditionen und Kürzungen in Förderprogrammen sowie die rapide gestiege-
nen Zinsen ihren Tribut. So sanken die Investitionen in neue Wohnungen 2024 im 
dritten Jahr in Folge. Hier wurden etwa 550 Mio. Euro weniger investiert als im 
Vorjahr. Dies entspricht einem Rückgang von 6,5 %.

Mit rund 11,7 Mrd. Euro stiegen die Bestandsinvestitionen im Jahr 2024 dagegen 
deutlich an (+8,5 %) und glichen den Rückgang bei den Neubauinvestitionen damit 
in erfreulicher Weise aus.

Quelle: GdW-Jahresstatistik, Jahr 2025, eigene Schätzung auf Grundlage von Planzahlen der Unternehmen.
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Entwicklung der Investitionsleistungen 2010 – 2025
bei den vom GdW repräsentierten Unternehmen

Da kurzfristig kaum mit wirksamen, kostensenken-
den Erleichterungen beim Neubau gerechnet wird, 
ist bei Miet- und Kaufpreisen vorerst keine grund-
legende Entspannung zu erwarten; entsprechend 
dürften sich jene irren, die 2026 bereits als Jahr der 
Chancen und als Auftakt zu einer raschen, deut-
lichen Erholung betrachten.
 
Vor dem Hintergrund hoher staatlicher Schulden-
aufnahme erscheinen steigende Hypothekenzinsen 
wahrscheinlicher als sinkende. Prognosen erwar-
ten daher weitere Rückgänge der Baufertigstellun-
gen um bis zu 35 %. Ökonomen und Finanzierer 
sehen für 2026 entsprechend eher eine Seitwärts-
bewegung mit leichter Aufwärtstendenz. Im Fokus 
von Investoren stehen dabei insbesondere junge 

Beschränkungen im Wohnungsbau 

Quelle: GdW Wohnungswirtschaftliche Daten und Trends 2025/2026; ifo Institut, Kojunkturumfragen, August 2025
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Quelle: ifo-Institut, Konjunkturumfragen, August 2025.

Bauinvestitionen weiter auf Talfahrt, Wohnungsbau  
besonders betroffen 

Die Bauinvestitionen sanken im Jahr 2024 preisbereinigt um 3,2 %. Bereits im 
 Vorjahr war die Bautätigkeit in ähnlicher Größenordnung gesunken. Neben den  
hohen Baupreisen wirkten sich die spürbar gestiegenen Bauzinsen aus, die  
insbesondere den Wohnungsbau bremsten. 2024 lagen die Bauinvestitionen  
preisbereinigt   um 13 % unter dem Niveau von 2020. Die unterjährigen Konjunk-
turstatistiken zeigen im Vergleich zum Vorjahr eine deutliche Abschwächung des 
Rückgangs der Bau investitionen. Im Vergleich zum Vorquartal stiegen die Bau-
investitionen im 2. Quartal das dritte Mal in Folge (0,5 %). Damit mehren sich die 
Anzeichen, dass die Investitionen in Bauten die Talsohle durchschritten haben.  
Vor allem der Wohnungsbau konnte im 2. Quartal 2025 gegenüber dem Vorquartal 
ausgeweitet werden, um deutliche 0,9 %. Die Produktionszahlen legen nahe, 
dass vor allem das Ausbaugewerbe, das einen großen Anteil der Wohnungsbau-
investitionen ausmacht, diese Entwicklung getragen hat.

Im Laufe des Jahres 2024 nahmen die Wohnungsbauinvestitionen mit -5 % 
 sogar spürbar stärker ab als die Bauinvestitionen insgesamt. Jahrelang hatte der 
 Wohnungsbau die treibende Kraft unter den Bausparten gebildet und war deutlich 
stärker als die übrigen Baubereiche gewachsen. Lediglich der öffentliche Bau sowie 
der gewerbliche Tiefbau konnten 2024 gegenüber dem Vorjahr Zuwächse erzielen. 
Insgesamt blieb aber auch der Nichtwohnungsbau im Vorjahresvergleich erneut 
leicht im Minus (-0,3 %).
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Quelle: ifo-Institut, Konjunkturumfragen, August 2025.
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und ESG-konforme Bestandsobjekte, Neubauten 
in guten Lagen sowie größere Portfolios. Ebenso 
gewinnt das Segment des ‚Micro-Living‘ – kleine, 
möblierte Einheiten – vor allem in den A-Städten als 
alternative Wohnform an Bedeutung.
 
Entgegen dem Gesamttrend wuchsen die Investi-
tionen der im GdW organisierten Wohnungsunter-
nehmen leicht. Gemäß den aktuellen Zahlen aus 
2024 wurden 1,7 % bzw. knapp 350 Mio.  € mehr in 
den Neubau und in die Bewirtschaftung von Woh-
nungen investiert. Die Höhe der Gesamtinvestitio-
nen war geprägt von einem 6,5-prozentigen Rück-
gang der Neubau- und gleichzeitig 8,5-prozentigen 
Anstieg der Bestandsinvestitionen. 
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Bei der relativ stabilen Entwicklung der Bestands-
investitionen ist jedoch zu berücksichtigen, dass 
sich aufgrund des hohen Preisdrucks seit 2021 eine 
Verschiebung von der Modernisierung zur reinen 
Instandhaltung vollzieht. Die Modernisierungstiefe 
wird zum Teil deutlich reduziert bzw. Modernisie-
rungsmaßnahmen werden verschoben bzw. stor-
niert. Berechnungen für 2025 auf Basis unterneh-
merischer Planzahlen spiegeln einen Rückgang der 
Bestandsinvestitionen um etwa 11 % sowie einen 
regelrechten Einbruch der Investitionsleistungen 
für Neubauvorhaben um rund 20 % wider.
 
Die Zahl der Immobilientransaktionen bildet einen 
wesentlichen Gradmesser für die Funktionsfähig-
keit des Marktes, da sie den Eigentumsübergang 
an bebauten und unbebauten Grundstücken ab-
bildet und damit wichtige Hinweise auf Marktliqui-
dität, Risikoaversion und Finanzierungsspielräume 
liefert. Zudem sind Transaktionsdaten die empi-
rische Grundlage der amtlichen und wissenschaft-
lichen Preisbeobachtung. Im Jahr 2023 sank die 
Zahl der Wohntransaktionen gegenüber 2022 um 
18 % auf 507,2 Tsd. Im Jahr 2024 setzte jedoch 
eine spürbare Belebung ein: Insgesamt wurden 
584,3 Tsd. Transaktionen im Wohnsegment regis-
triert (+14,4 %). Die Erholung passt zu Befunden, 
wonach sich die Marktteilnehmer zunehmend an 
das neue Zinsniveau anpassen und die Liquidität 
nach dem Einbruch 2023 wieder zunimmt, wenn-
gleich das Aktivitätsniveau weiterhin unter früheren 
Höchstständen liegt. Allerdings könnte die Mitte 
März 2026 erkennbare deutliche Aufwärtsbewe-
gung bei den Bauzinsen infolge des Irankrieges die 
Immobilienfinanzierung wieder verschlechtern. 

Die Geldumsätze ergänzen die wertmäßige Dimen-
sion und implizieren neben den Stückzahlen auch 
Preisänderungen. In der Phase anhaltender Preis-
auftriebe in den 2010er-Jahren stiegen die Geld-
umsätze vielerorts schneller als die Transaktions-
zahlen. Mit der Zinswende und der anschließenden 
Marktkorrektur kam es ab der zweiten Jahreshälfte 
2022 zu einer Neubewertung, sodass 2023 sowohl 
die Aktivität als auch die Umsätze deutlich nach- 
gaben. Für 2024 zeigen die Gutachterausschuss-
Auswertungen insgesamt wieder einen Aufwärts-
trend bei Verträgen und Geldumsatz. Im Wohn-
segment belief sich der Geldumsatz 2024 auf  
182,9 Mrd.  € (+15,6 %).

Für das Jahr 2025 zeigte der institutionelle Wohn-
investmentmarkt wieder höhere Aktivität, blieb 
aber hinter dem Vorjahr zurück. Grund hierfür war 
eine geringe Transaktionsdynamik im Segment 
der großen Transaktionen ab 100 Mio. €. Die lang- 
same Belebung von Investments in den Wohnungs-
bau könnte nach Expertenmeinung allerdings auch 
durch neue mietregulatorische Eingriffe gedämpft 
werden.
 
Nach dem langjährigen Aufschwung setzte 2023 
nach dem kräftigen Zinsanstieg eine Preiskorrek-
tur am deutschen Wohnungsmarkt ein. Die Ab-
wärtsbewegung hielt noch bis in die erste Jahres-
hälfte 2024 an, seither steigen die Preise wieder. 
Im dritten Quartal 2025 lagen die Wohnimmobili-
enpreise laut Häuserpreisindex des Statistischen 
Bundesamts 3,3 % über dem Vorjahresquartal. In 
den sieben größten Städten stiegen die Preise für  
Eigentumswohnungen um 2,8 % sowie für Ein- 
und Zweifamilienhäuser um 2,7 %.

Quelle: Frühjahrsgutachten Immobilienwirtschaft 2026 des Rates der Immobilienweisen; Arbeitskreis der Oberen Gutachterausschüsse

Transaktionen in Deutschland
2010–2024

Wohnimmobilien 10

245

wiesen sind – wobei der entscheidende Engpass häufig weniger die reine 
Anzahl leerstehender Wohnungen ist als deren räumliche Passung, Zustand 
und schnelle Verfügbarkeit. 

10.3.4 Transaktionsgeschehen

Die Zahl der Immobilientransaktionen bildet einen zentralen Gradmesser 
für die Funktionsfähigkeit des Marktes, weil sie den Eigentumsübergang an 
bebauten und unbebauten Grundstücken abbildet und damit Hinweise auf 
Marktliquidität, Risikoaversion und Finanzierungsspielräume liefert. Das ist 
besonders relevant, da Wohnimmobilienmärkte aufgrund von langen Such- 
und  Abwicklungszeiten strukturell vergleichsweise illiquide sind und Trans-
aktionen daher stark auf Zins- und Erwartungsänderungen reagieren.29 
 Zugleich sind Transaktionsdaten die empirische Grundlage der  amt lichen 
und wissenschaftlichen Preisbeobachtung (z.B. Destatis-Häuser preisindex 
und GREIX30), weshalb in Phasen geringer Umsätze die Zusammensetzung 
der Verkäufe stärker auf Durchschnittspreise durchschlagen kann und qua-
litätsbereinigte Indizes an Bedeutung gewinnen. 

Vor diesem Hintergrund ist die Zinswende ab 2022 im Transaktionsgesche-
hen deutlich sichtbar: Im Jahr 2023 sank die Zahl der Wohntransaktionen 
gegenüber 2022 um 18% auf 507.200 (Abbildung 10.12). Im Jahr 2024 setzte 
jedoch eine spürbare Belebung ein: Insgesamt wurden 584.300 Transaktio-
nen im Wohnsegment registriert (+14,4% ggü. 2023).31 Dabei entfielen 
252.900 auf Eigenheime (+13,0%), 255.600 auf Eigentumswohnungen 
(+16,9%), 27.000 auf Mehrfamilienhäuser (+21,6%) sowie 48.800 auf Bau-
grundstücke (+5,9%). Die Erholung passt zu Befunden, wonach sich die 
Marktteilnehmer zunehmend an das neue Zinsniveau anpassen und die 
 Liquidität nach dem Einbruch 2023 wieder zunimmt, wenngleich das Aktivi-
tätsniveau weiterhin unter früheren Höchstständen liegt. 

29 https://www.kielinstitut.de/fileadmin/Dateiverwaltung/IfW-Publications/fis-import/32b7779b-23b1-4ec8-809b-
c1e3c9cf2a64-KWP_2284.pdf

30 https://www.kielinstitut.de/de/institut/forschungszentren/makrooekonomie/makrofinanzen/german-real-estate-
index-greix/

31 https://redaktion-akoga.niedersachsen.de/startseite/download/berichte/download-berichte-201849.html
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Quelle: Frühjahrsgutachten Immobilienwirtschaft 2026 des Rates der Immobilienweisen; Arbeitskreis der Oberen Gutachterausschüsse

Geldumsätze in Deutschland
2010–2024

Die Anpassung an das höhere Zinsniveau fällt wei-
terhin je Marktsegment unterschiedlich aus. Neu-
bauten zeigen sich wegen hoher Baukosten und 
geringer Fertigstellungen tendenziell widerstands-
fähiger, während Bestandsobjekte sensibler auf  
Finanzierungskonditionen reagieren und sich stär-
ker nach Lage- und Qualitätsmerkmalen ausdiffe-
renzieren. Neuere Auswertungen – unter anderem 
der IW-Wohnindex – rücken dabei Energieeffi- 
zienz in den Vordergrund, während einfache Objekte 

stärkere Abschläge verzeichneten, inzwischen 
aber wieder zulegten. Der IW-Wohnindex wies für 
das vierte Quartal 2025 wieder steigende inserierte 
Kaufpreise aus.

Im Jahr 2025 zogen die Kaufpreise in fast allen 
A-Städten spürbar an. In den meisten kreisfreien 
Städten und Kreisen, wie auch Paderborn, bleibt die 
Dynamik größtenteils deutlich moderater. Spitzen- 
reiter blieb München mit 9.100 €/m².

Entwicklung der Immobilienpreise in Deutschland, 
2018 – 2025

Quelle:  Frühjahrsgutachten Immobilienwirtschaft 2026 des Rates der Immobilienweisen; Institut der deutschen Wirtschaft, IW-Wohnindex 
(Basis: Value Marktdatenbank, Inserierte Preise)
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Die Geldumsätze (Summe der gezahlten Kaufpreise) ergänzen diese Sicht um 
die wertmäßige Dimension und reagieren neben der Stückzahl auch auf 
Preisänderungen. In der Phase anhaltender Preisauftriebe in den 2010er Jah-
ren stiegen die Geldumsätze vielerorts schneller als die Transaktionszahlen. 
Mit der Zinswende und der anschließenden Marktkorrektur kam es ab der 
zweiten Jahreshälfte 2022 zu einer Neubewertung, sodass 2023 sowohl die 
Aktivität als auch die Umsätze deutlich nachgaben. Für 2024 zeigen die Gut-
achterausschuss-Auswertungen insgesamt wieder einen Aufwärtstrend bei 
Verträgen und Geldumsatz, zugleich bleibt die Erholung in Teilen des 
 Baulandmarktes fragil (Abbildung 10.13). Im Wohnsegment belief sich der 
Geldumsatz 2024 auf 182,9 Mrd. Euro (+15,6% ggü. 2023). Davon entfielen 
84,3 Mrd. Euro auf Eigenheime (+15,6%), 62,9 Mrd. Euro auf Eigentumswoh-
nungen (+20,5%), 24,2 Mrd. Euro auf Mehrfamilienhäuser (+31,5%) sowie 
11,5 Mrd. Euro auf Baugrundstücke (+19,4%). Die Muster entsprechen damit 
dem Bild einer wieder anlaufenden Preisfindung bei gleichzeitig fortbeste-
henden Engpässen im Neubau- und Entwicklungsbereich, in dem hohe Bau- 
und Entwicklungskosten die Markterholung weiterhin dämpfen. 

Für das Jahr 2025 zeigte der institutionelle Wohninvestmentmarkt wieder 
höhere Aktivität, blieb aber hinter dem Vorjahr und den Erwartungen der 
großen Maklerhäuser zurück. Grund hierfür war eine geringe Transaktions-
dynamik im Segment der großen Transaktionen ab 100 Mio. Euro.32 Die Ge-
werbesteuereinnahmen, die bis zum November 2025 vorliegen, verzeichnen 
ein Plus von 18,5% gegenüber dem Vorjahrzeitraum, sodass der Geldumsatz 
im Jahr 2025 wieder das Niveau von 2022 erreichen dürfte.33 Die langsame 
Belebung von Investments in den Wohnungsbau, der für Investoren als 
 inflationsgeschützte Investition gesehen wird, kann allerdings auch durch 
weitere mietregulatorische Eingriffe erstickt werden.

32 https://www.realestate.bnpparibas.de/marktberichte/wohnungsmarkt/deutschland-report
33 https://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/immobilien-laender-steigern-grunderwerbsteuer-einnahmen-

deutlich/100189373.html
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Abbildung 10.13:  Geldumsätze in Deutschland, 2010 – 2024
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Die Geldumsätze (Summe der gezahlten Kaufpreise) ergänzen diese Sicht um 
die wertmäßige Dimension und reagieren neben der Stückzahl auch auf 
Preisänderungen. In der Phase anhaltender Preisauftriebe in den 2010er Jah-
ren stiegen die Geldumsätze vielerorts schneller als die Transaktionszahlen. 
Mit der Zinswende und der anschließenden Marktkorrektur kam es ab der 
zweiten Jahreshälfte 2022 zu einer Neubewertung, sodass 2023 sowohl die 
Aktivität als auch die Umsätze deutlich nachgaben. Für 2024 zeigen die Gut-
achterausschuss-Auswertungen insgesamt wieder einen Aufwärtstrend bei 
Verträgen und Geldumsatz, zugleich bleibt die Erholung in Teilen des 
 Baulandmarktes fragil (Abbildung 10.13). Im Wohnsegment belief sich der 
Geldumsatz 2024 auf 182,9 Mrd. Euro (+15,6% ggü. 2023). Davon entfielen 
84,3 Mrd. Euro auf Eigenheime (+15,6%), 62,9 Mrd. Euro auf Eigentumswoh-
nungen (+20,5%), 24,2 Mrd. Euro auf Mehrfamilienhäuser (+31,5%) sowie 
11,5 Mrd. Euro auf Baugrundstücke (+19,4%). Die Muster entsprechen damit 
dem Bild einer wieder anlaufenden Preisfindung bei gleichzeitig fortbeste-
henden Engpässen im Neubau- und Entwicklungsbereich, in dem hohe Bau- 
und Entwicklungskosten die Markterholung weiterhin dämpfen. 

Für das Jahr 2025 zeigte der institutionelle Wohninvestmentmarkt wieder 
höhere Aktivität, blieb aber hinter dem Vorjahr und den Erwartungen der 
großen Maklerhäuser zurück. Grund hierfür war eine geringe Transaktions-
dynamik im Segment der großen Transaktionen ab 100 Mio. Euro.32 Die Ge-
werbesteuereinnahmen, die bis zum November 2025 vorliegen, verzeichnen 
ein Plus von 18,5% gegenüber dem Vorjahrzeitraum, sodass der Geldumsatz 
im Jahr 2025 wieder das Niveau von 2022 erreichen dürfte.33 Die langsame 
Belebung von Investments in den Wohnungsbau, der für Investoren als 
 inflationsgeschützte Investition gesehen wird, kann allerdings auch durch 
weitere mietregulatorische Eingriffe erstickt werden.

32 https://www.realestate.bnpparibas.de/marktberichte/wohnungsmarkt/deutschland-report
33 https://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/immobilien-laender-steigern-grunderwerbsteuer-einnahmen-

deutlich/100189373.html

wieder steigende 
Geldumsätze im 

Jahr 2024

0

50

100

150

200

250

300

202420232022202120202019201820172016201520142013201220112010

in
 M

rd
. E

ur
o

Eigentums-
wohnungen

Eigenheime

Mehrfamilien-
häuser

Baugrundstücke

+19%

+32%

+21%

+16%

Abbildung 10.13:  Geldumsätze in Deutschland, 2010 – 2024

0

50

100

150

200

250

300

202420232022202120202019201820172016201520142013201220112010

in
 M

rd
. E

ur
o

Eigentums-
wohnungen

Eigenheime

Mehrfamilien-
häuser

Baugrundstücke

+19%

+32%

+21%

+16%

Quelle:  Arbeitskreis der Oberen Gutachterausschüsse

Wohnimmobilien 10

247

10.3.5 Kaufpreisentwicklung

Nach dem langjährigen Aufschwung setzte 2023 nach dem kräftigen Zinsan-
stieg eine Preiskorrektur am deutschen Wohnungsmarkt ein. Zugleich verhin-
derten Wohnraummangel und ein hoher Grundbedarf einen abrupten Ein-
bruch wie in klassischen Blasenmärkten. Die Abwärtsbewegung hielt noch bis 
in die erste Jahreshälfte 2024 an, seither steigen die Preise wieder. Im 3. Quar-
tal 2025 lagen die Wohnimmobilienpreise laut Häuserpreisindex des Statisti-
schen Bundesamts 3,3% über dem Vorjahresquartal (+1,0% gegenüber dem 
Vorquartal). In den sieben größten Städten stiegen die Preise für Eigentums-
wohnungen um 2,8% und für Ein- und Zweifamilienhäuser um 2,7%.34 

Die Anpassung an das höhere Zinsniveau fällt weiterhin je Marktsegment un-
terschiedlich aus. Neubauten zeigen sich wegen hoher Baukosten und gerin-
ger Fertigstellungen tendenziell widerstandsfähiger, während Bestandsobjek-
te sensibler auf Finanzierungskonditionen reagieren und sich stärker nach 
Lage- und Qualitätsmerkmalen ausdifferenzieren. Ähnliches gilt für Ein- und 
Zweifamilienhäuser (Eigenheime), die vorrangig zur Selbstnutzung und von 
privaten Haushalten nachgefragt werden. Neuere Auswertungen – unter an-
derem der IW-Wohnindex – rücken dabei Energieeffizienz und die (Re-)Fo-
kussierung auf zentrale Lagen in den Vordergrund: In den A-Städten blieben 
gehobene und Premiumobjekte in der Korrekturphase vergleichsweise stabil, 
während einfache bzw. sanierungsnahe Objekte zunächst stärkere Abschläge 
verzeichneten und dann aber wieder überdurchschnittlich zulegten.35 

Wie Abbildung 10.14 zeigt, begann die Preisanpassung mit der Zinswende im 
2. Quartal 2022. Der IW-Wohnindex weist für das 4. Quartal 2025 wieder stei-
gende inserierte Kaufpreise aus: Eigentumswohnungen (ETW) verteuerten 
sich bundesweit um 1,6% zum Vorjahresquartal. Im Ein- und Zweifamilienh-
aussegment (EZFH) lagen die Zuwächse bei 2,8%. In den A-Städten ist die Preis-
dynamik im Jahr 2025 größer: ETW zogen um 2,6% an und EZFH um 3,8%.

 

34 https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2025/12/PD25_470_61262.html
35 https://www.iwkoeln.de/fileadmin/user_upload/Studien/Report/PDF/2025/IW-Report_2025-Wohnindex-Q3.pdf
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Kostenentwicklung

Zentrale Probleme sowohl im Neubau als auch in 
der Bestandssanierung sind die stark gestiegenen 
Energie- und Materialpreise, deutlich höhere Lohn-
kosten im Baugewerbe und gestiegene Finanzie-
rungskosten. Hinzu kommen strengere gesetzliche 
Vorgaben, wie z. B. zur Energieeffizienz, sowie die 
nach wie vor hohen Grundstückskosten, insbeson-
dere in den Ballungsräumen. So stiegen die Bau-
preise im Wohnungsbau infolge von Lieferengpäs-
sen während der Covid-19-Pandemie zwischen 
2021 und Anfang 2023 um mehr als 10   % pro 
Jahr. Seither verharren sie auf einem sehr hohen 
Niveau. Nach dem Baupreisindex lagen die Kosten 
im Wohnungsbau im dritten Quartal 2025 um 3,1 % 
höher als ein Jahr zuvor und 48,4 % höher als fünf 
Jahre zuvor. 

eher von einem konstant hohen Preisniveau aus-
zugehen. 
 
Somit ist es kein Wunder, dass laut der aktuellen 
Publikation Ernst & Sohn Special „Wohnungsbau 
2025“ die Herstellungskosten für Wohnraum heute 
im Schnitt bei 5.230 €/m² inkl. Grundstück liegen 
– ein Niveau, das in vielen Regionen bezahlbaren 
Neubau nahezu unmöglich macht. 
 
Besonders die technischen Gewerke haben sich 
massiv verteuert, seit 2000 erschreckenderweise 
um 364 %. Energiepolitische Regulierungen wie 
das Gebäudeenergiegesetz (GEG) werden diese 
Entwicklung weiter antreiben.

Hinzu kommen Unsicherheiten durch Normenflut, 
langwierige Genehmigungsverfahren und eine all-
gemeine Teuerungsrate, die in keinem anderen 

Quelle: Frühjahrsgutachten Immobilienwirtschaft 2026 des Rates der Immobilienweisen; Statistisches Bundesamt

Baupreise in Deutschland, 
I 2000 – IV 2025

Differenziert nach Neubau und Instandhaltung, 
zeigt sich, dass infolge der Normalisierung der 
Energie- und Baustoffpreise die Wachstumsraten 
gemäß Baupreisindex zwar erkennbar gesunken 
sind, jedoch deutlich über den Raten der Jahre 
2000 bis 2018 liegen. 

Im Ausbaugewerbe – Heizung, Elektro, Metallbau, 
informationstechnische Anlagen – stiegen die Prei-
se im zweiten Quartal 2025 mit 2 bis 5,7 % stärker 
als im Gewerk Rohbau. Trotz reduzierter Zunahme 
der Baupreiszuwachsraten ist wohl auch weiterhin 

Sektor so stark durchschlägt wie im Wohnungs-
bau. Die Studie spricht von einer „systemischen 
Verteuerung“ des Bauens.
 
Die Folge: Frei finanzierte Wohnungen müssten für 
eine wirtschaftliche Tragfähigkeit heute mit einer 
Kaltmiete von ca. 17,50 bis 21 €/m² angeboten 
werden – weit außerhalb dessen, was sich viele 
Einkommensgruppen leisten können.
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Seit 2022 sind auch die Finanzierungskosten deutlich gestiegen. Seither 
bremsen sie die Bautätigkeit und Investitionen spürbar aus und beeinflussen 
die Entwicklung der Kaufpreise maßgeblich. Nach Jahren sehr günstiger Fi-
nanzierungsbedingungen liegen die Zinssätze für langfristige Wohnungsbau-
kredite inzwischen meist zwischen 3% und 4% (Abbildung 10.2). Die Bau-
zinsentwicklung steht dabei in engem Zusammenhang mit der Geldpolitik 
der Europäischen Zentralbank (EZB) sowie dem Anleihemarkt für deutsche 
Bundesanleihen. Für kurzfristige Bauzinsen ist insbesondere der EZB-Leit-
zins (Hauptrefinanzierungssatz) maßgeblich: Er wurde von 0,0% ab Juli 2022 
bis September 2023 schrittweise auf 4,5% angehoben und anschließend bis 
Juni 2025 schrittweise auf 2,15% gesenkt. Die langfristigen Bauzinsen hän-
gen hingegen stärker von Pfandbriefzinsen und den Renditen zehnjähriger 
Bundesanleihen ab, da Kreditinstitute ihr Baufinanzierungsgeschäft maß-
geblich über Pfandbriefe und Bundesanleihen refinanzieren. Der Anleihe-
markt war 2025 dabei von hoher Volatilität geprägt – unter anderem im Zu-

Ve
rä

nd
er

un
g 

ge
ge

nü
be

r
Vo

rja
hr

es
qu

ar
ta

l i
n 

%

-2

0

2

4

6

8

10

12

14

16

18

2025202320212019201720152013201120092007200520032001

100 = 2021

Abbildung 10.1: Baupreise in Deutschland, I 2000 – IV 2025

Quelle: Statistisches Bundesamt

variabel oder 
bis 1 Jahr

> 1 Jahr
bis 5 Jahre

> 5 Jahre 
bis 10 Jahre 

> 10 Jahre

in
 %

0

1

2

3

4

5

6

7

202512023202120192017201520132011200920072005

Abbildung 10.2:  Zinssätze für Wohnungsbaukredite, 2005 – 2025

variabel oder 
bis 1 Jahr

> 1 Jahr
bis 5 Jahre

> 5 Jahre 
bis 10 Jahre 

> 10 Jahre

in
 %

0

1

2

3

4

5

6

7

202512023202120192017201520132011200920072005
Effektivzinssätze nach Laufzeit, private Haushalte, Neugeschäft
1 bis November 2025

Quelle: Deutsche Bundesbank

Finanzierungs-
kosten dämpfen 
Nachfrage nach 
Wohnungen 



25

II. STELLUNGNAHME 2025 | VORSTAND

Quelle: GdW Wohnungswirtschaftliche Daten und Trends 2025/2026; Statistisches Bundesamt

Entwicklung der Baupreise im Wohnungsbau (Neubau/Instandhaltung)  
im Vergleich Inflation/Mietenentwicklung

Quelle: GdW Wohnungswirtschaftliche Daten und Trends 2025/2026; Dr. Klein Wowi Finanz AG und Europäische Zentralbank EZB 

Zinsentwicklung für Wohnungsbaukredite mit unterschiedlicher Zinsbindung 

Deshalb muss gelten: Ein gesellschaftlicher 
Wohnpakt benötigt ein belastbares Fundament 
aus Vertrauen, Langfristigkeit und fairer Lasten-
verteilung mit einem klaren Kurs, pragmatischer 
Entschlossenheit und einem breiten gesellschaft-
lichen Schulterschluss, um die Wende zu schaf-
fen. Wohnungsbau darf keine Frage der Ideologie 
sein, sondern ausschließlich der Notwendigkeit.
 
Auch die Finanzierungskosten veränderten sich. 
Nach Jahren sehr günstiger Finanzierungs- 
bedingungen lagen bzw. liegen die Zinssätze für 
langfristige Wohnungsbaukredite meist zwischen 
3 % und 4 %. Die Bauzinsentwicklung steht da-
bei in engem Zusammenhang mit der Geldpolitik 
der EZB sowie dem Anleihemarkt für deutsche 
Bundesanleihen. Für kurzfristige Bauzinsen ist 
insbesondere der EZB-Leitzins maßgeblich: Er 
wurde von 0,0 % ab Juli 2022 bis September 
2023 schrittweise auf 4,5 % angehoben und an-
schließend bis Juni 2025 schrittweise auf 2,15 % 
gesenkt. Die langfristigen Bauzinsen hängen hin-

gegen stärker von Pfandbriefzinsen und den Ren-
diten zehnjähriger Bundesanleihen ab, da Kredit-
institute ihr Baufinanzierungsgeschäft maßgeblich 
über Pfandbriefe und Bundesanleihen refinanzie-
ren. Der Anleihemarkt war 2025 dabei von hoher 
Volatilität geprägt – unter anderem im Zusam-
menhang mit der Ankündigung des deutschen 
Schuldenpakets im März 2025 sowie den Zollan-
kündigungen des US-Präsidenten im April 2025. 
Insgesamt stiegen die Bauzinsen im Jahresverlauf 
nur leicht: von 3,5 % im Januar 2025 auf 3,7 % im 
November 2025.

Nach dem Zinssprung zeigte sich eine ausgepräg-
te Zurückhaltung bei Kauf- und Bauentscheidun-
gen. Entsprechend brach das Neugeschäft mit 
Wohnungsbaukrediten deutlich ein. Nach der Hal-
bierung der Volumen entwickeln sich die Immobili-
enfinanzierungen seit Anfang 2024 wieder positiv. 
So lag die Summe der monatlichen Kreditvolumen 
im Jahr 2025 bis einschließlich November 21,9 % 
über dem Vorjahreswert.

23

Quelle: Statistisches Bundesamt, VPI und Baupreisindex,
eigene Berechnung, Umbasierung auf 1.Quartal 2000=100.
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Allgemeine Preissteigerung: 
+2,1 % (+22,4 % seit 2019)

Index 2000=100
prozentuale Veränderung Vorjahresvergleich (Q2 2024 zu Q2 2025)
(in Klammern Vorkrisenvergleich  [Q4 2019 zu Q2 2025])

Bauleistungen Neubau
insg.:
+3,2 % (+46,8 % seit 2019)

Ausbauarbeiten Neubau:
+3,7 % (+51,0 % seit 2019)

Instandhaltungsleistungen: 
+3,8 % (+50,4 % seit 2019)

Nettokaltmiete Bestand: 
+2,1 % (+10,8 % seit 2019)

Entwicklung der Baupreise im Wohnungsbau (Neubau/Instandhaltung)  
im Vergleich zu Inflation und Mieten
Indexwerte (2000=100), bis 2. Quartal 2025

Preise für Ausbauarbeiten legen aktuell deutlich stärker zu als die  
Rohbauarbeiten 

Vor allem vom Ausbaugewerbe, das mit rund 56 % den größten Anteil an den 
Bauleistungen im Wohnungsbau hat, geht weiterhin ein deutlicher Preisdruck aus: 
Die Preise für Ausbauarbeiten lagen im 2. Quartal 2025 um 3,7 % über denen des 
Vorjahresmonats. Hierbei erhöhten sich die Preise für Heizanlagen und zentrale 
Wassererwärmungsanlagen (darunter zum Beispiel Wärmepumpen) um 4,5 %. Die-
se haben unter den Ausbauarbeiten neben Metallbauarbeiten den größten Anteil 
am Baupreisindex für Wohngebäude. Für Metallbauarbeiten stiegen die Preise um 
2,0 %. Bei Elektro-, Sicherheits- und Informationstechnischen Anlagen – darunter 
fallen zum Beispiel Elektro-Warmwasserbereiter und Kommunikationsanlagen – 
nahmen sie um 5,7 % zu, bei Wärmedämm-Verbundsystemen um 3,6 %.

Die Preise für Rohbauarbeiten an Wohngebäuden stiegen vom 2. Quartal 2024 
bis zum 2. Quartal 2025 um 2,5 % und damit deutlich moderater als die Preise 
des Ausbaugewerbes. Den größten Anteil an den Rohbauarbeiten und auch am 
Gesamtindex für den Neubau von Wohngebäuden haben Betonarbeiten und 
Mauerarbeiten. Während die Preise für Betonarbeiten im Vorjahresvergleich um 
1,6 % zunahmen, erhöhten sich die Preise für Mauerarbeiten um 1,5 %. Dach-
deckungsarbeiten waren im 2. Quartal 2025 um 4,5 % teurer als im 2. Quartal 
2024, die Preise für Erdarbeiten stiegen im gleichen Zeitraum um 3,8 % und  
die Preise für Zimmer- und Holzbauarbeiten um 4,8 %.
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Quelle: Dr. Klein Wowi Finanz AG und Europäische Zentralbank EZB.
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Makroökonomisch war die Zinspolitik der Europäischen Zentralbank ein voller 
Erfolg. Nahezu lehrbuchmäßig führte die Leitzinserhöhung zu einer Dämpfung der 
gesamtwirtschaftlichen Nachfrage, was wiederum den Inflationsdruck verringerte. 
Nach Spitzenwerten von fast 10 % liegt die Inflationsrate in Deutschland heute 
mehr oder weniger im Zielkorridor von rund 2 %. Doch die Rechnung für diesen 
Erfolg hat insbesondere der Wohnungsbau bezahlt. Aufgrund der langen Lebens-
dauer von Wohngebäuden sind die Fremdfinanzierungsanteile im Vergleich zu 
anderen Investitionen sehr hoch. Der sprunghafte Anstieg der Zinslast führte zu 
einer Schockstarre im Wohnungsbau.

Infolge der erneuten Zinswende der EZB haben sich die Kreditkonditionen für 
Wohnungsbaukredite etwas verbessert. Allerdings zeigte die Zinskurve für Woh-
nungsbaukredite im 1. Halbjahr 2025 wieder eine leicht ansteigende Tendenz, 
sodass die Zinsentlastung zum vorläufigen Höchststand des Jahres 2024 nur gut 
einen halben Prozentpunkt ausmacht.

Die Zahl der neu abgeschlossenen Hypothekenverträge steigt im Vorjahresver-
gleich bereits seit Mitte 2024 wieder an. Auch beim nominalen Neukreditvolumen 
ist ein spürbarer Anstieg zu beobachten. So lag das Volumen neuer Hypotheken-
darlehen im 1. Quartal 2025 um etwa 35 % höher als im Vorjahr. Allerdings wirken 
die weiter steigenden Baupreise der Ausweitung der realen Wohnbautätigkeit 
entgegen.
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Quelle: Frühjahrsgutachten Immobilienwirtschaft 2026 des Rates der 
Immobilienweisen; Statistisches Bundesamt
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Obwohl sich die Finanzierungsbedingungen im 
Berichtsjahr verbesserten, blieben Bau- und  
Finanzierungskosten auf hohem Niveau und 
dämpften nach wie vor die Investitionsbereit-
schaft im Wohnungsbau. Dies spiegelt sich durch 
den Rückgang der Wohnungsbauinvestitionen im 
ersten und zweiten bzw. dritten Quartal 2025 um 
jeweils etwa 3,6 bzw. 1,7 % wider. Auch die Bau-
genehmigungen lassen die anhaltenden struktu-
rellen Probleme im Wohnungsbau erkennen. Nach 
den massiven Einbrüchen 2023 und 2024 konnte 
sich die Lage mit einem Anstieg von 11,3 % bis 
zum November 2025 zwar stabilisieren, ist aber 
laut ZIA eher als statistischer Aufholeffekt und 
nicht als nachhaltige Trendwende zu interpretieren.
 
Das ifo Institut erwartet zugleich einen Rückgang 
der Baufertigstellungen im Wohnungsbau auf 205 
Tsd. Wohnungen im Jahr 2025 und in den Folge-
jahren 2026 und 2027 auf 165 Tsd. bis 175 Tsd. 
Wohnungen (Rückgang um bis zu 35 %). Selbst 
bei verbesserten Rahmenbedingungen dürften 
mögliche positive Effekte erst mit zeitlicher Ver-
zögerung wirken und die verfehlten Wohnungs-
bauziele frühestens in einigen Jahren spürbar ent-
lasten. Strukturell unterstreicht dies der Blick auf 
die vergangenen zehn Jahre: In diesem Zeitraum 
wurden bundesweit etwa 3,32 Mio. Wohnungen 
genehmigt, jedoch nur rund 2,83 Mio. fertig- 
gestellt. Damit wurden dem Markt rund 486,3 Tsd. 
Wohnungen weniger zugeführt, als rechnerisch 
möglich gewesen wäre – ein Defizit, das in etwa 
dem bundesweiten Neubauvolumen von nahezu 
zwei Jahren entspricht. Zudem wurden in den ver-
gangenen zehn Jahren nur rund 85 % der geneh-
migten Wohnungen tatsächlich gebaut.
 
Im Jahr 2025 wurden insgesamt 238,5 Tsd. Woh-
nungen genehmigt, davon 128,1 Tsd. Einheiten in 
neuen Mehrfamilienhäusern. Das waren 12,1 % 
mehr als im Vorjahr. Rund 95 % der erteilten Ge-
nehmigungen für Neubauwohnungen entfielen auf 
Unternehmen und Privatpersonen. 

Der Anstieg der Baugenehmigungen muss also 
vor dem Hintergrund des seit 2022 etwa 34 Mo-
nate ununterbrochenen Rückgangs der Genehmi-
gungen beurteilt werden, deren Summe kumuliert 
etwa –165 Tsd. Einheiten betrug. Die laut Desta-
tis von 2018 durchschnittlich 19 auf 2024 im Ge-
schosswohnungsbau rund 34 Monate verlänger-
te Abwicklungsdauer von Bauprojekten verstärkt 
den Timelag zwischen Baugenehmigungen und 
-fertigstellungen und begründet nach wie vor den 
hohen Bauüberhang. Dieser lag bereits 2024 bei 
etwa 760 Tsd. Wohneinheiten. Die im Geschäfts-
bericht erläuterten strukturellen Belastungen und 
schwierigen Rahmenbedingungen bestimmen die 
immer noch zu geringe Anzahl an Baugenehmi-
gungen und den hohen Bauüberhang. Die Auswir-
kungen beider negativer Effekte werden sich, wie 
bereits in den vergangenen Jahren, erst verzögert 
auf den Wohnungsmarkt niederschlagen.
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Mit einem Blick auf die Baugenehmigungen als Frühindikator für die zu-
künftige Bautätigkeit lassen sich die anhaltenden strukturellen Probleme im 
Wohnungsbau erkennen (siehe Abbildung 1.4). Nach dem massiven Ein-
bruch im Jahr 2023 und dem erneuten Rückgang im Jahr 2024 konnte sich 
die Lage im Jahr 2025 zwar etwas stabilisieren. In den ersten drei Quartalen 
2025 wurden insgesamt 151.168 Wohnungen genehmigt, was einem Anstieg 
von 11,7% gegenüber dem sehr schwachen Vorjahreszeitraum entspricht. 
Trotz dieser Erholung blieb das Genehmigungsniveau deutlich unter den 
Werten vor Beginn der Baukrise im Jahr 2022. Die Entwicklung ist daher 
überwiegend als statistischer Aufholeffekt zu interpretieren und signalisiert 
keine nachhaltige Trendwende. So konnte beispielsweise im September mit 
der Genehmigung von 24.400 Wohnungen ein Anstieg von 59,8% im Ver-
gleich zum Vorjahreszeitraum erreicht werden, jedoch war der Monatswert 
im September 2024 der niedrigste seit Januar 2012 gewesen.7 Nicht über alle 
Gebäudearten hinweg ließ sich eine positive Entwicklung erkennen. In der 
ersten Jahreshälfte stieg die Anzahl der Baugenehmigungen für Wohnungen 

7 Vgl. Statistisches Bundesamt, Baugenehmigungen für Wohnungen im September 2025: +59,8% zum Vorjahresmo-
nat, Pressemitteilung Nr. 409 vom 18. November 2025, Wiesbaden.

Abbildung 1.4:  Baufertigstellungen und Baugenehmigungen  
von Wohnungen im Hochbau, 2010 – 2025

1 Veränderung gegenüber dem Vorjahreszeitraum in %

Quelle: Statistisches Bundesamt
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2024 215.289 -17,1 251.937 -14,4
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10.3.2 Wohnungsangebot

Seit der Zinswende 2022 ist die Wohnungsbautätigkeit in Deutschland stark 
eingebrochen. Der Wohnungsbau befindet sich seither in einer schweren 
Krise, die vor allem durch die wachsende Lücke zwischen hohem Wohnungs-
bedarf und schwacher Bautätigkeit geprägt ist. Ein wichtiger Indikator dafür 
sind die Baugenehmigungen und Baufertigstellungen. Die Fertigstellungen 
liegen in der Regel zwei bis drei Jahre hinter den Genehmigungen, da Pla-
nung, Bau und Ausbau meist genau diesen Zeitraum beanspruchen. Die 
 Abwicklungsdauer von Bauprojekten hat sich dabei nach Angaben des Sta-
tistischen Bundesamtes deutlich in den letzten Jahren verlängert: von durch-
schnittlich 19 Monaten (2018) auf 26 Monate (2024), im Geschosswohnungs-
bau sogar auf 34 Monate. Ursache hierfür war neben Kapazitätsengpässen 
im Bau, dass viele Projekte infolge des Zinsanstiegs 2022 verschoben oder 
letztendlich gar nicht umgesetzt wurden. Das spiegelt sich in den hohen Bau-
überhängen wider, also der Zahl genehmigter, aber noch nicht fertiggestell-
ter Wohnungen. Ende 2024 lag dieser Bauüberhang bei 759.700 Einheiten, 
wovon sich nur 330.000 tatsächlich im Bau befanden.20 Damit wird das übli-
che Maß eines Immobilienzyklus deutlich überschritten.

Den Höchststand bei genehmigten Neubauwohnungen gab es 2021 mit 
380.700 Anträgen (Abbildung 10.8). Danach setzte ein deutlicher Rückgang 
ein: 2024 wurden nur noch 215.300 Genehmigungen erteilt (-43,5% ggü. 
2021). Besonders stark fiel der Einbruch bei Ein- und Zweifamilienhäusern 
aus (-59,8% ggü. 2021), während der Rückgang bei Mehrfamilienhäusern ge-
ringer war (-41,0% ggü. 2021). Für 2025 werden rund 238.000 Genehmigun-
gen erwartet, was einem Plus von 10,5% gegenüber dem Vorjahr entspricht. 

Der Unterschied zwischen den divergierenden Entwicklungen bei den Woh-
nungsbaukrediten (bis November 2025 +21,9%) und den Baugenehmigungen 

20 https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2025/05/PD25_183_31121.html
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Quelle: Frühjahrsgutachten Immobilienwirtschaft 2026 des Rates 
der Immobilienweisen; Statistisches Bundesamt

Quelle: Wohnungswirtschaftliche Daten und Trends 2025/2026; 
Statistisches Bundesamt sowie eigene Berechnungen in Bezug auf 
Planzahlen der Bundesregierung, Prozentzahlen sind gerundet. 
Wohnungsbedarf insgesamt nach BBSR Wohnungsbedarfsprognose 
BBSR-Analysen KOMPAKT 05/2025, Bonn.

Baufertigstellungen in Deutschland
2005 – 2025

Wohnungsbau 2024
Bilanz zwischen Ziel und Realität

Quelle: Wohnungswirtschaftliche Daten und Trends 2025/2026; Statistisches Bundesamt

Wohnungsneubau insgesamt 2002 – 2024 
darunter Geschosswohnungen, Mietwohnungen und sozialer Wohnungsbau

Insofern ist es schlüssig, dass sich die vorge-
nannte Entwicklung mit zeitlichem Versatz auch 
bei den Baufertigstellungen zeigte. Hatte 2021 
bis 2023 die Zahl fertiggestellter Einheiten jeweils 
bei 294 Tsd. gelegen, so brachen bereits 2024 die 
Fertigstellungen um gut 14 % auf knapp 252 Tsd. 
Wohnungen ein.

Entgegen der positiv zu bewertenden Stabilisie-
rung im sozialen Wohnungsbau sind die Zahlen 
neu errichteter Mietwohnungen um etwa –10 % 
rückläufig, während die Rückgangsquote bei  
Eigentumswohnungen –18 % betrug. Laut Destatis 
und IW ist dies auch eine der Ursachen dafür, dass 
entsprechend dem Verhältnis der jährlichen Bau-
tätigkeit zum benötigten Wohnungsbedarf bun-
desweit im Zeitraum 2021 bis 2025 lediglich eine 
Bedarfsdeckung von etwa 74 % realisiert wurde.

Entgegen dem allgemeinen Trend stellten die im 
GdW organisierten Unternehmen 2024 mit 29 Tsd. 
Wohnungen nochmals rund 4 % mehr Einheiten 
fertig. Allerdings ist aufgrund der Erkenntnisse 
und Planungen aus 2025 ein drastischer Absturz 
der Fertigstellungen realistisch. Voraussichtlich 
wird das Fertigstellungsniveau 2025/2026 mit 
gut 17 Tsd. Einheiten nur noch 60 % der Durch-
schnittsjahre 2019 bis 2024 erreichen.
 
Zieht man insgesamt eine Bilanz zwischen Re-
alität und Ziel, so zeigt sich, dass sich die Ent-
wicklungen der Vergangenheit fortgesetzt haben. 
Bezogen auf die jüngste BBSR-Wohnungsbe-
darfsprognose 2023/2030, die im Kontext der 
Bevölkerungsentwicklung ausführlich dargestellt 
wird, wird deutlich, dass der dort publizierte Ziel-
wert von 320 Tsd. Wohnungen p. a. nach wie vor 
verfehlt wird.
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(bis November 2025: +13,9%) ist darauf zurückzuführen, dass die Transak-
tionen im Wohnungsbestand wieder zunehmen und ältere Genehmigungen 
aus dem Bauüberhang nun verstärkt umgesetzt werden. Für das Jahr 2026 
kann aufgrund besserer Rahmenbedingungen mit einem weiteren Anstieg 
gerechnet werden, auch weil die Bundesregierung für 2026 die Neubauför-
derung für Effizienzhäuser des Standards EH 55 reaktiviert hat und damit 
verbesserte Rahmenbedingungen geschaffen hat (siehe 10.4.2).

Die Auswirkungen dieser Entwicklung zeigen sich mit zeitlichem Versatz in 
den Baufertigstellungen. Über viele Jahre lagen die Genehmigungszahlen 
über den Fertigstellungen, und bis 2024 wurden relativ konstant mehr als 
290.000 Wohnungen pro Jahr fertiggestellt. 2024 brachen die Fertigstellun-
gen jedoch auf 251.900 ein – ein Rückgang um 14,1% gegenüber dem Vorjahr 
(Abbildung 10.9). Die rückläufigen Genehmigungszahlen werden sich auch 
in den kommenden Jahren weiter negativ bemerkbar machen. Auf Basis der 
bis November 2025 vorliegenden Genehmigungen sowie der Abwicklungs-
dauern der Jahre 2022 und 2024 ist mit einem weiteren Rückgang der Fertig-
stellungen auf gut 235.000 Wohnungen zu rechnen. Für das Jahr 2026 ist von 
einem weiteren Rückgang auf 215.000 Wohnungen auszugehen. Danach wer-
den die Fertigstellungen wieder steigen. 

Abbildung 10.10 zeigt das Verhältnis der jährlichen Bautätigkeit zum benö-
tigten Wohnungsbedarf im Zeitraum 2021 bis 2025. Bundesweit wurden in 
diesem Zeitraum lediglich 74% der erforderlichen Wohnungen fertiggestellt. 
Am größten ist die Bedarfsunterdeckung in den A-Städten: Dort wurden bis-
lang jährlich nur 56% des benötigten Wohnungsneubaus realisiert. Fast 
ebenso ausgeprägt ist der Fehlbedarf in den weiteren kreisfreien Großstäd-
ten mit 58%. Die städtischen Kreise, die häufig die Umlandkreise der Groß-
städte umfassen, weisen mit 76% ebenfalls eine spürbare Unterdeckung auf. 
Selbst in den ländlichen Kreisen wurde insgesamt zu wenig gebaut. Lediglich 
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Angesichts der deutlich verschlechterten Rahmenbedingungen für den Woh-
nungsbau ist der Rückgang der Baufertigstellungen im Jahr 2024 als Vorbote 
eines weiteren Absturzes in den kommenden Jahren zu deuten. Der sogenannte 
Bauüberhang, also die Zahl bereits genehmigter, aber noch nicht fertiggestellter 
Wohnungen, verringerte sich im Vorjahresvergleich im zweiten Jahr in Folge, und 
zwar um 67.000 auf 759.700 Wohnungen zum Jahresende 2024. Davon befanden 
sich 330.000 Wohnungen bereits im Bau (179.200 Wohnungen waren „unter Dach“ 
beziehungsweise im Rohbau fertiggestellt). Der bisher höchste Bauüberhang war 
im Jahr 1995 mit 928.500 Wohnungen gemessen worden.

Quelle: Statistisches Bundesamt; Bautätigkeitsstatistik; sowie Berichte der Bundesregierung über die  
Verwendung der Kompensationsmittel für den Bereich der sozialen Wohnraumförderung.
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Von den im Jahr 2024 fertiggestellten Wohnungen befanden sich 215.900 in neu 
errichteten Wohngebäuden. Das waren 16,1 % oder 41.400 Wohnungen weniger 
als im Vorjahr. Besonders starke Rückgänge gab es bei den meist von Privatpersonen 
errichteten Ein- und Zweifamilienhäusern: Mit 54.500 Einfamilienhäusern wurden 
22,1 % oder 15.400 weniger fertiggestellt als im Vorjahr. Die Zahl neuer Wohnungen  
in Zweifamilienhäusern fiel um 26,2 % oder 6.300 auf 17.600. 

In Mehrfamilienhäusern, der zahlenmäßig stärksten und vor allem von Unternehmen 
gebauten Gebäudeart, wurden 135.300 Neubauwohnungen geschaffen, das waren 
13,4 % oder 21.000 weniger als im Jahr 2023. Im Jahr 2023 hatte es in diesem 
Segment noch leichte Zuwächse gegeben. Überproportional sank im Geschoss-
wohnungsbau vor allem die Anzahl neu errichteter Eigentumswohnungen (-18 %), 
während die Zahl neu gebauter Mietwohnungen nur um 10 % einbrach. 
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Wohnungsbedarfe, vor allem in angespannten Märkten, werden so bald 
nicht erreicht – Neubau geht weiter zurück

Ein Blick auf die tatsächlich fertiggestellten Wohnungen zeigt: Die Zahl der neu 
gebauten Wohneinheiten entfernt sich gegenwärtig vom Zielwert von 320.000 
Wohnungen pro Jahr, der vom BBSR in seiner jüngsten Wohnungsbedarfsprognose 
für die Jahre 2023 bis 2030 ermittelt wurde. Mit rund 252.000 Neubauwohnungen 
wurden somit im Jahr 2024 nur 79 % der selbstgesteckten Zielmarke erreicht.

Deutlich schlechter sieht die Zielerreichung bei den Mietwohnungen aus. Hier 
sind statt der benötigten 160.000 Wohnungen – davon 100.000 Sozialwohnungen 
und 60.000 preisgünstige Wohnungen – am Ende lediglich rund 80.000 und damit 
nur die Hälfte des eigentlichen Bedarfs fertiggestellt worden. Dabei ist, aufgrund 
der nicht vorhandenen Daten, noch nicht berücksichtigt, ob die gebauten Miet-
wohnungen tatsächlich dem Segment der preisgünstigen Wohnungen zuzurech-
nen sind. Im geförderten sozialen Wohnungsbau sind sogar nur 27 % der ange-
peilten 100.000 Wohnungen errichtet worden.

Quelle: Statistisches Bundesamt sowie eigene Berechnungen in Bezug auf Planzahlen der Bundesregierung,  
Prozentzahlen sind gerundet.
Wohnungsbedarf insgesamt nach BBSR Wohnungsbedarfsprognose BBSR-Analysen KOMPAKT 05/2025, Bonn.
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Wohnungsbau 2024:
Bilanz zwischen Ziel und Realität

Für ganz Deutschland rechnet die Wohnungswirtschaft in den Jahren 2025 und 
2026 mit einem Einbruch der Baufertigstellungszahlen im Wohnungsneubau auf 
nur noch 218.000 Wohnungen für 2025 und lediglich 200.000 Wohnungen für 
2026. Damit würde die Zahl der neu auf den Markt kommenden Wohnungen 2025 

.
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Im Segment der geförderten und frei finanzier-
ten Mietwohnungen wurde nach den aktuellsten 
Zahlen aus 2024 nur etwa die Hälfte des eigent- 
lichen Bedarfs von 160 Tsd. Einheiten fertig-
gestellt. Im öffentlich geförderten, sogenannten 
sozialen Wohnungsbau wurden mit rund 27 Tsd. 
Fertigstellungen nur 27 % der Zielmarke erreicht. 
Kommt es zu dem bereits genannten Einbruch der 
Baufertigstellungszahlen, so wird sich die aktuelle 
Diskrepanz zwischen Zielmarke und -erreichung 
nicht verbessern.

In Summe dürften im Vergleich zu den Jahren 
2023/2024 dann 2025/2026 etwa 128 Tsd. Woh-
nungen weniger realisiert werden. Laut Experten-
meinung wird vor dem Jahr 2027 zumindest bei 
den Baufertigstellungen keine durchgreifende 
Trendwende einsetzen. Die Dringlichkeit schnel-
ler Verbesserungen der aktuellen Rahmenbedin-
gungen verstärkt sich noch durch die definier-
ten Klimaziele, die Notwendigkeit preisgünstiger 
Wohnraumerstellung sowie das bereits über die 
vergangenen 15 Jahre aufsummierte kumulierte 
Wohnungsdefizit von ungefähr 1 Mio. Einheiten.
 
Auch wenn die Baugenehmigungszahlen eine 
gewisse Erholung andeuten, ist es wichtig, dass 
aus Genehmigungen dann auch tatsächlich echte 
Baustellen werden: Baustarts sind die entschei-
dende Kennzahl, denn genehmigt ist noch lange 
nicht gebaut. 

Quelle: Wohnungswirtschaftliche Daten und Trends 2025/2026, Statistisches Bundesamt Bautätigkeitsstatistik bis März 2025, 2025 und 2026 eigene 
Schätzung. Icon made by Brandlitic from www.flaticon.com.

Prognose Bautätigkeit 2025/2026
Fertigstellungen auf Talfahrt, Genehmigungen stabilisiert
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Bevölkerungsentwicklung

Neben der Einkommensentwicklung sowie verän-
derten Lebens- und Wohnpräferenzen determinie-
ren vor allem demografische Faktoren die aktuelle 
und zukünftige Wohnungsnachfrage.
 
Insbesondere durch eine kriegsbedingte hohe Zu-
wanderung von Flüchtlingen aus Syrien und der 
Ukraine stieg die Bevölkerungszahl in Deutsch-
land von 2011 bis 2024 um rund 4 % bzw. etwa 
3,25 Mio. Menschen. Aufgrund der ab 2024 deut-
lich nachlassenden Zuwanderung erhöhte sich 
die Einwohnerzahl jedoch nur noch marginal um 
0,1 %, sodass laut Schätzung des Statistischen 
Bundesamtes auf Basis der jüngsten Zensus- 
ergebnisse Ende 2024 etwa 83,6 Mio. Menschen 
in Deutschland lebten.

Quelle: Wohnungswirtschaftliche Daten und Trends 2025/2026; Statistisches Bundesamt, Wanderungsstatistik; bis 1990 nur früheres Bundesgebiet; 
2025 eigene Trendschätzung auf Basis der vorliegenden Entwicklung in 2025; 2026 Prognose

Quelle: empirica Wohnungsmarktbericht 2026; empirica regio (Statistische Ämter des Bundes und der Länder, 2018-2025, dl-de/by-2-0; Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge - BAMF)

Wanderungsbewegungen nach Deutschland
Zuzüge, Fortzüge und Nettozuwanderung 1960–2025/26

Veränderung der Zahl der Einwohner in Deutschland 2005 – 2025*
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Die Nettozuwanderung (Saldo aus Zu- und Fortzügen) war auch im Jahr 2024 
die alleinige Ursache des Bevölkerungswachstums. Wie in allen Jahren seit der 
 deutschen Vereinigung fiel die Bilanz der Geburten und Sterbefälle auch 2024 
negativ aus, da erneut mehr Menschen starben als geboren wurden. Ohne Zu-
wanderung wäre die deutsche Bevölkerungszahl um 330.000 Personen gesunken.

Im Jahr 2024 sind rund 430.000 Personen mehr nach Deutschland zugezogen als 
aus Deutschland fortgezogen. Im Vergleich zum Vorjahr fiel die Nettozuwanderung 
2024 damit um 35 % geringer aus. Im längerfristigen Vergleich bewegte sich die 
Nettozuwanderung 2024 auf leicht unterdurchschnittlichem Niveau. Im Durchschnitt 
der letzten 15 Jahre, dem Zeitraum, seit dem die Bevölkerung in Deutschland wie-
der zunimmt, betrug der Wanderungssaldo 509.000 Personen im Jahr.

Quelle: Statistisches Bundesamt, Wanderungsstatistik; bis 1990 nur früheres Bundesgebiet;
2025 eigene Trendschätzung auf Basis der vorliegenden Entwicklung in 2025; 2026 Prognose.
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bei 200.000 Pers.

Wanderungsbewegungen nach Deutschland
Zuzüge, Fortzüge und Nettozuwanderung 1960 – 2025/26

Bevölkerungszahl im Westen gewachsen, im Osten rückläufig

Insgesamt ist die Bevölkerungszahl in den westlichen Bundesländern 2024 um 
136.000 (+0,2 %) auf 67,5 Mio. Einwohner gewachsen, während sie in den östlichen 
Bundesländern (ohne Berlin) um 38.000 (-0,3 %) auf 12,4 Mio. zurückging. Den 
größten absoluten Zuwachs verzeichnete Bayern (+73.000). Im Verhältnis zur  
jeweiligen Bevölkerung nahm die Bevölkerungszahl in Bayern und in den Stadt-
staaten Berlin und Hamburg mit jeweils +0,6 % am meisten zu. Die Länder mit 
den größten Bevölkerungsverlusten liegen im Osten Deutschlands mit Thüringen 
(-15.000 bzw. -0,7 %), Sachsen (-12.000 bzw. -0,3 %) und Sachsen-Anhalt  
(-9.000 bzw. -0,4 %).

Alleinige Ursache dieses marginalen Wachstums 
war der positive Nettozuwanderungssaldo in 
Höhe von rund 430 Tsd. Menschen. Dieser lag im 
Durchschnitt der vergangenen 15 Jahre bei knapp 
510 Tsd. Personen pro Jahr. Ohne Zuwanderung 
wäre die deutsche Bevölkerungszahl um etwa  
330 Tsd. Personen gesunken. Ab 2024 zeigt sich 
eine signifikant geringere Zuwanderung von Asyl-
suchenden aus den Herkunftsländern Syrien, Af-
ghanistan und Türkei. Auch die rückläufige Mig-
ration aus der Ukraine scheint sich fortzusetzen. 
Nach zuvor hohen Wanderungsüberschüssen aus 
EU Staaten lag der Wanderungssaldo 2024 bei 
nur –34 Tsd. Personen und war damit erstmals 
negativ.
 
Laut Analyse des Marktforschungsinstituts empi-
rica reichte der auf das Gesamtjahr 2025 hoch-
gerechnete Wanderungsgewinn von 230 Tsd.  
Menschen nicht mehr aus, den natürlichen Gebur-
ten Sterbefall Saldo auszugleichen.
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Das Wachstum schwächte sich bereits 2018 und 2019 deutlich ab, um 2020 und 2021, den 
Coronajahren, sogar kurzfristig negativ zu werden. 2022 folgte wieder ein Rekordjahr in 
der Zuwanderung, als viele Menschen vor dem brutalen Angriffskrieg Russlands flüchte-
ten. Seither schwächte sich das Wachstum wieder ab.  

Im vergangenen Jahr ist die Zahl der Einwohner in Deutschland um rund 100.000 gesun-
ken. Dies ist – abgesehen von den Corona-Ausnahmejahren 2020 und 2021 – das erste 
Schrumpfungsjahr seit den späten 2000er Jahren.  

Ursache für die Abschwächung der Bevölkerungsschrumpfung ist einerseits die weiter 
nachlassende Zuwanderung aus dem Ausland. In den ersten neun Monaten des Jahres 
2025 wanderten insgesamt nur 209.000 Personen im Saldo aus dem Ausland zu. In den 
ersten 9 Monaten des Vorjahres 2024 waren es hingegen noch 327.000 und auch dies war 
bereits deutlich weniger als 2023 (485.000). Hochgerechnet auf das Gesamtjahr war die 
Auslandszuwanderung 2025 mit rund 230.000 die niedrigste seit dem Jahr 2010, aber na-
türlich noch positiv.  

Ein Wanderungsgewinn von 230.000 reicht aber nicht mehr aus, den natürlichen Saldo 
aus Geburten und Sterbefällen zu kompensieren. Die Zahl der Sterbefälle übersteigt zwar 
seit über 50 Jahren die Zahl der Geburten, aber das Defizit wächst von Jahr zu Jahr und 
betrug im Jahr 2025 – hochgerechnet auf Basis der ersten 9 Monate – gut 340.000. Die 
Ursachen sind grundsätzlich bekannt. Die zunehmende Alterung der Bevölkerung führt zu 
einer stetig steigenden Zahl der Sterbefälle bei gleichzeitigem Rückgang der Zahl der Ge-
burten. Hinzu kam in den letzten Jahren ein deutlicher Rückgang der Fertilitätsraten (TFR).  

Abbildung 5: Veränderung der Zahl der Einwohner in Deutschland 2005 – 
2025* 

 

* Hochrechnung 2025: Asylanträge bis einschl. November; Bevölkerungsentwicklung bis einschl. September  
Quelle: empirica regio (Statistische Ämter des Bundes und der Länder, 2018-2025, dl-de/by-2-0; Bundesamt 
für Migration und Flüchtlinge - BAMF) empirica 
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Laut aktuellen öffentlichen Vorausberechnungen, 
unter anderem den berechneten Varianten der 16. 
koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung 
von Destatis, wird die Bevölkerungszahl Deutsch-
lands in den nächsten Jahren sinken. Je nach an-
genommener jährlicher Nettozuwanderung von 
150 Tsd., 250 Tsd. und 350 Tsd. bis zum Jahr 
2045 wird gegenüber 2024 die Einwohnerzahl bei 
der mittleren Variante um rund 880 Tsd. bis zum 
Jahr 2030 auf etwa 82,7 Mio. sinken. In den an-
schließenden Jahren bis 2040 wird laut Destatis 
der Bevölkerungsstand weiter um 1,5 Mio. auf un-
gefähr 81,1 Mio. Personen zurückgehen. Für 2040 
würde die Untergrenze mit einer niedrigen Zuwan-
derung von 150 Tsd. bei rund 79,4 Mio. Personen 
und mit einer hohen Zuwanderung bei etwa 83 
Mio. Personen liegen. Dies verdeutlicht die große 
Unsicherheit der Prognose, die insbesondere aus 
der Volatilität und der kaum vorauszubestimmen-
den zukünftigen Nettowanderungen resultiert. 
Daher sollten die Bevölkerungsvorausberech-
nungen entsprechend den jeweiligen Rahmenbe-
dingungen regelmäßig aktualisiert werden. Das 
aktuelle Resümee lautet: Die Entwicklung wird 
voraussichtlich niedriger ausfallen als 2024 an-
genommen, da damals für 2040 noch eine Bevöl-
kerung von gut 85 Mio. vorausberechnet wurde. 

Es sei davon auszugehen, dass es – so wie aktuell 
– auch künftig nicht gelingen werde, die zur Kon-
stanthaltung der Bevölkerungszahl erforderlichen 
Wanderungsgewinne von über 300 Tsd. Personen 
pro Jahr zu erzielen. Dies könnte sich hinsichtlich 
des Erwerbspotenzials problematisch auswirken, 
da zur Stabilisierung des Arbeitskräfteangebots in 
Deutschland laut Berechnungen des Instituts für 
Arbeitsmarkt  und Berufsforschung (IAB) bis 2050 
eine Nettozuwanderung von 346 Tsd. bis 533 Tsd. 
Personen pro Jahr erforderlich wäre.
 
Laut der neuesten Studie des ifo Instituts wird die 
Bevölkerungszahl in Deutschland voraussichtlich 
sogar noch schneller und stärker schrumpfen. Im 
Ergebnis der ifo-Analyse der neuesten Bevölke-
rungsrechnungen des Statistischen Bundesamtes 
dürfte die Bevölkerung bis 2070 um rund 10 % 
zurückgehen. Damit wurde die Prognose deutlich 
nach unten korrigiert, da bislang ein Rückgang 
von 1 % erwartet wurde. Bei gleichzeitigem stär-
kerem Anstieg älterer und pflegebedürftiger Men-
schen werden laut ifo-Studie sukzessive weniger 
Wohnungen, Verkehrsinfrastruktur und Personal 
im öffentlichen Dienst benötigt. 

Quelle: Frühjahrsgutachten Immobilienwirtschaft 2026 des Rates der Immobilienweisen; Statistisches Bundesamt

Bevölkerung in Deutschland,
vergangene Entwicklung und Erwartungen, 1990 – 2040
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rechneten Varianten der 16. Koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung 
des Statistischen Bundesamts die Nettozuwanderung nicht mehr aus, um die 
negative natürliche Bevölkerungsentwicklung bis 2040 auszugleichen.12 Ab-
bildung 10.5 zeigt die drei wichtigsten Varianten mit einer jährlichen Netto-
zuwanderung von 150.000, 250.000 und 350.000 bis zum Jahr 2045. Gegen-
über 2024 sinkt die Einwohnerzahl bei der mittleren Variante um rund 
880.000 bis zum Jahr 2030 auf etwa 82,7 Mio. In den anschließenden Jahren 
bis 2040 wird der Bevölkerungsstand weiter um 1,5 Mio. auf ungefähr 81,1 
Mio. Personen zurückgehen. Für 2040 liegt die Untergrenze mit einer nied-
rigen Zuwanderung von 150.000 bei rund 79,4 Mio. Personen und mit einer 
hohen Zuwanderung bei etwa 83 Mio. Personen. Dies verdeutlicht die große 
Unsicherheit der Prognose, die insbesondere aus der Volatilität und der 
kaum vorauszubestimmenden zukünftigen Nettowanderungen resultiert. 
Entsprechend müssen die Bevölkerungsvorausberechnungen in Zeiten mit 
schnell wechselnden Rahmenbedingungen regelmäßig aktualisiert werden. 
Die Entwicklung fällt niedriger aus, als noch 2024 angenommen, wo für das 
Jahr 2040 noch eine Bevölkerung von gut 85 Mio. vorausberechnet wurde.13

Der demografische Wandel in Deutschland wird in den kommenden Jahren 
zudem durch das Ausscheiden der geburtenstarken Jahrgänge („Babyboo-
mer“) aus der Berufstätigkeit geprägt sein. Während die Alterung der Bevöl-
kerung die Rentensysteme und das wirtschaftliche Wachstumspotenzial 
massiv beeinträchtigt (siehe 10.2), werden sich die Wohnungsbedarfe hier 
nicht zwingend verringern. Vielmehr ist zu erwarten, dass sich die Woh-
nungsnachfrage qualitativ und teils auch quantitativ verschieben wird, so 
dass auch Regionen mit einer leicht schrumpfenden Bevölkerung mehr 
Wohnungen benötigt werden. Erstens verfügen viele ältere Haushalte über 
stabile, planbare Einkommen, da Renten und Pensionen den Großteil des 

12 https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bevoelkerung/Bevoelkerungsvorausberechnung/an-
nahmen_ergebnisse_16te_kBv.html?nn=208696#vorbemerkung

13 https://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/veroeffentlichungen/analysen-kompakt/2024/ak-13-2024-dl.pdf?__
blob=publicationFile&v=2 und https://www.iwkoeln.de/fileadmin/user_upload/Studien/IW-Trends/PDF/2024/IW-
Trends_2024-03-04_Deschermeier.pdf
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Quelle: Wohnungswirtschaftliche Daten und Trends 2025/2026; Statistische Ämter des Bundes und der Länder, Rückgerechnete Bevölkerung auf 
Grundlage des Zensus 2022, Kreise und kreisfreie Städte.

Bevölkerungsentwicklung in Deutschland

Grund für diese deutliche Korrektur der Bevölke-
rungsvorausberechnungen sind neue Daten aus 
dem Zensus 2022. Danach wohnen in Deutsch-
land tatsächlich 81,9 Mio. Personen statt der 
bisher hochgerechneten Zahl von 83,2 Mio. aus 
dem Zensus 2011. So führt die niedrigere Aus-
gangsbasis trotz weitgehend gleicher Annahmen 
zu einer langfristig stark sinkenden Bevölkerung in 
Deutschland. Bislang wurde von einer eher kons-
tanten und bis 2030 leicht wachsenden Bevölke-
rung ausgegangen.
 
Bereits seit mehr als 20 Jahren ist die regionale 
Bevölkerungsentwicklung geprägt von teils völlig 
gegensätzlichen demografischen Trends, die 
auch zu einer Verschiebung der qualitativen und 
quantitativen Wohnungsnachfrage führten. Ent-
wicklungsmuster der vergangenen 14 Jahre zei-
gen, dass in diesem Zeitraum 275 der 400 Kreise 
und kreisfreien Städte Bevölkerungsgewinne ver-
zeichneten. 
 
Das zeigt, dass sich die hohe Zuwanderung aus 
dem Ausland stark auf Ballungsräume und Groß-
städte konzentrierte. Zudem profitierten viele 
Großstädte vom Zuzug junger Bevölkerungsgrup-
pen aus dem Inland. Vor diesem Hintergrund fiel 
das Bevölkerungswachstum in den Metropol- 
regionen – ebenso wie in vielen weiteren Groß-
städten – deutlich stärker aus, als in sonstigen 
Städtern und in Landkreisen. Gleichzeitig entwi-
ckelte es auch in einigen ländlichen Regionen eine 
vergleichsweise dynamische Entwicklung, insbe-
sondere entlang von Siedlungs- und Verkehrsach-
sen oder dort, wo attraktive Arbeitgeber langfris-
tige Beschäftigungsperspektiven bieten.

Die insgesamt regional verstärkten Disparitäten 
führten zu hohen Infrastrukturkosten, Wohnungs-
knappheit und Verdrängungseffekten in vielen 
Großstädten sowie zu negativen Leerstandseffek-
ten und Konsequenzen in schrumpfenden bzw. 
strukturschwächeren Regionen.
 
In der Betrachtung der Binnen- und Außenwan-
derung zeigen sich bereits seit etwa 2013 zuneh-
mende Binnenwanderungsverluste der kreisfreien 
Großstädte. Insbesondere seit der Coronakrise 
nahm die Bedeutung der Suburbanisierung – unter 
anderem durch den Trend zum Leben im Grünen, 
ermöglicht durch mehr mobiles Arbeiten – deutlich 
zu. Die insgesamt negative Binnenwanderungsbi-
lanz der meisten Großstädte wird jedoch nach wie 
vor durch Außenwanderung ausgeglichen bzw. 
übertroffen.
 
Insgesamt war die Entwicklung in den Metropol- 
regionen, wachsenden Universitäts- und 
Schwarmstädten sehr unterschiedlich im Ver-
gleich zu vielen städtischen Kreisen und struk-
turschwachen Regionen. Sämtliche Regional-
klassifizierungen spiegeln dabei sehr heterogene 
Gruppierungen wider, die äußerst unterschied-
lichen Handlungsbedarf implizieren – von Neubau 
über Umwidmung, Bestandserhalt und Anpas-
sung bis hin zu Abriss.
 
Laut Expertenmeinung werden sich auch zukünftig 
differenzierte Bevölkerungszuwächse insbeson-
dere auf strukturstarke Städte und Kreise konzen-
trieren. Die extremen Werte der prognostizierten 
Entwicklungsraten liegen bei etwa +15 % bis –24 %, 
mit entsprechenden Konsequenzen. 
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Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder, Rückgerechnete Bevölkerung auf Grundlage
des Zensus 2022, Kreise und kreisfreie Städte.
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Die ungleiche regionale Entwicklung hat schwerwiegende Folgen. In den boomenden  
Großstädten und wachsenden Großstadtregionen steigen die Mieten, in den 
Räumen jenseits der Metropolen stagnieren oder fallen sie. In den Wachstums-
regionen müssen Wohnungen, Kitas, Schulen gebaut und die gesamte öffentliche 
und private Infrastruktur erweitert werden. In den schrumpfenden Regionen 
 verfallen Wohnungen und werden Schulen geschlossen. Das Land spaltet sich 
demografisch. Regional verstärken sich die Disparitäten.

Das Pendel schlägt zurück:  
Abschwächung der Reurbanisierungsprozesse?

Jüngst lässt sich in den Wanderungsverflechtungen der Großstädte eine Trend-
umkehr ablesen. Städte mit mehr als 100.000 Einwohnern verlieren zunehmend 
Einwohner an die umliegenden Kreise. Zwar steigt die Bevölkerung in den meisten 
Großstädten weiterhin an, vornehmlich durch Zuzug junger Menschen und Zuzug 
aus dem Ausland. 

Im Gegenzug verlassen aber mittlerweile mehr Menschen die großen Städte 
in die Umlandgemeinden als von dort zuzuziehen. Dieser Trend hält schon seit 
einigen Jahren an. Im Jahr 2014 verlor die Gruppe der kreisfreien Großstädte im 
Rahmen der Binnenwanderung erstmals seit einem Jahrzehnt an Bevölkerung. 
Diese Tendenz hat sich bis heute fortgesetzt. Durch die Coronakrise und die mit 
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Dies dokumentiert sich auch in der regionalen 
Bevölkerungsprognose bis 2045 des BBSR, die 
noch von einem Wachstum auf 85,5 Mio. Men-
schen bis zum Jahr 2045 ausgegangen war. Dies 
entspräche einem Zuwachs von 0,9 % gegenüber 
2023 bzw. durchschnittlich 38.000 Personen p. a.

Deutlich stärker als die moderate Entwicklung der 
Nettokaltmieten erhöhten sich in den vergangenen 
Jahren die kalten und warmen Betriebskosten. 
Daher lag der Anstieg der sogenannten „zweiten 
Miete“ über den Indexwerten der Kaltmietenent-
wicklung. Auch wenn der exorbitante Anstieg der 
Energiepreise infolge des Überfalls Russlands auf 
die Ukraine bis zum Irankrieg gestoppt war, hatten 
sie sich bereits auf hohem Niveau eingependelt 
und sind nach wie vor der größte Preistreiber der 
Wohnkosten. Seit dem Jahr 2000 stiegen bis Juli 
2025 die Verbraucherpreise für Gas, Heizöl und 
andere Haushaltsenergie um 203 %, die Strom-
kosten um 176 %, während die Inflation um 62 % 
sowie die Nettokaltmieten lediglich um 41 % zu-
legten.

Quelle: Wohnungswirtschaftliche Daten und Trends 2025/2026; BBSR (Hrsg.): Raumordnungsprognose 2045. Bevölkerungsprognose – aktualisiert 
anhand der Ergebnisse des Zensus 2022. BBSR-Analysen KOMPAKT 13/2024, Dezember 2024.
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Aktuelle Bevölkerungsprognose sieht Wachstum bis 2045, regionale Disparitäten nehmen zu

Quelle: BBSR (Hrsg.): Raumordnungsprognose 2045. Bevölkerungsprognose – aktualisiert anhand der Ergebnisse 
des Zensus 2022. BBSR-Analysen KOMPAKT 13/2024, Dezember 2024.

Die Bevölkerungsprognose zeigt: Deutschlands Bevölkerungszahl wächst weiter – 
durch Zuwanderung aus dem Ausland. Viele Menschen werden weiterhin aus 
verschiedensten Gründen aus vielen Teilen der Welt nach Deutschland kommen. 
Ohne Zuwanderung aus dem Ausland würde die Bevölkerungszahl Deutschlands 
im Jahr 2045 bereits deutlich niedriger liegen, weil die Zahl der Sterbefälle die Zahl 
der Geburten bei weitem übersteigen wird. Erstmals unterstellt die Prognose des 
BBSR eine langfristige Nettozuwanderung von 300.000 Personen pro Jahr, und 
bildet die seit dem Jahr 2010 veränderte Zuwanderung nach Deutschland deutlich 
realistischer ab als vorangegangene Vorausberechnungen, die lediglich von einem 
jährlichen Wanderungssaldo von 200.000 oder gar nur 100.000 Personen  
ausgingen.

Die Prognose zeigt zum Teil völlig konträre Herausforderungen, die sich für die 
Regionen aus dem demografischen Wandel ergeben. In den strukturstarken Städten 
und Kreisen mit anhaltendem Bevölkerungszuwachs, die meist auch Wachstums-
motoren der deutschen Wirtschaft sind, wird es vor allem um die Befriedigung 
einer steigenden Nachfrage nach Wohnraum und sozialen Dienstleistungen wie 
z. B. Bildung, Kinderbetreuung, Gesundheitsversorgung oder Pflege gehen. Für 
Akteure in den strukturschwächeren Städten und Kreisen mit anhaltenden  
Bevölkerungsverlusten wird es dagegen immer herausfordernder, eine vielfältige 
und leistungsfähige Daseinsvorsorge sowie attraktive Arbeits- und Wohnungs-
märkte – also gleichwertige Lebensverhältnisse – abzusichern. Gemeinsam ist den 
Kreisen mit Bevölkerungszuwachs bzw. -verlusten, dass sie die Herausforderungen 
der sich fortsetzenden demografischen Alterung meistern müssen.

Die Tatsache, dass die 16. koordinierte Bevölke-
rungsvorausberechnung des Statistischen Bun-
desamtes – wie vorab erläutert – inzwischen nur 
noch von einem Bevölkerungsstand von knapp 
83 Mio. Menschen bis 2040 bzw. die aktuelle ifo- 
Analyse sogar nur von einem aktuellen Bevölke-
rungsstand von 81,9 Mio. Menschen ausgeht, zeigt 
sehr deutlich, mit welcher Vorsicht Voraussagen 
zu interpretieren sind. Prognosen beinhalten Irr-
tumswahrscheinlichkeiten und sind insbesondere 
hinsichtlich extern bestimmter Außenwanderung 
höchst volatil. Daher müssen sie entsprechend 
Ausmaß, Auswirkung und Zeitpunkt schwer- 
wiegender Ereignisse laufend angepasst werden. 
Dies gilt auch für die Entwicklung der Haushalts-
zahlen. Parallel zur demografischen Entwicklung 
gelten die Tendenzen der Veränderung Haushalts-
zahlen, denn die regionalen Haushaltsprognosen 
weisen ebenso große Disparitäten auf. Zusätzlich 
ist zu berücksichtigen, dass seit Längerem die 
Haushaltsverkleinerung nicht mehr den früheren 
Mustern folgt.
 
Bevölkerungs- und Haushaltsentwicklung wa-
ren bzw. sind die entscheidenden Parameter der 
Wohnungsnachfrage. Diese muss jedoch auch 
qualitative Aspekte berücksichtigen, wie etwa 

altersgerechtes Wohnen, regionale Unterschiede 
bei der Bevölkerungs- und Haushaltsdynamik so-
wie kontinuierliche Veränderungen der demogra-
fischen Struktur. Zur Einschätzung der aktuellen 

und zukünftigen Neubaunachfrage gibt es zahl-
reiche, teils unterschiedliche, teils aber auch sehr 
ähnliche Aussagen vieler Prognostika. Aufgrund 
der Aktualität und hohen Objektivität soll in diesem 
Geschäftsbericht auf die zentralen Ergebnisse der 
aktuellsten Neubaubedarfsprognose des BBSR bis 
zum Jahr 2030 eingegangen werden.
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Quelle: Wohnungswirtschaftliche Daten und Trends 2025/2026; Statistisches Bundesamt, Verbraucherpreisindex

Quelle: BBSR-Analysen KOMPAKT 05/2025

Verbraucherpreise für das Wohnen im Überblick

54

Rückschau: Energiekosten treiben die Mieten schon  
länger beständig nach oben

Abgesehen von der dramatischen Entwicklung durch die geopolitische Situation 
sind bereits in der Vergangenheit die größten Preiserhöhungen für die Mieter durch 
steigende Energiepreise, Stromkosten und Steuern entstanden. Diese drastische 
Teuerung gilt in ganz Deutschland und für alle Mieter. Die Nettokaltmieten sind 
bundesweit seit Anfang 2000 bis Juli 2025 um 41 % gestiegen – die kalten Betriebs-
kosten, zu denen Wasserversorgung, Müllabfuhr, Steuern und andere Dienstleistungen 
gehören, um 54 %. Diese Anstiege liegen unterhalb der allgemeinen Teuerung, die im 
gleichen Zeitraum 62 % ausmachte. Insbesondere in den letzten drei Jahren hat die 
Mietentwicklung damit stark bremsend auf die allgemeine Preissteigerung gewirkt.

Quelle: Statistisches Bundesamt, Verbraucherpreisindex.
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Größter Preistreiber bei den Wohnkosten sind aber weiterhin die Energiepreise. 
Die Verbraucherpreise für Gas, Heizöl und andere Haushaltsenergie sind seit dem 
Jahr 2000 um 203 % gestiegen, haben sich also mehr als verdreifacht. Flüssige 
Brennstoffe wie leichtes Heizöl verteuerten sich über den gesamten Zeitraum von 
2000 bis Juni 2025 um 116 % und Gas um 246 %.

Die Stromkosten, die meistens direkt mit den Anbietern abgerechnet werden und 
daher kein Bestandteil der von den Wohnungsunternehmen umgelegten Betriebs-
kosten sind, kletterten seit dem Jahr 2000 um ganze 176 % und trugen damit 
 ebenso weit mehr zur Preissteigerung des Wohnens bei als die Nettokaltmieten.

Der Schwerpunkt wohnpolitischer Diskussionen 
war und bleibt die Diskussion über die Quantitäten 
und Qualitäten der Nachfrage und des Angebots 
an Wohnraum. Diesbezüglich sind nicht nur für die 
immobilienwirtschaftlichen Akteure, sondern auch 
für die politisch Verantwortlichen Kenntnisse über 
Daten, Fakten, Zahlen und Trends von höchster Be-
deutung, um sachkundig agieren und entscheiden 
zu können.
 
Einige Ergebnisse der BBSR-Analysen sind sicher-
lich Teil einer notwendigen Basis pragmatischer 
Entscheidungen, da sie Bedarfe bis 2030 prog-
nostizieren. Dabei ist zu berücksichtigen, dass un-
vorhersehbare Ereignisse die Wohnungsnachfrage 
erheblich beeinflussen können – etwa krisenhafte 
geopolitische Entwicklungen mit hohen Zuzugszah-
len oder neue allgemeine Rahmenbedingungen, die 
verändertes Nachfrageverhalten hervorrufen, wie 
beispielsweise neue Standortpräferenzen infolge 
mobiler Arbeitsformen. 
 
Zentrale Grundlage für die Wohnungsbedarfsprog-
nose des BBSR sind die Bevölkerungs- und Haus-
haltszahlen, basierend auf der Fortschreibung bishe-
riger Annahmen zu zukünftigen Entwicklungen. Wie 
die folgenden Grafiken zeigen, wird bevölkerungs- 
und haushaltsbedingt in dynamischen Ballungsre-
gionen die Wohnraumnachfrage mit Engpässen so-
wie steigenden Preisen und Mieten hoch bleiben. In 
peripheren bzw. schrumpfenden Regionen wird sie 
dagegen mit wachsenden Leerständen sinken. 

Wohnungsbedarfsprognose bis 2030
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Abbildung 1: Entwicklung der Bevölkerung in privaten Haushalten und der Haushalte 

BBSR Bonn 2024©100 km

Datenbasis: BBSR Raumordnungsprognose 2045 nach dem Zensus/ROP
Geometrische Grundlage: ROR auf Basis der VG5000 (Kreise),
Stand 31.12.2019 © GeoBasis-DE/BKG
Bearbeitung: R. Kerstan-Widmann
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Bis zum Jahr 2028 erwartete das BBSR in seiner 
Prognose aus dem Sommer 2024 lediglich einen 
moderaten Bevölkerungsanstieg auf 83,6 Mio. 
Menschen, bis 2045 bei einem durchschnittlichen 
Zuwachs von etwa 39 Tsd. p. a. auf etwa 85,5 Mio. 
Menschen. Dies entspräche einem Zuwachs von 
nur insgesamt 0,9 % gegenüber 2023.
Die insgesamt eher als stagnierend bezeichnete 
Entwicklung wird sich regional äußerst differen-
ziert darstellen. Die Zuwächse konzentrieren sich 
auf Großstädte in zentraleren und wirtschaftlich 
stärkeren Landesteilen Deutschlands und werden 
überwiegend durch Außenzuwanderung getragen. 
Trotz des nur geringfügigen Bevölkerungswachs-
tums erwartet das BBSR einen Anstieg der Haus-
haltszahlen auf etwa 42,6 Mio., begründet durch 
den Trend der Singularisierung und auch Alterung. 
Komplementär zur Bevölkerungsentwicklung wird 
sich die höhere, aber auch eher moderate Verän-
derung der Haushalte mit den bekannten regiona-
len Disparitäten fortsetzen.
 
Inzwischen wurden diese Prognosedaten der Be-
völkerungsentwicklung durch das BBSR deutlich 

Quelle: BBSR-Analysen KOMPAKT 05/2025
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Zentrale Ergebnisse

Auch in den kommenden Jahren bleiben die Wohnungs-
neubaubedarfe mit rund 320.000 Wohneinheiten p. a. hoch 
(2023 bis 2030). Ein Großteil der Bedarfe ist auf die wei-
terhin steigende Zahl der Haushalte und deren Nachfra-
geverhalten zurückzuführen. Aber auch der Ersatzbedarf 

und der Nachholbedarf wirken bedarfserhöhend (s. Kom-
ponenten der Wohnungsbedarfsprognose).

Die Gesamtzahl der Wohnungsneubaubedarfe für 
Deutschland verdeutlicht, dass auch weiterhin eine hohe 
Bautätigkeit erforderlich ist, um Wohnungsmarktengpäs-
sen entgegenzuwirken. 

Abbildung 2: Wohnungsneubaubedarfe für Deutschland (p. a., 2023 bis 2030)

BBSR Bonn 2024©100 km
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Bearbeitung: J. Nielsen
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um 2,4 Mio. Menschen nach unten korrigiert. 
Grundlage waren die belastbaren kleinräumigen 
Daten des Zensus 2022, auf deren Basis laut 
der BBSR-Bevölkerungsprognose 2045 lediglich  
83,1 Mio. Menschen in Deutschland leben werden. 
Insofern wird der im Folgenden dargestellte Woh-
nungsbedarf bis 2030 sehr wahrscheinlich eher 
geringer ausfallen. 
 
Aus den Annahmen des Sommers 2024 ermittelte 
das BBSR in seiner jüngst veröffentlichten Prog-
nose einen Wohnungsneubaubedarf bis 2030 von 
320 Tsd. Einheiten p. a. bzw. durchschnittlich 38 
Wohnungen pro 10 Tsd. Einwohner p. a. bis 2030. 
Ebenfalls regional differenziert werden davon 220 
Tsd. Einheiten bzw. 70 % im Geschosswohnungs-
bau zugeordnet. 

Im Verhältnis zur Einwohnerzahl wurden 2023 
jährlich nur etwa 35 Einheiten pro 10 Tsd. Ein-
wohner fertiggestellt, die höchsten Bedarfe zei-
gen sich mit Blick auf die Jahre 2023 bis 2030 mit 
45 Wohnungen je 10 Tsd. Einwohner p. a. in den 
kreisfreien Großstädten.

Wohnungsneubaubedarfe für Deutschland 
(p. a., 2023 bis 2030)
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Quelle: BBSR-Analysen KOMPAKT 05/2025

Größenordnungen der Komponenten 
der Wohnungsbedarfsprognose 

Die vom BBSR prognostizierten 320 Tsd. Neu-
baubedarfe werden durch vier Komponenten be-
stimmt:
Zentraler Pfeiler ist der demografische Zusatz-
bedarf, welcher im Wesentlichen durch den mo-
deraten Bevölkerungsanstieg, die Zunahme klei-
nerer Haushalte um 1,4 % auf insgesamt etwa  
42,6 Mio. Haushalte im Jahr 2030 sowie die ver-
änderte Wohnflächeninanspruchnahme deter-
miniert wird. Dabei wird allerdings mit Blick auf 
die Preisentwicklung auf dem Wohnungsmarkt 
zukünftig eine deutlich weniger dynamische Pro-
Kopf-Wohnflächenzunahme unterstellt. Unter die-
sen Prämissen wird ein demografischer Zusatz-
bedarf in Höhe von 160 Tsd. Einheiten erwartet. 
Auf Basis langjähriger Erfahrung ist ein jährlicher 
Ersatzbedarf von etwa 110 Tsd. Wohnungen auf-
grund des Ablaufs des Lebenszyklus von Alt- 
immobilien hinzuzurechnen. Ebenso ein jährlicher 
Nachholbedarf von etwa 60 Tsd. Einheiten, um die 
sich aus der Vergangenheit zwischen Bautätigkeit 
und Bevölkerungsentwicklung ergebende Lücke 
von 35 Tsd. Wohnungen p. a. auszugleichen und 
bundesweit eine Fluktuationsreserve von 2,5 % 
zu erzielen. Unter Berücksichtigung des rech- 
nerisch kurzfristig bezugsfähigen Leerstandes 
reduzieren sich laut BBSR die Bedarfszahlen um 
etwa 10 Tsd. Wohneinheiten p. a.
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Breitband-, ÖPNV-Ausbau, Verbesserung der Infrastruk-
tur) könnten diese in der Nachfrage steigen und der dort 
vorhandene Leerstand zu einem nennenswert höheren Teil 
zur Kompensation der Neubaubedarfe beitragen. Die ak-
tuelle BBSR-Haushaltsprognose zeichnet zunächst jedoch 
noch ein anderes Bild.

Auch bei der Komponente des Leerstands ist davon auszu-
gehen, dass die Leerstände nicht unmittelbar und auf einen 
Schlag am Anfang des Prognosezeitraumes zur Bedarfs-
deckung herangezogen werden können. Deshalb wird auch 
diese Größe auf den Zeitraum 2023 bis 2030 verteilt. 

Abbildung 5: Größenordnungen der Komponenten der Wohnungsbedarfsprognose 
(insgesamt rd. 320 Tsd. Wohneinheiten p. a. 2023 bis 2030)

Bei der Betrachtung aller Komponenten wird deutlich, 
dass quantitativ vor allem der demografische Zusatzbe-
darf mit rund 160.000 Wohneinheiten p. a. (2023 bis 2030) 
einen Großteil des jährlichen Wohnungsneubaubedarfs 
ausmacht (Abbildung 5). Der Ersatzbedarf folgt mit rund 
110.000 Wohneinheiten. Der Komponente des Nachhol-
bedarfs sind immerhin rund 60.000 Wohneinheiten zu-
zurechnen und die Komponente Leerstand (rund 10.000 
Wohneinheiten) reduziert die Bedarfszahlen lediglich ge-
ring, da die Bedarfe insbesondere in den nachfragestarken, 
hochpreisigen Ballungsregionen entstehen.

Zusatzbedarf Ersatzbedarf Nachholbedarf
verwendbarer Leerstand–20.000

0

20.000

40.000

60.000

80.000

100.000

120.000

140.000

160.000

180.000

160.000

110.000

60.000

–10.000

Quelle: BBSR

W
oh

nu
ng

sn
eu

ba
ub

ed
ar

fe
 je

 1
0 

Ts
d.

 E
W

Auch wenn es Charakter von Prognosen ist, die 
zukünftige Realität nicht genau abzubilden, so 
liefern sie dennoch Hinweise auf wahrscheinliche 
Entwicklungen. Angesichts sich wandelnder de-
mografischer Rahmenbedingungen erwartet das 
BBSR für 2031 bis 2045 einen sukzessiven Rück-
gang des genannten Zusatz- und Ersatzbedarfs 
auf rund 190 Tsd. Wohneinheiten jährlich.
 

Unabhängig von der Eintrittswahrscheinlichkeit 
dieser Prognose ist es eindeutig, dass die knapp 
252 Tsd. Fertigstellungen im Jahr 2024, nur noch 
rund 235 Tsd. Einheiten 2025 und die vom IW 
Köln bis 2026 erwarteten 215 Tsd. Fertigstellun-
gen signifikant unter dem Bedarf liegen.
 
Allerdings bestätigt sich die seit Jahren ent- 
wickelnde regionale Spaltung, unter anderem 
durch eine aktuelle Analyse von ImmoScout24, 
welche sich an den Disparitäten von Angebot und 
Nachfrage orientiert. Die viel diskutierte Woh-
nungskrise betrifft demnach vor allem die großen 
Städte und deren Umland. Laut ImmoScout24 
sind weite Teile Deutschlands gar nicht betrof-
fen, nur in 5 % der Städte und Landkreise ist die 
Situation sehr angespannt, und es ist sicherlich 
wenig überraschend, dass die Metropolen Ham-
burg, Berlin, Frankfurt, Köln und München dazu-
gehören.
 
Alles in allem konstatiert ImmoScout24, dass „nur 
in 5 % der untersuchten Regionen das Verhält-
nis von Nachfrage und Angebot sehr angespannt 
ist“. Über die Hälfte aller deutschen Städte und 
Kreise (55 %) wiesen entweder eine ausgewoge-
ne Nachfrage oder sogar ein Überangebot auf. 
127 Kreise und Städte hätten sogar einen solchen 
Angebotsüberhang. 

Insgesamt wird für Deutschland – nicht nur durch 
das IW Köln – ein Wachstum der Anzahl der 
Haushalte bis mindestens 2040 prognostiziert, 
wie etwa das Institut der deutschen Wirtschaft 
(IW) Köln vorhersagt. Komplementär zum Trend 
zur Urbanisierung in Megametropolen, wie jüngst 
in einem Bericht der Vereinten Nationen festge-
halten, weltweit als unaufhaltsam angesehen 
wird, ist zu erwarten, dass auch in Deutschland 
die Ballungszentren immer größer werden.
Auch wenn die prognostizierte Entwicklung fluide 
ist und bleibt, wird sich die regional sehr diffe-
renzierte Wohnungsmarktnachfrage höchstwahr-
scheinlich bestätigen.

Zu diesem Ergebnis kommt auch das Frühjahrs-
gutachten der Immobilienwirtschaft, wobei die 
insgesamt prognostizierten Bedarfsquantitäten 
unter dem Niveau des BBSR liegen. Laut ZIA dürf-
te aufgrund der erwarteten Bevölkerungsabnah-
me der Wohnungsbedarf künftig bundesweit kon-
tinuierlich zurückgehen. Für den Zeitraum 2026 
bis 2040 wurde – auf Basis des Zensus 2022 und 
der Bevölkerungsprognose des IW – ein jährlicher 
Bedarf von 257,4 Tsd. Wohneinheiten ermittelt. 
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Quelle: Frühjahrsgutachten Immobilienwirtschaft 2026 des Rates der Immobilienweisen; Institut der deutschen Wirtschaft

Jährlicher Wohnungsbedarf bis 2040

Laut ZIA-Gutachten betrug der jährliche Woh-
nungsbedarf im Zeitraum 2021 bis 2025 372,6 
Tsd. Wohnungen. Er setzte sich aus einem de-
mografiebedingten Bedarf von 323,8 Tsd. Woh-
nungen sowie einem Ersatzbedarf von 48,8 Tsd. 
Wohnungen zusammen. Ein großer Teil dieses 
Bedarfs konzentrierte sich mit 72,2 Tsd. Wohnein-
heiten pro Jahr auf die sieben A-Städte. Bezogen 
auf 1.000 Einwohner und Jahr lag der Wohnungs-
bedarf in den A-Städten bundesweit über dem 
Durchschnitt. Auch zukünftig wird ein nach wie 
vor hoher Wachstumsdruck für Oberzentren und 
Metropolregionen prognostiziert entgegen der 
Entwicklung in zahlreichen strukturschwächeren 
Kreisen und auch Städten. Insofern deckt sich die 
ZIA-Aussage hinsichtlich großer regionaler Unter-
schiede mit der BBSR-Prognose. 
 

Die aktuellen ersten Ergebnisse der neuen Leer-
standsprognose von empirica bis 2045 prognosti-
zieren sogar, dass gegen Ende dieses Jahrzehntes 
der Leerstand von Wohnraum zu einem größeren 
Problem in Deutschland werden könnte. Obwohl 
gegenwärtig öffentlich ausschließlich über den 
Mangel an Wohnungen debattiert werde, könne 
sich dieses von etwa 2028 an ändern. Aus aktuell 
bundesweit rund 1,7 Mio. leer stehenden Woh-
nungen könnten sich Leerstandsprobleme mit 
regionalen Quoten von 10 bis 20 % entwickeln. 
Anders als in solchen Schrumpfregionen wurden 
die überwiegenden Gebiete Nordrhein-Westfalens 
mit einer Leerstandsquote um die 5 % als ent-
spannter Markt bewertet. 

Sollten die Bevölkerungsprognosen wegen nied-
rigerer Zuwanderung noch geringer ausfallen, 
könnte der Bedarf entsprechend niedriger liegen. 
Allerdings mussten in den vergangenen Jahren 
die Bedarfsberechnungen auf Grundlage demo-
grafischer Prognosen häufig nach oben korrigiert 
werden. Zusätzliche Unsicherheiten bestehen 
beim Wohnflächenkonsum pro Kopf.
 
Ob Bedarfe tatsächlich als marktwirksame Nach-
frage auftreten, hängt stark von Baukosten, Im-
mobilienpreisen, Mietniveau, Finanzierungskondi-
tionen und der regionalen Angebotsverfügbarkeit 
ab. Steigen Zinsen oder Herstellungskosten, fällt 
die am Markt realisierte Nachfrage entsprechend 
geringer aus, obwohl das zugrunde liegende Be-
darfspotenzial unverändert bleibt.

Wohnimmobilien10

236

Einkommens stellen. Zweitens steigt der Wohnflächenkonsum pro Kopf im 
Alter deutlich.14 Drittens erhöht die Alterung den Bedarf an altersgerechten 
(barrierefreien bzw. -armen) Umbauten im Bestand. 

Die hohe Zuwanderung hat in den vergangenen Jahren dazu geführt, dass 
viele Regionen in Deutschland deutlich an Bevölkerung gewonnen haben. 
Dazu trug insbesondere bei, dass sich der Zuzug aus dem Ausland stark auf 
Ballungsräume und Großstädte konzentrierte. Zudem profitierten viele 
Großstädte vom Zuzug junger Bevölkerungsgruppen aus dem Inland und 
 erzielten dadurch positive Wanderungssalden. Vor diesem Hintergrund dürf-
te das Bevölkerungswachstum in den A-Städten – ebenso wie in vielen wei-
teren Großstädten – deutlich dynamischer ausfallen als in sonstigen Städten 
und in Landkreisen. Gleichzeitig wird es auch in einigen ländlichen Regio-
nen weiterhin eine vergleichsweise dynamische Entwicklung geben, insbe-
sondere entlang von Siedlungs- und Verkehrsachsen oder dort, wo attraktive 
Arbeitgeber Fachkräften langfristige Beschäftigungsperspektiven bieten.

Im Zeitraum 2021 bis 2025 betrug der jährliche Wohnungsbedarf 372.600 
Wohnungen (Abbildung 10.6).15 Er setzte sich aus einem demografiebeding-
ten Bedarf von 323.800 Wohnungen sowie einem Ersatzbedarf von 48.800 
Wohnungen zusammen. Ein großer Teil dieses Bedarfs konzentrierte sich 
mit 72.200 mit Wohneinheiten pro Jahr auf die sieben A-Städte. Bezogen auf 
1.000 Einwohner und Jahr liegt der Wohnungsbedarf in den A-Städten bei 
7,2, während er bundesweit im Durchschnitt bei 3,3 liegt. Die höchsten Be-
darfe innerhalb der A-Städte weisen Berlin (8,5), Frankfurt am Main (7,5) 
und Köln (7,3) auf. 

Da der hohe Wachstumsdruck in vielen Oberzentren und Metropolregionen 
nicht durch das knappe Wohnungsangebot aufgefangen werden konnte, sind 

14 https://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.993897.de/26-1-1.pdf
15 https://www.iwkoeln.de/fileadmin/user_upload/Studien/Report/PDF/2024/IW-Report_2024_Regionale-Woh-

nungsbedarfe.pdf

Zuwanderung, 
Wohnungs-

knappheit und 
Verdrängungs-

effekte in den 
Großstädten

Abbildung 10.6: Jährlicher Wohnungsbedarf bis 2040

Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft 

Wohnungsbedarfe  
pro Jahr 2021 – 2025

Wohnungsbedarfe  
pro Jahr 2026 – 2040

Durch-
schnitt

pro 
1.000 EW

Durch-
schnitt

pro 
1.000 EW

demografiebedingter Bedarf 323.800 3,9 208.600 2,5

Ersatzbedarf 48.800 0,6 48.800 0,6

Deutschland insgesamt 372.600 4,5 257.400 3,1

davon in …

 A-Städten (n=7) 72.200 6,7 48.900 4,9

 kreisfreien Großstädten ohne A-Städte (n=63) 80.300 4,9 48.600 2,9

 sonstigen Kreisen (n=330) 220.100 3,8 159.900 2,8

sehr hoher 
 Wohnungsbedarf in 

A-Städten und 
vielen Universitäts-

städten 
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Quelle: Frühjahrsgutachten Immobilienwirtschaft 2026 des Rates der Immobilienweisen; Institut der deutschen Wirtschaft

Mietpreisentwicklung für Wohnraum in Deutschland
2004 – 2024

Mietenentwicklung

Hinsichtlich der Beurteilung der allgemeinen 
Marktdynamik ist die Spreizung zwischen Neu-, 
Wiedervermietungs- und Bestandsmieten von 
zentraler Bedeutung. Insbesondere die Steige-
rung der kalten und warmen Betriebskosten hat 
nach wie vor einen erheblichen Einfluss auf die 
Wohnkostenbelastung der Gesamtbevölkerung. 
Laut Frühjahrsgutachten der Immobilienwirtschaft 
stieg der Verbraucherpreisindex für Nettokaltmie-
ten im Jahr 2025 um 2,1 % und für Nettokalt- 
mieten und Wohnungsnebenkosten um 2,4 % ge-
genüber dem Vorjahr.
 
Die Neuvertragsmieten stiegen nach Berechnung 
vom BBSR und IW auf Basis des regionalen Preis-
index 2023 um 5,8 % und 2024 um 5 %. Laut IW-
Wohnindex stiegen im vierten Quartal 2025 die 
Angebotsmieten bundesweit um +4,1 % gegen-
über dem Vorjahresquartal.
 
Nicht geändert hat sich das Auseinanderlaufen 
von Bestands- und Neuvertragsmieten. Regu-
lierte Bestandsmieten steigen langsamer, wäh-
rend Preisanpassungen im Mietmarkt stärker bei 
Wiedervermietungen sichtbar werden. In den A-
Städten hat sich der Mietauftrieb im Jahr 2025 ab-
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und damit etwas stärker als in den Vorjahren (2024: 2,02%, 2023: 1,72%). Die 
Mietpreisentwicklung näherte sich damit der durchschnittlichen Gesamt-
inflation von 2,19% weiter an, blieb jedoch leicht darunter. Während die 
deutlich höheren Inflationsraten der Jahre 2021 bis 2023 zu einem Rückgang 
der realen Nettokaltmieten führten, stagnierte die reale Mietentwicklung in 
den Jahren 2024 und 2025 weitgehend. 

Regional zeigte sich eine deutliche Divergenz in der Mietentwicklung. 
 Zwischen Januar und Oktober stiegen die nominalen Nettokaltmieten im 
Vergleich zum Vorjahreszeitraum im Süden (2,15%), im Westen (2,18%) und 
in Berlin (2,51%) überdurchschnittlich stark an. In Berlin lag der Mietanstieg 
damit spürbar über der Verbraucherpreisentwicklung und verdeutlicht die 
regionale Anspannung auf dem Wohnungsmarkt. In Süd- und Westdeutsch-
land bewegte sich der Anstieg nahezu im Einklang mit der allgemeinen 
 Inflationsrate. Deutlich moderater fiel die Entwicklung dagegen im Osten 
aus, wo die nominalen Nettokaltmieten lediglich um 1,79% zunahmen und 
damit unter dem Bundesdurchschnitt lagen. 

Für die Marktdynamik ist zudem die Spreizung zwischen Bestands- und Neu-
vertragsmieten zentral. Der Mietpreisindex der Deutschen Bundesbank (sie-
he Abbildung 1.16) zeigt, dass sich Neuvertragsmieten und Nettokaltmieten 
zwischen 2004 und 2010 noch weitgehend parallel entwickelten, mit durch-
schnittlichen jährlichen Zuwächsen von 1,21% bzw. 1,13%. Seit dem Jahr 
2011 hat sich diese Entwicklung jedoch entkoppelt. Die Neuvertragsmieten 
stiegen seither jährlich um durchschnittlich 3,89%, während die Nettokalt-
mieten lediglich um 1,50% pro Jahr zunahmen. Im Jahr 2024 setzte sich die-
se Dynamik fort. Neuvertragsmieten erhöhten sich gegenüber dem Vorjahr 
in den A-Städten um 3,51%, in den 127 größten Städten um 3,45% und 
deutschlandweit um 3,71%. Bestandsmieten stiegen in demselben Zeitraum 
wesentlich  moderater um 2,22%. 
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Abbildung 1.16: Mietpreisentwicklung für Wohnraum in Deutschland, 2004 – 2024
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geschwächt, allerdings mit einigen Ausnahmen. 
Dem Gesamtmuster folgend, stiegen die Mieten 
in Städten wie z. B. Berlin (+0,7 %) oder Frankfurt 
am Main (+2,1 %) nicht mehr so stark. Insgesamt 
bleibt das Mietniveau in München mit 22,62 €/m² 
weiter mit Abstand am höchsten.
 
Insgesamt betrachtet hat sich auch im aktuel-
len Berichtsjahr an den Grundtendenzen nahe-
zu nichts geändert. Unter Berücksichtigung der 
durchschnittlichen Inflation stagnierte die reale 
Mietenentwicklung sowohl 2024 als auch 2025 
weitgehend. Nach wie vor zeigte sich eine deut-
liche regionale Divergenz in der Mietenentwick-
lung. In den sieben A-Städten Deutschlands 
dokumentierten die Mietanstiege die dort ange-
spannte Wohnungsmarktsituation. In Süd- und 
Westdeutschland bewegte sich der Anstieg in 
etwa in Höhe der allgemeinen Inflationsrate, im 
Osten lag der Anstieg der Nettokaltmieten unter 
dem Bundesdurchschnitt.
 
Seit 2011 haben sich die Entwicklung der Neu-
vertragsmieten (durchschnittlich 3,9 % p. a.) und 
der Nettokaltmieten (durchschnittlich 1,5 % p. a.) 
voneinander entkoppelt. Auch 2024 und 2025 
setzt sich diese Dynamik fort – ebenso hinsicht-
lich der Veränderung der Neuvertrags- und Be-
standsmieten.
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Die unterschiedliche Dynamik in der Entwicklung 
von Bestands- und Neuvertragsmieten ist zum 
Großteil regulierungsbedingt und kann Lock-in-
Effekte verstärken. Dadurch dass Bestandsmieten 
weniger stark steigen, bleibt das Wohnen im be-
stehenden Vertrag ökonomisch attraktiver, selbst 
wenn die Wohnung nicht mehr den aktuellen Be-
dürfnissen entspricht. 
 
Gleichzeitig spiegelt der natürlich auch stärkere 
Anstieg der Neuvertragsmieten einen strukturellen 
Nachfrageüberhang wider, der durch Faktoren wie 
Singularisierung von Haushalten, Binnenwande-
rung in urbane Räume sowie eine angebotsseitige 
Begrenzung durch langwierige Genehmigungs-
verfahren, hohe regulatorische Anforderungen, 
Kostenexplosionen verstärkt wurde.
 
Bei der Betrachtung der absoluten Mietpreis-
niveaus muss allerdings berücksichtigt werden, 
dass in den vergangenen Jahren nicht nur die 
Mieten, sondern auch die Haushaltseinkommen 
gestiegen sind. Zwar hat sich das Wohnen zur 
Miete insgesamt verteuert, doch die ebenso ge-
stiegenen Einkommen konnten die Mietteuerung 
für viele Haushalte teilweise abfedern. Die Miet-
belastungsquote hat sich 2025 leicht erhöht, die 
Dynamik fiel jedoch leicht schwächer als im Vor-
jahreszeitraum aus. 
 

Aufgrund einer etwas schwächeren Mietdynamik 
wird davon ausgegangen, dass die steigenden 
Einkommen die Belastungsquote stabilisieren 
bzw. verringern. Bei Haushalten mit niedrigem 
Einkommen und daraus resultierend geringem 
verfügbarem Haushaltseinkommen wird die Situa-
tion jedoch weiter von (zu) hohen Mietbelastungs-
quoten geprägt sein. 

Diese Entwicklungen machen nach wie vor den 
zentralen Zielkonflikt am Wohnungsmarkt sehr 
deutlich: Einerseits soll bezahlbares Wohnen er-
halten bzw. neu realisiert werden, andererseits 
zwingt die Notwendigkeit, Wohnungsbauinvestiti-
onen wirtschaftlich darstellen zu müssen, gerade- 
zu zu Mietsteigerungen – insbesondere in der Neu-
vermietung. Dennoch blieb auch im Jahr 2024 die 
Wohnkostenbelastung der deutschen Gesamt-
bevölkerung konstant: Durchschnittlich mussten 
gemäß dem Frühjahrsgutachten die Haushalte 
etwa 25 % ihres verfügbaren Nettoeinkommens 
fürs Wohnen ausgeben.
 
Laut den Zahlen und Analysen der GdW Jahres-
statistik lagen die Neu- und Wiedervermietungs-
mieten der im GdW organisierten sozial orientier-
ten Wohnungsunternehmen 2024 rund 26 % unter 
den deutschlandweit veröffentlichten Mieten aus 
Inseraten und Onlineportalen. 

Monatliches Haushalts- 
einkommen

Hauptmieter-
haushalte

Belastungsquote 
durch Brutto- 

kaltmiete

Belastungsquote 
durch warme 
Nebenkosten

in Euro in 1.100 in % in %

unter 1.000 2.189 55,6 10,2

1.000 bis 1.500 2.861 36,4 5,4

1.500 bis 2.000 3.273 28,9 4,2

2.000 bis 3.000 5.139 23,8 3,3

3.000 bis 4.500 3.967 19,3 2,5

4.500 bis 6.000 1.563 16,3 1,9

6.000 und mehr 1.005 13,5 1,4

Insgesamt 19.997 27,9 4,1

Datenbasis: BBSR-Sonderauswertung des Mikrozensus 2022, Hauptmieterhaushalte in Gebäuden mit Wohnraum (ohne Wohnheime) © BBSR Bonn 2025

Finanzielle Belastungen durch Bruttokaltmiete und durch warme Nebenkosten bei Mietenden im Jahr 2022
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Quelle: Wohnungswirtschaftliche Daten und Trends 2024/2025; Statistisches Bundesamt Zensus 2022 sowie Fortschreibung mit der
Mietenentwicklung aus dem VPI, GdW-Jahresstatistik.

Mietentwicklung im Bestand bundesweit 2024 
im Vergleich zu den Unternehmen des GdW

Quelle: Wohnungswirtschaftliche Daten und Trends 2024/2025; GdW-Jahrestatisik

Nettokaltmiete und Vorauszahlungen für warme und kalte Betriebskosten 
bei Unternehmen im GdW 2010 – 2024 

48

eine Durchschnittmiete von 7,60 Euro/m². Damit liegen die Nettokaltmieten in 
den Beständen des GdW 0,97 Euro/m² unter dem Durchschnitt der bundesweiten 
 Bestandsmieten aller Vermieter. Letztere sind im Verlauf des Jahres 2024 um 2,2 % 
bzw. um 16 Cent/m² gestiegen. 

Quelle: Statistisches Bundesamt Zensus 2022 sowie Fortschreibung mit der  
Mietenentwicklung aus dem VPI, GdW-Jahresstatistik.
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Je nach Region und Wohnungssegment differie-
ren diese Unterschiede; im Durchschnitt sparen 
Mieter einer 70-m²-Wohnung eines GdW-Un-
ternehmens jährlich etwa 815 € gegenüber dem 
Durchschnitt aller Mieterhaushalte.
 
In der langfristigen Betrachtung ist festzustellen, 
dass die Bestandsmieten in den vergangenen 
25 Jahren inflationsbereinigt im bundesweiten 
Durchschnitt sogar gesunken sind. 

49

Quelle: GdW-Jahresstatistik.
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Auf lange Sicht: Bestandsmieten steigen sogar geringer als die Inflation

Die jährlichen Steigerungsraten des Nettokaltmietenindex des Statistischen 
Bundesamtes, der im Wesentlichen die Entwicklung der Bestandsmieten  abbildet, 
lagen im Zeitraum von 2000 bis 2021 zwischen 1,1 % und 1,5 %. Seither  entwickelt 
sich der Index der Nettokaltmiete etwas dynamischer. Im Jahr 2022 erreichte die 
Steigerungsrate erstmals seit drei Jahrzehnten einen Wert von 1,8 %. Bis zum Jahr 
2024 kletterte dieser Wert auf 2,2 %. Trotz der Aufwärtsentwicklung bremste  
die Mietentwicklung im Bestand die allgemeine Teuerungsrate gerade in den 
 letzten Jahren deutlich ab. So erreichte die allgemeine Preissteigerung 2023 einen 
Durchschnittswert von 5,9 %, während die Bestandmieten lediglich um 2,1 % 
 anzogen. Ohne die dämpfende Wirkung der Mietenentwicklung wäre die Inflation 
in Deutschland deutlich höher ausgefallen. Erst im Jahr 2024 lagen Inflation und 
Bestandsmietenentwicklung wieder auf dem gleichen Niveau. 

Lediglich in fünf Jahren innerhalb der letzten 25 Jahre lag die Entwicklung der 
 Bestandsmieten oberhalb der allgemeinen Inflationsrate. Im Ergebnis sind die 
Nettokaltmieten in der langfristigen Betrachtung zwischen 2000 und 2024 nur um 
29 % gestiegen, während die allgemeine Preissteigerung bei 37 % lag. Inflations-
bereinigt sind die Bestandsmieten in den vergangenen 25 Jahren im bundesweiten 
Durchschnitt damit sogar gesunken.

Von 2000 bis 2021 lagen die Steigerungsraten der 
Bestandsmieten zwischen 1,1 % und 1,5 %. Erst 
im Jahr 2024 glichen sich die Dynamiken der Miet- 
und Inflationsentwicklung mit etwa 2,2 % an.
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Quelle: Wohnungswirtschaftliche Daten und Trends 2025/2026; Statistisches Bundesamt, Verbraucherpreisindex, Jahresdurchschnitte

Entwicklung der Bestandsmieten in Deutschland 2000 – 2024 
im Vergleich zu den allgemeinen Lebenshaltungskosten, Verbraucherpreisindex

Da es – abgesehen vom Zensus 2022 – keine flä-
chendeckende Statistik gibt, wird zur Ermittlung 
der Wiedervermietungs- und Erstvermietungsmie-
ten auf die BBSR Berechnungen bzw. die Daten-
bank der IDN ImmoDaten GmbH zurückgegriffen. 
Danach lagen die Erst- und Wiedervermietungs-
mieten in Mehrfamilienhäusern der GdW Unterneh-
men mit durchschnittlich 8,06 €/m² um 26 % unter 
vergleichbaren, auf Online-Vermietungsplattformen 
inserierten Mieten mit durchschnittlich 10,29 €/m². 
 
Bei Erstvermietungsmieten im Neubau wurde 2024 
mit einer Nettokaltmiete von etwa 11,80 €/m² das 
Bestandsmietniveau deutlich übertroffen; im bun-
desweiten Vergleich waren diese Werte jedoch wei-
terhin moderat. Gerade in den 14 größten Städten 
Deutschlands ist – außer in Essen und Duisburg – 
der Unterschied zwischen den Mieten der Online-
plattformen und den Mieten der sozial orientierten 
GdW-Unternehmen zum Teil eklatant.
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Quelle: Online-Angebote: Datenbasis: BBSR-Wohnungsmarktbeobachtung, IDN ImmoDaten GmbH, microm 
Wohnlagen, nach Angaben des BMWSB, Bundestagsdrucksache 21/469; GdW-Daten: eigene Erhebung bei 
den Mitgliedsunternehmen.

Online Portale 
Euro/m²

GdW
 Euro/m² 

Differenz in 
%

Berlin 17,64 9,40 -47%

München 21,88 12,89 -41%

Hamburg 14,64 9,53 -35%

Köln 14,15 10,48 -26%

Frankfurt 
am Main 16,19 12,08 -25%

Stuttgart 15,40 11,56 -25%

Düsseldorf 12,99 10,43 -20%
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GdW
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Differenz in 
%

Leipzig 9,66 7,70 -20%

Dortmund 9,27 8,06 -13%

Essen 8,67 8,12 -6%

Bremen 10,68 8,08 -24%

Dresden 8,68 7,60 -12%

Nürnberg 11,60 10,43 -10%

Duisburg 7,64 7,54 -1%

Erst- und Wiedervermietungsmieten 2024
14 größte Städte Deutschlands, Onlineportale und GdW-Neuvermietungen im Vergleich

Extrem deutlich ist der Abstand in Berlin. Hier lagen die Erst- und Wieder-
vermietungsmieten der GdW-Unternehmen im 2. Halbjahr 2024 mit durchschnitt-
lich 9,40 Euro/m² um 47 % unter den Portalmieten von im Schnitt 17,64 Euro/m². 
Ähnlich die Situation auf dem angespannten Münchener Wohnungsmarkt: Dort 
beträgt der Abstand der GdW-Neuvermietungsmieten zu dem aus Onlineportalen 
berichteten Niveau rund 41 %. Es folgen Hamburg und Köln, wo der Abstand mit 
35 % bzw. 26 % ebenfalls beträchtlich ausfällt.

Warme Betriebskosten stiegen auch 2024 nochmals deutlich

Im Unterschied zur moderaten Entwicklung der Nettokaltmieten schlugen sich 
die Betriebskosten mit deutlichen Preissteigerungen im Budget der Mieter nieder. 
Die Preise für Energie sind durch die Energiekrise infolge des Kriegs Russland 
gegen die Ukraine und der damit verbundenen Einstellung aller Gaslieferungen aus 
Russland zunächst exorbitant gestiegen und haben sich seither auf einem deutlich 
höheren Niveau eingependelt. 

Die GdW-Unternehmen sahen sich auch 2024 gezwungen ihre Vorauszahlungen 
für die warmen Betriebskosten deutlich anzuheben. Die warmen Betriebskosten – 
auch „zweite Miete“ genannt – stiegen 2024 um 4,7 % auf nunmehr 1,64 Euro/
m². Das ist ein Anstieg um 8 Cent/m². Seit 2021 sind die warmen Betriebskosten-
vorauszahlungen bei den GdW-Unternehmen damit um 55 % angewachsen. 

Entsprechend der hohen Inflation sind auch die Preise für die kalten Nebenkosten 
deutlicher gestiegen als in den Vorjahren. Die Mieter in den GdW-Beständen mussten 
für die kalten Betriebskosten im Jahr 2024 durchschnittlich 1,90 Euro/m² voraus-
zahlen – und damit 6 % mehr als im Vorjahr. Auch hier lag der Anstieg wie bei den 
warmen Betriebskosten deutlich oberhalb der allgemeinen Preissteigerung.
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Erst- und Wiedervermietungsmieten 2024

Quelle: Wohnungswirtschaftliche Daten und Trends 2025/2026
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Abschließend soll zur Versachlichung der teilweise 
sehr aufgeheizten Mietendiskussion kurz auf die 
statistischen Messwerte sowie die kalkulatorische 
Miete eingegangen werden. 
 
Die Datenquelle in Zeitungen und auf Internetplatt-
formen inserierter Wohnungsangebote erfasst nur 
einen Teil insgesamt offerierter Wohnungen. Ein 
sehr erheblicher – insbesondere preisgünstiger 
– Wohnungs- bzw. Angebotsbestand wird nicht 
berücksichtigt. Ein bedeutender Anteil an Woh-
nungen wird über Wartelisten, eigene Unterneh-
mensplattformen bzw. direkte Kundenansprache 
vermittelt. Diese – so wie auch der größte Anteil 
der GdW-Wohnungen – werden nicht über In-
ternet- oder Onlineportale inseriert und fließen 
somit auch nicht in die vom BBSR verwendete 
Datenbank mit ein. Daher sind die in der Öffent-
lichkeit publizierten und diskutierten „Internet- 
Angebotsmieten“ keineswegs objektiv repräsen-
tativ. Ein großer Teil der Mietdatenbank preisgüns-
tiger Wohnungen fehlt in der allgemein gültig als 
„Angebots- und Neubaumieten“ titulierten Daten-
sammlung. Sie ist schlichtweg nicht repräsentativ 
und führt häufig zu Bewertungen und Schluss-
folgerungen, die nicht die Realität der regionalen 
Wohnungsmärkte widerspiegeln.
 
In der Mietendiskussion wird nach wie vor häufig 
außer Betracht gelassen, dass die kontinuierlich 
gestiegenen Anforderungen an den Wohnungs-
bau die Kosten haben explodieren lassen. Trotz 
aller Bemühungen zu Kostensenkungen sprechen 
die Konsequenzen der Transformation und Klima-
neutralität der Wohnungsbestände eher für weitere 
kostenintensive Auswirkungen auf die Neubau- 
und Sanierungskosten.
 
Insofern gehört es auch zur Ehrlichkeit, auf die 
kalkulatorische Miete zu schauen, die in Anbe-
tracht der gegebenen Bau-, Wohn- und Finan-
zierungskosten zu berechnen wäre, um eine In-
vestition in den Mietwohnungsbau wirtschaftlich 
darzustellen.
 
Einer Beispielrechnung der empirica AG liegen 
folgende Prämissen zugrunde: 
Baukosten 4.000 €/m², 1 % Abschreibung, Boden- 
preis 0,75 Tsd. €/m², 10 % Nebenkosten, 1,25  €/m² 
Instandhaltungs- und Verwaltungskosten, 2 % 
Mietausfallwagnis, 20 % Eigenkapital. 
 
Die Berechnung unterstellt sogar unrealistischer-
weise, dass der Investor keinen Gewinn erzielt; zu-
sätzlich ist der Parameter der angenommenen Bau-
kosten aktuell wohl eher als zu positiv zu bewerten. 

Im Ergebnis liegt die kalkulatorische Miete zwi-
schen 7,26 € und 21,02 € pro Quadratmeter. Trotz 
der definitiv recht deutlich zu gering angenomme-
nen Baukosten liegt beim aktuellen Zinsniveau von 
etwa 3,6 % das Ergebnis der empirica-Berech-
nung bei rund 20 €/m² in den Großstädten bzw. 
18  €/m² in den mittleren Städten Westdeutsch-
lands.
 
Auch wenn durch zinsverbilligte Darlehen, bei-
spielsweise der KfW mit entsprechenden Aufla-
gen, bzw. eine Senkung der Wohnungsbauzinsen 
die kalkulatorischen Kosten sinken könnten, so 
sollte doch klar sein, dass die aktuellen Neubau-
mieten im frei finanzierten Wohnungsbau nicht die 
Ursache einer Renditemaximierung sind und auch 
keine kurzfristige Preisübertreibung darstellen. 
Allein der exorbitante Anstieg der kumulierten Er-
stellungskosten ist der Grund dafür, dass die Wirt-
schaftlichkeitsschwelle immer weiter nach oben 
verschoben wurde und zwangsläufig die Mieten-
entwicklung getrieben hat.
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  empirica 

Berechnung der kalkulatorischen Miete auch noch unterstellt, dass der Investor keinen 
Gewinn erzielt, wobei sich dann die Frage stellt, warum er das Risiko eingehen sollte.  

Das Ergebnis ist in folgender Abbildung dargestellt. Bei einem Zinssatz von 4 % liegt die so 
berechnete kalkulatorische Kostenmiete bei rund 21 €/m². Ebenfalls zeigt die Abbildung 
deutlich den enormen Hebel der Zinssätze auf das Ergebnis. Bei Zinsen von 3 % liegt die 
kalkulatorische Kostenmiete bei knapp 17,60 €/m² und damit rund 2,50 €/m² niedriger als 
bei 4 %.  

Wird von niedrigeren Bodenkosten ausgegangen, liegt auch die kalkulatorische Miete 
niedriger. Bei Bodenkosten von 500 €/m² Wohnfläche (und Zinsen von 4 %), was in mitt-
leren westdeutschen Städten eher üblich ist, liegt die kalkulatorische Miete bei rund 
20 €/m². Bei 250 €/m² Wohnfläche bei 19 €/m².  

Abbildung 37: Komponenten der kalkulatorischen Miete 

 

Quelle: eigene Berechnung  empirica 

Beim aktuellen Zinsniveau von 3,6 % liegt damit die kalkulatorische Miete bei rund 
20 €/m² in westdeutschen Großstädten, in München und anderen Hochpreisstandorten 
natürlich noch darüber. Dies zeigt zum einen nochmals den enormen Hebel der Zinsen. 
Bei Zinsen von 1 % bis 2 % und damit in etwa in dem Bereich von vor der Zinswende im 
Frühjahr 2022 lagen – bei ansonsten identischen Parametern – die kalkulatorischen Kos-
tenmieten nur bei ca. 10 bis 14 €/m². Dies entspracht in etwa den Neubaumieten in den 
Top-8-Städten aus den Jahren vor 2022 (14 bis 15€/m²) bzw. den in den kreisfreien Städ-
ten Westdeutschlands (11 bis 12€/m²).  

Die Wohnungspolitik versucht im Rahmen ihrer Möglichkeiten gegenzusteuern. Mit der 
degressiven steuerlichen Abschreibung für Abnutzung (AfA) wird der Wohnungsbau sub-
ventioniert, aber nur, wenn der Investor eine natürliche Person ist und ein hinreichend 
hohes Einkommen hat. Im besten Falle, d. h. bei einem Einkommenssteuerpflichtigen, der 
der Reichensteuer unterliegt, kann dadurch die kalkulatorische Miete um 1,80 €/m² ge-
senkt werden. Zinsverbilligte Darlehen (u. a. KfW-Programm 298) können ebenfalls die 
kalkulatorischen Kosten senken. Da sie aber nur unter Auflagen (Effizienzhaus 40) gewährt 
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Mietpreislimitierung

Wie noch im Kapitel 8 geschildert wird, müssen 
politische Maßnahmen wie der „Gebäudetyp 
E“ oder der „Bau-Turbo“ in der Umsetzung erst 
einmal beweisen, dass bzw. ob sie tatsächlich 
zu Entlastungen führen. Bisher rechnet kaum ein 
Experte damit, dass die dringend notwendigen 
preis- und kostensenkenden Erleichterungen im 
Neubau umgesetzt werden können. Dies ist je-
doch die erste Voraussetzung dafür, dass über-
haupt bezahlbarer Wohnraum entstehen kann.
 
Bundesweit publiziert, sehen sich stattdessen 
gegenwärtig Mieter, Politik und Mieterbund mit 
der Aussage konfrontiert, dass angesichts der 
enormen Planungs- und Baukosten Neubau unter  
einer Quadratmetermiete von 20 € nicht wirt-
schaftlich darstellbar ist.
 
In Kombination unsozialer, überhöhter Wucher-
mieten, einzelner verantwortungsloser Vermieter, 
die sich nicht an Recht und Fairness halten, wun-
dert es nicht, dass das Thema der Mietpreisregu-
lierung immer wieder neue Brisanz erfährt. Das ist 
völlig erklärlich und legitim, wobei explizit darauf 
hingewiesen werden soll, dass sich die allermeis-
ten Vermieter dem Gesetz entsprechend verhal-
ten. Es gibt unbestritten immer wieder schwarze 
Schafe, die dann leider stark das Bild der gesam-
ten Branche prägen. 
 
Politik und Interessenvertretung sollten ihre Maß-
nahmen jedoch nicht an Missbrauchsfällen oder 
Extrembeispielen ausrichten. Auch die zitierten 
Neuvertragsmieten, die auf Immobilienportalen 
inseriert werden, können nur sehr bedingt als Be-
leg für rasante Mietsteigerungen herhalten. Sie 
bilden nur einen kleinen Teil des Marktes ab und 
sind weit von dem entfernt, was im Bestand ge-
zahlt wird bzw. außerhalb der Portale gehandelt 
und verlangt wird. Zu der Frage der Mietenregulie-
rung, insbesondere bezüglich der Mietpreisbrem-
se, gibt es nach wie vor nicht einmal den Hauch 
eines Konsenses.
 
Auf der einen Seite des „Bremsen-Konfliktes“ 
stehen Mietervertreter, die mit dem Hinweis auf 
die völlige Überlastung der Mieterhaushalte ein 
„Bremsen-Aus“ im Jahr 2029 kategorisch ableh-
nen. Die Maximalposition des Deutschen Mie-
terbundes lautet: Mietpreisbremse auf jeden Fall 
behalten, entfristen und aufgrund vielfältiger Ver-
stöße sogar verschärfen. Die Regulierung von 
Mieten sei historisch ein Instrument, um sozia-

le Ungleichheit zu senken, und könne dies auch 
heute noch bewirken. Allerdings wird von einigen 
Pragmatikern zumindest eingeräumt, dass es 
im Zeitverlauf aber auch zu unerwünschten Ne-
benwirkungen gekommen sei. Die Qualität des 
Wohnungsbestands sinke, Anreize für den Neu-
bau gingen verloren. Ein weiteres Problem seien 
Schlupflöcher, die ein Umgehen der Regulierung 
erlaubte.
 
Auf der anderen Seite stehen Interessenvertre-
tungen der Immobilienwirtschaft und Investoren 
in einer Linie mit Wohnungsmarktexperten von 
Instituten und Forschungsstätten wie empirica, 
dem Institut der deutschen Wirtschaft (IW) oder 
der IREBS. Sie alle machen die Bremse, die für 
den Neubau keine Gültigkeit hat, vor allem für eine 
„völlige Verzerrung“ des Bestandsmietenniveaus 
verantwortlich. 
  
Die Erfordernisse starker sozialer Planken im Miet-
recht werden nicht infrage gestellt, die Kritik an 
der immer strengeren und komplexen mietrechtli-
chen Regulierung richtet sich gegen die verfehlte 
soziale Steuerungswirkung. Die Mietpreisbremse 
sei am Ende sozial blind. Mangels Zielgenauigkeit 
verfehle sie ihre Wirksamkeit, weil letztlich jeder 
– sowohl der Wohlhabende als auch die Gering-
verdienenden – in gleicher Form von ihr profitierte. 
Insofern werde im Vorfeld nicht identifiziert, wer 
tatsächlich sozialen Schutz benötige.
 
Insgesamt muss konstatiert werden, dass der 
massive Eingriff in das Eigentum durch den Mie-
tendeckel unverhältnismäßig war und das Problem 
fehlenden Wohnraumes in den Metropolregionen 
nicht gelöst hat. Dort, wo die Regulierungsschrau-
be zu stark angezogen wurde, sank das Angebot 
an verfügbaren Wohnungen. In Berlin ist das An-
gebot um bis zu 60 % zurückgegangen. Der Markt 
hat sich bis heute nicht davon erholt.
 
Die keinesfalls positiven Auswirkungen der Miet-
preisbremse führten bisher nicht zur Beendigung 
des gesellschaftlich-politischen Streits zwischen 
Sozialverbänden, Juristen, Wissenschaftlern, Po-
litikern und immobilienwirtschaftlichen Interes-
senvertretern. Da es nachweislich nicht zu einer 
Vermehrung des Wohnraumangebots gekommen 
ist, wird zunehmend für die Abschaffung der „re-
gulären Bremse“ geworben, um die Attraktivität 
von Immobilieninvestitionen zu erhöhen. Statt-
dessen sollte geprüft werden, ob partiell Mieten 
im nicht sozialen Bestand unter Umständen zur 
Subventionierung des Sektors genutzt werden 
könnten.
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Auch für eine Überprüfung bzw. Weiterentwicklung 
des Mietrechts plädieren Immobilienexperten, wie 
auch Rolf Buch, bis 2025 Vorstandsvorsitzender 
der Vonovia. In die Diskussion wird eingebracht, 
dass professionelle Vermieter einen Teil der frei  
finanzierten Wohnungen in angespannten Märk-
ten für Personen mit Wohnberechtigungsschein 
freistellen und dafür den übrigen Bestand ohne 
Mietpreisbremse vermieten dürfen.
 
Der entscheidende Anknüpfungspunkt für miet-
rechtliche Regulatorik sollte die tatsächliche 
Einkommenssituation der Menschen sein. Dies 
betrifft neben der Mietpreisbremse auch die Fehl-
belegungsabgabe. Sie ist eine Zahlung, die Mieter 
von Sozialwohnungen leisten müssen/sollen, 
wenn ihr Einkommen über eine bestimmte Gren-
ze gestiegen ist und sie eigentlich nicht mehr be-
rechtigt wären, die Wohnung aber dennoch weiter 
bewohnen dürfen. Die Fehlbelegungsabgabe ist 
seit 1985 Ländersache, wurde in Nordrhein-West-
falen abgeschafft und wird aktuell wieder stärker 
diskutiert bzw. auch gefordert.
 
Immer wieder wird vorgeschlagen, dieses Instru-
ment zu revitalisieren. Allerdings scheint der poli-
tische Wille, eine solche Abgabe (wieder) durch-
zusetzen und in Kombination höhere Mieten zu 
verlangen, nicht mehrheitsfähig. Andererseits ist 
der administrative Verwaltungsaufwand nicht zu 
unterschätzen. Zudem birgt das Instrument sozi-
alen Sprengstoff aufgrund der Gefahr von mög- 
lichen Segregationstendenzen. Besserverdienen-
de tragen auch zur Stabilisierung der Wohnquar-
tiere bei. Sollten diese aufgrund der Fehlbele-
gungsabgabe ausziehen, so könnte das sozialen 
Schieflagen und/oder einer Ghettoisierung von 
Stadtvierteln Vorschub leisten. 
 
Beide Regulierungen zeigen, dass es – bei aller 
guter Absicht – notwendig ist, die Zielgenauigkeit 
ständig zu evaluieren. Die Politik sollte sich nicht 
von den Marktgesetzen entkoppeln und unver-
hältnismäßige Markteingriffe forcieren. Die Reali-
tät hat sehr deutlich gezeigt, dass hierdurch keine 
neuen Wohnungen entstehen und solche Eingriffe 
somit insbesondere in angespannten Wohnungs-
märkten keine Lösung darstellen.

II. STELLUNGNAHME 2025 | VORSTAND

SEIT 2025 
Digitale Wohnungs-
abnahme
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3. WOHNUNGSMARKT NRW

Aufgrund der neuen Zensusergebnisse wurde die 
Bevölkerungsentwicklung in Deutschland nega-
tiver und vorsichtiger eingeschätzt, als es entspre-
chend den Kennzahlen der vergangenen drei Jahre 
zunächst erwartet worden war. Auch der Mikro-
zensus und die IT.NRW-Fortschreibungen wurden 
mit zum Teil revidierenden Ergebnissen angepasst. 
Entsprechend der quantitativen Entwicklung der 
Bevölkerungs- und Haushaltszahlen blieb es beim 
grundsätzlichen Trend der regional sehr differen-
zierten Entwicklung der NRW-Wohnungsmärkte. 
 
Entsprechend der Bevölkerungsstatistik von 
IT.NRW betrug der Bevölkerungsstand Ende 2024 
bei einem nur noch marginalen Zuwachs von 17 Tsd. 
Personen (0,1 %) etwa 18 Mio. Personen. Der 
Wanderungssaldo – die Differenz aus den Zu- und 
Fortzügen – fiel 2024 mit einem Nettogewinn von 
83,9 Tsd. Personen vergleichsweise niedrig aus 
und konnte die negative natürliche Bevölkerungs-
entwicklung mit – 67,7 Tsd. Personen nur noch 
knapp ausgleichen. Gründe waren die alternde 
Bevölkerung, sinkende Geburtenraten sowie der 
deutlich abgeschwächte Flüchtlingszuwachs aus 
der Ukraine. Hinsichtlich der Binnenwanderung in Nordrhein-

Westfalen zeigten sich auch 2024 gegenläufige 
Entwicklungen. Insgesamt verringerte sie sich um 
etwa –4,7 % auf rund 594 Tsd. Personen. Im Rhein-
land und in mehreren westfälischen Großstädten 
waren Wanderungsverluste oder stagnierende Ent-
wicklungen zu beobachten. Hinsichtlich der Be-
völkerungsentwicklung insgesamt verzeichneten 
insbesondere das Münsterland und das Rheinland 
Bevölkerungszuwächse. Der Kreis Paderborn war 
durch einen negativen Binnenwanderungssaldo 
und eine leicht positive Bevölkerungsentwicklung 
gekennzeichnet. Bis zum Jahr 2050 wird laut neu-
ester Vorausschätzungsberechnung von einer etwa 
–2,6 % rückgehenden Einwohnerzahl ausgegan-
gen.
 
Nach vorläufigen Ergebnissen des Mikrozensus 
entwickelte sich die Gesamtzahl der Haushal-
te bis zum Jahr 2023 leicht positiv. Insbesondere 
aufgrund der Anzahl zugewanderter Menschen 
ergänzt sich der bisherige Trend zu Single-Haus-
halten durch einen höheren Anteil an Familien mit 
Kindern.
 Quelle: Wohnungsmarktbericht NRW 2025 | NRW.BANK; 

Daten: IT.NRW

Bevölkerungsveränderung nach Komponenten
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2. Entwicklung der 
 Wohnungsnachfrage

Die Nachfrage an den Wohnungsmärkten wird 
 quantitativ von der Entwicklung der Bevölkerungs- 
und Haushaltszahlen und qualitativ unter anderem 
von der Zusammensetzung der Haushalte, zum 
Beispiel hinsichtlich Altersgruppen und Einkommen, 

beeinflusst. Dabei gilt es zu beachten, dass sich die 
Wohnungsmärkte in Nordrhein-Westfalen regional 
sehr differenziert entwickeln, wobei Wachstum und 
Schrumpfung dicht nebeneinanderliegen. 

Immer noch leicht positive 
 Bevölkerungsentwicklung 

Nachdem sich der erhebliche Bevölkerungszuwachs 
des Jahres 2022 (Geflüchtete aus der Ukraine) im 
Folgejahr bereits abgeschwächt hatte, setzte sich diese 
Entwicklung auch im Jahr 2024 fort. Der Bevölkerungs-
stand Nordrhein-Westfalens lag gemäß der Bevölke-
rungsstatistik von IT.NRW am 31. Dezember 2024 bei 
über 18 Millionen Personen. Gegenüber dem Vorjahr 
gab es nur noch einen leichten Anstieg von rund 17.000 
Personen (+0,1%). Die Bevölkerungszahlen der ver-
gangenen drei Jahre wurden beruhend auf der Erhebung 
des Zensus 2022 umgestellt. Das hatte jedoch keine 
Auswirkungen auf die grundsätzlich feststellbaren 
Trends der Bevölkerungsentwicklung.

Weiterhin Zuzugsgewinne in 
 Nordrhein-Westfalen

Die genauere Betrachtung der Bevölkerungsentwicklung 
nach den Komponenten der Geburten und Sterbefälle 
sowie der Zu- und Fortzüge liefert den Grund für die 
Entwicklung (Abb. 2.1.1). Der Wanderungssaldo – die 
Differenz aus den Zu- und Fortzügen – fiel 2024 zwar 
weiterhin positiv aus, aber mit einem Nettogewinn 
von 83.900 Personen konnte die negative natürliche 
Bevölkerungsentwicklung (–67.700 Personen) nur noch 
knapp ausgeglichen werden. 

Wesentliche Gründe für die beschriebene Entwicklung 
sind eine grundsätzlich alternde Bevölkerung und 
sinkende Geburtenraten sowie ein weiterer Rückgang 
der Zuzüge aus der Ukraine. 

Abb. 2.1.1: Bevölkerungsveränderung nach 
 Komponenten

2.1 Bevölkerungsentwicklung

Hinzu kommt: Nicht nur die Zuzüge aus dem Ausland 
sind zurückgegangen, es ziehen auch vermehrt 
Menschen aus Nordrhein-Westfalen in das Ausland.  

Die Zahl der Zu- und Fortzüge in andere Bundesländer 
war gegenüber dem Vorjahr nahezu unverändert und 
mit einem Saldo von rund –5.000 Personen, also 
–0,03 Prozent der Gesamt bevölkerung Nordrhein-
Westfalens, weiterhin nahezu ausgeglichen (Abb. 2.1.2).    

Quelle: Wohnungsmarktbericht NRW 2025 | NRW.BANK; 
Daten: IT.NRW

Entwicklung der Wanderungsströme nach, in 
und aus Nordrhein-Westfalen
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Quelle: Wohnungsmarktbericht NRW 2025 | NRW.BANK; 
Bundesagentur für Arbeit

Quelle: Wohnungsmarktbericht NRW 2025 | NRW.BANK

SGB-II-Bedarfsgemeinschaften in Nordrhein-
Westfalen nach Haushaltstyp 2024

Gründe für den Wohnungswechsel 
(WBS-Haushalte) in Nordrhein-Westfalen 2024 
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Neben der quantitativen Wohnungsnachfrage wird 
diese qualitativ stark vom Einkommen bestimmt. 
Trotz der durch externe Faktoren belasteten stag-
nierenden NRW-Wirtschaft zeigte sich auch 2024 
der Arbeitsmarkt relativ robust. Die sozialversi-
cherungspflichtige Beschäftigung entwickelte sich 
zwar positiv, allerdings waren etwa 30 % der hier 
Tätigen nur in Teilzeit beschäftigt, und die Arbeits-
losigkeit nahm sukzessive zu. Dabei zeigten sich 
entsprechend der regional differenzierten Wirt-
schaftsschwäche unterschiedlich ausgeprägte Ar-
beitslosenquoten. Diese wirkten sich unmittelbar 
auf die jeweilige durchschnittliche Kaufkraft der 
Haushalte und damit auf deren Spielraum für eine 
angemessene Wohnraumversorgung aus. Diesbe-
züglich ist die Abkehr von den Reallohnverlusten 
der Jahre 2020 bis 2022 positiv zu vermerken. Die 
2024 durchschnittlich um 2,2 % gestiegenen Real-
löhne festigten das für das Wohnen zur Verfügung 
stehende Einkommen.
 
Nach Einschätzung von Experten haben nach wie 
vor Wohnungslose, Rollstuhlnutzende, Familien mit 
mehreren Kindern, Haushalte mit niedrigem Ein-
kommen, Transferleistungsbeziehende, Geflüchte-
te sowie ältere Menschen mit Bedarf an barriere-
armen Wohnungen eingeschränkte Chancen, eine 
adäquate, bezahlbare Wohnung zu erhalten. Min-
destsicherungsleistungen wie die Grundsicherung 
für Arbeitsuchende nach SGB II, die Grundsiche-
rung im Alter und bei Erwerbsminderung (SGB XII), 
die laufende Hilfe zum Lebensunterhalt (SGB XII) 
sowie die Geldleistungen für Asylbewerbende nach 
dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) und 
die Wohngeld-Plus-Reform zum 01.01.2023 helfen, 
die Wohnkosten tragen zu können. Im Jahr 2024 
blieb die Mindestsicherungsquote mit 11,1 % sta-
bil, der Wohngeldbezug nahm mit 8,4 % deutlich zu.  
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Im Vorjahresvergleich sank die Zahl der Personen, die 
eine Grundsicherung für Arbeitssuchende (SGB II) 
bezogen, leicht (–0,4%). Die Mindestsicherungsquote 
blieb im Jahr 2024 mit 11,1 Prozent im Vergleich zum 
Vorjahr stabil und lag weiterhin in einer langjährigen 
Spanne zwischen 10 und 12 Prozent (2008: 10,0%; 
Höchstwert 2015/2016: 12,0%; Abb. 2.4.2). 

Erneuter Anstieg der Personen, die eine 
Grundsicherung im Alter beziehen

Die Zahl der Personen, die eine Grundsicherung im 
Alter und bei Erwerbsminderung (SGB XII) beziehen, 
nimmt seit 2016 leicht, aber stetig zu. Sie stellen nach 
wie vor die zweitgrößte Gruppe der Personen dar, die 
Mindestsicherungsleistungen beziehen. Der Anstieg 
zwischen 2023 und 2024 fiel mit 3,7 Prozent höher aus 
als im Jahr zuvor (2023: +1,2%), wobei dieser fast 
ausschließlich auf die Zunahme der Grundsicherung 
im Alter zurückzuführen ist. Die tatsächliche Alters-
armut ist allerdings noch größer, da viele Anspruchs-
berechtigte keinen Antrag stellen (Abb. 2.4.2).

Weniger Menschen im Asylleistungsbezug

Während sich 2024 bei den Beziehenden von Hilfe 
zum Lebensunterhalt eine Stabilisierung abzeichnete, 
bezogen rund 15 Prozent weniger Menschen Asylbe-
werberleistungen als ein Jahr zuvor. Auch die Zahl der 
Beziehenden von SGB II-Leistungen war in 2024 leicht 

Abb. 2.4.2: Beziehende von Mindestsicherungs-
leistungen nach Rechtskreis in Nordrhein-Westfalen

rückläufig. Zudem ist der Anteil der SGB-II-Leistungs-
beziehenden in Großstädten  überdurchschnittlich hoch. 
Selbst wirtschaftlich sehr dynamische Städte wie Köln, 
Leverkusen und Bielefeld weisen überdurchschnittliche 
SGB-II-Quoten auf. Da mehr als die Hälfte der SGB-II-
Bedarfsgemeinschaften Einpersonenhaushalte sind, 
werden insbesondere erschwingliche Wohnungen 
kleinerer Größe benötigt. Ein weiteres Drittel aller 
SGB-II-Bedarfsgemeinschaften setzt sich aus Haus-
halten mit Kindern zusammen, die entsprechend große, 
familiengerechte Wohnungen benötigen (Abb. 2.4.3).  
Insbesondere bei den kleineren und größeren Wohnungen 
besteht in vielen Kommunen jedoch ein signifikanter 
Mangel.

Wohngeldbezug nahm im Jahr 2024 erneut 
deutlich zu

Der Wohngeldbezug wurde in den vergangenen Jahren 
mehrfach reformiert. Zuletzt bedeutete die Wohngeld-
Plus-Reform zum 1. Januar 2023 eine deutliche 
Leistungsverbesserung. Sie führte eine nach der 
Anzahl der Personen gestaffelte Heizkostenpauschale 
sowie eine Klimakomponente als Zuschlag für höhere 
Mieten in sanierten, energieeffizienten Wohnungen ein. 

Die Höhe der Zuschüsse hängt von der Höhe des 
Einkommens, der Miete beziehungsweise Belastung 
sowie der Zahl der Haushaltsmitglieder ab. Jede 
Kommune wird dabei in eine Mietstufe eingeordnet. 

Abb. 2.4.3: SGB-II-Bedarfsgemeinschaften in 
Nordrhein-Westfalen nach Haushaltstyp 2024
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Zu kleine Wohnungen werden bei der 
Beantragung eines WBS als häufigster 
Grund genannt

Die Gründe für einen gewünschten Wohnungswechsel 
bleiben über die Jahre betrachtet recht stabil. Auch im 
Jahr 2024 wurde eine zu kleine Wohnung von rund 
einem Viertel (26,8%) der Wohnungssuchenden als 
häufigster Grund für den gewünschten Wohnungs-
wechsel angegeben. Mit rund 13 beziehungsweise 
11 Prozent waren zu hohe Mieten sowie das Erfordernis 
einer altersgerechten beziehungsweise rollstuhl-
gerechten Wohnung weitere häufig genannte Gründe 
(Abb. 2.4.5). 

Bei Erteilung des Wohnberechtigungsschein wohnten 
zudem rund 60 Prozent der Haushalte in einer frei 
finanzierten Wohnung.  

Wohnungslosigkeit erreicht neuen 
 Höchststand

Im Juni des Jahres 2024 waren in Nordrhein-Westfalen 
insgesamt 122.200 Personen (Juni 2023: 108.600, 
+13.600 bzw. +12,5%) als wohnungslos erfasst (Abb. 
2.4.6). Die Zahl der von Kommunen und von Einrich-
tungen der Wohnungslosenhilfe in freier Trägerschaft 
erfassten wohnungslosen Personen stieg im Vergleich 
zum Vorjahr erneut deutlich und erreichte einen neuen 
Höchststand. Laut der Sozialberichterstattung Nord-
rhein-Westfalen liegen die Gründe hierfür insbesondere 
in den durch den Krieg gegen die Ukraine ausgelösten 
Zuzügen (drei von zehn wohnungslosen Personen) und 
in der notwendigen Unterbringung von geflüchteten 
Personen aus dem außereuropäischen Bereich. Mit 
rund 70 Prozent machten anerkannte Geflüchtete den 
Großteil der Wohnungslosen in Nordrhein-Westfalen 
aus.1 Genau ein Viertel der Wohnungslosen (25%, 
2023: 26,9%, 2014: 8,8%) waren Kinder und Jugend-
liche unter 18 Jahre. Wie bereits im Jahr 2023 wurden 
auch im Jahr 2024 in den Kreisen mehr wohnungslose 
Personen je 10.000 Einwohnerinnen und Einwohner 
gezählt als in den kreisfreien Städten. Dieser Trend 
hat sich im Jahr 2024 noch einmal verstärkt.

Bei diesen Zahlen ist zu berücksichtigen, dass die 
Statistik der Wohnungsnotfallberichterstattung nur 
Personen erfasst, die sich in der Unterbringung 
befinden oder in Kontakt zu Beratungsstellen der 
Wohnungshilfen stehen. Personen, die unmittelbar von 
Wohnungslosigkeit bedroht sind, werden ebenso wenig 
registriert wie Menschen, die ausschließlich auf der 
Straße leben und keine Hilfe in Anspruch nehmen. 
Die Dunkelziffer ist somit als hoch einzuschätzen.

1 Anerkannte Geflüchtete gelten als „Fehlbeleger“ in kommunalen Unterkünften, 
weil sie auf dem regulären Wohnungsmarkt fündig werden sollen, was sie in 
vielen Fällen aber nicht werden. Wohnberechtigungswürdig sind diese Haushalte 
nur dann, wenn die Aufenthaltsgenehmigung noch mindestens ein Jahr gilt.

Abb. 2.4.5: Gründe für den Wohnungswechsel 
 (WBS-Haushalte) in Nordrhein-Westfalen 2024

Abb. 2.4.6: Wohnungslose Personen in Nordrhein-
Westfalen nach zuständiger Trägerschaft

Da mehr als die Hälfte der SGB-II-Bedarfs- 
gemeinschaften Einpersonenhaushalte bzw. etwa 
ein Drittel Familienhaushalte mit mehreren Kin-
dern sind, werden dem langjährigen Trend ent-
sprechend insbesondere kleine bzw. große, fami-
liengerechte, preisgünstige Wohnungen gesucht 
und benötigt. 
 
Auch hinsichtlich des Bezugs preisgebundener 
Wohnungen mit Wohnberechtigungsschein (WBS) 
waren Einpersonenhaushalte mit etwa 50 % und 
Haushalte mit mehr als vier Personen – gemessen 
am Anteil an der Gesamtbevölkerung – die größ-
ten Gruppen. Der Anteil der durch einen erteilten 
Wohnberechtigungsschein als wohnungssuchend 
gemeldeten Haushalte blieb mit rund 1,1 % kon-
stant. 
Die Gründe für einen Wohnungswechsel im Rah-
men der Beantragung eines Wohnberechtigungs-
scheins sind in der Vergangenheitsbetrachtung 
insgesamt stabil: Mietpreis, Kündigung und Räu-
mungsurteil werden von 17 % der Wohnungs- 
suchenden genannt. 83 % sind den Verände-
rungssuchenden zuzurechnen, wobei hiervon 
wiederum als häufigster Grund eine zu kleine 
Wohnung genannt wird.
 
Die Dunkelziffer der Wohnungslosigkeit ist auch 
2024/2025 hoch, wobei die Zahl der offiziell als 
wohnungslos erfassten Personen seit dem Jahr 
2021 deutlich angestiegen ist. Gemäß der Sozial-
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berichterstattung Nordrhein-Westfalen liegen die 
Gründe hierfür insbesondere in den durch den 
Krieg gegen die Ukraine ausgelösten Zuzügen 
und in der notwendigen Unterbringung von ge-
flüchteten Personen aus dem außereuropäischen 
Bereich. Mit rund 70 % machten anerkannte Ge-
flüchtete den Großteil der Wohnungslosen aus.
 
Betrachtet man im Kontext der Angebotsseite das 
Investitions- und Geschäftsklima, so zeigte sich 
im ersten Halbjahr 2025 eine erkennbare Stim-
mungsverbesserung. Allerdings fand die Kon-
junkturerholung auf relativ niedrigem Niveau statt. 
Nach extrem niedrigen Saldenwerten für Gesamt-
wirtschaft, Hauptgewerbe und Wohnungsbau im 
Laufe des Jahres 2024 erholten sich diese Werte 
im Jahr 2025. Da stabilisierte Zinssätze durch wei-
terhin hohe Baukosten und zusätzliche regulatori-
sche Anforderungen überlagert wurden, stieg die 
Geschäftserwartung im Wohnungsbau schwächer 
als das allgemeine Geschäftsklima.

Quelle: Wohnungsmarktbericht NRW 2025 | NRW.BANK; ifo-Geschäftsklima

Entwicklung des NRW.BANK.ifo-Geschäftsklimas 
(gesamt, im Bauhauptgewerbe und im Wohnungsbau)
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Im Wohnungsbau wurde das Klima zunehmend besser 
eingeschätzt und stieg – kleineren Schwankungen 
unterliegend – von –63,0 Saldenpunkten (Februar 2024) 
auf –47,9 Saldenpunkte zum Ende des Jahres 2024 
(Abb. 1.2.1). Der Niveauunterschied zum Geschäftsklima 
insgesamt sowie zum Bauhauptgewerbe verringerte 
sich. Die Inflationsraten gingen zurück, die ersten 
Zinsanpassungen der Europäischen Zentralbank im 
Frühsommer 2024 wirkten positiv und das Geschäfts-
klima im Wohnungsbau erholte sich. Dennoch bleibt 
festzuhalten, dass die Branche nach wie vor zurück-
haltend agierte und sich die verbesserte Stimmung 
auf vergleichsweise niedrigem Niveau bewegte.

Erst mit dem Jahr 2025 zeigten sich deutliche Auf-
hellungstendenzen im Wohnungsbau: Das Geschäfts-
klima verbesserte sich spürbar und näherte sich dem 
Geschäftsklima insgesamt und dem des Bauhaupt-
gewerbes weiter an. Im Juli 2025 erreichte der Woh-
nungsbau seinen höchsten Wert (–17,5 Saldenpunkte) 
seit Februar 2022 (–11,7 Saldenpunkte). Zuletzt sank 
der Saldenwert im August 2025 auf –23,8.       

Abb. 1.2.1: Entwicklung des NRW.BANK.ifo-Geschäftsklimas (gesamt, im Bauhauptgewerbe und im Wohnungsbau)

Abb. 1.2.2: NRW.BANK.ifo-Geschäftsklima im Wohnungsbau

Abb. 1.2.3: Effektivzinssätze für Wohnungsbaukredite an private Haushalte in Deutschland (Monatswerte)

1.2  Investitions- und Geschäftsklima im 
 Wohnungsbau

Geschäftsklima im Wohnungsbau zuletzt 
deutlich verbessert

Auch im Wohnungsbau zeigte sich im Jahr 2023 das 
NRW.BANK.ifo-Geschäftsklima auf einem historischen 
Tiefstand. Die stark gestiegenen Baukosten im 
 Zusammenspiel mit einem schwierigen Zinsumfeld 
ließen die Stimmung unter den Bauunternehmen 
schlecht ausfallen. Vorhaben wurden storniert oder auf 
unbestimmte Zeit verschoben (vgl. Kap. 4). Auch die 
wirtschaftliche Unsicherheit und die hohe Inflation 
wirkten belastend auf die Branche. 

Das Geschäftsklima im Wohnungsbau verlief auf 
deutlich niedrigerem Niveau als das Geschäftsklima 
im gesamten Bauhauptgewerbe. Beide erreichten ihren 
Tiefpunkt im Februar 2024. Das Geschäftsklima im 
Bauhauptgewerbe stabilisierte sich in den Folge-
monaten und verharrte im weiteren Jahresverlauf bei 
rund –30 Saldenpunkten. 

Wenn sich die negativen externen Effekte aus 
dem Irankrieg nicht manifestieren, so könnte sich 
voraussichtlich – bei stabilen Kreditzinsen, ver-
besserten Geschäftserwartungen, steigenden 
Neugeschäftsvolumina für Wohnbaukredite und 
höheren Baugenehmigungszahlen – die positive 
Entwicklung aus 2025 fortsetzen. Sollten sich die 
hochgeschnellten Energie-, Transport- und Pro-
duktionskosten zusammen mit Inflationssteige-
rungen und Zweitrundeneffekten längerfristig in 
der Breite der Wirtschaft durchsetzen und die glo-
balen Wertschöpfungsketten „auffressen“, dürfte 
die Hoffnungsprognose von Ende 2025 allerdings 
sehr schnell Makulatur werden.
 
Auch wenn die Baukostensteigerungen deutlich 
nachgelassen haben, so zeigt der Blick auf den 
Baukosten-, Baupreis- und Instandhaltungsin-
dex ein deutliches und erschreckendes Bild: Der 
Baupreisindex NRW, als Durchschnitt der alle fünf 
Jahre aktualisierten Teilindizes für Roh- und Aus-
bau, lag seit 2024 deutlich über dem Verbraucher-
preisindex. Bauleistungen verzeichneten seitdem 
einen Preisanstieg von über 60 %: Insbesondere 
energiepolitische Vorgaben erhöhten den techni-
schen und damit auch finanziellen Aufwand.
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Quelle: Wohnungsmarktbericht NRW 2025 | NRW.BANK; IT.NRW

Quelle: Wohnungsmarktbericht NRW 2025 | NRW.BANK; Statistisches 
Bundesamt

Entwicklung von Baupreis- und Instandhaltungs-
index in Nordrhein-Westfalen

Entwicklung des bundesweiten Baukostenindex

Rahmenbedingungen

15

Neugeschäftsvolumina für Wohnungsbau-
kredite weiter im Aufschwung

Bis Mitte des Jahres 2022 befanden sich die monatlichen 
Neugeschäftsvolumina von Wohnungsbaukrediten in 
Deutschland auf historisch hohem Niveau (Abb. 1.2.4), 
was unter anderem mit günstigen Zinsen und einer 
starken Nachfrage nach Immobilien zusammenhing. Im 
März 2022 wurde ein Höchstwert erreicht: Wohnungs-
baukredite in Höhe von rund 32 Milliarden Euro wurden 
an Privathaushalte vergeben. Aufgrund der beschrie-
benen Zinsentwicklung ging das Volumen im Jahr 2022 
stark zurück, da sich viele Investierende und Privat-
haushalte zurückhielten. Viele Banken reagierten 
zudem mit strengeren Kreditvergabekriterien und einer 
erhöhten Risikoprüfung als Reaktion auf die Unsicher-
heit und die steigenden Baukosten. Die bundesweiten 
Neugeschäftsvolumina sanken im Februar 2023 in 
Summe auf rund 12 Milliarden Euro, was einen Rückgang 
gegenüber dem Vorjahreshoch von rund 63 Prozent 

Abb. 1.2.4: Monatliche Neugeschäftsvolumina der Banken in Deutschland in Millionen Euro: 
 Wohnungsbaukredite mit anfänglicher Zinsbindung

bedeutete. In den Folge monaten blieb die Entwicklung 
insgesamt stabil, allerdings auf einem deutlich geringeren 
Niveau. Seit Anfang des Jahres 2024 zeichnete sich 
eine Erholung ab und die Neugeschäftsvolumina 
stiegen spürbar an. 

Im laufenden Jahr 2025 bestätigt sich die positive 
Entwicklung. Insbesondere Wohnungsbaukredite mit 
einer Zinsbindung von über zehn Jahren wurden mit 
fast 10 Milliarden Euro im Juli 2025 deutlich stärker 
vergeben, was einer Steigerung von 27 Prozent 
gegenüber dem Vorjahresmonat Juli entsprach. Die 
Neugeschäftsvolumina insgesamt beliefen sich im 
Juli 2025 auf rund 22 Milliarden Euro und legten 
seit Jahresbeginn um weitere 13 Prozent zu. Für die 
kommenden Monate ist angesichts des stabilisierten 
Zinsumfelds, verbesserter Geschäftserwartungen sowie 
einer leichten Erholung der aktuellen Baugenehmigungs-
zahlen (vgl. Kap. 4) von einem fortwährenden Anstieg 
der Neugeschäftsvolumina auszugehen.

Baukosten steigen nicht mehr so stark

Der Baupreisindex ist ein wichtiger Indikator für die 
Entwicklung der Baukosten. Er gibt die Entwicklung 
der Preise wieder, die für verschiedene Bauleistungen 
gezahlt werden müssen. Neben den Kosten sind darin 
auch die Gewinnmargen der Bauunternehmen enthalten. 
Der Baupreisindex orientiert sich an der durchschnitt-
lichen Zusammensetzung der Baupreise, die alle fünf 
Jahre aktualisiert wird. Er setzt sich aus den Teilindizes 
für Rohbauarbeiten und für Ausbauarbeiten zusammen. 

In Nordrhein-Westfalen hat sich der Baupreisindex 
deutlich stärker nach oben bewegt als der Verbraucher-
preisindex: Seit 2014 verzeichneten Bauleistungen 
einen Preisanstieg von rund 60 Prozent. Die Steigerung 
der Inflation fiel mit rund 27 Prozent im gleichen 
Zeitraum dagegen deutlich geringer aus (Abb. 1.2.5). 

Insbesondere seit 2021 waren die Preise für Bau-
leistungen aufgrund von Lieferengpässen und steigenden 
Rohstoffpreisen stark gestiegen. Der Teilindex für 
Rohbauarbeiten, der Arbeiten wie Beton-, Maurer- und 
Erdarbeiten umfasst, stieg deutlich an. Auch die Aus-
bauarbeiten verzeichneten merkliche Preissteigerungen, 
unter anderem auch aufgrund des Fachkräftemangels 
und der gestiegenen Energiepreise. Von 2022 bis heute 
stiegen die Preise für Ausbauarbeiten um 17,7 Prozent 
und damit stärker als die Preise für Rohbauarbeiten 
(+9,5%). Ausbauarbeiten sind besonders stark von 
Materialkosten und steigenden Arbeitskosten abhängig. 
Zudem haben energiepolitische Vorgaben und höhere 
Anforderungen an energetische Standards die 
 technischen und damit auch finanziellen Aufwände 
erhöht. Die Preise für Instandhaltung folgten der 

Abb. 1.2.5: Entwicklung von Baupreis- und 
 Instandhaltungsindex in Nordrhein-Westfalen
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Entwicklung der Ausbauarbeiten. Gründe für den 
geringeren Preisanstieg für Rohbauarbeiten sind 
weniger starke regulatorische Veränderungen sowie 
eine stärkere Standardisierung. In den vergangenen 
beiden Jahren zeigte sich zwar ein weiterer Anstieg der 
Baukosten, allerdings hat die Dynamik nachgelassen. 
Während die Baupreise von 2021 auf 2022 noch um 
rund 15 Prozent stiegen, waren es zuletzt jährlich rund 
3 Prozent (Abb. 1.2.5). 

Materialkosten stabilisieren sich, 
 Arbeitskosten als Baukostentreiber

Ein weiterer Preisindikator ist der deutschlandweite 
Baukostenindex, der die Kosten widerspiegelt, die den 
Bauunternehmen für Lohn, Material, Geräte und 
Energie beim Neubau von Wohnungen entstehen. 

In den Jahren 2021 und 2022 hat sich der Anstieg des 
bundesweiten Baukostenindex deutlich beschleunigt, 
vor allem bedingt durch die Materialkosten (Abb. 1.2.6). 
Diese stiegen von Anfang 2021 bis Ende 2022 um 
27 Prozent, während die Arbeitskosten gleichmäßiger 
und moderater um 16 Prozent im genannten Zeitraum 
stiegen. Mit dem Jahr 2023 verlangsamte sich der 
Anstieg spürbar. Die Materialverfügbarkeiten normali-
sierten sich und die Nachfrage durch die schwächelnde 
Baukonjunktur ging zurück. Die Kosten für Material 
waren seither auf einem gleichbleibend – zwischenzeit-
lich gesunkenen – hohen Niveau. Die Arbeitskosten 
hingegen stiegen bei gleichbleibender Dynamik weiter 
an, weil Fachkräftemangel und eine hohe Nachfrage 
nach qualifiziertem Personal den Kostendruck dauerhaft 
hochhalten. Das sorgte für einen leichten Anstieg der 
Baukosten insgesamt im ersten Quartal des Jahres 2025 
(+1,7% gegenüber dem ersten Quartal 2024).

Langsamer, aber stetiger Rückgang der 
Auftragsstornierungen im Wohnungsbau

Im Rahmen des NRW.BANK.ifo-Geschäftsklimas 
werden die Unternehmen auch zu vorliegenden Auf-
tragsstornierungen befragt. Bei den Auftragsstornie-
rungen zeigte sich der Wohnungsbau lange stärker 
als das Bauhauptgewerbe betroffen (Abb. 1.2.7). Der 
Anteil der Auftragsstornierungen im Wohnungsbau ist 
mit dem Frühjahr 2024 jedoch stark zurückgegangen. 
Gaben im März 2024 noch rund 27 Prozent der 
Unternehmen an, von Auftragsstornierungen betroffen 
zu sein, waren es im August 2025 nur noch rund 
9 Prozent (Abb. 1.2.1). In den vergangenen Monaten 
zeigte sich sowohl für das Bauhauptgewerbe als auch 
für den Wohnungsbau ein weiterer Rückgang der 
betroffenen Unter nehmen. Dieser Rückgang deutet 
einerseits auf eine Marktstabilisierung und mehr 
Planungssicherheit bei den Investierenden hin. 
Andererseits kann der Rückgang auch mit einer 
insgesamt geringeren Auftragslage zusammenhängen. 

Abb. 1.2.6: Entwicklung des bundesweiten 
 Baukostenindex

Abb. 1.2.7: Auftragsstornierungen im Bauhauptgewerbe und im Wohnungsbau

Ähnlich entwickelte sich der deutschlandweite 
Baukostenindex. Dieser wurde 2021/2022 ins-
besondere durch rund 21 % gestiegene Material-
kosten beschleunigt. Die Arbeitskosten waren im 
gleichen Zeitraum mit rund 16 % moderater ge-
stiegen. Während sich die Materialkosten inzwi-
schen weitgehend auf hohem Niveau stabilisiert 
haben, so entwickelten sich die Arbeitskosten mit 
gleichbleibender Dynamik weiter. 
 
Die etwa seit Juni/Juli 2025 rückläufigen Auftrags-
stornierungen deuteten Ende 2025 auf ein leicht 
verbessertes Investitionsklima im Neubaubereich 
hin.
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Mit leicht zunehmender Kapazitätsauslastung 
wurde der Bauüberhang in Nordrhein-Westfalen 
um –3,5 % auf gut 126 Tsd. Einheiten abgebaut, 
betrug jedoch weiterhin das Dreifache der aktu-
ellen jährlichen Wohnungsneubauleistung. Er-
schwerend für die Angebotsseite kommt hinzu, 

Quelle: Wohnungsmarktbericht NRW 2025 | NRW.BANK (Wohnungsbarometer 2025)

Wohnungsmarktbarometer Nordrhein-Westfalen: Entwicklung des Investitionsklimas

Trotz leichter Stimmungsaufhellung wird das In-
vestitionsklima in allen Bausegmenten weiterhin 
als „eher schlecht“ eingeschätzt. Es bleibt abzu-
warten, ob die für 2023 bis 2027 von der Landes-
regierung zur Verfügung gestellten Wohnraum-
fördermittel zur Stabilisierung des Wohnungsbaus 
beitragen werden.
 
Auch in Nordrhein Westfalen stehen die Bau- 
fertigstellungen und -genehmigungen im Kontext 
der Kostenentwicklung sowie des Geschäfts- 
klimas einschließlich der Investitionstätigkeit. 
Auch wenn das Jahr 2025 allmähliche Erholungs-
tendenzen zeigte, so kam es ab 2023 sowohl bei 
den Genehmigungen als auch bei den Fertig- 
stellungen zu deutlichen Einbrüchen.

Wohnungsangebot:  Bautätigkeit 
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3. Wohnungsangebot: 
 Bautätigkeit 

Für ein ausreichendes Angebot ist die fortlaufende 
Erweiterung des Bestands durch Neubauaktivitäten 
wichtig. Baufertigstellungen, also die tatsächliche 
Realisierung von Bauprojekten, sind dabei eine wichtige 
Kennziffer. Daneben sind auch die Baugenehmigungen 
eine wichtige Kennzahl. Diese geben die Richtung der 
zukünftigen Entwicklung des Wohnungsbestands 
wieder. Eine differenzierte  Betrachtung des Bauüber-
hangs – sprich Wohnungen, die bereits genehmigt, 
aber noch nicht fertiggestellt sind – zeigt den Realisie-
rungsstau von Bauprojekten, aber auch das kurzfristige 
Realisierungspotenzial. Die Bauintensität misst das 
Verhältnis aus der Anzahl fertiggestellter Wohnungen 
zur Einwohnerzahl. 

Baufertigstellungen deutlich gesunken

Nachdem die Zahl der Baufertigstellungen bis 2023 
noch weitgehend stabil geblieben war, brach sie im 
Jahr 2024 auf rund 41.000 Wohnungen (–14,8%) ein. 
Diese Entwicklung war die Folge der Zurückhaltung 
der Investierenden im Wohnungsneubau und des 
Rückgangs der Baugenehmigungen seit der zweiten 
Hälfte des Jahres 2022.  

Nach dem starken Einbruch der Baugenehmigungen 
in 2023 setzte sich der Rückgang in 2024 weniger stark 
fort. Mit rund 40.600 Wohnungen wurden 7 Prozent 
weniger Wohnungen als im Vorjahr genehmigt (Abb. 3.1).  

Erstes Halbjahr 2025: Baugenehmigungen 
deuten auf allmähliche Erholung hin

Ein Blick auf die monatlichen Baugenehmigungszahlen, 
die für die erste Jahreshälfte 2025 vorliegen, verspricht 
leichte Erholungstendenzen. In der ersten Jahreshälfte 
2025 wurden rund 20.500 Wohnungen genehmigt und 
damit 3,5 Prozent mehr als im selben Vorjahreszeitraum. 
Das Plus war durch mehr als doppelt so viele genehmigte 
Wohnheimplätze (+147,4%) sowie durch den Anstieg 
der genehmigten Ein- und Zweifamilienhäuser (+14,4%) 
bedingt. Die genehmigten Geschosswohnungen 
 verzeichneten hingegen ein Minus von 2,2 Prozent 
gegenüber dem Vorjahreszeitraum (Abb. 3.2). Die 
jüngst gestiegene Kapazitätsauslastung im Hochbau 
deutet auf eine Belebung der Bauaktivität hin. Die 
Kapazitätsauslastung lag gemäß NRW.BANK.ifo.
Geschäftsklima im Monat August bei 68 Prozent und 
damit über dem ersten Quartal 2025 (63,3%). 

Abb. 3.1: Bautätigkeit und Bauüberhang in 
 Nordrhein-Westfalen gesamt (Wohn- und Nicht-
wohngebäude sowie Wohnheime inkl. Neuschaffung 
im Bestand)

Abb. 3.2: Monatliche Baugenehmigungen 
in  Nordrhein-Westfalen von Januar bis Juni: 
2024 und 2025 im Vergleich
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Bauüberhang wird weiter abgebaut, 
 liegt aber noch auf hohem Niveau

Der Bauüberhang wuchs bis 2022 kontinuierlich und 
ging nun das zweite Jahr in Folge zurück (Abb. 3.1). 
Im Jahr 2024 verzeichnete Nordrhein-Westfalen damit 
einen Rückgang von weiteren rund 4.600 Wohnungen 
auf insgesamt 126.200 Wohnungsüberhänge (–3,5%). 
Der Rückgang des Bauüberhangs ist vor allem auf den 
ins Stocken geratenen Wohnungsneubau sowie auf 
die Fertigstellung von Bauprojekten zurückzuführen. 
Dennoch betrug der Wohnungsüberhang in 2024 das 
Dreifache der aktuellen jährlichen Wohnungsneubau-
leistung. Das Potenzial genehmigter – aber noch nicht 
fertiggestellter – Wohnungen kann weiter dazu beitragen, 
kurz- bis mittelfristig das Wohnungsangebot aus-
zuweiten. 

Viele Projekte noch nicht begonnen

Die Bautätigkeitsstatistik von IT.NRW unterscheidet 
bei den Baugenehmigungen nach Bauzustand und 
Genehmigungszeitraum. Daraus ergibt sich die Mög-
lichkeit, das kurzfristige Potenzial für die Fertigstellung 
von Neubauprojekten zu ermitteln. Mehr als ein Viertel 
der Wohnungen (28%) des Bauüberhangs war bereits 
rohbaufertig und wird zeitnah dem Wohnungsmarkt 
zugeführt, ein Großteil dieser Wohnungen stammt aus 
den Genehmigungsjahren 2022 und älter (Abb. 3.3). 
Aber: Bei rund der Hälfte des Wohnungsüberhangs 
(51%) wurden die Projekte noch nicht begonnen. 
Davon waren unter anderem Projekte betroffen, deren 
Genehmigung schon drei Jahre oder länger zurückliegen. 
Unter dem Bauüberhang aus dem Genehmigungsjahr 
2021 und früher wurde mehr als ein Drittel der 
 Wohnungen (35%) noch nicht begonnen. Das entspricht 
einem Anteil von 8 Prozent am Bauüberhang insgesamt. 
Weiterhin ist der Anteil der noch nicht begonnenen 
Projekte am Bauüberhang in den ver gangenen beiden 
Jahren stark gestiegen. Im Jahr 2023 lag dieser bei 46 
Prozent, im Jahr 2022 bei nur  40 Prozent (ohne Abb.).  

Abb. 3.3: Bauüberhang in Nordrhein-Westfalen 
im Wohnungsneubau 2024 nach Bauzustand und 
 Genehmigungszeiträumen

Quelle: Wohnungsmarktbericht NRW 2025 | NRW.BANK; IT.NRW

Monatliche Baugenehmigungen in Nordrhein-
Westfalen von Januar bis Juni: 2024 und 2025 
im Vergleich

Quelle: Wohnungsmarktbericht NRW 2025 | NRW.BANK; IT.NRW

Bautätigkeit und Bauüberhang in Nordrhein-
Westfalen gesamt (Wohn- und Nichtwohngebäude 
sowie Wohnheime inkl. Neuschaffung im Bestand)



49

II. STELLUNGNAHME 2025 | VORSTAND

Quelle: Wohnungsmarktbericht NRW 2025 | NRW.BANK; empirica-
Preisdatenbank (Basis: VALUE Marktdaten), IT.NRW

Angebotsmieten: Entwicklung der Mittelwerte 
verschiedener Marktsegmente in Nordrhein-
Westfalen – Halbjahre seit erstem Halbjahr 2020
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Vermarktungsdauer sinkt deutlich

Die angespannte Wohnungsmarktlage sorgte im 
Vergleich des ersten Halbjahres 2025 mit dem Vorjahres-
zeitraum für einen Rückgang der mittleren Angebots-
dauer der Annoncen um vier Tage auf 19 Tage 
(Abb. 4.1.3). Das lässt auf eine deutlich schnellere 
Vermarktung von Mietwohnungen schließen, bedingt 
durch häufig deutlich mehr Mietinteressierte als 
verfügbarer Wohnraum. 

Abb. 4.1.1: Angebotsmieten: Entwicklung der Mietpreisspanne und Mittelwerte verschiedener Marktsegmente 
in Nordrhein-Westfalen – seit 2014

Abb. 4.1.2: Angebotsmieten: Entwicklung der Mittel-
werte verschiedener Marktsegmente in Nordrhein-
Westfalen – Halbjahre seit erstem Halbjahr 2020

Zuletzt stagnierte die Gesamtzahl der Wohnungs-
angebote nach erheblichen Rückgängen im Jahr 2022. 
Ein Grund hierfür könnte das geringe Angebot im 
Neubau sein, das durch die gesunkene Zahl an Baufer-
tigstellungen (vgl. Kap. 3) im Segment des Geschoss-
wohnungsbaus – mit Ausnahme des geförderten Miet-
wohnraums – keine Impulse für zusätzliche Angebote 
bieten konnte. Wie bereits im Vorjahr ist auch davon 
auszugehen, dass durch deutlich gestiegene Neuver-
tragsmieten sowie durch verschobene Entscheidungen 
zur Wohneigentumsbildung einige Mietende in ihren 
günstigen Wohnungen blieben und Umzugs-
entscheidungen verschoben haben. 

Ländlicher Raum teilweise mit 
 Preisangleichung

Bei der mittelfristigen regionalen Analyse der Miet-
entwicklung für Bestandsangebote über die vergangenen 
drei Jahre waren in Teilen des ländlichen Raums 
deutliche Preisangleichungen bei den Mietsteigerungen 
zu beobachten (Abb. 4.1.4). So stieg die mittlere 
 Angebotsmiete für Bestandsobjekte im Zeitraum von 
2021 bis 2024 am stärksten in den Kreisen Euskirchen, 
Höxter und Steinfurt. In allen drei Kreisen waren 
Mietpreissteigerungen von rund 24 Prozent zu ver-
zeichnen, auch die Kreise Minden-Lübbecke und 
 Heinsberg wiesen mit über 23 Prozent Anstieg bei 
den Wiedervermietungsmieten im Bestand eine hohe 
Preisdynamik auf. Hingegen hatten die Bundesstadt 
Bonn und die Städteregion Aachen absolut zwar immer 
noch deutliche Mietpreissteigerungen, wiesen aller-
dings relativ mit unter 14 Prozent die landesweit 
geringsten Werte aller Städte und Kreise auf. Auch 
Köln, Münster und Bielefeld lagen im hinteren Bereich 
bei den Zuwachsraten, sie wiesen bei den angebotenen 
Bestandsobjekten eine mittlere Mietpreissteigerung 
von knapp 15 Prozent auf. Der Märkische Kreis und der 
Kreis Siegen-Wittgenstein zeigten, dass sich nicht der 
gesamte ländliche Raum in Nordrhein-Westfalen bei 
der Mietpreisentwicklung gleichermaßen dynamisch 
entwickelte. Diese wiesen mit knapp 14 Prozent eine 
im Landesvergleich niedrige Steigerungsdynamik auf. 

dass sich die Abwicklungsdauer von Bauprojek-
ten auch im Jahr 2024 nochmals verlängerte. Im 
Geschosswohnungsbau wuchs diese bei 61 % 
aller Projekte auf mehr als 30 Monate an.
Mit im Jahr 2024 nur noch gut 22 Tsd. fertigge-
stellten Wohnungen reagierte der Geschosswoh-
nungsbau auf die zuvor eingebrochenen Geneh-
migungszahlen. Gegen den Trend entwickelten 
sich jedoch die Bewilligungen im öffentlich geför-
derten Mietwohnungsbau, sodass deren Anteil bei 
26 % aller genehmigten Geschosswohnungen lag.
Laut Befragungen der NRW.BANK zeichnet sich 
inzwischen ein positiver Trend ab: Zwei Drittel der 
VdW Unternehmen planen für 2027 und die Folge-
jahre Neubauprojekte. 44 % beurteilen die Lage 
für Bestandsmodernisierungen positiv und sehen 
insbesondere im Hinblick auf die Erreichung der 
geforderten Klimaneutralität entsprechenden In-
vestitionsbedarf.
 
Entsprechend den vorgenannten Parametern 
setzte sich 2024 und im Trend auch 2025 der An-
stieg der Wiedervermietungsmieten auf durch-
schnittlich 9,41 €/m² bzw. der Neubaumieten auf 
13,33 €/m² im NRW-Schnitt fort. Mit etwa 6,8 % 
fielen die Mietsteigerungen im oberen Segment 
der Wohnungen am deutlichsten aus. In diesem 
Kontext sei auf die äußerst moderate Durch-
schnittsmiete des Spar- und Bauvereins Ende 
2025 in Höhe von 6,26 € hingewiesen.

Insgesamt ist entsprechend der Vergangenheit die 
Differenzierung der Mietpreisspanne in Nordrhein-
Westfalen recht weit. Hinsichtlich der regionalen 
Miethöhen spielen die lokale Infrastruktur sowie 
die wirtschaftliche und demografische Dynamik 
eine große Rolle. Neben den hochpreisigen Groß-
städten wie Köln, Düsseldorf, Bonn und Münster 
sowie deren Umland unterscheiden sich Regionen 
wie die Kreise Paderborn und Höxter signifikant 
durch teilweise unter dem Landesdurchschnitt lie-
gende Mietpreise. Auch an dieser Stelle ist zu be-
rücksichtigen, dass die Mietpreise der verschie-
denen Marktsegmente Neubau und Bestand nur 
die insgesamt (höherpreisigen) Angebotsmieten 
von Onlineplattformen widerspiegeln, während 
die dort nicht offerierten (preisgünstigeren) Woh-
nungen sich überwiegend nicht in der Entwick-
lung der Mietpreisspannen wiederfinden.
 
Die Analyse der Entwicklung der Eigentumspreise 
zeigt nach Preisrückgängen im Bereich Wohnei-
gentum ab 2024 eine Stabilisierung mit leichten 
Erholungstendenzen in einzelnen Teilsegmenten. 
Im Jahresvergleich setzte sich sowohl bei den Be-
standseigenheimen als auch bei Eigentumswoh-
nungen der Trend einer wachsenden positiven 
Dynamik fort, während bei Neubaueigenheimen 
nach deutlichen Preisanstiegen bis 2022 gewisse 
Stagnationstendenzen zu erkennen sind.
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Quelle: Wohnungsmarktbericht NRW 2025 | NRW.BANK; empirica-Preisdatenbank (Basis: VALUE Marktdaten), IT.NRW

Quelle: Wohnungsmarktbericht NRW 2025 | NRW.BANK; empirica-Preisdatenbank (Basis: VALUE Marktdaten)

Entwicklung der Angebotspreise in Nordrhein-Westfalen:
Einfamilienhäuser und Eigentumswohnungen – Halbjahre seit 2020

Entwicklung der Wohnnebenkosten in Geschosswohnungen seit 2018 (Median) 

a) Einfamilienhäuser b) Eigentumswohnungen
€ (gesamt) €/m2

Im gesamtdeutschen Markt wurden preiswerte-
re Objekte günstiger, während teurere Objekte 
sogar überdurchschnittlich im Preis stiegen. Die 
Spanne der jeweiligen regionalen Angebotsprei-
se in Nordrhein-Westfalen betrug –4 % bis +6 %. 
Die Eigenheimerschwinglichkeit, also die Preis-
Einkommens-Relation, verbesserte sich im Lan-
desdurchschnitt auf etwa 6,6 Jahreseinkommen, 
da die Preise nur leicht anstiegen, während sich 
zugleich die Kaufkraft erhöhte.
 
Für die Gesamtmietkostenbelastung der Haus-
halte hat das Thema „Mietnebenkosten“ in den 
letzten Jahren deutlich an Bedeutung gewonnen. 
Dabei haben Heiz  und Warmwasserkosten mit 

insgesamt etwa 40 bis 45 % den größten Einfluss 
auf die Höhe der Nebenkosten. Im Durchschnitt 
aller Baualtersklassen im Geschosswohnungsbau 
waren 2024/2025 etwa 2 €/m² kalte und 1,50 €/m² 
warme Nebenkosten zu zahlen.
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Wohnnebenkosten: Stabilisierung nach 
starkem Anstieg 2022/23

Die Nebenkosten sind ein erheblicher Faktor für die 
 Bezahlbarkeit des Wohnens – sowohl für Mieterhaus-
halte als auch für Menschen, die im Eigentum leben. 

Im Jahr 2024 mussten bei inserierten Geschosswoh-
nungen in Nordrhein-Westfalen im Mittel 3,04 €/m2 
für Wohnnebenkosten aufgewendet werden, was einem 
Anstieg um 47 Prozent im Vergleich zum Jahr 2018 
entspricht. Damit fiel der Zuwachs bei den Betriebs-
kosten deutlich stärker aus als bei den Nettokaltmieten, 
die im selben Zeitraum um 31 Prozent von 7,28 €/m2 
auf 9,51 €/m2 stiegen. Die größten Steigerungen waren 
sowohl bei den kalten als auch bei den warmen Neben-
kosten in den Jahren 2022 und 2023 zu beo bachten, wo 
die Energiepreisentwicklung infolge des Kriegs gegen 
die Ukraine ebenso wie die spürbare Preissteigerung 
bei Personal- und Materialkosten für eine stark über-
durchschnittliche Kostenentwicklung sorgten. 

Die warmen Nebenkosten stiegen von 1,07 €/m2 im 
Jahr 2021 über 1,29 €/m2 im Jahr 2022 auf 1,55 €/m2 
im Jahr 2023, was einen Zuwachs von knapp 45 
Prozent in nur zwei Jahren bedeutete. Im Jahr 2024 
gab es einen leichten Rückgang auf 1,53 €/m2. 

Ähnlich sieht es bei den kalten Nebenkosten aus: 
Nachdem es in den Vorjahren nur geringfügige 
Veränderungen gab, stiegen im Jahr 2022 die mittleren 
Werte auf 1,25 €/m2, nachdem sie im Vorjahr noch 
1,03 €/m2 betrugen. Im Jahr 2023 setzte sich diese 
Entwicklung mit einem Anstieg auf 1,54 €/m2 fort, was 
knapp 50 Prozent Zuwachs in nur zwei Jahren bedeutete. 
Wie auch bei den warmen Nebenkosten folgte im Jahr 
2024 ein leichter Rückgang auf 1,51 €/m2, dennoch 
blieb die Betriebskostenbelastung auf hohem Niveau. 

Abb. 4.3.3: Entwicklung der Wohnnebenkosten in Geschosswohnungen seit 2018 (Median)

Die Nebenkosten sind damit ein sehr erheblicher 
Faktor hinsichtlich der Bezahlbarkeit des Woh-
nens. Zwar stabilisierten sie sich seit 2023, aller-
dings betrug der Anstieg im Vergleich zum Jahr 
2018 rund 47 %. Somit lag der Betriebskostenan-
stieg deutlich über dem der Nettokaltmieten. Die 
Belastung der Mieterhaushalte bleibt daher trotz 
Stabilisierung auf hohem Niveau.
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Die dargestellten Situationen und Entwicklungen 
der differenzierten Wohnungsmärkte im Bundes-
gebiet sowie im Land Nordrhein-Westfalen spie-
gelten sich auch in unserem Geschäftsgebiet 
wider. Die bundesdeutsche konjunkturelle und 
strukturelle Wachstumsschwäche belastete eben-
falls die regionalen Investitionen. Bau- und Im-
mobilienbranche sahen sich weiterhin mit enorm 
hohen Kosten, negativen Effekten höherer Finan-
zierungskosten sowie weiter gestiegenen und 
nachteiligen regulatorischen Rahmenbedingun-
gen konfrontiert. 
 
Trotz allgemein gedämpfter Stimmungslage blie-
ben die Wohnungsbauinvestitionen im Hoch-
stift im Bundes- und Ländervergleich auf einem  
relativ hohen Niveau. Da Anfang 2026 hinsichtlich 
der Projektion der Preis- und Zinsentwicklung von 
eher stagnierenden Rahmenbedingungen bzw. 
nur moderaten Veränderungen ausgegangen wur-
de, erwarten wir für unser Geschäftsgebiet wei-
terhin ein stabiles Investitionsverhalten. Je nach 
Dauer und Auswirkung der Kriegssituationen und 
Handelskonflikte besteht allerdings ein hohes  
Risiko, dass auch die regionale Investitionstätig-
keit erheblich negativ beeinflusst wird.
 
Mit der Überarbeitung des Planungs-, Bau-, Um-
welt-, Vergabe- sowie Verwaltungsverfahrens 
verfolgt die Bundesregierung im Bereich Wohnen 
und Bauen ambitionierte Zielsetzungen, um das 
Wohnen gleichzeitig umweltverträglicher und be-
zahlbarer zu gestalten. Diese in sich schlüssige 
Zielsetzung ist jedoch auch auf dem regionalen 
Wohnungsmarkt bereits seit Jahren in der prak-
tischen Umsetzung stark unter Druck geraten. 
Für uns sowie für die Gesamtheit der privaten 
Immobilieninvestoren war und ist die gleichzeiti-
ge Verfolgung dieser Ziele mit erheblichen Ziel-
konflikten verbunden: Klimaschutzanforderungen, 
Baukostenentwicklung, regulatorische Dichte bei 
zugleich erhöhten Standards, die Vielzahl techni-
scher, planerischer und administrativer sowie sehr 
komplexer Anforderungen sowie beschränkte Re-
finanzierungsmöglichkeiten aufgrund erheblicher 
Mietregulierungen belasten und beschränken die 
Neubau- und Sanierungsinvestitionen sowie die 
regionale Bau- und Immobilienwirtschaft.
 

Der propagierte „Bau-Turbo“ weist zwar in die 
richtige Richtung, ist aber wohl kein echter Game-
changer für die Wohnungsmärkte. Die grundsätz-
lichen o. g. Ursachen für die Krise im bezahlbaren 
Wohnungssegment werden durch den Turbo nicht 
adressiert. Es gilt auch im Hochstift: Nur substan-
zielle Kostensenkungen können die Wirtschaft-
lichkeit von Wohnungsbauprojekten deutlich 
verbessern. Zudem müsste eine Reduktion der 
regulatorischen Komplexität die Bauverwaltun-
gen des Kreises und der Stadt Paderborn sicher-
lich entlasten. Dennoch ist selbstverständlich die 
Entscheidung der Paderborner Kommunalpolitik 
zur Anwendung des § 246e BauGB sowie die Ri-
sikominimierung durch Definition von Leitplanken 
seitens der Bauverwaltung ausdrücklich positiv zu 
bewerten.
 
Zur Beurteilung der Wohnungsmarktsituation in 
Paderborn ist die Einschätzung der Marktteilneh-
menden auf der Grundlage überprüfbarer Para-
meter von Bedeutung. Valide, qualifizierte Infor-
mationsquellen und Analyseergebnisse externer 
Marktberichte stärken u. E. die Qualität von Ent-
scheidungen, erhöhen die Markttransparenz und 
leisten einen unverzichtbaren Beitrag zum nach-
haltigen Erfolg sowie zur Stabilität und Zukunfts-
fähigkeit des regionalen Wohnungsmarktes. 
 
Auf der Nachfrageseite zeigt sich laut des Referats 
Statistik der Stadt Paderborn, dass im Vergleich 
der Jahre 2024/2025 die Bevölkerungsentwick-
lung mit –514 Personen auf insgesamt 157.263 
Einwohner mit Hauptwohnsitz negativ war. Rele-
vant für die Nachfrageseite ist die Gesamtzahl der 
wohnungsberechtigten Bevölkerung, welche sich 
aus den Einwohnern mit Haupt- und Nebenwohn-
sitz zusammensetzt. Diese Zahl veränderte sich 
vom 31.12.2017 bis 31.12.2025 mit einem kumu-
lierten Zuwachs von lediglich insgesamt 833 Per-
sonen auf 158.875 bzw. um 0,53 %. Das daraus 
resultierende durchschnittliche Wachstum von 
0,07 % p. a. ist objektiv betrachtet wohl eher als 
marginal zu bezeichnen. 

II. STELLUNGNAHME 2025 | VORSTAND
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Quelle: eigene Grafik: Spar- und Bauverein

Bevölkerungsentwicklung Paderborn 2017 – 2025 

Die tendenzielle Entwicklung einer stagnierenden 
bzw. nur temporär leicht schwankenden Bevölke-
rungszahl wird durch die Erhebungen des kommu-
nalen Statistikreferats nun inzwischen im neunten 
Jahr bestätigt, ebenso durch den Rückgang der 
Menschen mit Hauptwohnsitz auf 157.008 zum 
28.02.2026.
 
Erkennbar ist auch, dass die demografische Ver-
änderung häufig durch eine positive Wanderungs-
bilanz und eine negative natürliche Bevölkerungs-
entwicklung bestimmt war. 
 
Die Gesamtbevölkerung Paderborns setzt sich 
zum 31.12.2025 aus 78.861 männlichen und 
78.380 weiblichen Personen zusammen. Hinzu 
kommen 1.612 Personen mit Nebenwohnsitz. Die 
Zahl der gemeldeten ukrainischen Geflüchteten 
betrug Ende des Jahres 3.095 Personen. Gleich-
zeitig lebten 2.369 Syrier in der Stadt Paderborn. 
Insgesamt war die Zahl der Geflüchteten leicht 
rückläufig. Es bleibt abzuwarten, ob es infolge des 
Anfang 2026 ausgebrochenen Kriegs im Iran bzw. 
im Nahen Osten zu einem tendenziell stärkeren 
Flüchtlingszuwachs kommt.
 
Auch bei den insgesamt eher marginalen Verän-
derungen der Bevölkerungszahlen in Paderborn 
stellen die Wanderungen die dynamischste und 
entscheidende Komponente dar. Laut IT.NRW 
lag die durchschnittliche Entwicklung der Bevöl-
kerung 2022 bis 2024 bei 0 bis 0,5 % p. a. Der 
negative Saldo der Binnenwanderung lag mit dem 
Verlust von drei fortgezogenen Personen je 1.000 

Einwohner in das übrige Nordrhein-Westfalen sig-
nifikant über dem Landesdurchschnitt. 
 
Aktuell ist, wie bereits dargestellt, – ohne exo-
gene Einflüsse – davon auszugehen, dass sich 
auf Grundlage des bis 2050 erwarteten Bevölke-
rungsrückgangs in NRW um –2,6 % tendenziell an 
dieser Entwicklung nicht bzw. nur wenig ändern 
wird. Untermauert wird diese Vermutung durch die 
neueste Studie des ifo Instituts, welche bisheri-
gen Prognosen widerspricht und einen spürbaren 
Bevölkerungsverlust in Nordrhein-Westfalen pro-
gnostiziert. Neue Daten zeigen, dass in Deutsch-
land 1,3 Mio. Menschen weniger leben als an-
genommen. Zudem mussten die Annahmen zur 
Geburtenrate und zum Wanderungssaldo nach 
unten korrigiert werden. Statt eines Zugewinns 
von knapp 10 % wird nun langfristig ein Minus von 
–2,4 % für den Kreis Paderborn unterstellt.
 
Da Prognosen auf Hochrechnungen und der An-
nahme basieren, dass zukünftig eintritt, was un-
serem heutigen Wissensstand entspricht, können 
sie z. T. deutlich danebenliegen. Dennoch sollte 
die neue Vorhersage des ifo Instituts, nach der 
die Bevölkerung schneller schrumpft als gedacht, 
bei politischen Planungen und Entscheidungen 
bedacht werden. Je nachdem, wie deutlich der 
jeweilige regionale Bevölkerungsschwund prog-
nostiziert wird, sind ehemalige stadtentwicklungs- 
und wohnungspolitische Pläne zu korrigieren. 

Zudem zeigen neueste Erhebungen des Statis-
tischen Landesamts IT.NRW, dass auch die Aus-
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wanderung zuvor nach Deutschland emigrierter 
Menschen zugenommen hat. Die aktuell veröf-
fentlichten Ergebnisse zeigen, dass ein Teil der 
Einwanderer gar nicht beabsichtigt, dauerhaft 
in Deutschland zu bleiben. Dies betrifft offen-
sichtlich auch Tausende Ukrainer, obwohl sich 
ihr Heimatland nach wie vor im Krieg befindet. 
Im Berichtsjahr waren knapp 3.000 Immigran-
ten im Wesentlichen in Zielländer ihrer jeweiligen 
Staatsangehörigkeit aus Nordrhein-Westfalen zu-
rückgewandert. Es gilt jedoch, stets im Blick zu 
behalten, dass die Ausländerzu- und -abwande-
rung erheblich weniger vorhersehbar ist als die 
langfristigen Auswirkungen des demografischen 
Wandels. Es war schon immer so, dass Wande-
rungsbewegungen – anders als die natürliche Be-
völkerungsentwicklung – deutlich sensibler und 
volatiler auf gesellschaftspolitische, geopolitische 
und gesamtwirtschaftliche Rahmenbedingungen 
reagierten.
 
Die Kommunalwahlen in Nordrhein-Westfalen 
führten auch in Paderborn zu Veränderungen in 
Politik und Verwaltung. Neuer Bürgermeister wur-
de Herr Stefan-Oliver Strate. In der Parteienland-
schaft sowie in den einzelnen Ausschüssen gab es 
personelle Neubesetzungen. Zur Versachlichung 
der teils sehr emotional geführten Debatte über 
die Wohnungspolitik in der Stadt fanden auf Initia-
tive des neuen Bürgermeisters Ende 2025/Anfang 
2026 diverse Gespräche mit unterschiedlichsten 
Akteuren der Paderborner Stadtgesellschaft statt. 
Auch die immobilienwirtschaftliche Expertise des 
Spar- und Bauvereins war in mehrfacher Hinsicht 
gefragt. 
 
Inhaltlich ging es darum, auch mit Blick auf die 
Entwicklungen auf dem Gelände der Alanbroo-
ke-Kaserne zu prüfen, ob möglicherweise der 
berühmte „Reset-Knopf“ gedrückt, die aktuelle 
und zukünftige Wohnungsmarktsituation realitäts- 

entsprechend analysiert und die Paderborner 
Wohnungspolitik gemeinsam mit verschiedenen 
Experten gegebenenfalls neu ausgerichtet wer-
den sollte.
 
Tendenz: deutlich weniger Geschosswohnungs-
bau im städtischen Randbereich und stattdes-
sen Gering- und Normalverdienern deutlich mehr 
Fläche, insbesondere jungen Familien für Eigen-
tumsbildung, zur Verfügung zu stellen, die auch 
an der kommunalen Wertschöpfung beteiligt sind, 
gegebenenfalls auch im Bereich der öffentlich ge-
förderten Eigentumsförderung. 
 
Der Spar- und Bauverein wies deutlich darauf hin, 
dass es dringend einer Entideologisierung und 
Entpolitisierung der Situation bedürfe. Dies sei 
nur möglich durch konkrete Daten, Zahlen und 
Fakten, gepaart mit dem guten Willen und gegen-
seitiger Wertschätzung aller Akteure. Wesentliche 
Parameter seien dabei die demografische Ent-
wicklung sowie die Bereinigung und Aktualisie-
rung der Liste der Wohnungssuchenden der Stadt 
Paderborn.
 
Basierend auf Zahlen des Referats für Statistik der 
Stadt Paderborn und der Bevölkerungsvorausbe-
rechnung von IT.NRW, wurde dargelegt, dass die 
wohnberechtigte Bevölkerung in Paderborn seit 
2017 – wenn überhaupt – nur marginal gewachsen 
ist. Dieses geringe Wachstum wird laut Prognosen 
der BBSR und von IT.NRW bis 2034 anhalten; ab 
2035 bis 2050 sei sogar mit einem deutlichen Be-
völkerungsrückgang zu rechnen.  
 
Die wohnberechtigte Bevölkerung ist der bedeu-
tendste Parameter globaler und regionaler Woh-
nungsnachfrage. Ergänzend sind Entwicklung 
und Veränderung der Haushaltszahlen sowie de-
ren Strukturen zu berücksichtigen.

Bevölkerungsvorausberechnung 2024 – 2050 | Paderborn

Daten: IT.NRW; Düsseldorf 2025 | eigene Tabelle: Spar- und Bauverein
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Bevölkerungsentwicklung Paderborn 

Quelle: eigene Grafik: Spar- und Bauverein 

 

 

Wie der Grafik zu entnehmen ist, unterscheiden 
sich diese Bevölkerungsdaten deutlich von de-
nen des von der Stadt Paderborn beauftragten 
Gutachtens des Forschungs- und Beratungsin-
stituts empirica. In der Vergangenheitsbetrach-
tung lagen die empirica-Daten deutlich über der 
realen Entwicklung, in der Zukunftsbetrachtung 
unterscheiden sie sich signifikant von der neues-
ten Bevölkerungsvorausberechnung von Destatis 
und IT.NRW. Dies sollte – nicht nur nach Meinung 
des Spar- und Bauvereins – bei strategischen 
Entscheidungen von Politik, Verwaltung und Un-
ternehmen mit der gebotenen Vorsicht dringend 
berücksichtigt werden.
 
Ebenfalls zu berücksichtigen sind die nicht nur 
bundesweit, sondern leider auch in Paderborn 
rückläufigen Studierendenzahlen. Die Universität 
bedauert, dass sich die demografische Wende 
zunehmend bemerkbar macht, und versucht nach 
eigener Aussage, die Attraktivität für angehende 
Akademiker zu erhöhen. Dies ist sehr zu begrü-
ßen, denn auch Studierende sind wichtige und 
willkommene Mitglieder der Stadtgesellschaft und 
bereichern die wirtschaftliche, kulturelle, intellek-
tuelle, soziale und sportliche Entwicklung unserer 
Region.

Quelle: eigene Grafik: Spar- und Bauverein

Studierendenzahlen | Universität Paderborn 

Waren im Wintersemester (WS) 2018/2019 noch 
20.246 Studierende eingeschrieben, so waren es 
im Wintersemester 2024/2025 mit 16.928 mehr als 
3.000 weniger. Nicht nur aufgrund der – durch die 
Umstellung von G8 auf G9 bedingten – limitierten, 
sondern auch langfristig erwarteten Rückgänge 
gehen die Kultusministerkonferenzen sowie die 
Landesregierungen von potenziell sinkenden Stu-
dierendenzahlen aus. Dies wird sukzessive auch 
Auswirkungen auf den studentischen Wohnungs-
markt haben. Es bleibt sehr zu hoffen, dass sich 
die Hochschulsituation in Paderborn zumindest 
stabilisiert. 

Wohnberechtigte Bevölkerung Paderborn
Referat Statistik, HauptwohnsitzReferat Statistik, Wohnberechtigte Bev.Referat Statistik, NebenwohnsitzEmpirica Wohnberechtigte Bev. 2013 Empirica Basis 06.2025Empirica Abgeschwächt 06.2025Empirica Verstärkt 06.2025IT.NRW 10.2025

2017 150.702 158.042 7.340
2018 152.422 156.821 4.399
2019 153.334 155.620 2.286 160.000
2020 153.231 155.050 1.819 161.000
2021 154.378 156.399 1.758
2022 156.869 158.591 1.722
2023 157.968 159.582 1.614
2024 157.777 159.370 1.593 157.964 157.964 157.964 157.348
2025 157.263 158.875 1.612 163.000 158.500 157.775
2030 158.702
2035 158.952
2040 158.487
2045 165.323 162.350 174.856 157.443
2050 155.747

2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 2030 2035 2040 2045 2050
Referat Statistik, Hauptwohnsitz 150.702 152.422 153.334 153.231 154.378 156.869 157.968 157.777 157.263
Referat Statistik, Wohnberechtigte Bev. 158.042 156.821 155.620 155.050 156.399 158.591 159.582 159.370 158.875
Referat Statistik, Nebenwohnsitz 7.340 4.399 2.286 1.819 1.758 1.722 1.614 1.593 1.612

Empirica Wohnberechtigte Bev. 2013 160.000 161.000 163.000
Empirica Basis 06.2025 157.964 158.500 165.323
Empirica Abgeschwächt 06.2025 157.964 162.350
Empirica Verstärkt 06.2025 157.964 174.856
IT.NRW 10.2025 157.348 157.775 158.702 158.952 158.487 157.443 155.747
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Neben dem neuen Schwerpunkt Nachhaltigkeit, 
dem guten Wissens- und Technologietransfer so-
wie der Unterstützung bei Existenz- und Unter-
nehmensgründungen wirbt die Universität auch 
mit bezahlbarem Wohnraum als Pluspunkt für die 
Hochschullandschaft in Paderborn. 
 
Anhand der Analyse der Belegung von neueren 
öffentlich geförderten Wohnungen aus dem Be-
stand der Genossenschaft wurde auf Basis einer 
Gesamtaufstellung deutlich, dass von 148 Per-
sonen rund 84 % entweder nicht reagierten oder 
eine angebotene Wohnung aus teilweisen nicht 
nachvollziehbaren Gründen ablehnten. Im Ergeb-
nis standen nachweisbar 24 Zusagen 124 Ab- 
sagen entgegen.

Gesamt

keine Rückmeldung 66
keine Rückmeldung nach Erstkontakt 11
Ablehnung, da zu teuer, oberhalb der angemessenen Miete des Sozialleistungsträgers 2
Ablehnung, Umstände / Finanzierung unklar, Unterlagen fehlen 5
Ablehnung, da Lage nicht zentral genug 5 124 Absagen
Ablehnung, da Grundriss nicht gefällt 16
Ablehnung / Sonstiges 13
Ablehnung wg. unzureichender Barrierefreiheit 3
Ablehnung wg. negativer Bonität 3
Zusage 24 24 Zusagen

Ablehnungen 84%
Gesamt 148 Stk. Zusagen 16%

Gesamtaufstellung 

Belegungsvorschläge/Besetzungen per Interessentenpool durch das Wohnungsamt 148 Interessenten

keine Rückmeldung 66 45%
keine Rückmeldung nach Erstkontakt 11 7%
Ablehnung, da zu teuer, oberhalb der angemessenen Miete des Sozialleistungsträgers 2 1%
Ablehnung, Umstände / Finanzierung unklar, Unterlagen fehlen 5 3%
Ablehnung, da Lage nicht zentral genug 5 3%
Ablehnung, da Grundriss nicht gefällt 16 11%
Ablehnung / Sonstiges 13 9%
Ablehnung wg. unzureichender Barrierefreiheit 3 2%
Ablehnung wg. negativer Bonität 3 2%
Zusage 24 16%

148 Stk. 100%
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Quelle: eigene Grafik: Spar- und Bauverein / Stand 05.03.2026

Die Tatsache, dass 45 % der vom Wohnungsamt 
der Stadt Paderborn zugewiesenen Personen 
nicht einmal Kontakt zu einem Wohnungsanbieter 
aufnehmen bzw. 48 % dieser Personen aus z. T. 
schwer nachvollziehbaren Gründen innerstädti-
sche, barrierearme, energieoptimierte Wohnungs-
angebote ablehnen, untermauert aus unserer Sicht 
sehr deutlich, dass in unserem Geschäftsgebiet 
keinesfalls von einer allgemeinen Wohnungsnot 
gesprochen werden kann. Da die überwiegen-
de Mehrheit der Menschen bereits mit normalem 
Wohnraum versorgt ist, ist wohl eher von der Prio-
rität der Veränderungs- bzw. Verbesserungssuche 
auszugehen. 
 

Keine Rückmeldung durch die Interessenten oder 
übrige Ablehnungsgründe, wie z. B. fehlende 
Kellerräume, offene Wohnküche oder nicht zu-
sagende innerstädtische Lage etc., sollten künftig 
strenger bewertet und nicht mehr als Ablehnungs-
grund akzeptiert werden. Personen, die lediglich 
auf Wohnungssuche sind, um sich zu verbessern 
(„Veränderungssucher“), sollten aus Sicht der 
Genossenschaft nicht weiter auf der Liste der 
Wohnungssuchenden geführt werden. Andern-
falls entsteht in der Öffentlichkeit der Eindruck, es 
bestehe eine „Wohnungsnot“, welche es global 
faktisch jedoch nicht in der vermuteten Form gibt. 
Auch wenn es wohl eher die originäre Aufgabe 
eines kommunalen Wohnungsunternehmens ist, 
die Liste der Wohnungssuchenden abzuarbeiten, 
so steht der Spar- und Bauverein diesbezüglich 

im kontinuierlichen, sehr konstruktiven und einver-
nehmlichen Austausch mit dem zuständigen Amt 
für Liegenschaften und Wohnungswesen der Stadt 
Paderborn.
 
Dies bedeutet allerdings nicht, dass es auch in Pa-
derborn für manche Personen wie z. B. vulnerable 
Zielgruppen sehr schwierig ist, sich mit Wohnraum 
zu versorgen. Die Lösung dieser Problematik und 
die Verringerung des diesbezüglichen Wohnungs-
mangels sind sicherlich eine gesamtgesellschaft-
liche Aufgabe und Herausforderung. Hier kann 
und sollte die Privatwirtschaft selbstverständlich 
hilfreich zur Seite stehen, verantwortlicher Haupt-
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akteur ist jedoch ganz sicher die Stadt Paderborn 
und deren kommunale Wohnungsgesellschaft, die 
ja von der Politik insbesondere zu dieser Bedarfs-
deckung ins Leben gerufen wurde.
 
Auch der Haus- und Grundeigentümerverein for-
derte Klarheit in der Ausrichtung der städtischen 
Wohnungspolitik. Eine nachhaltige, sozial ausge-
wogene Stadtentwicklung bedürfe – so die Po-
sition – einer sachlichen und differenzierten Be-
trachtung zentraler Themenfelder. Dazu zählen 
insbesondere eine realistische Bevölkerungser-
wartung, die Zielverfolgung der Stadt vor dem Hin-
tergrund ihrer finanziellen Rahmenbedingungen, 
die Verfügbarkeit von Bauflächen für Wohnraum 
für Fach- und Arbeitskräfte sowie deren Familien 
zur Sicherung von Wertschöpfung und Steuer-
kraft sowie der angemessene Anteil öffentlich  
finanzierter Projekte. Mit dem Ziel, zu einer nach-
haltigen, bedarfsorientierten, zukunftsfähigen und 
sozial-gemeinwohlorientierten Stadtentwicklung 
beizutragen. Der Spar- und Bauverein führte zahl-
reiche Gespräche mit politischen Akteuren sowie 
Interessenverbänden und -vereinigungen. Dazu 
zählten unter anderem das Bündnis für Wohnen 
(Mitglieder von Bündnis 90/Die Grünen, SPD und 
Die Linke, Mieterbund OWL e.V., Attac PB, Neues 
Wohnen Paderborn e.V., progrün e.V. Paderborn, 
Cum Ratione gGmbH, KAB PB, DGB PB) sowie 
das Akteurstreffen anlässlich des Wohngipfels 
des Bürgermeisters (u. a. Verwaltung, Kreishand-
werkerschaft, Volksbank, Sparkasse, Universität, 
AWO, SKM, Bündnis Wohnen).
 

Im ergebnisoffenen und konstruktiven Austausch 
wurde deutlich, dass eine wirksame Wohnungs-
marktentwicklung und Problemlösung nur ge-
meinschaftlich gelingen könne. Allerdings, so 
lautete das Fazit der Beteiligten und des Bürger-
meisters, könne von Einzelbedürfnissen nicht auf 
eine allgemeine Stadt- und Wohnraumplanung 
geschlossen werden. Unstrittig blieb die Notwen-
digkeit, vulnerable Bevölkerungsgruppen sowie 
prekäre Mietverhältnisse zu schützen und zu un-
terstützen.
 
Auf der Angebotsseite ist auch im Hochstift das 
Zusammenspiel von Baugenehmigungen und 
Fertigstellungen, Flächenpotenzialen, Förderdar-
lehen sowie Miet- und Kaufpreisgestaltung von 
hoher Bedeutung. 
 
Von den Mitteln der öffentlichen Wohnraumförde-
rung in Nordrhein-Westfalen in Höhe von 2,3 Mrd. 
€ im Jahr 2024 profitierte auch unser Geschäfts-
gebiet – sowohl im Neubausegment (84 %) als 
auch bei energetischen Modernisierungsmaßnah-
men (16 %). Den deutlichen Schwerpunkt bildete 
die Mietwohnraumförderung: Für den Neubau von 
107 Mietwohnungen sowie 150 Wohnplätzen für 
Studierende, Auszubildende und Menschen mit 
Behinderung wurden im Kreis Paderborn 44 Mio. 
€ zur Verfügung gestellt. Weitere 11,6 Mio. € ent-
fielen auf die Eigentumsförderung. Von insgesamt 
55,6 Mio. € flossen knapp 35,3 Mio. € in die Stadt 
Paderborn (siehe Grafiken).

Quelle: Wohnraumförderung 2024 | NRW.BANK; IT.NRW
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Abb. 1.7: Bewilligungsvolumen je einwohnende Person 2024

Abb. 1.8: Bewilligungsvolumen je Behörde 2024
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Quelle: Wohnraumförderung 2024 | NRW.BANK

Bewilligungsvolumen je Behörde 2024

Quelle: Wohnraumförderung 2024 | NRW.BANK
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Abb. 1.7: Bewilligungsvolumen je einwohnende Person 2024

Abb. 1.8: Bewilligungsvolumen je Behörde 2024

Damit lag der Kreis Paderborn 2024 sowohl beim 
Bewilligungsvolumen je einwohnende Person 
als auch je Bewilligungsbehörde deutlich über 
den NRW-Durchschnittswerten. In der Kategorie 

2. Mietwohnraum förderung 2024 
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Abb. 2.1: Anzahl der geförderten Mietwohnungen 2024 pro 100.000 Personen (Neubau)

„mehr als 30 bis 60“ geförderter Wohnungen pro 
100 Tsd. Personen war auch die Anzahl der Ein-
heiten überdurchschnittlich. 
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Quelle: Wohnungsmarktbericht 2025 | NRW.BANK; IT.NRW

Gesamtbauintensität

Quelle: Wohnungsmarktbericht 2025 | NRW.BANK; IT.NRW

Bauintensität im Geschosswohnungsbau (Neubau, ohne Wohnheimplätze)
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Hohe Bauintensität im Münsterland, 
im westlichen Ostwestfalen sowie im 
 Südwesten Nordrhein-Westfalens 

Landesweit wurden zuletzt rund 25 neue Wohnungen 
je 10.000 Personen fertiggestellt. Ein Blick auf die Karte 
zeigt die regionalen Unterschiede der Bauintensität in 
Bezug auf die Bevölkerung (Abb. 3.10). Eine besonders 
starke Bauintensität zeigte sich im Münsterland, im 
westlichen Ostwestfalen sowie in den Gebieten entlang 
der niederländischen Grenze zwischen dem Kreis 
Euskirchen und dem Kreis  Heinsberg. Letztere profi-
tierten von der wachsenden Städteregion Aachen und 
dem Wirtschaftsstandort Köln-Bonn, aber auch von der 
gestiegenen Attraktivität für Menschen niederländischer 
Herkunft, die in die Region zogen. Im Gegensatz dazu 
wiesen weite Teile des Ruhrgebiets und Südwestfalens 
sowie das östliche Ostwestfalen eine vergleichsweise 
geringe Bauintensität auf. Auch Teile des Bergischen 
Landes, zum Beispiel Wuppertal und Remscheid, sowie 
am  Niederrhein gelegene Städte wie Duisburg, Krefeld 
und Mönchen gladbach wiesen – gemessen am Mittel-

Abb. 3.10: Gesamtbauintensität

wert der vergangenen drei Jahre – eine geringe Bau-
intensität auf. Im Hinblick auf den reinen Geschosswoh-
nungsbau sind die Stadt Münster sowie das westliche 
und nördliche Münsterland hervorzuheben (Abb. 3.11).

Eigenheim-Neubau im Münster- und 
 Rheinland besonders stark

Eine besonders hohe Nachfrage nach Eigenheimen 
verzeichneten der Kreis Euskirchen sowie einige 
Kommunen in den Kreisen Heinsberg und Düren 
(Abb. 3.12). Hierüberschneiden sich die Umlandgebiete 
der Großstädte Düsseldorf, Köln, Bonn und Aachen. 
Die hohe Eigenheimnachfrage resultierte aus den 
attraktiven Arbeitsmöglichkeiten in der Region und den 
im Vergleich zu den Großstädten niedrigeren Kaufpreisen. 

Im westlichen und nördlichen Münsterland, in der 
Region Gütersloh sowie am Niederrhein entstanden 
überdurchschnittlich viele neue Wohnungen im Rahmen 
von Bestandsmaßnahmen (Abb. 3.13). 

Abb. 3.11: Bauintensität im Geschosswohnungsbau (Neubau, ohne Wohnheimplätze)

Abb. 3.12: Bauintensität bei Ein- und Zweifamilienhäusern
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Im regionalen Vergleich weist unser Geschäftsge-
biet, der Kreis Paderborn, seit Jahren eine hohe 
Bauintensität auf. Nach Angaben der NRW.BANK 
lag die Gesamtbauintensität in einer Spanne von 
„mehr als 30 bis 40“ Wohneinheiten pro 10.000 

Personen über dem NRW-Durchschnitt von 25. 
Gleiches galt auch für die Bauintensität im Ge-
schosswohnungsbau mit „bis zu 25 Wohneinhei-
ten“ pro 10.000 Personen gegenüber dem Lan-
desdurchschnitt von 14.
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Die insgesamt tendenziell positive Entwicklung 
(frei finanziert und öffentlich gefördert) spiegelt 
sich in der Stadt Paderborn auch in der Zahl der 
Baugenehmigungen und freigestellten Verfahren 
wider. Im Vergleich 2024/2025 stieg die Zahl der 
Wohnungen um 30 % auf 694 Einheiten; die da-
raus resultierende Wohnfläche erhöhte sich um 
23 % auf 58,3 Tsd. m².
 
Die positive Entwicklung zeigen auch aktuelle Zah-
len des Statistischen Landesamtes IT.NRW. Da-
nach wurden in Nordrhein-Westfalen etwa 3,5 % 
mehr Wohnungen als im Vorjahr genehmigt. Vor-
reiter sei in Ostwestfalen-Lippe in absoluten Zah-
len der Kreis Paderborn mit 825 Genehmigungen.  
 
Hinsichtlich der Entwicklung der mittleren Wie-
dervermietungs- und Neubaumieten im frei finan-
zierten Segment von 2021 bis 2024 entsprachen 
die ausgewiesenen Steigerungsraten von „bis zu 
18 % bzw. bis zu 20 %“ dem Landesdurchschnitt. 
Hier ist erneut darauf hinzuweisen, dass diese 
Daten ausschließlich den Angeboten aus Online-
portalen entstammen. Sie sind nicht repräsenta-
tiv; insbesondere das preisgünstige Segment wird 
dadurch nur unzureichend abgebildet. Die mitt-
leren Wiedervermietungsmieten für Bestandsan-
gebote liegen im Kreis Paderborn mit bis zu  
9,00 €/m² etwas unter dem NRW-Durchschnitt.

Quelle: Wohnungsmarktbericht 2025 | NRW.BANK; empirica-Preisdatenbank (Basis: VALUE Marktdaten)

Mittlere Wiedervermietungsmiete (netto kalt) für Bestandsangebote
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Abb. 4.1.6: Mittlere Wiedervermietungsmiete (netto kalt) für Bestandsangebote

Nach Angaben des IfW Kiel schwächte sich der 
Mietanstieg im Jahr 2025 deutlich ab. Demnach 
erhöhten sich die auf Immobilienportalen veröf-
fentlichten Angebotsmieten von Juli bis Septem-
ber 2025 im Durchschnitt nur noch um 0,7 % ge-
genüber dem Vorquartal; inflationsbereinigt war 
damit nur noch ein minimaler Anstieg zu verzeich-
nen. Auf Basis des GREIX-Mietpreisindex zeigte 
sich laut IfW Kiel eine abgekühlte Preisdynamik 
am Mietmarkt. Im Vergleich zum dritten Quartal 
2024 sei in Nordrhein-Westfalen der niedrigste 
Jahreszuwachs seit 2021 feststellbar gewesen. 
Diese Gesamttendenz zeigte sich auch auf dem 
regionalen Mietmarkt. 
 
Die mittleren Angebotspreise für Bestandsein-
familienhäuser (bis 400 Tsd. €) sowie für Be-
standseigentumswohnungen (bis 2.000 €/m²) 
entsprachen im Zeitraum 2022 bis 2024 im Kreis 
Paderborn ebenfalls dem Landesdurchschnitt. 
Auch hinsichtlich der Erschwinglichkeit von Ei-
genheimen, also des Verhältnisses der Preis- und 
Einkommensentwicklung, spiegelt sich im Kreis 
Paderborn mit „bis zu sieben Jahreseinkommen“ 
der Landesdurchschnitt wider. 
In Nordrhein-Westfalen musste durchschnittlich 
das 6,6-Fache des mittleren Nettoeinkommens 
für den mittleren Angebotspreis aufgewendet 
werden. Durch die ab 2024 nur leicht gestiegenen 
Preise bei gleichzeitig höherer Kaufkraft verbes-
serte sich die Preis-Einkommens-Relation und 
damit die Erschwinglichkeit von Wohneigentum.
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Im Alanbrooke-Quartier wurden die ersten Woh-
nungen der Wohnungsgesellschaft Paderborn 
(WGP) bezogen. Von insgesamt 317 Einheiten 
entfallen über 270 auf den preisgebundenen 
Mietwohnungsbau. Teile der Immobilienwirt-
schaft bewerten weiterhin kritisch, dass sozialer 
Wohnungsbau dort auf einem – gemessen an der 
Gesamtfläche – relativ kleinen Baufeld zu stark 
konzentriert ist. Der Verkauf weiterer Grundstücke 
an die Privatwirtschaft sowie die Realisierung pri-
vater Miet- und Eigentumsmaßnahmen erfolgten 
bislang nicht mit der erwarteten bzw. erhofften 
Dynamik. Es bleibt zu hoffen, dass sich sukzessi-
ve ein attraktives Stadtquartier entwickelt. Hierzu 
könnte auch der Bürgergarten mit Spielplatz und 
Parkouranlage beitragen
 
Auf der ehemaligen Kasernenfläche (Barker Bar-
racks) an der Driburger Straße soll unter anderem 
ein Innovationspark entstehen. Die Planung und 
der Bau des Innovationszentrums sind für die Jah-
re 2027 bis 2030 vorgesehen. Auf dem rund 54 ha 
großen Gelände sollen etwa 2.900 Wohnungen für 
rund 7.000 Menschen entstehen. Im Rahmen der 
städtebaulichen Planung wäre es wünschenswert 
und bedeutend, die demografische Entwicklung 
sowie die von IT.NRW prognostizierte Bevölke-
rungsentwicklung angemessen mit gehobenem 
Realismus zu berücksichtigen. 

Aus unserer Sicht sollten durchaus größere 
Grundstücksflächen für die Zielgruppe junger Fa-
milien verfügbar gemacht und eine monostruk-
turelle Konzentration sozial gebundenen Woh-
nungsbaus „à la Alanbrooke-Kaserne“ vermieden 
werden. Eine an den Realitäten und tatsächlichen 
Bedarfen ausgerichtete Entwicklung eines Quar-
tiers dieser Größenordnung ist stadtentwicklungs- 
und gesellschaftspolitisch von hoher Bedeutung 
und eröffnet erhebliche Chancen.
 
Gerade vor dem Hintergrund der Haushaltssiche-
rung ab dem Jahr 2027 gilt es zudem, die Liegen-
schafts- und Wohnungsmarktentwicklung voraus-
schauend zu gestalten, neue Einnahmequellen 
konsequent zu erschließen und notwendige Ein-
sparungen umzusetzen

Neben den Konversionsflächen spielen in der Pa-
derborner Immobilienwirtschaft zusätzlich viele 
privatwirtschaftliche Aktivitäten eine große Rolle 
und dokumentieren trotz komplexer Rahmenbe-
dingungen eine hohe wohnungsmarktrelevante 
Dynamik. Beispielhaft genannt seien Projektent-
wicklungen wie „Winkelland“ (ca. 180 Einheiten) | 
ein Nahversorgungszentrum (u. a. mit Laden-

flächen und ca. 3.000 m² Wohngeschossfläche) | 
ein Mehrgenerationenhaus (Bonifatiuswerk) | ein 
Studierendenwohnprojekt am Campus sowie die 
Seniorenresidenz Elsen. Darüber hinaus sind im 
Stadtbild vielfach Nachverdichtungsvorhaben so-
wie Neubauten als Ersatz abgängiger Bestands-
bauten zu beobachten. Insgesamt untermauern 
diese Projektentwicklungen die Aussagen zu  
Fertigstellungen, Genehmigungen, Wohnungs-
angebot und Bauintensität.
 
Eingriffe in einen freien Markt können durchaus 
kontraproduktiv wirken. Dies gilt insbesonde-
re auf einem funktionierenden Immobilien- und 
Wohnungsmarkt wie in unserem Geschäftsgebiet, 
in dem zahlreiche private und unternehmerische 
Investoren, Verwalter und Vermieter seit Jahr- 
zehnten für ein qualitativ und quantitativ passen-
des Angebot zu fairen Konditionen sorgen. 
 
Die gestiegenen geopolitischen Risiken und Be-
drohungen führten dazu, dass das Bundesminis-
terium der Verteidigung sämtliche Umwandlungen 
von Militärflächen in zivile Nutzungen stoppte. 
Von den bundesweit insgesamt 187 betroffenen, 
im Bestand der BImA befindlichen Liegenschaf-
ten ist auch die ehemalige Dempsey-Kaserne 
in Paderborn-Schloß Neuhaus betroffen. Ob-
wohl die Bauleitplanung für das neue Quartier 
„Waldkamp“ mit rund 300 Wohneinheiten bereits 
weit fortgeschritten ist, wurde der Verkauf des  
Areals gestoppt. Es bleibt abzuwarten, wie sich 
die Einordnung der Fläche als strategische  
Liegenschaftsreserve weiterentwickelt.
 
Ähnliche Fragezeichen stellen sich hinsichtlich der 
weiteren Bestände der BImA, auf deren Verfügbar-
keit und Nutzung die Stadt Paderborn keinen bzw. 
nur sehr eingeschränkten Einfluss hat. Nach An-
gaben der BImA befinden sich am Konversions-
standort Paderborn rund 770 Wohneinheiten, da-
von rund 410 in Sennelager und rund 360 verteilt 
in der Kernstadt Paderborn. Nach entsprechender 
Verkehrswertermittlung wurden einzelne Gebäude 
im Rahmen des Erstzugriffs von der Stadt erwor-
ben. Mit einem zeitnahen und flächendeckenden 
Verkauf ist allerdings aktuell (noch) nicht zu rech-
nen.
 
Der Spar- und Bauverein wird auf dem regiona-
len Markt auch zukünftig das Ziel verfolgen, brei-
ten Schichten der Bevölkerung – unabhängig von  
Lebenssituation, Herkunft oder Einkommen – be-
zahlbaren Wohnraum zur Verfügung zu stellen. 
Auch wenn die Mietpreise in unserem Geschäfts-
gebiet im Vergleich vieler NRW-Großstädte eher 
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moderat sind, muss klar sein: Preisgünstiger 
Wohnraum ist ohne kostengünstigeres Bauen 
nicht zu realisieren.
 
Ambitionierte Klimaziele, demografische Erfor-
dernisse und die Modernisierung der Infrastruktur 
sind richtig und wichtig, bedürfen jedoch stärker 
denn je kommunaler Unterstützung und tragfähi-
ger Kompromisse. Dazu gehört aus unserer Sicht 
auch im Grundstücksgeschäft, Konzeptvergaben 
Vorrang vor Höchstpreisvergaben einzuräumen. 
Ebenso sollten kooperativ mit der Immobilienwirt-
schaft pragmatische Regelungen im Sinne des 
Standards „Gut ist gut genug“ umgesetzt werden.
 
Sowohl die demografischen Kennzahlen als auch 
die Beurteilung der Liste der Wohnungssuchen-
den der Stadt Paderborn bestärkten viele Disku-
tanten, auf Basis verifizierbarer Daten und Fak-
ten die Wohnungsmarktsituation in Paderborn 
schnellstens transparent „neu zu diskutieren und 
dementsprechend auszurichten“.

 

Seniorengerechtes Wohnen

Gerade mit nicht nur dem einseitigen Blick auf die 
quantitative – sondern explizit auch auf die inte-
grierte qualitative Wohnungsnachfrage sind für 
den Spar- und Bauverein demografische Verän-
derungen in seinem Geschäftsgebiet sehr bedeu-
tend. Ein langfristig bedarfsgerechtes Wohnange-
bot muss daher insbesondere ein barrierearmes, 
selbstbestimmtes und bezahlbares Wohnen im 
Alter in den Fokus nehmen.
 
Die neueste Bevölkerungsvorausberechnung 
IT.NRW 2025 verdeutlicht sehr stark die Heraus-
forderungen des demografischen Wandels und 
die bereits heute bestehenden Bedarfe an al-
tersgerechtem Wohnen: Voraussichtlich wird die 
Zahl der 65  bis unter 80 Jährigen bis 2035 auf 
19 % der Gesamtbevölkerung anwachsen und 
2050 – aufgrund der allgemein rückläufigen Be-
völkerungszahlen – mit knapp 15 % wieder auf 
das heutige Niveau zurückfallen. Zusammen mit 
dem bis 2050 prognostizierten Anstieg der Pflege-
bedürftigen um 30 % auf etwa 1,6 Mio. Personen 
muss sich das Wohnangebot noch stärker als bis-
her an den Bedürfnissen älterer und hochaltriger 
Menschen orientieren.

Quelle: Wohnungsmarktbericht NRW 2025 | NRW.BANK; IT.NRW

Bevölkerungsentwicklung nach Altersklassen in Nordrhein-Westfalen
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jung. Dort wird das Durchschnittsalter 2050 kaum 
höher sein als im Jahr 2023 oder sogar leicht darunter 
liegen. In den Großstädten wird auch der Rückgang der 
nordrhein-west fälischen Bevölkerung, der in der aktuel-
len Bevölkerungsvorausberechnung bis 2050 ermittelt 
wurde, am geringsten sein. 

Die Zahl der 65- bis unter 80-Jährigen wird den 
Berechnungen zufolge zunächst kontinuierlich zunehmen. 
Ihr Maximum wird die Altersgruppe laut Prognose im 
Jahr 2035 mit 19 Prozent Anteil an der Gesamtbevölke-
rung erreichen. Zu diesem Zeitpunkt werden über 
3,4 Millionen Menschen dieser Altersgruppe angehören, 
was einem Anstieg von 28,4 Prozent gegenüber dem 
Jahr 2023 entspricht. In den Folgejahren wird die 
Zahl wieder sinken, bis sie im Jahr 2050 ungefähr das 
aktuelle Niveau erreichen wird (14,8% Anteil an der 
Gesamtbevölkerung). Danach ist erneut mit einem 
Anstieg zu rechnen. 

Besonders deutlich wird die Zunahme bei den hoch-
altrigen Personen ab 80 Jahren ausfallen: Im Jahr 2049 
wird ihre Zahl mit 1,79 Millionen ihren Höchststand 
erreichen, was einem Anstieg von 42,5 Prozent im 
Vergleich zu dem Jahr 2023 entspricht. In den folgenden 
zwei Jahrzehnten wird ihr Anteil wieder leicht abnehmen, 
aber stets über dem Ausgangswert von 2023 liegen. 

Hohe Investitionsbedarfe im Segment 
altersgerechter Wohnungen

Deutlich wird: Das Wohnungsangebot muss sich in 
Zukunft stärker als bisher an den Bedarfen und 
Bedürfnissen älterer Menschen orientieren. 

Mit der Alterung der Gesellschaft steigt auch die Zahl 
der Pflegebedürftigen: Laut Pflegemodellrechnung des 
Statistischen Landesamtes IT.NRW aus dem Jahr 2023 
wächst die Zahl der Pflegebedürftigen bis zum Jahr 
2050 um 30,4 Prozent auf rund 1,6 Millionen Personen 
an – insbesondere in den kreisangehörigen Kommunen 
des Landes (ohne Abb.).  

Aus den genannten Berechnungen ergibt sich ein hoher 
Investitionsbedarf im Segment der barrierearmen 
beziehungsweise barrierefreien Wohnungen. 

Hochaltrige Personen sind eng mit ihrer derzeitigen 
Wohnumgebung verbunden. Das zeigen die Ergebnisse 
der Studie „Hohes Alter in Deutschland“ (D80+) des 
Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend (BMFSFJ) aus dem Jahr 2022. Neben dem 
Wunsch, im gewohnten Umfeld bis ins hohe Alter zu 
wohnen, verändern sich auch die Bedarfslagen rund 

Abb. S6: Bevölkerungsentwicklung nach Altersklassen in Nordrhein-Westfalen 

Abb. S7: Altersaufbau der Bevölkerung in 
 Nordrhein-Westfalen (2022 und 2070*)

um die Themen Gesundheit, Pflege, soziale Teilhabe 
sowie Hilfe und Unterstützung im Alltag. Auch die 
Pflege findet zunehmend und deutlich überwiegend im 
häuslichen Umfeld statt: 88 Prozent der Pflegebedürf-
tigen wurden 2024 im häuslichen Umfeld versorgt. 
Die Nachfrage nach Wohnungen und Wohnformen in 
einem altersgerechten Wohnumfeld, welche diesen 
Bedarfen Rechnung tragen, wird somit zukünftig steigen.

Praxis hat Bedarf erkannt

Diese Aussage wird auch durch die Ergebnisse des 
aktuellen Wohnungsmarktbarometers 2025 der 
NRW.BANK gestützt. Ein zentrales Ergebnis dieser 
Umfrage ist, dass die Schaffung von altersgerechten 
beziehungsweise barrierearmen Wohnangeboten einen 
besonders dringenden Investitionsbedarf darstellt. So 
lautet die Einschätzung von 63 Prozent der befragten 
Fachleute aus Kommunen und Wohnungswirtschaft. 
Darüber hinaus stufen rund ein Viertel der Befragten 
Investitionen in eine altersgerechte Infrastruktur und 
das Wohnumfeld als besonders dringend ein. 
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Im NRW-Durchschnitt leben bereits heute in 25 % 
der Haushalte Senioren. Rund 65 % der Haushal-
te befinden sich in Häusern, die bis 1979 gebaut 
wurden und die in den wenigsten Fällen barrierefrei 
bzw. barrierearm errichtet wurden. Nur etwa 30 % 
der Gebäude der Baualtersklassen 2011 bis 2021 
sind vollständig barrierereduziert. Über den darge-
stellten Zusatzbedarf ergab sich bereits bis 2018 
eine rechnerische Versorgungslücke von rund 440 
Tsd. barrierereduzierten Wohnungen für mobilitäts-
eingeschränkte Senioren. 
 
Entsprechend ergänzenden Berechnungen von 
GEWOS könnte die Zahl mobilitätseingeschränkter 
Haushalte bis 2040 um weitere 36 % steigen, so-
dass zur Deckung der Bedarfslücke bis dahin etwa  
670 Tsd. barrierereduzierte Wohnungen erforder-
lich wären. Die aktuelle Versorgungsquote im Kreis  
Paderborn belief sich im letzten GEWOS Erfah-
rungsbericht auf etwa 30 barrierereduzierte Woh-
nungen je 100 Seniorenhaushalte mit Mobilitätsein-
schränkungen.

Gemäß einer aktuellen Modellrechnung von IT.NRW 
werden in Nordrhein-Westfalen in 24 Jahren rund 
1,7 Mio. Menschen pflegebedürftig sein. Gegen-
über dem Referenzjahr 2023 entspricht das einem 
Zuwachs von 21 % – damit wäre etwa jeder Zehnte 
pflegebedürftig. Laut IT.NRW zählen die Kreise Pa-
derborn und Gütersloh zu den Regionen, die lan-
desweit besonders stark von dieser Entwicklung 
betroffen sind. Für den Kreis Paderborn wird ein 
Anstieg von rund 44 % prognostiziert. Diese Mo-
dellrechnungen zeigen deutlich, welche Auswirkun-
gen der demografische Wandel auch in unserem 
Geschäftsgebiet haben wird.
 
Eine zusätzliche Herausforderung ist in diesem Kon-
text das Thema „Altersarmut“, denn bei geringen 
bzw. sehr begrenzten finanziellen Mitteln stehen 

für viele ältere Menschen auch beim Wohnen nur 
äußerst wenige Handlungsoptionen zur Verfügung. 

Laut Mikrozensus 2024 lebten etwa 3,2 Mio. ar-
mutsgefährdete Menschen in Nordrhein-Westfalen. 
Rund 76 % der mietenden Seniorenhaushalte zahl-
ten eine Nettokaltmiete von unter 500 € monatlich. 
Diese NRW Durchschnittsquote gilt auch für den 
Kreis Paderborn.
 
Die Armutsgefährdungsquote in der Altersgruppe 
der über 65-Jährigen lag 2024 bei knapp 19 %. 
Auch die Zahl der Bezieher von Grundsicherung im 
Alter stieg deutlich auf knapp 200 Tsd. Personen. 
Für Seniorenhaushalte mit geringem Einkommen 
wirkt sich nachteilig aus, dass altersgerechte Woh-
nungen aufgrund des geringen Angebots häufig 
zu überdurchschnittlichen Mietpreisen angeboten 
werden. Für einen Großteil der Seniorenhaushal-
te ist daher das – leider häufig eingeschränkte – 
Marktsegment barrierereduzierter Wohnungen zu 
bezahlbaren Konditionen von höchster Bedeutung. 
Öffentlich geförderte Wohnungen spielen hierbei 
eine wichtige Rolle.
 
30 % der Seniorenhaushalte lebten nach Zensus 
2022 in Ein- und Zweifamilienhäusern. Laut GE-
WOS Gutachten ergibt sich bei ausreichendem 
Angebot altersgerechter Wohnformen bis 2040 ein 
Freisetzungspotenzial von etwa 505 Tsd. Einheiten. 
Im Rahmen des Generationenwechsels könnten 
von den daraus resultierenden Umzugsketten ins-
besondere Familien profitieren.
 
Die Investitionen in diese dringend notwendigen 
Wohnformen erfordern jedoch deutlich erweiter-
te Aktivitäten im Handlungsfeld „demografischer 
Wandel“. Aufgrund sich ähnelnder Entwicklungs-
tendenzen gilt dies auch für unser Geschäftsgebiet. 

Quelle: Wohnungsmarktbericht NRW 2025 | NRW.BANK (Wohnungsmarktbarometer 2025)

Wohnen im Alter –  barrierefrei, selbstbestimmt, bezahlbar
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Unterschiedlicher Stand der Maßnahmen 
für ein altersgerechtes Wohnen

Aufgrund der Aktualität des Themas wurde das 
Handlungsfeld Demografischer Wandel im diesjährigen 
NRW.BANK Wohnungsmarktbarometer neu mit 
aufgenommen (Abb. S8). Laut der befragten Fachleute 
werden am häufigsten Maßnahmen umgesetzt, die sich 
auf die Wohnung selbst beziehen („Altersgerechtes 
Wohnen inkl. barrierefreies Wohnen“). So geben 
35 Prozent der Befragten an, dass hier erste Maß-
nahmen umgesetzt werden, weitere 18 Prozent nennen 
die Umsetzung von Maßnahmen in größerem Umfang. 
Die zweithäufigste Kategorie bezieht sich auf alters-
gerechte Infrastruktur und das Wohnumfeld. Hier 
sprechen 13 Prozent von Ma ßnahmenumsetzung in 
größerem Umfang, 35 Prozent von ersten Maßnahmen. 
Über alle Maßnahmenarten hinweg zeigt sich, dass 
sie aus Sicht der Befragten in der Praxis noch hinter 
dem Bedarf bleiben. 

Spezifische Angebote, etwa für inklusive Nachbar-
schaften, das Wohnen hochaltriger Personen oder 
das gemeinschaftliche Wohnen, wurden bislang noch 
deutlich seltener entwickelt. Das bestätigt auch die 
Befragung der Wohnungsunternehmen, die Mitglied 
des VdW Rheinland Westfalen e. V. sind, im Jahr 2025: 
Wenn explizit Projekte für ältere Menschen umgesetzt 
wurden, handelte es sich zumeist um betreutes Wohnen, 

betreute Wohngruppen oder reguläre barrierefreie 
Mietwohnungen ohne Dienstleistungsangebot. Bei 
Bestandsmaßnahmen standen innerhalb der Wohnung 
der Austausch der Badewanne gegen eine niveaugleiche 
Dusche und der Abbau von Schwellen im Vordergrund. 
Im Wohnumfeld wurden häufig Maßnahmen zur 
Verbesserung der Beleuchtung oder zur Schaffung von 
Abstellmöglichkeiten für Rollatoren, Kinderwagen etc. 
umgesetzt. 

Notwendige Erweiterung der Aktivitäten im 
Handlungsfeld „Demografischer Wandel“

Die Herausforderung, altersgerechten Wohnraum 
bereitzustellen, betrifft grundsätzlich das ganze Land, 
da die Zahl der Seniorinnen und Senioren – und 
insbesondere der hochbetagten Personen – überall 
ansteigt.

Vor diesem Hintergrund ist die Wohnraumförderung 
ein wichtiges Instrument zur Schaffung bezahlbarer 
und barrierefreier Wohnangebote im Neubau und 
durch Bestandsmodernisierung. Zusätzlich unterstützt 
die Wohnraumförderung die Quartiersentwicklung und 
Wohnumfeldgestaltung. Um die erwartbaren Bedarfe 
annähernd decken zu können, muss jedoch der 
gesamte Markt – das heißt auch der frei finanzierte 
Wohnungsbau – tätig sein.  

Abb. S8: Umfang umgesetzter Maßnahmen im Handlungsfeld demografischer Wandel

Umfang umgesetzter Maßnahmen im Handlungsfeld demografischer Wandel
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Aufgrund der Aktualität des Themas und der da-
raus resultierenden Anforderungen hat der Spar- 
und Bauverein frühzeitig begonnen, spezifische 
Angebote im Spektrum des selbstbestimmten 
Wohnens zu entwickeln. Dies betrifft die Woh-
nung selbst, aber auch das Wohnumfeld und die 
altersgerechte Infrastruktur. Inklusive Nachbar-
schaftsquartiere, gemeinschaftliches Wohnen mit 

Betreuungsangeboten sowie demografiefeste Be- 
standsmaßnahmen gehören seit Langem zum 
Portfolio der Genossenschaft. Für uns und vie-
le sozial orientierte Unternehmen bzw. Vermieter 
sind Quartiersentwicklungen, die mit partner-
schaftlichen Sozialträgern umgesetzt werden, 
im Laufe der Jahre immer bedeutsamer und zu-
kunftsorientierter geworden.

NEUER SERVICE:
Digitale Schadensmeldungen



64

5. PREISGEBUNDENER WOHNBESTAND

Anfang der 1990er-Jahre gab es noch einen Be-
stand von 2,9 Mio. öffentlich geförderter Wohnun-
gen. Seitdem ist der Bestand gesunken, sodass 
es aktuell nur noch rund 1 Mio. Sozialwohnungen 
gibt. Dieser Rückgang um 66 % ergibt, dass der 
Anteil am Gesamtwohnungsbestand inzwischen 
nur noch rund 2 % beträgt. 1990 betrug diese 
Quote 8 %. Hauptgrund für diesen Bestands-
rückgang ist, dass mit Ablauf der Förderfristen 
die Mietpreisbindung endet und die Wohnung ab 
diesem Zeitpunkt nicht mehr dem Bestand des 
öffentlich geförderten Segments zuzurechnen ist. 
 
In den vergangenen Jahren wurde das politische 
Ziel – der Neubau von 100 Tsd. Sozialwohnungen 
pro Jahr – stets deutlich verfehlt. Die Zahl der 
geförderten Mietneubauwohnungen lag in den 
letzten Jahren durchschnittlich bei rund 24,5 Tsd. 
Wohnungen pro Jahr und konnte den jährlichen 
Wegfall im Bestand nicht kompensieren. Progno-
sen gehen davon aus, dass der Bestand in den 
kommenden Jahren bis zum Jahr 2035 noch wei-
ter auf rund 554 Tsd. Wohnungen abnehmen wird.

Zur Zielerreichung von 2 Mio. Sozialwohnungen bis 
zum Jahr 2030 müssten jährlich rund 159,1 Tsd. 

Wohnungen gebaut werden. Unter Berücksichti-
gung, dass die Zahl der geförderten Neubauwoh-
nungen zur Miete in den vergangenen Jahren jähr-
lich zwischen 20 Tsd. bis 30 Tsd. Wohnungen lag, 
scheint dies mehr als höchst ambitioniert. Die dar-
gestellte Kluft verdeutlicht den Handlungsbedarf im 
sozialen Wohnungsbau, allerdings im Wesentlichen 
in den Metropolregionen und bundesweit sehr  
differenziert. 
 
Vergleicht man den aktuell berechneten, notwen-
digen Bestand von mind. 2 Mio. Einheiten mit dem 
gegenwärtigen Bestand von 1,05 Mio., so ergibt 
sich ein Defizit von rund 955 Tsd. Wohneinheiten. 
Dies entspricht einem aktuellen Deckungsgrad von 
lediglich 52 %. 
 
Besonders ausgeprägt ist der Nachholbedarf 
in den süddeutschen Flächenländern. Baden- 
Württemberg erreicht derzeit nur einen Deckungs-
grad von 21 %; Berlin 39 %, Sachsen 23 %. 
 
Einzelne Bundesländer, wie Nordrhein-Westfalen 
und Hamburg, verfügen über eine deutlich güns-
tigere Ausgangsposition mit einem Deckungsgrad 
von jeweils 93 % des Zielbedarfs im Jahr 2030.

Quelle: Colliers International Deutschland GmbH, Wohnungsmarkt Deutschland 2025/2026

Förderzusagen im sozialen Mietwohnungsbau und Wohnungsgenehmigungen gesamt in Vergleich
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Quelle: Colliers International Deutschland GmbH, Wohnungsmarkt Deutschland 2025/2026

Gesamtbestand an Sozialwohnungen 2024 und Zielwerte bis 2030 nach Ländern

Die durch diese Situation seit vielen Jahren stei-
genden Mieten verschlechtern die Lage für ein-
kommensschwache Haushalte sukzessive, 
insbesondere in den Großstädten. So liegt die 
Durchschnittsmiete zur Jahresmitte 2025 für eine 
geförderte Wohnung in den Top-7-Städten bei etwa 
10,15 €/m², während im Vergleich eine frei finan-
zierte Wohnung 17,50 €/m² kostet. Somit hat sich 
die Differenz in den letzten zehn Jahren von 51 % 
auf 72 % vergrößert.
 
Preisgebundene Wohnungen, für die ein Wohnbe-
rechtigungsschein erforderlich ist, befinden sich 
bundesweit am unteren Rand der Preisskala. Bei-
spielsweise liegen preisgebundene Mietwohnun-
gen in Nordrhein-Westfalen im Durchschnitt rund 
3,87 €/m² unter dem Preisniveau von Mietwohnun-
gen im Geschosswohnungsbau insgesamt. Diese 
Differenz ist abermals deutlich gewachsen und 
betrifft insbesondere Wohnungsmärkte mit hoher 
Nachfrage. Die Mietpreisobergrenze bei geförder-

ten Neubauwohnungen reicht im Jahr 2024 gemäß 
der Förderrichtlinie „Öffentliches Wohnen“ von 
6,50 € bis 7,85 € pro Quadratmeter. Frei finanzierte 
Wohnungen in diesem Preissegment sind in vielen 
Städten kaum vorhanden. Daher ist die Marktan-
spannung im unteren Preissegment sowie im öf-
fentlich geförderten Mietwohnungsbestand regio-
nal differenziert recht hoch.
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Quelle: Preisgebundener Wohnungsbestand 2024 | NRW.BANK; empirica-Preisdatenbank (Basis: VALUE Marktdaten)

Differenz der Angebotsmietpreise von preisgebundenen Geschosswohnungen 
und allen Geschossmietwohnungen 2024

3 Mieten und Marktlage im preisgebundenen Segment

25

Abb. 3.1: Differenz der Angebotsmietpreise von preisgebundenen Geschosswohnungen und allen 
 Geschossmietwohnungen 2024

Da Nordrhein-Westfalen den größten Bestand 
preisgebundener Wohnungen aufweist, soll ex-
plizit und modellhaft auf einige Parameter und 
Entwicklungen eingegangen werden, die selbst-
verständlich auch für unser regional begrenztes 
Geschäftsgebiet von außerordentlich hoher Be-
deutung sind. 
 
Seit dem 1. Januar 2010 regelt das Gesetz zur 
Förderung und Nutzung von Wohnraum für das 
Land Nordrhein-Westfalen (WFNG NRW) in seinen 
ersten Teilen die Förderung, deren Grundsätze, 
die maßgebliche Einkommenshöhe sowie de-
ren Ermittlung. Vom 1. Januar 2002 bis zum 31. 
Dezember 2009 war das Wohnraumförderungs-
gesetz (WoFG) die gesetzliche Grundlage der 
öffentlichen Wohnraumförderung. Zielgruppe der 
öffentlichen Wohnraumförderung sind Haushalte, 
die sich am Markt nur schwer bzw. nicht ange-
messen mit Wohnraum versorgen können. Die 
Förderung in Nordrhein Westfalen erfolgt durch 
die Gewährung zinsloser bzw. niedrig verzinster 
Darlehen, zum Teil verbunden mit Tilgungsnach-
lässen. Als Gegenleistung für die günstigen Kon-
ditionen unterliegen alle Mietwohnungen einer 
Mietpreis  und Belegungsbindung.
 

Prognoseberechnungen sollen aufzeigen, wie 
sich der aktuelle gebundene Wohnungsbestand 
in Nordrhein-Westfalen mittel- und langfristig ent-
wickelt und auch der Kreis und die Stadt Pader-
born dadurch tangiert werden. Demnach werden 
bis 2034 etwa 46 % und bis 2040 knapp 50 % 
des heutigen Sozialwohnungsbestandes aus der 
Bindung fallen. Allerdings ist ausdrücklich darauf 
hinzuweisen, dass aktuelle und zukünftige Bewil-
ligungen zur Neuschaffung von Wohnungen in der 
Modellrechnung nicht berücksichtigt werden.
 
Berechnungs- und Prognosegrundlage sind alle 
bis Juli 2025 geförderten Wohnungen. Der mit 
Abstand größte Teil wurde auf Grundlage des bis 
Ende 2001 geltenden II. WoBauG gefördert. Für 
sie gilt, dass die Bindungsdauer der Darlehens-
laufzeit entspricht. Für die ab 2003 geförderten 
Wohnungen gelten feste Bindungsdauern, die von 
der Darlehenslaufzeit unabhängig sind, aktuell im 
Neubau 25 oder 30 Jahre. Darüber hinaus werden 
Wohnungen berücksichtigt, die sich in der Nach-
wirkungsfrist befinden. Die Darlehen für diese 
Wohnungen wurden außerplanmäßig getilgt, die 
Bindung läuft aber während der Nachwirkungs-
frist von bis zu zehn Jahren weiter. 

II. STELLUNGNAHME 2025 | VORSTAND
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Anpassungen der Zinskonditionen oder die För-
dermöglichkeit der Bindungsverlängerung können 
auch zukünftig Einfluss auf die Dauer der Bindun-
gen und damit auf die tatsächliche Entwicklung 
des Gesamtbestands haben. Derartige Faktoren 
wurden wie die Neubewilligungen in der Modell-
rechnung nicht berücksichtigt. Im Jahr 2024 be-
fanden sich aufgrund außerplanmäßiger Tilgun-
gen 38 % aller preisgebundenen Mietwohnungen 
in der Nachwirkungsfrist. Die Mietpreis- und Be-
legungsbindungen dieser Wohnungen entfallen 
demnach spätestens mit Ablauf des Jahres 2034.

Aufgrund der veränderten Kapitalmarktsituation 
ist die Zahl außerplanmäßiger Darlehenstilgungen 
für geförderte Mietwohnungen allerdings seit 2023 
inzwischen signifikant rückläufig. Ohne Berück-
sichtigung zukünftiger Förderungen ist bis 2040 
für 132 NRW Gemeinden ein Rückgang des heu-
tigen preisgebundenen Mietwohnungsbestands 
aus der Mietpreis  und Belegungsbindung, um 
etwa 60 % zu erwarten. Ein besonders deutlicher 
Rückgang der preisgebundenen Mietwohnungen 
zeichnet sich unter den genannten Annahmen un-
ter anderem in den Großstädten Aachen, Münster, 
Bonn, Essen und Köln ab.

Mit erhöhter Förderung kann der dargestellte Be-
standsverlust jedoch landesweit reduziert und in 
einigen Gemeinden sogar vollständig kompensiert 
werden. Diese Entwicklung wird durch die nicht 
berücksichtigten – weil nicht zu quantifizieren-
den – Neuförderungen bzw. -bewilligungen sowie 
die rückläufigen vorzeitigen Darlehenstilgungen 
stark forciert. Dies ist im Rahmen einer objekti-
ven Marktanalyse und -prognose zu beachten, 
da der tatsächliche Rückgang des preisgebun-
denen Wohnungsbaus durch diese gegenläufigen 
Entwicklungen deutlich geringer sein wird als der 
prognostizierte. 
 
Die Bedeutung von öffentlich geförderten Woh-
nungen ist im gesellschaftlichen Kontext enorm 
groß, da die Wohnraumversorgung für Bevölke-
rungsgruppen mit niedrigen Einkommen gesichert 
werden soll. Um die Situation perspektivisch zu 
verbessern, hat die Bundesregierung für den Zeit-
raum 2025 bis 2029 kumuliert 23,5 Mrd. € für den 
sozialen Wohnungsbau bereitgestellt. Dies stellt 
einen wichtigen Impuls dar, dürfte jedoch nicht 
ausreichen, um die angespannte Wohnungs-
marktsituation des unteren Einkommenssegments 
nachhaltig zu entschärfen. Die Mittel sind eher als 
stabilisierende Maßnahme denn als grundlegende 
Problemlösung zu bewerten.

 

Für ein Mehr an bezahlbaren Mieten sowie für 
klimabewusste Modernisierung, für Wohnange-
bote an Auszubildende und Studierende, für die 
Schaffung von barrierefreiem und behinderten-
gerechtem Wohnraum sowie für die Eigentums-
förderung kalkuliert die Landesregierung für den 
Zeitraum 2023 bis 2027 mit aktuell 1,5 Mrd. € 
mehr und damit insgesamt 12 Mrd.  € für die öf-
fentliche Wohnraumförderung. Hilfreich ist hierbei 
die Erhöhung der Bundesfinanzhilfen. Bis 2026 
sollen die Zinskonditionen unverändert bleiben, 
allerdings mit Blick auf die allgemeine Zinsent-
wicklung Mitte des Jahres überprüft werden. Die 
NRW.BANK wird ab 2027 die im Rahmen öffent-
licher Förderung anfallenden Verwaltungskosten-
beiträge erhöhen.
 
Zudem steuert die Landesregierung der Entwick-
lung in stark nachgefragten und hochpreisigen 
Wohnungsmärkten durch weitere Förderangebo-
te entgegen und verstetigt das Förderangebot 
unter anderem durch die Förderung des Erwerbs 
von Bindungen. Der Bindungserwerb eröffnet Ge-
meinden der Mietenstufen M4 und M4+ die Mög-
lichkeit, Mietpreis- und Belegungsbindungen an 
bestehenden Wohnungen zu erwerben. Die Lauf-
zeiten der durch diese Förderung zusätzlich er-
worbenen Bindungen betragen bis zu zehn Jahre.
 
Trotz bemerkenswerter Förderung ist im Rah-
men der Analyse des preisgebundenen Mietwoh-
nungsbestandes eine Parallele zum Bundestrend 
erkennbar. Zum Jahresende 2024 waren knapp 
414 Tsd. Mietwohnungen in Nordrhein-Westfalen 
preisgebunden. Dies entsprach einem Anteil von 
7,8 % an allen 5,33 Mio. Geschosswohnungen im 
Land.
In den Städten mit mehr als 500 Tsd. Einwohnern 
ist die Quote preisgebundener Mietwohnungen an 
allen Geschosswohnungen besonders gering, wie 
zum Beispiel in Düsseldorf mit nur 4,6 %. Andere 
Städte – wie auch Paderborn – weisen überdurch-
schnittliche Quoten aus. Diese Differenzierung 
gilt auch hinsichtlich der Veränderung der Sozial-
wohnungsbestände. Entgegen dem landesweiten 
Rückgang von 2,1 % bzw. 9 Tsd. Einheiten konn-
ten einzelne Regionen bzw. Städte leichte Zu-
wächse verzeichnen. 
 
Trotz bemerkenswerter Förderung ist im Rahmen 
der Analyse des preisgebundenen Mietwohnungs-
bestands eine Parallele zum Bundestrend erkenn-
bar. Zum Jahresende 2024 waren knapp 414 Tsd. 
Mietwohnungen in Nordrhein-Westfalen preisge-
bunden. Dies entsprach einem Anteil von 7,8 % 
an allen 5,33 Mio. Geschosswohnungen im Land. 
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In den Städten mit mehr als 500 Tsd. Einwohnern 
ist die Quote preisgebundener Mietwoh¬nungen 
an allen Geschosswohnungen besonders gering, 
wie zum Beispiel in Düsseldorf mit nur 4,6 %. 
Andere Städte – wie auch Paderborn – weisen 
überdurchschnittliche Quoten aus. Diese Differen-
zierung gilt auch hinsichtlich der Veränderung der 
Sozialwohnungsbestände. Entgegen dem landes-
weiten Rückgang von 2,1 % bzw. 9 Tsd. Einheiten 
konnten einzelne Regionen bzw. Städte leichte 
Zuwächse verzeichnen. 
 
Insbesondere aufgrund der veränderten Rahmen-
bedingungen an den Kapitalmärkten seit Mitte 
des Jahres 2022 gab es zuletzt deutlich weniger 
vorzeitige Darlehensrückzahlungen. Der Anteil der 
Wohnungen in der Nachwirkungsfrist war auch 
2024 rückläufig. Auch 2024 wurden im Vergleich 
zum Vorjahr erneut weniger laufende Darlehen 
außerplanmäßig getilgt. Infolgedessen sank die 
Zahl der Wohnungen in der zehnjährigen Nachwir-
kungsfrist von rund 166,6 Tsd. auf rund 155,4 Tsd. 
bzw. um –6,7 %.
 
Es ist explizit nochmals darauf hinzuweisen, dass 
zu erwartende zukünftige Bewilligungen in der 

Modellrechnung nicht berücksichtigt werden, 
da diese nicht genau und auch nicht gemeinde- 
spezifisch prognostiziert werden können.
 
Die Mietpreis- und Belegungsbindungen kön-
nen sowohl durch planmäßige Abgänge als auch 
durch Abgänge aus der Nachwirkungsfrist entfal-
len. Diesen Abgängen steht aufgrund des starken 
Zuwachses realisierter öffentlich geförderter Bau-
maßnahmen ein deutlicher Anstieg preisgebunde-
ner, bezugsfertiger Mietwohnungen im Jahr 2024 
gegenüber: In der landesweiten Betrachtung hat 
sich der Rückgang der sich 2024 in der Nachwir-
kungsfrist befindlichen 155,5 Tsd. preisgebunde-
nen Mietwohnungen –37 % des Gesamtbestands 
– abgeschwächt. Zum 31. Dezember 2024 gehör-
ten im Regierungsbezirk Detmold 39,9 Tsd. Ein-
heiten zum preisgebundenen Wohnungsbestand 
für die Einkommensgruppe A. Dieser Gesamt-
bestand hatte sich seit Ende 2023 um –0,4 Tsd. 
Wohnungen reduziert. Die Summe der öffentlich 
geförderten Wohnungen in Paderborn betrug 
Ende 2024 insgesamt 4,8 Tsd. Einheiten.

Quelle: Preisgebundener Wohnungsbestand 2024 | NRW.BANK

Veränderung des preisgebundenen Mietwohnungsbestands durch Zu- und Abgänge 2024 

Nordrhein-Westfalen Summe Mietwohnungen Veränderung gegenüber 
2023 (in %)

Zugänge
Bezugsfertigkeit 5.984 +27,2

Planmäßige Abgänge 1.825 –28,1

Außerplanmäßige Abgänge 3.037 –25,7

II. STELLUNGNAHME 2025 | VORSTAND
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Quelle: Preisgebundener Wohnungsbestand 2024 | NRW.BANK; Zensus 2022/Statistisches Bundesamt

Haushaltsgrößenstruktur in Nordrhein-Westfalen 

Quelle: Preisgebundener Wohnungsbestand 2024 | NRW.BANK; IT.NRW

Anteil des preisgebundenen Mietwohnungsbestands am gesamten Wohnungsbestand in Gebäuden 
mit drei und mehr Wohnungen 2024 

2 Preisgebundener Wohnungsbestand

4

Hohe Zahl bezugsfertiger Wohnungen sorgt für 
Anstieg bei Wohnungen in der Darlehensverwaltung 

Die Gesamtzahl preisgebundener Mietwohnungen setzt 
sich – unter Berücksichtigung der jeweiligen Zu- und 
Abgänge – aus der Zahl der Wohnungen in der Darlehens-
verwaltung sowie den Wohnungen in der Nachwirkungs-
frist zusammen.

Der deutliche Anstieg bezugsfertiger preisgebundener Miet-
wohnungen im Jahr 2024 (+27,2%) resultiert aus dem hohen 
Zuwachs realisierter, öffentlich geförderter Wohnungsbau-
maßnahmen der letzten Jahre. Auch die sonstigen Zugänge4 
verzeichnen ein Plus gegenüber dem Vorjahr 2023 (Tab. 2.2). 

Die Mietpreis- und Belegungsbindungen können sowohl 
durch planmäßige Abgänge als auch durch Abgänge aus 
der Nachwirkungsfrist entfallen. Bei Wohnungen, die bis 
2002 gefördert wurden, erfolgt der planmäßige Abgang 
einer Wohnung mit der regulären vollständigen Tilgung des 
Förderdarlehens. Die aktuelle Kapitalmarktsituation trägt 
dazu bei, dass weniger Darlehen außerplanmäßig vorzeitig 
zurückgezahlt werden. 

4  Unter sonstige Zu- beziehungsweise Abgänge fallen zum Beispiel Bestandskorrekturen, verspätet mitgeteilte Bezugsfertigkeiten oder auch Umwidmungen von zuvor 
anders genutztem Wohnraum.

Abb. 2.1: Anteil des preisgebundenen Mietwohnungsbestands am gesamten Wohnungsbestand in 
 Gebäuden mit drei und mehr Wohnungen 2024

Tab. 2.1: Preisgebundener Wohnungsbestand insgesamt zum 31. Dezember 2024: 
 Verteilung nach Bedarfs- und Mietniveaus

Anteil preisgebundener Mietwohnungen 
 differenziert nach Einkommensgruppen (in %)*

Summe 
 Mietwohnungen 

Einkommens-
gruppe A

Summe 
 Mietwohnungen 

Einkommens-
gruppe B

Preisgebundene 
Mietwohnungen 

je 1.000 
 Personen

Anteil der 
Personen 

an der Gesamt-
bevölkerung in 

NRW (in %)

A** B** A und B gesamt

Bedarfsniveau Miete 
– hoch 56,6 75,5 57,1 228.649 7.700 27,6 47,5
– überdurchschnittlich 33,4 16,5 33,0 134.971 1.684 21,3 35,6
– unterdurchschnittlich 8,3 7,1 8,2 33.424 725 14,5 13,1
– niedrig 1,7 0,9 1,7 6.982 94 10,1 3,9

Mietniveau
– hoch 53,1 74,0 53,6 214.368 7.550 26,4 46,5
– überdurchschnittlich 32,7 13,0 32,2 132.080 1.326 22,5 32,9
– unterdurchschnittlich 12,2 12,0 12,2 49.404 1.223 17,1 16,4
– niedrig 2,0 1,0 2,0 8.174 104 11,0 4,2

*  Bei der Einkommensgruppe A handelt es sich um Haushalte, die innerhalb der Einkommensgrenzen des § 13 Abs. 1 WFNG NRW liegen. Die Einkommensgruppe B 
erfasst Haushalte, die die Einkommensgrenzen des § 13 Abs. 1 WFNG NRW bis zu 40 Prozent überschreiten.

**  Dargestellt ist jeweils der Anteil der preisgebundenen Mietwohnungen einer Einkommensgruppe (A bzw. B) innerhalb eines Bedarfsniveaus an den geförderten 
Wohnungen dieser Einkommensgruppe auf Landesebene.

Bezüglich der Einschätzung bzw. Quantifizierung 
der Wohnungsnachfrage und der Entwicklung der 
Zahl der Wohnungssuchenden wird die Summe 
der erteilten Wohnberechtigungsscheine als Indi-
kator für die Anzahl der Wohnungssuchenden in-
terpretiert. 
 
Danach waren in Nordrhein-Westfalen im Jahr 
2024 rund 101,2 Tsd. Haushalte mit etwa 207 Tsd. 
Personen wohnungssuchend. Alleinstehende sind 

5 Nachfrage und Fluktuation im preis gebundenen Mietwohnungssegment

41

Die Zahl wohnungssuchender 
Haushalte ist im Jahr 2024 
weiter angestiegen. Für Haus-
halte, die einen Wohnberechti-
gungsschein beantragt haben, 
gestaltet sich die Wohnraum-
versorgung nach wie vor 
schwierig. Die Fluktuation bei 
preisgebundenen Mietwohnun-
gen bleibt mit 7,3 Prozent 
(2023: 7,4%) auf geringem 
Niveau (vgl. Abb. 5.5). Auf-
grund der steigenden Zahl 
wohnungssuchender Haushalte 
liegt die Vermittlungsquote mit 
rund 30 Prozent (2023: 32%) 
unterhalb der Quote der Vor-
jahre (vgl. Abb. 5.6).   

Für den Bezug einer preisgebundenen 
Wohnung ist ein Wohnberechtigungs-
schein erforderlich. Bei den zuständigen 
Stellen können sich berechtigte Haus-
halte als wohnungssuchend registrieren 
lassen. In der Wohnungssuchenden-
statistik wird nach Berechtigten der 
Einkommensgruppen A und B1 unter-
schieden. Die erteilten Wohnberech-
tigungsscheine werden als Zahl der 
Wohnungssuchenden interpretiert.

1 Bei der Einkommensgruppe A handelt es sich um Haushalte, die innerhalb der Einkommensgrenzen des § 13 Abs. 1 WFNG NRW liegen. Die Einkommensgruppe B 
erfasst Haushalte, die die Einkommensgrenzen des § 13 Abs. 1 WFNG NRW bis zu 40 Prozent überschreiten.

Die Zahl der verfügbaren preisge-
bundenen Wohnungen ist in der Regel 
geringer als die Zahl der Haushalte, 
die eine solche Wohnung suchen. 
Deshalb beantragen viele Haushalte 
erst dann einen Wohnberechtigungs-
schein, wenn eine konkrete Wohnung 
in Aussicht steht. Der Anstieg der Zahl 
erteilter Wohnberechtigungsscheine 
in den vergangenen Jahren verdeut-
licht eine in den meisten Gemeinden 
weiterhin hohe Anspannung auf den 
Wohnungsmärkten – insbesondere 
in den Städten der Rheinschiene 
sind die Vermittlungsquoten gering 
(vgl. Abb. 5.6). 

Im Jahr 2024 waren in Nordrhein-
Westfalen rund 101.200 Haushalte mit 
etwa 207.000 Personen wohnungssu-
chend, davon gehörten 98 Prozent der 
Einkommensgruppe A an. Die absoluten

 Zahlen für alle Haushaltsgrößen und 
Personenkreise sind in den Tabellen 
5.1 und 5.3 zu finden.

Alleinstehende und größere 
 Haushalte anteilig häufiger 
 wohnungssuchend

Nach wie vor sind Alleinstehende 
sowohl in Großstädten als auch in 
kleineren Gemeinden im Verhältnis zu 
ihrem Anteil an der Gesamtbevölkerung 
überdurchschnittlich oft wohnungs-
suchend (Abb. 5.1, Tab. 5.3). Sie 
machen rund die Hälfte (50,9%) aller 
wohnungssuchenden Haushalte aus. 
Auch größere Haushalte sind im 
Vergleich zu ihrem Anteil an der 
Gesamtbevölkerung häufiger woh-
nungssuchend: Der Anteil wohnungs-
suchender Haushalte mit vier und 

Abb. 5.1: Haushaltsgrößenstruktur  in Nordrhein-Westfalen

5  Nachfrage und Fluktuation im preis-
gebundenen Mietwohnungssegment

weiterhin überdurchschnittlich vertreten und ma-
chen rund die Hälfte (50,9 %) aller erfassten Fälle 
aus. Auch größere Haushalte sind – gemessen an 
ihrem Anteil an der Gesamtbevölkerung – überpro-
portional betroffen. So lag der Anteil der Haushalte 
mit vier oder mehr Personen an allen wohnungssu-
chenden Haushalten 2024 bei rund 16,4 %. Zudem 
erhöhte sich der Anteil älterer Menschen unter den 
Wohnungssuchenden auf 27,3 %.
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Der Anteil wohnungssuchender Haushalte an allen 
Haushalten in Nordrhein-Westfalen beträgt im Jahr 
2024 wie im Vorjahr rund 1,1 %. In Düsseldorf, 
Köln, Bonn und deren Umlandregionen sowie in 
den Großstädten Münster, Bielefeld und Aachen 
sind weiterhin überproportional viele Haushalte 
wohnungssuchend.

Quelle: Preisgebundener Wohnungsbestand 2024 | NRW.BANK

Gründe für den Wohnungswechsel 2024
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Abb. 5.5: Fluktuation bei preisgebundenen  Mietwohnungen 2024

Abb. 5.4: Gründe für den Wohnungswechsel 2024

Interessant zur Einschätzung der quantitativen 
und qualitativen Nachfragesituation sind auch die 
Gründe für einen angestrebten bzw. realisierten 
Wohnungswechsel: 

II. STELLUNGNAHME 2025 | VORSTAND
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6. SOZIAL ORIENTIERTE WOHNUNGS- 
WIRTSCHAFT | WOHNUNGSBAUGENOSSEN-
SCHAFTEN

Gerade das immobilienwirtschaftliche Segment 
des bezahlbaren Wohnens bemängelt – unseres 
Erachtens zu Recht – die endlose Kumulation von 
Vorgaben, Prüfpflichten und Berichtserfordernis-
sen ohne Blick auf deren tatsächliche Wirksam-
keit und fordert einen echten Systemwechsel mit 
weniger Ermessensspielräumen, klaren Fristen 
und automatischen Genehmigungen bei Fristüber-
schreitungen. Gleichzeitig warnt es vor pauschalen 
Verschärfungen, die die sozial orientierten Woh-
nungsunternehmen zusätzlich belasten und Inves-
titionen in Klimaschutz und altersgerechten Umbau 
erschweren würden.
 
Nur eine neue Balance zwischen Ökologie, Ökono-
mie und sozialer Verantwortung kann verhindern, 
dass der aktuell sehr forcierte Klimaschutz weiter 
an den Realitäten vorbeigeht. Selbstverständlich 
steht auch in der sozial orientierten Immobilienwirt-
schaft das Ziel, die CO2-Emissionen im Gebäude-
bestand zu reduzieren, im Fokus. Allerdings wird 
auch eine realistische Priorisierung von Maßnah-
men gefordert: Anstatt auf teure Dämmstandards 
zu setzen, muss die Politik den Fokus auf CO2-Re-
duktion mit dem besten Kosten-Nutzen-Verhältnis 
legen. Einzelmaßnahmen wie Heizungsmodernisie-
rung oder Fernwärmeanbindung sind oft effizienter 
als komplette Sanierungspakete. Zwar gilt der Aus-
bau der Fernwärme politisch als einer der zentralen 
Wege zu einer klimaneutralen Wärmeversorgung, 
doch auch hier ist Vorsicht geboten, denn die Um-
stellung auf CO2-freie Wärmequellen ist technisch 
und finanziell anspruchsvoll.
 
In der nüchternen Betrachtung muss konstatiert 
werden, dass die Politik die historische Niedrigzin-
sphase genutzt hat, um die Anforderungen an das 
Bauen konstant nach oben zu treiben. Mittlerweile 
ist die Situation eine andere. Auch wenn die Zinsen 
zumindest bis zum Irankrieg auf einem vertretbaren 
Niveau lagen, so sind sie doch binnen kurzer Zeit 
stark gestiegen, ohne dass sich der regulatorische 
Rahmen in derselben Zeit bzw. Dynamik angepasst 
hat. Insofern passen die hohen Standards und die 

daraus resultierenden hohen Baukosten nicht mehr 
zum (inzwischen wieder steigenden) Zinsniveau. 
 
Massive Auflagen, unzureichende Förderkulissen, 
Baukostenexplosionen und hohe Zinsen belasten 
gerade die Unternehmen, die bezahlbaren Wohn-
raum erstellen wollen, derart, dass sie sogar bei 
genehmigten Projekten zum Rückzug gezwungen 
sind, da die Vorhaben nicht wirtschaftlich darstell-
bar sind. Ohne eine neue Balance aus Klimaschutz, 
Sozialverträglichkeit, aber auch dringend gebote-
ner Wirtschaftlichkeit wird es kaum gelingen, die 
dargestellte Entwicklung der Investitionsleistungen 
und Bautätigkeitsprognose positiv umzukehren. 
Der für 2025 geschätzte Einbruch der Neubauin-
vestitionen um etwa 20 % auf ca. 6,4 Mrd. € bzw. 
der Gesamtinvestitionen auf nur noch gut 17 Mrd. € 
ist wahrlich kein gutes Zeichen. Dies bestätigt die 
Notwendigkeit, die tiefgreifenden strukturellen Pro-
bleme des bundesweiten Wohnungsbaus mit Maß 
und Mitte zu dessen Realisierung anzugehen.  

Allerdings muss in der politischen Diskussion und 
Bewertung auch berücksichtigt werden, dass sich 
der Rückgang der Sozialwohnungsbestände in den 
vergangenen Jahren deutlich abgeschwächt hat. 
Bei der im GdW organisierten sozial orientierten 
Wohnungswirtschaft reduzierte sich 2024 die Zahl 
öffentlich geförderter Wohnungen um insgesamt 
28 Tsd. Einheiten. In den zwei vorangegangenen 
Jahren war die Zahl der mietpreis- und belegungs-
gebundenen Wohnungen sogar leicht gestiegen.
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Quelle: Wohnungswirtschaftliche Daten und Trends 2025/2026

Neubau von Mietwohnungen im Sozialen Wohnungsbau in Deutschland

Auch die aus der Bindung sowie der Nachwir-
kungsfrist gefallenen Sozialwohnungen gehen 
dem preisgünstigen Marktsegment keinesfalls 
verloren: Einerseits befinden sie sich überwie-
gend in den Beständen der sozial orientierten 
Wohnungswirtschaft und sind damit weiterhin 
an deren bezahlbare Mietstrukturen gebunden. 
Andererseits zeichnen sie sich durch ein nied-
riges Mietniveau aus, das nur sehr maßvoll und 
sukzessive angehoben werden kann. Die Miet- 
erhöhungen ehemaliger Sozialwohnungen sind 
strikt limitiert durch die Vorgaben des § 558 BGB – 
ortsübliche Vergleichsmieten und Kappungsgren-
zen. Insofern sind die Mieter von (ehemaligen) 
Sozial-wohnungen auch nach Auslaufen der Bin-
dung durch die Begrenzung der Erhöhungsmög-
lichkeiten weiterhin wirksam geschützt.
 
Es soll hier kein Urteil über die Vielzahl gut gemein-
ter, aber häufig schlecht umgesetzter Regulierun-
gen gefällt werden – zumal man im Rückblick stets 
klüger ist. Als Resümee ist jedoch festzuhalten, 
dass sich politische Ziele und Vorgaben nicht wei-
ter bzw. nicht vollständig von den ökonomischen 
Gesetzmäßigkeiten und Marktmechanismen lösen 
dürfen. Andernfalls wird insbesondere für die ge-
sellschaftliche Mitte bezahlbarer Wohnungsbau 
faktisch unmöglich, wie es derzeit bereits der Fall 
ist.
 
Es gilt, sich endlich ein Stück ehrlicher zu machen. 
Das Ziel, bis 2045 im Wesentlichen klimaneutral 
sein zu wollen, ist eine enorme Herausforderung 

sowohl für den Neubau als auch für die energe-
tische Sanierung. Neben den Regulierungen birgt 
auch die Erreichung der Klimaschutzziele ein ho-
hes Konfliktpotenzial, wenn die Sozialverträglich-
keit nicht außer Acht geraten soll.

Der GdW hat sich Anfang 2026 daher auch zu den 
Ankündigungen der Bauministerin anlässlich der 
neuen Legislaturperiode positioniert: 
Wenn Wohnraum endlich als überragendes öf-
fentliches Interesse eingestuft würde, hätte das 
eine ganz konkrete und spürbare Wirkung. Kom-
munale Abwägungsprozesse müssten dem Woh-
nungsbau denselben Vorrang einräumen wie heu-
te beim Ausbau der Windkraft oder beim Verlegen 
von Glasfaserkabeln, so Axel Gedaschko, GdW-
Präsident. Auch wenn im Bundestag im Oktober 
das sogenannte Bau-Turbo-Gesetz verabschiedet 
und von der Bundesregierung als zentraler Hebel 
zur Beschleunigung der Verfahren gefeiert wur-
de, so bleibt die sozial orientierte Wohnungswirt-
schaft zunächst skeptisch, denn gebaut ist damit 
noch lange nichts.
 
Der Bundeshaushalt 2025 enthält sicherlich zunächst 
einmal ein starkes Signal: 3,5 Mrd. € für den sozia-
len Wohnungsbau. Die Rekordförderung allein wird 
das Problem nicht lösen, denn wesentliches Problem 
bleibt die Trägheit der Förderpraxis. Die Programme 
„Klimafreundlicher Neubau“ (KFN) und „Klimafreund-
licher Neubau im Niedrigpreissegment“ (KNN) werden 
von den Wohnungsunternehmen aktuell kaum genutzt. 
Sie sind einfach zu komplex, zu restriktiv, zu teuer. 

II. STELLUNGNAHME 2025 | VORSTAND
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In Anbetracht dessen, dass insbesondere in Me-
tropolregionen und Ballungszentren Menschen, 
die auf bezahlbaren Wohnraum angewiesen sind, 
spüren, dass zu wenig und viel zu teuer gebaut 
wird, klingt das neue politische Leitbild, nach dem 
„die Bagger wieder rollen sollen“, zunächst einmal 
gut. Allerdings zeigen die jüngsten Baugenehmi-
gungsstatistiken zwar eine leichte Erholung, doch 
von einer echten Trendwende kann keine Rede 
sein. 
 
An allen Stellen der Immobilienwirtschaft – ins-
besondere im sozial orientierten Segment – zeigt 
sich ein roter Faden: Die Preissteigerungen durch 
Bürokratie, gestiegene Qualitätsansprüche und 
ordnungsrechtlichen Anforderungen etwa in Be-
zug auf Energieeffizienz, Barrierefreiheit, Stand-
sicherheit, Brand- und Schallschutz, Schnee-, 
Sturm- und Erdbebensicherheit sowie eine Viel-
zahl kommunaler Auflagen führten vorwiegend in 
den vergangenen Jahren zu exorbitant erhöhten 
Kosten im Wohnungsbau. 
 
Die Baukostensteigerung durch die Entwicklung 
bei Qualitätsansprüchen und ordnungsrechtliche 
Anforderungen seit Anfang der 2000er-Jahre liegt 
inzwischen bei 155 %. Im vierten Quartal 2024 la-
gen die Baukosten in deutschen Großstädten bei 
4.473 € pro Quadratmeter Wohnfläche; ein Anstieg 
von 3,6 % gegenüber dem Vorjahr. Hinzu kommen 
im Durchschnitt 760 €/m² Wohnfläche für das 
Grundstück. Diese Situation hat sich keineswegs 
verbessert. Es verwundert nicht, dass Investoren 
zurückschrecken bzw. gezwungen sind, Mieten 
von 15 bis über 20 €/m² erzielen zu müssen. 

Quelle: WI Journal 2. 2025 | GdW Bundesverband deutscher Wohnungs- und Immobilienunternehmen

Kostenentwicklung im Wohnungsbau – Reihe ab 2000 
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Kostenentwicklung im Wohnungsbau – Reihe ab 2000 
Bauwerkskosten von 2000 bis 1. Quartal 2025 + Prognose 3. Quartal 2025

Nominallöhne

BAUKOSTENENTWICKLUNG
Über Preissteigerungen hinaus führen vor allem 
gestiegene Qualitätsansprüche und ordnungs-
rechtliche Anforderungen beispielsweise in Bezug 
auf Energieeffizienz, Barrierefreiheit, Standsicher-
heit, Brand- und Schallschutz, Schnee-, Sturm- 
und Erdbebensicherheit sowie eine Vielzahl von 
kommunalen Auflagen, insbesondere in den 
letzten Jahren, zu deutlich erhöhten Kosten im 
Wohnungsbau. 

So lag die Baukostenentwicklung durch die Ent-
wicklung bei Qualitätsansprüchen und ordnungs-
rechtlichen Anforderungen seit Anfang der 
2000er-Jahre bei 155 Prozent, während die reine 
Preissteigerung bei den Bauleistungen nur 118 Pro-
zent betrug.

Im vierten Quartal 2024 lagen die Baukosten in 
deutschen Großstädten bei 4.473 Euro pro Qua-
dratmeter Wohnfläche und sind gegenüber dem 
Vorjahr um 3,6 Prozent gestiegen. Hinzu kommen 
im Mittel 760 Euro pro Quadratmeter Wohnfläche 
für das Grundstück. 

SOZIALWOHNUNGEN WEITER AUF DEM RÜCKZUG
Der Bestand an Sozialwohnungen geht bundes-
weit weiter zurück – trotz gestiegener Zahlen im 
geförderten Neubau. 2024 wurden rund 27.000 
neue Sozialwohnungen errichtet – ein Plus von 
17 Prozent. Dennoch sank der Gesamtbestand 
erneut, weil deutlich mehr Wohnungen aus der 
Bindung fielen. Bei den GdW-Unternehmen liegt 
der Sozialwohnungsbestand 2024 rund 1,2 Millio-
nen Einheiten unter dem Stand von 2002.

EH-55-FÖRDERUNG: 51.000 WOHNUNGEN 
 KÖNNTEN SOFORT STARTEN
Ein zentrales Instrument zur Reaktivierung des 
Neubaus sieht der GdW in der Wiederauflage der 
Förderung für Effizienzhäuser 55 (EH55). Nach 
einer Verbandsumfrage könnten allein durch 
eine solche Förderung bei den GdW-Mitgliedern 
kurzfristig 17.000 Wohnungen realisiert werden, 
für die Planungen zuletzt häufig aufgrund der 
zu schlechten Finanzierungsbedingungen in der 
Schublade gelandet sind. Hochgerechnet auf den 
gesamten Wohnungsbau wären es sogar bis zu 
51.000 Wohneinheiten.

Der erforderliche Förderaufwand: rund 1,5 Milliar-
den Euro – für Zuschüsse und Zinsverbilligungen 
über 10 Jahre. Ein überschaubarer Betrag für 
eine enorme Wirkung. Statt mit immer neuen 
Auflagen den Neubau zu strangulieren, sollte die 
Politik bestehende Standards fördern – verlässlich, 
planbar und unbürokratisch. Einen Schritt in die 
richtige Richtung hat die Bundesregierung unter-
nommen und führt die EH-55-Förderung nun 
tatsächlich fort – allerdings mit 
Blick auf die gesellschaftliche 
Sprengkraft der Wohnungs-
krise mit viel zu geringen 
finanziellen Mitteln.

Kostenentwicklung im Wohnungsbau – Reihe ab 2000
BAUWERKSKOSTEN VON 2000 BIS 1. QUARTAL 2025 + PROGNOSE 3. QUARTAL 2025
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Die Gesamtentwicklung setzt die etwa 3.000  
sozial orientierten GdW-Wohnungsunternehmen 
immer ausgeprägter unter Druck. Angesichts der 
äußerst schlechten Rahmenbedingungen und der 
angespannten Lage ist es schon fast verwunder-
lich, dass es diesen Unternehmen gelungen ist, die 
durchschnittlichen Nettokaltmieten bei 6,62 €/m² 
und damit 1 €/m² unter dem Bundesdurchschnitt 
stabil zu halten. 
 
Problematischer sind leider die Betriebskosten: 
Die warmen Betriebskosten stiegen 2024 um 
knapp 5 % auf 1,64 €/m², die kalten sogar um 6 % 
auf 1,90 €/m². Insgesamt verteuerte sich das 
Wohnen allein durch Energiekosten seit 2022 um 
bis zu 438 € pro Jahr.

Um die Gesamtmietenbelastung der Menschen 
möglichst zu begrenzen, fordern Ökonomen 
und Interessenverbände wie auch der GdW ins-
besondere im Hinblick auf die Klimaziele kluge 
Maßnahmen im Gebäudesektor, die das beste 
Kosten-Nutzen-Verhältnis aufweisen und nie-
manden überfordern. Es gilt, nicht das Teuerste, 
sondern das Wirksamste zu fördern. Daher drängt 
der GdW u. a. auch auf eine Neuausrichtung der 
Förderung für Klimaschutz im Bestand. Studien 
zeigen: Während die Sanierung zum Effizienzhaus 
bis zu 1.034 € pro eingesparter Tonne CO2 kos-
tet, liegt der Wert bei Einzelmaßnahmen bei nur 
132 € – beim Heizungstausch sogar bei 97 €. Die 
Förderung müsse daher gezielt auf Maßnahmen 
mit hohem CO2-Minderungspotenzial konzentriert 
werden.

II. STELLUNGNAHME 2025 | VORSTAND
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Quelle: WI Journal 2.2025 | GdW Bundesverband deutscher Wohnungs- und Immobilienunternehmen

Fördereffizienz – eingesetzte Fördermittel je eingesparter Tonne CO2e | 
Gap zwischen berechneter und gemessener Energieeinsparung 

Auch beim Klimaschutz bedarf es also Pragmatis-
mus statt Perfektionismus, um schneller ans Ziel 
zu gelangen – ökologisch, aber auch sozial. 
  
Ob im Konsens mit der Gesellschaft „Investitions-
steigerung“ und bezahlbares Wohnen hierbei ih-
ren hohen Stellenwert manifestieren bzw. besser 
sogar noch ausbauen, hängt laut GdW-Präsident 
Axel Gedaschko stark von drei Dingen ab: „Mut, 
Tempo und Klarheit. Mut, einfache Lösungen zu-
zulassen. Tempo, Reformen umzusetzen, statt nur 
anzukündigen. Und Klarheit, welche Ziele im Vor-
dergrund stehen – das Menschenrecht auf Woh-
nen, soziale Balance und wirtschaftliche Vernunft. 
Wir brauchen bezahlbares Schwarzbrot statt teu-
ren Zuckerguss – und das so schnell wie möglich.

Gerade im Kontext der leider wieder einmal recht 
ideologisch aufgeflammten immobilienwirtschaft-
lichen Diskussionen sei explizit besonders auf die 
Bedeutung des genossenschaftlichen Wohnens in 
Deutschland hingewiesen. Dabei gelten die aktu-
ellen Herausforderungen und Themenfelder auch 
für den regionalen Markt.
 
Nicht umsonst hatten die Vereinten Nationen das 
Jahr 2025 zum Internationalen Jahr der Genossen-
schaften, dem International Year of Cooperatives, 
 ausgerufen, denn am Beispiel der Wohnungs- 
genossenschaften zeigt sich, dass Genossen-
schaften insgesamt heute für die Gesellschaft 
wichtiger sind denn je.
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Gap zwischen berechneter und gemessener 
Energieeinsparung
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Bedarfs-Verbrauchs-Abgleich auf Basis erhobener Angaben und  Daten durch das IWU (Berücksichtigung des Nutzerverhaltens bei der energetischen 
Verbesserung. IWU; BBSR-Online-Publikation Nr. 04/2019) 
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Die tatsächliche 
Energieeinsparung 
ist 38 % kleiner als die 
theoretisch berechnete 
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Ein wichtiger Grund für die 
schlechte Fördereffizienz 
der Effizienzhäuser.
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Zudem forderte der GdW eine Neuausrichtung der 
Förderung für Klimaschutz im Bestand. Studien 
zeigen: Während die Sanierung zum Effizienz-
haus bis zu 1.034 Euro pro eingesparter Tonne 
CO2 kostet, liegt der Wert bei Einzelmaßnahmen 
bei nur 132 Euro – bei Heizungstausch sogar bei 
97 Euro. Die Förderung müsse daher gezielt auf 
Maßnahmen mit hohem CO2-Minderungspoten-

zial konzentriert werden – und auf vermietete 
Wohnungen, denn Mieter gehören überwiegend 
zur unteren Einkommenshälfte.

„Wohnen darf kein Luxusgut werden“, mahnte 
GdW-Präsident Gedaschko. „Deshalb brauchen 
wir eine neue Balance aus Klimaschutz, Wirt-
schaftlichkeit und Sozialverträglichkeit. Wer das 
Wohnen klimaneutral machen will, muss dafür 
sorgen, dass es auch bezahlbar bleibt.“
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Aufgrund des Bedarfs an bezahlbarem Wohn-
raum und der wachsenden Anforderungen an 
Nachhaltigkeit und Klimaschutz kommt der ge-
nossenschaftlichen Immobilienwirtschaft eine 
hohe gesellschaftliche Bedeutung zu. Zum Wohle 
der Solidargemeinschaft und explizit unter Aus-
schluss von Partikularinteressen wird die Genos-
senschaftsidee seit weit über 133 Jahren intelli-
gent umgesetzt und laufend fortentwickelt, wobei 
gerade über den Förderauftrag der Mitglieder 
selbstbestimmt auf den Markt eingewirkt und 
nachhaltig eine positive Wirkung für das Gemein-
wohl erzielt wird. 
 
Wohnungsgenossenschaften sind die dritte Säule 
des Wohnungsmarktes – neben Wohneigentum 
und Mietwohnungen – und sind unbestritten ein 
Erfolgsmodell. Tiefgreifende Veränderungen in 
Wirtschaft und Gesellschaft stellen sie – wie auch 
andere Unternehmen – vor substanzielle Heraus-
forderungen. Dazu zählen die Folgen der altern-
den Bevölkerung, veränderte Ansprüche und 
Bedürfnisse der Menschen und Kulturen, hohe 
Investitionen in die Transformation der Gebäude, 
kontinuierlich steigende Bürokratiekosten, der 
Fachkräftemangel sowie die allgemeine Kosten-
explosion.
 
Wohnungsgenossenschaften fördern ihre Mit-
glieder und schaffen positive externe Effekte für 
die Allgemeinheit – etwa durch preisdämpfende 
Effekte am Wohnungsmarkt („natürliche Miet-
preisbremse“) oder durch Quartiersaufwertun-
gen. Dabei stehen ausschließlich die Interessen 
der Mitglieder im Vordergrund. Zum Selbstver-
ständnis gehören nach wie vor die Prinzipien der 
Selbsthilfe, Autonomie und Eigenverantwortung. 
Das Herzstück jeder Art von Genossenschaft ist 
weiterhin ihr Alleinstellungsmerkmal, nämlich die 
Partizipation der Mitglieder.
 
International anerkannt leisten die unterschied- 
lichen Genossenschaftsmodelle einen sozialen 
und wirtschaftlichen Beitrag zur Lösung des Prob-
lems der Bereitstellung von Wohnraum, basierend 
auf dem Grundgedanken von Selbsthilfe, Selbst-
organschaft, Selbstverwaltung und -verantwor-
tung, Freiwilligkeit, Solidarität und Gemeinschaft.
 
Die regionalen Entscheidungsträger sollten sich 
durchaus bewusst sein, dass der internationale 
Austausch und der Vergleich zeigen, dass die ge-
nossenschaftliche Idee für Sicherheit und Stabi-
lität steht. Gerade in den „wohnungspolitischen 
Vorzeigeländern“ Österreich und der Schweiz pro-
fitiert das gemeinwohlorientierte Wohnungswesen 

historisch von einem starken und breiten Konsens 
aus Unternehmen, Zivilgesellschaft und Politik.
 
In Österreich hat das geförderte Genossenschafts-
wesen seit über einem Jahrhundert Tradition und 
ist ein Vorzeigebeispiel, wie soziale Sicherheit 
durch Wohnen gewährleistet wird, sodass zwei 
Drittel der österreichischen Bevölkerung nachhal-
tig leistbar mit Wohnungen versorgt sind.
 
So sieht sich der Spar- und Bauverein in sei-
ner regionalen Funktion uneingeschränkt in der  
aktuellen internationalen Beurteilung bestätigt, 
die lautet:
 
„Wohnungsgenossenschaften sind ein wichtiger 
und unverzichtbarer Partner bei der Wohnungs-
versorgung. Und das überall, wo Genossenschaf-
ten tätig sind, denn sie arbeiten nicht für einen 
anonymen Markt. Sie sind ein Produkt ihrer Mit-
glieder, deren Ziele und Wünsche. Sie passen sich 
den Bedürfnissen der Menschen vor Ort an. Das 
ist sicher eines der großen Erfolgsgeheimnisse 
der unterschiedlichen Genossenschaftsmodelle. 
Wohnungsgenossenschaften leisten einen unver-
zichtbaren Beitrag für eine bessere Welt!“
 
Es herrscht breiter Konsens darüber, dass der 
Staat durch genossenschaftliches Handeln seine 
Ziele bestmöglich ohne eigene Marktaktivitäten er-
reicht bzw. erreichen kann. Dabei ist es nicht ziel-
führend, dass zunehmende Eingriffe des Staates 
unternehmerische Freiheiten einschränken.  Die-
se Freiheiten sind – entsprechend der sozialen 
Marktwirtschaft – essenziell für stabile Wohnungs-
bestände, die Resilienz der Mitglieder sowie nach-
haltiges, sozial orientiertes und gesellschaftlich 
wirksames Handeln im Sinne des Gemeinwohls.
 
Auch auf kommunaler Ebene mit einem funktio-
nierenden Markt, der heterogenen privaten Woh-
nungswirtschaft mit sozialem Mehrwert, lebendi-
gen Nachbarschaften, bezahlbarem Wohnraum 
und hohen Wohnqualitäten bedarf es keinerlei 
regionaler Markteingriffe.
 
Hinsichtlich des demografischen Wandels als 
enormer gesellschaftlicher Aufgabe sehen sich 
Wohnungsbaugenossenschaften gefordert bzw. 
in der Pflicht, denn Alterungs- und Schrump-
fungsprozesse stellen das Gemeinwesen vieler 
Regionen vor große Herausforderungen. Dies gilt 
auch für die Immobilienwirtschaft, die zugleich 
eine Schlüsselrolle bei der Bewältigung der Fol-
gen spielt. Auch für den Spar- und Bauverein ist 
das altersgerechte Wohnen eine anspruchsvolle 
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Aufgabe, eröffnet zugleich aber auch die Chan-
ce, entscheidende Wege zukunftsweisend zu be-
schreiten und eine Vorbildfunktion einzunehmen.

Der Spar- und Bauverein hat als sozial orientierter 
Vermieter ein großes Eigeninteresse daran, dass 
seine Mieter möglichst lange im eigenen Bestand 
und in ihrer gewohnten Umgebung leben können. 
Bei Neubauvorhaben ist ein barrierearmer Zugang 
Standard. Die Herausforderung ist, den Spagat zu 
schaffen, barrierearmen Wohnraum einer schrump-
fenden und älter werdenden Gesellschaft kosten-
günstig zur Verfügung zu stellen und gleichzeitig 
alle notwendigen Investitionen aus dem laufenden 
Cashflow zu bestreiten.
 
Daher bemüht sich auch unsere Genossenschaft 
seit vielen Jahren um integrierte Sozial- und Pflege-
dienste in den Quartieren mit den Leistungen des 
betreuten Wohnens. Mit innovativen Umbau- oder 
Neubauprojekten wird nicht nur auf bestehende 
Bedarfe reagiert, sondern es werden immer wieder 
wichtige Impulse für die Stadtentwicklung gesetzt.

wissenschaftlichen Untersuchung der Universität 
Bremen macht die Krankenkasse auf die großen 
Herausforderungen aufmerksam, die sich aus Al-
terung und Pflege ergeben. Dies betrifft selbstver-
ständlich auch die Wohnungsmärkte und die dar-
aus resultierenden Wohnraumbedarfe. Laut Report 
stieg die Zahl der Pflegebedürftigen in Nordrhein-
Westfalen zwischen 2017 und 2023 um 76 % auf 
rund 1,3 Mio. Menschen. Damit lag der Anteil bei 
6,2 % der Gesamtbevölkerung.
 
Durch die stetig weiter auseinander gehende de-
mografische Schere ergibt sich die Frage: Was 
muss getan werden, um diesen Herausforderun-
gen adäquat zu begegnen? Hierfür bedarf es kon-
sequenter Unterstützung, die für die Bewältigung 
dieser Aufgaben zwingend erforderlich ist, denn 
gleichzeitig gilt es, ja auch den enormen Forderun-
gen der Energiewende gerecht zu werden. 
 
Politische Thesen vom „Deutschlandtempo“, von 
„Wohnraumoffensiven“, „Bau-Turbos“ oder „we-
niger bremsen, mehr beschleunigen“ helfen bei 

Quelle: VdW Sachsen-Anhalt, 18.06.2025, Input Prof. Dr. Oliver Holtemöller (MLU/IWH)

Demografische Entwicklung in Deutschland 1992 bis 2030 

der vielfältigen Problembewältigung keineswegs 
weiter. Unabhängig davon sind gerade die sozial 
orientierten Wohnungsbaugenossenschaften be-
reit, die demografisch bedingten Aufgaben zu 
übernehmen, um Ideen für Lösungen und am Ende 
barrierearme Wohnungen mit zufriedenen Mietern 
zu finden. Als motivierter, leistungsorientierter und 
engagierter Akteur hat der Spar- und Bauverein 
bereits vor zwei Jahrzehnten innovative Wege be-
schritten und im Sinne des regionalen Gemein-
wesens gestaltend agiert. 

Wie die Grafik – basierend auf aktuellen Studien 
des Leibniz-Instituts für Wirtschaftsforschung Hal-
le (IWH) – zeigt, wurde bereits im Jahr 2013 ein 
Break-even-Punkt erreicht. Von diesem Zeitpunkt 
an war der Anteil der 65-jährigen und älteren Men-
schen in Deutschland größer als der Anteil der 15- 
bis 64-Jährigen. 
 
Der aktuelle BARMER-Pflegereport weist in die-
sem Zusammenhang auf die rasant steigende Zahl 
pflegebedürftiger Menschen hin. Auf Basis einer 
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7. NEUE NACHFRAGEASPEKTE 

Die generell weiter steigenden Wohnnebenkosten 
und leicht gestiegenen Mietbelastungsquoten 
werden die Nachfrage nach Wohnungen jüngeren 
Baualters mit guter Energieeffizienz weiter stei-
gen lassen. Sondernutzungsformen wie z. B. das  
Nischensegment des Mikrowohnens werden in 
diesem Umfeld eine erhöhte Beliebtheit erfahren.
 
Die vorgenannten Aspekte haben offensichtlich 
auch für zukünftige nachgefragte Wohnungs- 
größen Konsequenzen: 
 
Nach Jahrzehnten kontinuierlich wachsender 
Wohnflächen deutet sich eine historische Trend-
wende an: Erstmals seit Beginn der Erhebungen 
des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung 
(DIW Berlin) stagniert die durchschnittliche Woh-
nungsgröße in Deutschland und dürfte in den 
kommenden Jahren schrumpfen. Seit 1965 wuchs 
sie von 69 auf 94 m² – und damit um mehr als 
ein Drittel. Parallel dazu hat sich die Wohnfläche 
pro Person von knapp 20 auf gut 49 m² mehr als 
verdoppelt. Doch seit etwa 2005 werden Neu-
bauwohnungen wieder kleiner, was sich auch im 
Bestand bemerkbar machen wird: Bis 2050 dürfte 
die durchschnittliche Wohnung etwa 6 m² kleiner 
sein als heute.
 
„Über Jahrzehnte haben steigende Einkommen 
und der Wunsch nach mehr Komfort dazu geführt, 
dass unsere Wohnungen immer größer wurden“, 
erklärt DIW-Immobilienexperte Kholodilin „Doch 
die Wachstumsphase scheint vorbei. Der Rück-
gang der Neubaugrößen signalisiert einen struk-
turellen Wandel auf dem gesamten Wohnungs-
markt.“
 
Verantwortlich für diesen Rückgang sind laut den 
DIW-Experten zwei zentrale Faktoren: kleinere 
Haushalte und steigende Immobilienpreise. Die 
demografische Entwicklung gilt als Haupttreiber: 
Der Anteil der Einpersonenhaushalte in Deutsch-
land hat sich seit den 1960er-Jahren auf 41 % 
verdoppelt. Auch der starke Anstieg der Immo-
bilienpreise seit 2010 verschärft die Entwicklung. 
Viele können sich größere Wohnungen nicht mehr 
leisten.
 

Der Wohnungsmarkt steht vor einer Anpassung. 
„Wenn neue Wohnungen kleiner werden, ist dies 
kein Rückschritt, sondern eine notwendige An-
passung an gesellschaftliche Realitäten“, betont 
Studienautor Sebastian Kohl. „Kleinere, gut ge-
schnittene und energieeffiziente Wohnungen wer-
den die zentrale Wohnform der Zukunft sein – und 
sie sind ein Schlüssel, um den großen Energiebe-
darf des Gebäudesektors zu senken.“
 
Eine aktuelle Veröffentlichung von Dr. Harald  
Simons, Mitglied des empirica-Vorstands und 
Professor für Volkswirtschaftslehre an der Hoch-
schule Leipzig, lenkt den Blick auf eine interessan-
te Alternativbewertung der gegenwärtigen Woh-
nungsmarktsituation. Unter dem Titel „Ursachen 
der Misere des Wohnungsmarktes“ bestreitet Dr. 
Simons den häufig publizierten Mangel. Ursache 
für partielle Knappheiten sei nicht die zu geringe 
Neubautätigkeit, sondern die große Anzahl un-
zufriedener, suchender Mieter, die die Knappheit 
verursachen bzw. treiben würden.
 
Basis seiner Marktanalyse sind die Entwicklung 
der Einwohner- und Wohnungsangebotsentwick-
lung sowie das Verhalten der Mieter bzw. Woh-
nungssuchenden: Laut Dr. Simons stieg zwischen 
2011 und 2024 der bundesweite Wohnungsbe-
stand (+7,7 %) stärker als die Zahl der Einwohner 
(+4 %). Auch in den kreisfreien Städten erhöhte 
sich die Anzahl der Wohnungen mit +7,6 % stär-
ker als die Einwohnerzahl (+7 %). Die Wohnraum-
versorgung verbesserte sich bundesweit von 506 
auf 524 Wohnungen je 1.000 Einwohner. In den 
kreisfreien Städten war es mit 548 auf 551 Woh-
nungen leicht positiv. Insgesamt wurden in die-
sem Zeitraum 3,13 Mio. Wohnungen in Deutsch-
land neu gebaut.
 
Über die Einwohnerzahlen hinaus ist auch der Blick 
auf die Entwicklung der Haushaltszahlen interes-
sant: Zwischen 2011 und 2024 stieg die Zahl der 
Haushalte in Deutschland um 3,11 Mio. (+8,3 %), 
in den kreisfreien Städten um 1,06 Mio. (+8,1 %). 
Bundesweit verlief das nahezu im Gleichschritt 
mit der Anzahl der Wohnungen. Rechnerisch sei-
en bundesweit 14.000 Wohnungen „zu viel“ und in 
den kreisfreien Städten 6.000 „zu wenig“ gebaut 
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worden. Innerhalb von 13 Jahren eine zu vernach-
lässigende Größe. In 53 der 106 kreisfreien Städte 
sei die Anzahl der Wohnungen zwischen 2011 und 
2024 stärker gestiegen als die Zahl der Haushalte.
 
Allerdings ist laut Dr. Simons nur ein Teil der Woh-
nungen tatsächlich marktrelevant. Dieses markt-
relevante Angebot stehe einer hohen Anzahl zwei-
er Gruppen von Wohnungssuchenden gegenüber: 
die Gruppe der Zuziehenden ohne vorhandene 
Wohnung und die Gruppe der Unzufriedenen, 
die mit einer für sie unangemessenen Wohnung 
(Preis, Größe, Lage) die Nachfragezahlen pushen. 
 
Zuziehende fänden häufig keine passende Woh-
nung mit akzeptablem Preis-Leistungs-Verhältnis. 
Da sie jedoch dringend eine Wohnung benötigten, 
seien sie bereit, sowohl hohe Mieten zu zahlen als 
auch schwere Kompromisse einzugehen. Sie wür-
den also zunächst irgendeine Wohnung anmieten, 
aber sofort weitersuchen. In dieser Zeit bewohnen 
sie eine Wohnung, sind aber gleichzeitig auf der 
Wohnungssuche. Die Wohnungsnachfrage steigt 
bei einem solchen Zuzug um zwei: Eine Wohnung 
wird bewohnt (realisierte Nachfrage), eine weitere 
wird gesucht (unrealisierte Nachfrage). Ähnliches 
gelte für Haushalte, die innerhalb der Stadt umzie-
hen wollten. Während der gesamten Suchzeit trä-
ten diese Haushalte als doppelte Nachfrager auf. 
 
Hinzu komme, dass die Wohnungen mit niedrigen 
Bestandsmieten gehortet würden. Auch würden 
nach einer Trennung die große Wohnung gehalten, 
da eine kleinere, neu angemietete möglicherweise 
teurer werde. In der Folge schaukelt sich laut Dr. 
Simons sowohl das Horten von Wohnungen als 
auch die unrealisierte Nachfrage hoch. So könne 
eine Knappheit entstehen, obwohl eigentlich ge-
nug Wohnungen vorhanden seien.
 
Dr. Simons untermauert seine Theorie anhand ei-
ner Beispielrechnung für die Stadt Köln: Die Ein-
wohnerzahl stieg dort zwischen 2011 und 2024 
nur geringfügig um knapp 1 % (+11.000 Ein-
wohner). Die Zahl der Haushalte stieg stärker um 
28.000 (+5,4 %). Gleichzeitig wurden im Zeitraum 
39.500 Wohnungen fertiggestellt. Trotzdem sind 
die Angebotsmieten nach jahrelanger Konstanz 
von rund 8,50 €/m² in den Jahren vor 2011 auf 
zuletzt 14 €/m² gestiegen – ein Plus von 65 %.
 
Die gesunkene Fluktuationsrate von 7,7 % auf 
6 % pro Jahr nimmt da enormen Einfluss. Sie stei-
gert die unrealisierte Nachfrage, und diese kumu-
liert sich. Hochgerechnet sind in diesem Jahr rund 
100.000 Haushalte in Köln auf Wohnungssuche 
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– knapp 20 % aller Haushalte. Tatsächlich wer-
den vermutlich nur gut 30.000 Haushalte (Vorjahr 
32.300) eine freie Wohnung gefunden haben und 
umgezogen sein. Anders ausgedrückt: Die ge-
samte Nachfrage ist ungefähr dreimal so groß wie 
das Angebot. Hinzu kommen die Nachfrager der 
von außerhalb der Stadt zuziehenden Haushalte.
 
In der Quintessenz wird festgehalten, dass es in 
Deutschland keinen großen Mangel an Wohnun-
gen gebe. Vielmehr funktioniere die Verteilung 
nicht mehr, da die Fluktuation gelähmt sei. Daher 
müsse diese dringend wieder angekurbelt wer-
den. Dazu sei selbstverständlich auch ein ge-
wisses Maß an Neubau nötig. Dies in doppelter 
Hinsicht, denn jede Neubauwohnung erhöhe nicht 
nur das verfügbare Angebot, sondern setze auch 
eine entsprechende notwendige Umzugskette in 
Gang. 
 
Auch wenn man dieser Gesamtanalyse vielleicht 
etwas skeptisch gegenübersteht, spielen die ge-
nannten Aspekte sicherlich insbesondere auf den 
angespannten Wohnungsmärkten der Metropol-
regionen und Schwarmstädte eine nicht zu ver-
nachlässigende Rolle.
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8. BAU-TURBO | GEBÄUDETYP E

Mit der neuen Legislaturperiode wurden große Er-
wartungen geweckt. Durch den sog. „Wohnungs-
bau-Turbo“, die Reaktivierung der EH55-Förderung 
sowie die Einführung des Gebäudetyps E sollen 
Bürokratie abgebaut und Standards vereinfacht 
werden, um mehr Investitionen in den Wohnungs-
bau zu lenken und Baukosten zu senken. Es wird 
sich herausstellen müssen, ob die Projekte der 
Bundesregierung ein Papiertiger sind bzw. bleiben 
oder tatsächlich zur Beschleunigung des Woh-
nungsbaus und zur Wohnraumsicherung beitragen. 
 
Mit der Einführung des bis zum 31. Dezember 2030 
befristeten neuen § 246e BauGB („Wohnungs-
bau-Turbo“) soll die Schaffung von zusätzlichem 
Wohnraum durch vereinfachte und beschleunig-
te Verfahren ermöglicht werden. Dabei bleibt die 
kommunale Planungshoheit gewahrt, da eine Zu-
lassungsentscheidung stets der Zustimmung der 
Gemeinde bedarf. 
 
Die vorgesehene temporäre Aussetzung einzelner 
gesetzlicher Normen steht unter der Bedingung, 
dass die Gemeinde dem Vorhaben zugestimmt hat 
und die Abweichung – unter Würdigung nachbar-
licher Interessen – mit den öffentlichen Belangen 
vereinbar ist. 
 
Letzteres erfordert insbesondere die Prüfung der 
Umweltauswirkungen des Bauvorhabens. Zur Ge-
währleistung der Kohärenz wird ein Gleichklang 
mit den übrigen Abweichungsvorschriften (§§ 31, 
34 BauGB) hergestellt. Die Entscheidung über die 
Zulassung von Vorhaben erfolgt künftig durch eine 
strategische Umweltprüfung (SUP).
 
Die Zustimmungsfiktion wird auf drei Monate ver-
längert: Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn sie 
nicht binnen drei Monaten nach Eingang des Ersu-
chens verweigert wird. Damit soll verhindert wer-
den, dass Kommunen aufgrund zu kurzer Fristen 
eine vorsorgliche Ablehnung aussprechen. Zudem 
sollen die Befreiungs- und Abweichungsmöglich-
keiten nach § 31 Abs. 3 BauGB (Befreiungen vom 
Bebauungsplan) und § 34 Abs. 3a BauGB (Zuläs-
sigkeit von Vorhaben innerhalb bebauter Ortsteile) 
erweitert werden. 
 

Die Neufassung des § 34 Abs. 3b BauGB sieht vor, 
dass künftig vom Erfordernis des Einfügens abge-
wichen werden kann, sofern das Vorhaben der Er-
richtung eines Wohngebäudes dient, städtebaulich 
vertretbar ist und öffentliche Belange – einschließ-
lich nachbarlicher Interessen – gewahrt bleiben. 
 
Dadurch wird u. a. die Möglichkeit geschaffen, 
hinterliegende Grundstücke („zweite Reihe“) oder 
Innenhöfe innerhalb bestehender Wohnblöcke zu 
bebauen. Ferner soll in begründeten Fällen von der 
TA Lärm abgewichen werden können, um eine er-
leichterte Bebauung von Brachflächen und Baulü-
cken sowie die Umnutzung gewerblicher Gebiete 
zu ermöglichen. 
 
Ein neuer § 36a BauGB regelt die Zustimmungs-
pflichten der Gemeinden bei Abweichungsent-
scheidungen. Auch hier gilt eine Einvernehmens-
fiktion nach Ablauf bestimmter Fristen. Gemeinden 
können zusätzlich eine öffentliche Beteiligung 
innerhalb eines Monats ermöglichen; in diesem 
Fall verlängert sich die Entscheidungsfrist entspre-
chend. 
 
Mit Einführung des neuen § 246e BauGB wird bis 
Ende 2030 ermöglicht, in erforderlichem Umfang 
von bauplanungsrechtlichen Vorschriften abzu-
weichen, sofern das Vorhaben der Errichtung von 
Wohngebäuden, der Erweiterung, Änderung oder 
Erneuerung bestehender Gebäude zur Schaffung 
von Wohnraum oder der Nutzungsänderung zu 
Wohnzwecken dient. 
 
Eine Abweichung ist unzulässig, wenn sie erheb-
liche zusätzliche Umweltauswirkungen erwarten 
lässt. In diesen Fällen kann das Verfahren dennoch 
angewendet werden, wenn eine strategische Um-
weltprüfung mit Öffentlichkeitsbeteiligung und Um-
weltbericht durchgeführt wird. 
 
Ziel des Gesetzesentwurfs ist es, durch verein-
fachte Verfahren, verlängerte Fristen und erweiter-
te Abweichungsmöglichkeiten die Schaffung von 
Wohnraum deutlich zu beschleunigen, ohne die 
kommunale Planungshoheit aufzugeben oder Um-
weltbelange unzureichend zu berücksichtigen.
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Aufgrund optimaler Nachverdichtungspotenziale 
im Innenstadtbereich informierte der Spar- und 
Bauverein die technische Beigeordnete Claudia 
Warnecke sowie das Stadtplanungsamt über die 
neue Gesamtsituation. Im Rahmen aktueller Pro-
jektplanungen und -realisierungen werden an-
grenzende Quartiere für die Umsetzung des neuen 
Gesetzes im Rahmen der Bebauung eines inner-
städtischen gewachsenen Siedlungsbereichs als 
prädestiniert beurteilt. Gerade die Startphase des 
neuen Gesetzes schafft einen neuen Lern- und 
Experimentierraum für Kommunen, Politik, Ver-
waltung und Investoren. Unter Berücksichtigung  
öffentlicher Belange, nachbarschaftlicher Interes-
sen sowie der erforderlichen Umweltprüfungen se-
hen wir hierin eine gemeinsame Chance, das neue 
Beschleunigungsinstrument konstruktiv zu nutzen, 
um ressourcenschonend und mit vorhandener In-
frastruktur zusätzlichen Wohnraum im innerstädti-
schen Bereich zu schaffen.
 
Auch wenn die Bundesregierung den neuen  
§ 246e BauGB in Verbindung mit dem neuen § 36a 
BauGB E als zentralen Hebel zur Beschleunigung 
des Wohnungsbaus feiert, bleiben der GdW und 
die sozial orientierte Immobilienwirtschaft weiterhin 
skeptisch. Die Fortschritte hinsichtlich des Einfü-
gungserfordernisses nach § 34 BauGB sowie die 
Möglichkeit der Abweichung bzw. partiellen Befrei-
ung vom BauGB unter Wahrung nachbarschaftli-
cher Interessen, öffentlicher Belange sowie um-
weltrechtlicher und städtebaulicher Entwicklung 
und Ordnung werden jedoch ausdrücklich begrüßt.
 
Allerdings wird deutlich mehr Mut zur Entscheidung 
gefordert: Die Kommunen hätten „den Schlüssel 
zum Bau-Turbo in der Tasche“. Ob sie ihn wirklich 
umdrehen, entscheide, ob der Turbo tatsächlich 
zünde oder erneut im Leerlauf verharre. Auf der 
Angebotsseite bestimmen nämlich die Kommunen 
maßgeblich Tempo und Umfang des Wohnungs-
baus. Ob der Bau-Turbo in der Praxis tatsächlich 
genutzt wird, hängt wesentlich von der Bereitschaft 
und Kapazität der Städte und Gemeinden ab, denn 
es zeigt sich schon jetzt auf kommunaler Sei-
te eine gewisse Zurückhaltung wegen rechtlicher 
Unsicherheiten und der Sorge vor städtebaulichen 
Präzedenzfällen. Kommunale Abwägungsprozes-
se müssten rechtlich verankert dem Wohnungs-
bau denselben Vorrang einräumen wie bereits 
heute beim Glasfaser- und Windkraftausbau. Die 
endlose Kumulation von Prüfpflichten, Berichtser-
fordernissen und Vorgaben – vielfach ohne Blick 
auf tatsächliche Wirksamkeit – erfordere einen 
echten Systemwechsel mit klaren Fristen, weniger 
bürokratischen Ermessensspielräumen und auto-  

matischen Genehmigungen bei Fristüberschrei-
tungen. 
 
Mit dem sog. „Bau-Turbo“ möchte die amtierende 
Bundesregierung also Baugenehmigungsverfah-
ren beschleunigen. Die baurechtlichen Vorschriften 
gesetzgeberisch zu vereinfachen, ist sicherlich ein 
Schritt in die richtige Richtung.
 
Bürokratie als Kurzformel für Regelungen, Gesetze 
und Verordnungen, die der Staat erlässt, um das 
Handeln der Bürger und der Wirtschaft zu regu-
lieren, ist über die Jahrzehnte hinweg immer be-
lastender geworden. Unverständliche Sprache in 
Gesetzen und Formularen, lange Warte- und Ge-
nehmigungszeiten, Dokumentationspflichten und 
Handlungsbeschränkungen sind Erscheinungs-
formen bürokratischer Lasten.
 
Die Zunahme an Regeln ist eine Folge davon, dass 
der Staat immer mehr Aufgaben übernimmt, vom 
Nachtwächterstaat des 19. Jahrhunderts über den 
Wohlfahrtsstaat des 20. Jahrhunderts bis zum Re-
gulierungsstaat des 21. Jahrhunderts.
 
Gerade im Bauwesen und in der Immobilien-
wirtschaft sind die Menge, Dichte und Wider-
sprüchlichkeit an Regeln eine Hauptursache der 
überbordenden bürokratischen Belastung. Eine 
Erweiterung der Ermessensspielräume und ein 
Verzicht auf Detailregelungen in der Rechtsetzung 
im Zusammenspiel mit einer Verwaltungsführung, 
die Mitarbeiter ermutigt, Spielräume positiv zu nut-
zen, könnten mittelfristig durchaus einen kulturellen 
Wandel bewirken. 
 
Prof. Dr. Nathalie Behnke, Leiterin des Arbeitsbe-
reichs „Öffentliche Verwaltung, Public Policy“ am 
Institut für Politikwissenschaft der TU Darmstadt, 
stellte aktuell zentrale Ergebnisse ihrer Studie zur 
Überbürokratisierung im Bauwesen vor und machte 
deutlich: Bürokratie entsteht nicht nur durch kom-
plexe Gesetze, sondern vor allem durch Routinen, 
Risikovermeidung und fest eingeschliffene Struktu-
ren in den Behörden. Ihrerseits braucht es dringend 
mehr Ermessensspielräume – und vor allem einen 
Führungswandel. Denn ohne Rückendeckung 
durch die Leitung würden Mitarbeiter „mit angezo-
gener Handbremse“ agieren. Ihr Fazit: Ein echter 
Kulturwandel könne nur durch Führung ausgelöst 
werden.
 
Mehr Eigenverantwortung und Risikobereitschaft 
der Verwaltungsmitarbeiter, angereizt und unter-
stützt durch entsprechend partizipative Verwal-
tungsführung, können auch durch ein besseres 
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wechselseitiges Verständnis der beteiligten Partei-
en erreicht werden. Transparente Kommunikation, 
Geduld und Verständnis auf beiden Seiten sind 
niederschwellige Wege, um die Verwaltungskultur 
von einer Verhinderungskultur hin zu einer Ermög-
lichungskultur zu verändern. 
 
Es ist sehr zu begrüßen, dass sich in unserem Ge-
schäftsgebiet die Kommune sich gegenüber der 
Chance des Bau-Turbos nicht zurückhaltend ver-
hielt und zu zögerlich bei der Umsetzung agierte 
aus der Sorge, Fehler zu begehen. Dem Impuls der 
Bundesregierung wurde mit einer grundsätzlich po-
sitiven Einstellung und gleichzeitigen Evaluierung 
begegnet. Am 25. und 26. März 2026 beschlossen 
der Bauausschuss und der Rat der Stadt Pader-
born die Grundsätze zur Anwendung der §§ 246e 
und 36a BauGB. Dieser Grundsatzbeschluss impli-
zierte die vier Leitprinzipien: „Gleichbehandlung | 
Vorabstimmung | Einschränkung des Anwen-
dungsbereichs | Evaluierung und Information“. Mit 
der Intention des Gesetzgebers, insbesondere hin-
sichtlich der Forcierung der innerstädtischen Nach-
verdichtung ergibt sich – innerhalb klar definierter 
Leitplanken – nun die Chance erheblicher Verfah-
rensbeschleunigungen und -vereinfachungen.

Nach der üblichen Vorabstimmung mit der Bauver-
waltung hat der Spar- und Bauverein im Anschluss 
an die Beschlüsse entsprechende Voranfragen zu 
Projektierungen gestellt. Unter Berücksichtigung 
der genannten vier Aspekte wird den Projekt- 
realisierungen im Rahmen des „Bau-Turbos“  
positiv und optimistisch entgegengesehen.
 
Auch die Reaktivierung der EH55-Förderung ist 
ein zunächst einmal prinzipiell richtiger Schritt der 
Bundesregierung in puncto mehr und bezahlbarer 
Wohnungsbau. Die befristete Förderung umfasst 
annuitätische Darlehen mit zehnjähriger Laufzeit 
und Zinsbindung zu einem Effektivzins von 1,94 % 
oder zu 2,84 % für ein Darlehen mit 35 Jahren Lauf-
zeit und zehnjähriger Zinsbindung. 
 
Der GdW bewertet den Neustart der EH55-Förde-
rung positiv, insbesondere im Hinblick auf die Be-
kämpfung der aktuellen Stagnation im Wohnungs-
bau. Zwar könne die Förderung den Wohnungsbau 
insgesamt beleben, angesichts der Zinshöhe sei 
jedoch fraglich, ob dadurch tatsächlich bezahl-
barer Wohnraum entstehe. „Die sozial orientierte 
Wohnungswirtschaft benötige Zinsen nahe 1 %, 
damit Neubaumieten bezahlbar sind und Projekte 
sich wirtschaftlich rechnen. Davon sind wir aktuell 
weit entfernt. Die sich aus den aktuellen Zinssätzen 
ergebenden Mieten von rund 17 €/m² sind für die 

meisten Menschen zu hoch und deutlich über dem 
Niveau, zu dem unsere Unternehmen Wohnraum 
anbieten“, sagte Axel Gedaschko, Präsident des 
GdW. 
 
Wäre der Zinssatz hingegen bei 1 %, lägen die 
Mieten etwa 2 € darunter. In der Quintessenz sei 
die EH55-Förderung zwar eine wichtige und rich-
tige Stellschraube, der aktuelle Zinssatz jedoch zu 
hoch. Zudem müsse – analog zum Effizienzhaus 40 
Standard – auch für EH55 die steuerliche Sonder-
abschreibung nach § 7b Einkommensteuergesetz 
anwendbar gestaltet werden. Darüber hinaus be-
steht große Einigkeit darüber, dass zur Stärkung 
des Wohnungsbaus übermäßige technische Vor-
gaben überprüft werden müssen. Der Gebäudetyp 
E setzt an dieser Schnittstelle an, indem er den Ver-
zicht auf nicht gesetzlich zwingende Baustandards 
ermöglicht und hierfür einen rechtssicheren Gebäu-
detyp-E-Vertrag vorsieht, der an die technischen 
Baubestimmungen der Länder anknüpft und zu-
gleich den Verbraucherschutz explizit sichern soll.   

Ob daraus tatsächlich niedrigere Herstellungskos-
ten entstehen, hängt wesentlich davon ab, ob die 
vereinbarten Abweichungen in Planung, Finanzie-
rung und Versicherung als verlässlich akzeptiert 
werden, denn ohne Gebäudetyp-E-Vertrag gelten 
weiterhin die üblichen hohen Standards, was in der 
Praxis Anreize zur Übererfüllung stabilisiert.
 
Mitte Dezember 2025 startete die zeitlich befristete 
Effizienzhaus-55-Plus-Förderung. Diese erfolgte 
mittels zinsverbilligter KfW-Kredite und kommuna-
ler Zuschüsse. Seit dem Start wurden rund 17.000 
neue Wohneinheiten gefördert.

Um das Programm attraktiver zu gestalten, wurden 
die Zinssätze zum 2. März 2026 weiter gesenkt. 
Eine Förderung war zunächst für einen Zinssatz 
von 1,0 % effektiv pro Jahr möglich – bei zehn 
Jahren Laufzeit und zehn Jahren Zinsbindung. Die 
gesenkte Verzinsung im Rahmen der Effizienzhaus-
55-Plus-Förderung sollte neue Investitionen im 
Wohnungsbau anstoßen. Bereits wenige Tage 
später stiegen die Zinsen jedoch wieder auf über 
1,2 %.

Der Spitzenverband der Wohnungswirtschaft GdW 
kritisierte, dass der kurzfristige Förderimpuls da-
mit verpuffe und statt Planungssicherheit erneut 
Unsicherheit für Investitionen entstehe. Dass die 
Zinsen im EH55-Programm nach nur einer Woche 
wieder angehoben wurden und über dem für den 
bezahlbaren Wohnungsbau notwendigen Zinssatz 
von 1,0 % liegen, mache den beabsichtigten Boost 
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für den Wohnungsbau zu einem Strohfeuer. So-
wohl Zinserhöhungen als auch eine mögliche För-
derlücke bis Anfang 2027 würgen den dringend 
benötigten Wohnungsbau wieder ab und schaden 
damit insgesamt dem bezahlbaren Wohnen, sagte 
GdW-Präsident Axel Gedaschko. 

Von den bereitstehenden 800 Mio. € wurde bis-
lang jedoch nur etwa ein Viertel abgerufen. Das 
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zeigt: Neben den Zinssätzen bestehen struk-
turelle Hemmnisse. Problematisch ist insbe-
sondere die derzeitige Auslegung des „Vorha-
benbeginns“. Weil bereits der Abschluss eines 
Liefer- und Leistungsvertrags als förderschädlich 
gilt, sind Wohnungsunternehmen, die General-
übernehmer beauftragen oder ausschreiben, 
faktisch benachteiligt.
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9. TRANSFORMATIONSANALYSE | 
GEBÄUDEMODERNISIERUNGSGESETZ

Im Jahr 2023 wurden im Rahmen einer Sonderer-
hebung des GdW umfassende Daten für den Stand 
der Energieeffizienz des Wohnungsbestands der 
Mitgliedsunternehmen erhoben. Für knapp 3,8 Mio. 
Wohnungen liegt inzwischen die Zuordnung zu Ener-
gieeffizienzklassen vor. Das entspricht etwa 90 % 
des Wohnungsbestandes der GdW-Unternehmen.  
 
Die Energieeffizienzklasse wurde im Energieaus-
weis entsprechend Gebäudeenergiegesetz GEG 
angegeben. Nach GEG wurde die Endenergie be-
wertet. Die Bezugsfläche ist die Nutzfläche AN, 
wobei die in der Wohnungswirtschaft üblicherwei-
se verwendete Wohnfläche ca. 20 % kleiner ist, 
was zu ca. 20 % größeren wohnungswirtschaftli-
chen Kennwerten führt. 

11

Spotlight
Energieeffizienz des Wohnungsbestandes  
der GdW-Unternehmen2 
Für das Jahr 2023 wurden mit einer Sondererhebung im Rahmen der jährlichen 
Statistikabfrage des GdW erstmalig umfassende Daten für den Stand der Energie-
effizienz des Wohnungsbestandes der Mitgliedsunternehmen erhoben. Für knapp 
3,8 Mio. Wohnungen liegt nun die Zuordnung zu Energieeffizienzklassen vor. 
Lediglich für 380.000 Wohneinheiten konnten die Unternehmen keine Zuordnung 
vornehmen. Damit liegt im Rahmen dieser repräsentativen Stichprobe für gut 
90 % des Wohnungsbestandes der GdW-Unternehmen eine Zuordnung zu einem 
Energie effizienzstandard vor. 

Die Energieeffizienzklasse wird im Energieausweis entsprechend Gebäudeenergie-
gesetz GEG angegeben. Nach GEG wird die Endenergie bewertet. Die Bezugsfläche 
ist die Nutzfläche AN nach GEG. Die in der Wohnungswirtschaft üblicherweise 
verwendete Wohnfläche ist ca. 20 % kleiner, was zu ca. 20 % größeren wohnungs-
wirtschaftlichen Kennwerten führt. Jedoch bei den Energieeffizienzklassen wird die 
Endenergie immer auf die Nutzfläche AN bezogen.

Energieeffizienzklassen nach GEG Anlage 10, 
Endenergie in kWh/m²a (bezogen auf die Nutzfläche AN)

A+ A B C D E F G H

≤ 30 ≤ 50 ≤ 75 ≤ 100 ≤ 130 ≤ 160 ≤ 200 ≤ 250 > 250

Die Ergebnisse zeigen für die GdW-Unternehmen über die Hälfte der Gebäude 
in den Effizienzklassen C und D. Allein in der Klasse C, der häufigsten Klasse, 
 befinden sich 30 % der Gebäude. In den neuen Bundesländern sind sogar 40 % 
der Effizienzklasse C zugeordnet. Hier zeigt sich der hohe energetische Sanierungs-
stand der  Gebäude des industriellen Wohnungsbaus, der im Wesentlichen in 
den 1990er- und 2000er-Jahren erreicht wurde, in Kombination mit einem hohen 
 Fernwärmeanteil. Ein Viertel der Gebäude ist den Klassen E bis H zuzuordnen.

Quelle: Wohnungswirtschaftliche Daten und Trends 2025/2026

Energieeffizienzklassen nach GEG Anlage 10, Endenergie in kWh/m²a 
(bezogen auf die Nutzfläche AN), 

Die Sondererhebung zeigt, dass bei den GdW-
Unternehmen mehr als die Hälfte der Gebäude 
den Effizienzklassen C und D zuzuordnen sind. In 
der Klasse C, der häufigsten Klasse, befinden sich 
30 % der Gebäude.
 
Dies dokumentiert den bereits recht hohen Stand 
der Energieeffizienz, der bei den sozial orientierten 
Vermietern in Deutschland bereits realisiert wurde. 
Die Bestände der Wohnungsunternehmen sind 
im Durchschnitt insofern auf einem guten Weg 
der Dekarbonisierung, was aber nicht bedeutet, 
dass es für einzelne Unternehmen nicht zu einer 
besonders großen Herausforderung wird, auf er-
neuerbare Energien umzustellen, insbesondere 
wenn sie kaum oder wenig fernwärmeversorgte 

Gebäude und/oder einen Bestand mit überdurch-
schnittlich vielen Denkmälern oder denkmalähn-
lichen Gebäuden bewirtschaften. Insgesamt wird 
der Praxispfad zur Erreichung der Klimaneutralität 
im Gebäudesektor auch zukünftig enorme Inves-
titionen erfordern. 
 
Insbesondere für Gebäude in den Klassen F, G 
und H wird aber die wohnungswirtschaftliche Fra-
ge stehen: Abreißen, verkaufen oder sanieren? 
Die Beantwortung ist sehr spezifisch und hängt 
vom Standort, dem Leerstand, der Mietzahlungs-
fähigkeit der Mieter und im Wesentlichen von der 
Investitionsfähigkeit des Wohnungsunternehmens 
ab.

Der Blick in die Daten der amtlichen und auch 
GdW-Statistiken offenbart die enormen anstehen-
den Herausforderungen, die zu meistern sind, um 
perspektivisch einen klimaneutralen Wohnungs-
bestand zu schaffen. 
 
Die Analyse des Gebäudebestands laut Quelle 
des Statistischen Bundesamtes zeigt, dass zum 
Stichtag 12. Mai 2022 in Deutschland 83,6 % des 
Gebäudebestands mit 86,6 % des Wohnungsbe-
stands noch vor Anfang des Jahres 2000 errichtet 
wurden. 78,6 % des Gebäude- bzw. 74,7 % des 
Wohnungsbestands wurden zu diesem Zeitpunkt 
noch mit Gas und/oder Heizöl beheizt. 15,1 % der 
Wohnungen wurden durch Fernwärme mit unter-
schiedlichen Energieträgern versorgt. 
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Auch wenn sich bis 2025 die Energieeffizienz 
der Immobilienbestände weiter verbessert hat, 
so sind die vorgenannten Baualtersklassen und 
Energieträger eindeutiges Indiz dafür, dass der 
Wohnungswirtschaft exorbitante Bestandsinvesti-
tionen auf dem Klimapfad 2045/2050 abgerungen 
werden. Die notwendige wirtschaftliche Tragfähig-
keit erschwert bereits heute die gewünschte sozial 
orientierte Mietgestaltung. 
Insofern wird es alles andere als leichter, auch zu-
künftig unsere Aufgabe zu erfüllen, bezahlbares 
Wohnen qualitativ hochwertig und energieeffizi-
ent zu erstellen, sowie ebenfalls unserem hohen 
ästhetischen Anspruch gerecht zu werden. Mehr 
denn je gilt es daher, die Themen Klimaneutralität 
und Nachhaltigkeit umfassend zu bewerten: öko-
logisch, ökonomisch und sozial.
 
Unbestritten kommt der Gebäudesanierung im 
Kontext der immobilienwirtschaftlichen Transfor-
mation und Dekarbonisierung höchste Bedeutung 
zu. Aufgrund der alten Klimastrategie der Vorgän-
gerregierung mit erheblichen Umsetzungsproble-
men, mangelnder politischer Verlässlichkeit und 
ausschließlicher Fokussierung auf Energieeffizi-
enz ist die neue Bundesregierung mit dem Ver-
sprechen angetreten, zum Thema Energiewende 
vieles anders machen zu wollen. Weg von der 
Fokussierung auf Energieeffizienz, hin zur CO2-
Minderung als zentralem Maßstab: Die Bundesre-
gierung schreibt im Koalitionsvertrag, die CO2-Re-
duktion zur „zentralen Steuerungsgröße“ für den 
Gebäudebestand machen zu wollen und das neue 
Gebäudeenergiegesetz (GEG) technologieoffener, 
flexibler und einfacher gestalten zu wollen. 
 
Konkrete Taten folgten den Aussagen allerdings 
zunächst nicht; wie die Reform des GEG ausse-
hen könnte, darüber hüllte sich die zuständige 
Wirtschaftsministerin Katherina Reiche ziemlich 
in Schweigen. Die Situation charakterisierte sich 
durch die Momentaufnahme, dass das Sanie-
rungsziel in Sicht, die genaue Route jedoch unklar 
ist. 
 
Den Kern der Gesetzesneufassung beinhaltet 
zwei Anliegen: Ringen um das Heizungsgesetz, 
ein Zurückdrehen der Politik des ehemaligen Wirt-
schaftsministers Robert Habeck, worauf im An-
schluss dieses Kapitels eingegangen wird. Zudem 
muss die europäische Gebäuderichtlinie (EPBD) 
in nationales Recht umgesetzt werden.
 
Quartiersansätze sollen eine größere Rolle spielen 
und die Regeln mit der kommunalen Wärmepla-
nung abgestimmt werden. Die Vorgaben, ab wann 

neue Heizungen mit 65 % erneuerbaren Energien 
in Bestandsbauten und Neubauten außerhalb von 
Neubaugebieten betrieben werden müssen, hän-
gen von dem Wärmeplanungsstand vor Ort ab. 
 
Darin begründet liegt ein enormes Problem für 
sehr viele Immobilienunternehmen, denn vieler-
orts liegen noch keine Wärmepläne vor, und wenn 
doch, sind sie unverbindlich. Das ist eine der gro-
ßen Schwächen der kommunalen Wärmeplanung. 
Wenn eine Heizung absehbar havariert und es nur 
eine vage Aussage des Fernwärmebetreibers gibt 
oder das Gebäude erst nach 2035 ans Fernwär-
menetz angeschlossen wird bzw. ein Fernwärme-
netz gar nicht erstellt wird, dann bleibt höchst-
wahrscheinlich mangels Alternativen nur noch die 
teure Investition in Wärmepumpen.
 
Das Klimaziel 2045 gilt insofern, dass bis dahin 
Heizungen zu 100 % klimaneutral betrieben wer-
den müssen. Ebenso gilt das Gesamtziel, dass bis 
zum Jahr 2045 Deutschland einen emissionsfrei-
en Gebäudebestand nachweisen kann. 
 
Insgesamt dürfte es relativ unkompliziert sein, 
die Heizungsregeln im GEG umzusetzen. Daher 
rechnen viele Beobachter mit einer ersten kleinen 
Novelle nach der Sommerpause. Das Umsetzen 
der EU-Gebäuderichtlinie könnte sich allerdings 
deutlich länger hinziehen. Bis Ende Mai 2026 hat 
Deutschland Zeit, die komplexen Vorgaben zu 
Sanierungspflichten in nationales Recht umzuset-
zen. Zu den schwierigen Themen zählen neben 
den Sanierungspflichten die Gebäudeausweise, 
die Lebenszykluskostenanalyse, die Frage nach 
Neubaustandards.
 
Für den Lebenszyklus benötigt es Ökobilanzen 
und die Verwendung von Materialien im Kreislauf 
als Steuerungselement: Holz, Lehm oder andere 
CO2-neutrale bzw. -positive Materialien verbes-
sern die Gesamtbilanz, die zwangsläufig not-
wendige Verwendung von Stahl und Beton ver-
schlechtert sie dagegen deutlich. 
Leider besteht ein grundsätzlicher Konflikt, da 
die EU mit anderen Begrifflichkeiten als die Bun-
desregierung arbeitet und andere Maßstäbe bzw. 
Kennziffern anlegt, auf denen ihre Gesetzgebung 
fußt.
 
Die Ankündigung der Bundesregierung, die CO2-
Reduktion „zur zentralen Steuerungsgröße“ zu 
machen, steht laut Nina Neumann, bei der EU-
Kommission zuständig für Gesetzgebung und 
Umsetzung im Bereich der Energieeffizienz von 
Gebäuden und Produkten, zunächst einmal in kei-



85

II. STELLUNGNAHME 2025 | VORSTAND

nem Widerspruch zur EPBD, die stark auf Ener-
gieeffizienz abzielt.
 
Dennoch ermögliche die EU-Richtlinie den Mit-
gliedstaaten nicht die komplette Umstellung auf 
die Verringerung von CO2-Emissionen als allei-
nigen Maßstab. Denn eine Abkehr von hohen 
Dämmstandards lasse die Richtlinie nicht zu, ge-
rade im Neubau, für den der Nullemissionsstan-
dard gefordert ist. 
 
Das Gesamtenergieeffizienzniveau fällt (nur) dann 
positiv aus, wenn die über die wirtschaftliche Le-
bensdauer erstellte Kosten-Nutzen-Analyse nicht 
nur die Effizienz der Energiesysteme und die Nut-
zung erneuerbarer Energien berücksichtigt, son-
dern explizit auch die Gebäudehülle.
 
In der aktuellen Situation und der noch nicht 
grundsätzlich geklärten Gemengelage ohne kon-
krete Vorgaben zum Energiebedarf einzelner 
Wohngebäude verzichten viele Wohnungsunter-
nehmen im Hinblick auf den geplanten Schwenk 
der Bundesregierung auf CO₂ als Steuerungs-
größe zunächst auf verstärkte Dämmtätigkeiten 
und setzen stattdessen auf die Defossilisierung 
der Wärmeversorgung. Nahezu zwangsläufig be-
schränken sie sich darüber hinaus auf das woh-
nungswirtschaftlich Notwendige. Der nach der al-
ten Klimastrategie notwendige Investitionsbedarf 
übersteigt die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 
des prozentual größten Teils der deutschen Woh-
nungswirtschaft. 
 
Die Bundesregierung muss eruieren, was die Um-
stellung des Energiesystems und die Renovie-
rung des Bestands kosten, sowie austarieren, wie 
Deutschland bei den geringsten Gesamtkosten 
für Eigentümer, Mieter und Gesellschaft zu einem 
emissionsfreien Bestand kommt.
 
Die Novellierung des GEG und Neuordnung der 
Förderlandschaft sowie die sozialverträgliche 
Festsetzung von Preisobergrenzen beim CO2-
Handel im Gebäudesektor könnten ein wichtiger 
Meilenstein werden. Es gibt zurzeit zumindest 
Hoffnung, diesbezüglich ein Stück voranzukom-
men; ein Anlass, die Sektkorken knallen zu lassen, 
ist es bei Weitem nicht. Im Zusammenhang mit 
der Energieeffizienz des Gebäudebestands nimmt 
der GdW eindeutig Stellung zum Klimaschutzpro-
gramm der Bundesregierung. Im Schulterschluss 
mit Experten sowie Verbänden aus der Immobilien  
und Bauwirtschaft wird ein klarer Fahrplan zur Er-
reichung der Klimaziele bis 2045 gefordert.
 

Dabei scheint das Wie ungleich schwieriger zu 
sein als das Was. Die Komplexität des Vorhabens 
verdeutlichen einmal mehr die Stellungnahmen 
aus der Immobilien- und Bauwirtschaft, die die 
Verbände bis Mitte Januar 2026 beim Bundesum-
weltministerium einreichen durften: Von der freien 
Wahl bei der eingesetzten Technologie über aus-
reichende Subventionen, um die Umstellungen 
sozial abzufedern, bis hin zu verbindlichen Le-
benszyklusanalysen reichten die Äußerungen der 
Interessenvertreter.
 
Zudem erwarteten sie, wie die Bundesregierung 
die EU-Vorgaben für Gebäude in nationales Recht 
umsetzen will: realistisch, sozial ausgewogen und 
wirtschaftlich tragfähig gestaltet. Der Zentrale Im-
mobilien Ausschuss (ZIA) verweist bei der Frage 
nach einem Zusatz auf größere Zusammenhänge. 
Es gehe bei der CO2-Einsparung nicht nur um die 
Sanierung von Gebäuden oder den Austausch 
von Heizungen, sondern ebenso um steuerliche 
Hemmnisse und die Finanzmarktregulierung. Der 
GdW fordert zudem, Gebäude und Energiewirt-
schaft zusammen zu denken. 
 
„Wir sprechen uns gegen eine politisch erzwunge-
ne Erhöhung der Sanierungsrate aus. Systemana-
lysen zeigen: Bei Fortführung der heutigen Sanie-
rungsrate sind die Gesamtkosten für Energie- und 
Gebäudesystem geringer als bei einer künstlich 
beschleunigten Sanierung. Stattdessen schlagen 
wir mit dem Praxispfad CO2-Reduktion im Gebäu-
desektor einen verbindlichen, jährlich geprüften 
CO2-Minderungspfad für Wohnungsunternehmen 
vor - als alternative Erfüllungsoption im Gebäu-
deenergiegesetz“, so Axel Gedaschko, Präsident 
des Spitzenverbandes. 
 
Zudem bräuchte es eine zehnjährige Verstetigung 
der BEG-Mittel im Klimatransformationsfonds und 
die verlässliche zeitnahe Umsetzung der europä-
ischen Gebäuderichtlinie, um Planungssicherheit 
für langfristige Investitionen zu gewährleisten. 
 
In Sachen Förderung wünscht sich der GdW mehr 
Geld für diejenigen, die an einkommensschwa-
che Haushalte vermieten; er spricht von 50 % 
Zuschüssen „für die Modernisierung vermieteter 
Wohngebäude mit Haushalten bis 40.000 € Haus-
haltsbruttoeinkommen pro Jahr“. Ähnlich äußert 
sich der ZIA. Er fordert einen Förderbonus für Ein-
zelmaßnahmen an den energetisch schlechtesten 
Gebäuden für Selbstnutzer und Vermieter.
 
Zudem wird gefordert, etablierte Lösungen wie 
Mieterstrommodelle rechtlich zu stärken, um 
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die lokale Energieversorgung zu fördern sowie 
Stromnetze und Mieter direkt zu entlasten. Der 
Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland 
(BUND) hingegen fordert mehr Vorgaben und 
Ordnungsrecht. Die zentrale 65-%-Erneuerbare-
Energien-Vorgabe müsse erhalten bleiben und 
perspektivisch auf 100 % erhöht werden, heißt es 
in dessen Stellungnahme zum umstrittenen GEG-
Paragrafen 71, um den sich die Novelle des Hei-
zungsgesetzes drehen dürfte. Nur so gelinge es, 
von fossil betriebenen Heizungen wegzukommen. 
Auch für Wohngebäude will der BUND Mindest-
effizienzstandards, die EU-Regeln sehen diese 
nicht zwingend vor. 
 
Ein Expertenrat für Klimafragen soll die verschie-
denen Eingaben mit Blick auf die zu erwartenden 
Treibhausgasminderungen beurteilen, um einen 
Entwurf und anschließenden Kabinettsbeschluss 
vorzubereiten. Gerade für die sozial orientierte 
Wohnungswirtschaft ist hierbei die Wahrung der 
sozialen Balance der entscheidende Schlüssel für 
erfolgreichen Klimaschutz im Gebäudebereich so-
wie für die Akzeptanz in der Gesellschaft. 
 
Dieses Ziel verfolgt auch der im Februar 2026 
vollzogene Switch der Bundesregierung vom 
Heizungsgesetz zum Gebäudemodernisierungs- 
gesetz. Die einzelnen Eckpunkte des Gesetzes-
entwurfs fanden nicht uneingeschränkte Zustim-
mung. Kritiker mahnten eine deutliche Verringerung 
des Klimaschutzes und damit auch eine Verfeh-
lung der Klimaschutzziele an. Ebenso wie der 
Hochlauf grüner Brennstoffe massiv beschleunigt 
werden soll bzw. könne, ohne deutliche Kosten- 
steigerungen für Investoren, Eigentümer und 
Mieter zu verursachen. Auch droht der Bundes-
regierung mit dem neuen Heizungsgesetz Ärger 
aus Brüssel. Die „EU‑Gebäudeeffizienzrichtlinie“ 
fordert neben der Klimaneutralität von Neubau-
ten ab 2030 auch Mindestwerte für erneuerbare 
Energien in Bestandsobjekten. Ob die sogenann-
te „Biotreppe“ ausreicht, um beide EU‑Richtlinien 
einzuhalten, wurde unmittelbar infrage gestellt 
und eine Überprüfung der CO₂‑Reduzierung 
durch das deutsche Heizgesetz angekündigt.
 
Die Kernbestandteile der angedachten Reformen 
des GEG waren zum Zeitpunkt der Koalitionseini-
gung folgende: 
Durch die Reform des GEG soll das Heizungs-
gesetz des früheren Wirtschaftsministers Robert 
Habeck abgeschafft werden. Immobilienbesitzer 
sollen weiterhin Öl- und Gasheizungen in ihre 
Wohnhäuser einbauen dürfen. Die pauschale 
Pflicht, dass jede neu eingebaute Heizung mit 65 % 

erneuerbarer Energie betrieben werden soll, soll 
entfallen.
 
Allerdings müssen neue Gas- und Ölheizungen ab 
Januar 2029 mit einem wachsenden Anteil klima-
freundlicher Kraftstoffe betrieben werden. Das 
können Biomethan oder synthetische Kraftstoffe 
sein, die aus unterschiedlichen Ausgangsstoffen 
hergestellt werden können. Auf den Anteil dieser 
klimafreundlichen Kraftstoffe soll kein CO₂‑Preis 
erhoben werden, der auf fossile Brennstoffe an-
fällt. Das soll einen Anreiz zum Umstieg schaffen.
 
Die strengen Vorgaben zur Zwangsnutzung erneu-
erbarer Energien sowie Betriebsverbote bestimm-
ter Heizungen sollen also zurückgenommen wer-
den. Eigentümer, die ihre Heizung austauschen 
müssen oder wollen, sollen selbst entscheiden 
können, welche Heizung es werden soll, und aus 
einem Katalog von Optionen wählen: Wärmepum-
pen, Hybridmodelle, Biomasse, Gas- oder Öl- 
heizungen. Wer eine neue Öl- oder Gasheizung ein-
baut, muss allerdings beachten, dass er nach und 
nach den Anteil an grünem Öl oder Gas erhöhen 
muss. Im Gesetz ist von der sogenannten Biotreppe 
die Rede. Der Anteil an klimafreundlichem Gas 
oder Öl wird stufenweise erhöht: Ab 2028 soll eine 
zunächst moderate Grüngas- oder Grünölquote 
von bis zu 1 % eingeführt werden. Ab 2029 soll 
der Anteil klimafreundlicher Brennstoffe bei min-
destens 10 % liegen. Der weitere Anstieg bis 2040 
wird im Gesetz in drei Schritten festgelegt. Ein 
konkreter Endwert wurde zunächst nicht definiert; 
wahrscheinlich sollen es bis 2045 jedoch 100 % 
werden. Für den Anteil der klimafreundlichen 
Kraftstoffe soll keine CO₂‑Bepreisung anfallen, 
die auf fossile Brennstoffe erhoben wird, auch um 
einen Anreiz zum Umstieg zu schaffen.
 
Händler bzw. Lieferanten sollen verpflichtet wer-
den, anteilig klimafreundliche Gase und Heizöl 
durch Beimischung in den Verkehr zu bringen, 
insbesondere Biomethan, Wasserstoff und seine 
Derivate, synthetisches Methan und Bioöl. Mit 
Einführung der Quote sollen bis 2030 mindestens 
2 Mio. Tonnen CO₂ eingespart werden.
 
Die Finanzierung der Bundesförderung für effi-
ziente Gebäude (BEG) soll bis mindestens 2029  
sichergestellt und garantiert werden. Dazu gehören 
auch die bisherigen Investitionskostenzuschüsse 
beim Umstieg auf klimafreundliche Heizungen, wie 
zum Beispiel Wärmepumpen. Die kommunale Wär-
meplanung soll weiterhin Bestand haben. Sie gilt 
als zentrales strategisches Instrument, das Kom-
munen, Unternehmen, Privatpersonen, Energie- 
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lieferanten und Netzbetreibern Orientierung über 
die künftige Wärmeversorgung geben soll. Aller-
dings soll das Wärmeplanungsgesetz dahin- 
gehend novelliert werden, dass sich durch starke 
Vereinfachungen im Bereich der Datenverarbei-
tung etwa 20 % des bisherigen Aufwands einer 
regulären Wärmeplanung reduzieren.
 
Vorgesehen war, dass der Abschluss des Ge-
setzgebungsverfahrens so erfolgen soll, dass das 
neue Gesetz noch vor dem 01.07.2026 in Kraft 
treten soll. Die ersten Reaktionen auf das neue 
Gebäudemodernisierungsgesetz waren – wie er-
wartet – sehr unterschiedlich. Die einen begrüßten 
Technologieoffenheit, Flexibilität, Entscheidungs-
freiheit und Pragmatismus; die anderen kritisier-
ten eine Vernachlässigung des Klimaschutzes so-
wie der Kosten und finanziellen Belastungen der 
Mieter.
 
Der GdW bewertete den Entwurf zunächst als 
tragfähigen Neustart für Klimaschutz und Inves-
titionssicherheit. Der Präsident des Spitzenver-
bandes der Wohnungswirtschaft, Axel Gedasch-
ko, äußerte sich positiv: Die Aufhebung der engen 
Koppelung zwischen kommunaler Wärmepla-
nung und unmittelbaren Verpflichtungen im Ge-
bäudebestand trage der Realität vor Ort stärker 
Rechnung als frühere entwickelte Modelle. Das 
schaffe Praxistauglichkeit.
 
Die zugesicherte Finanzierung der Förderung bis 
2029 sei ein wichtiges Signal für Investitionssi-
cherheit. Auch die Umsetzung der europäischen 
Gebäudeeffizienzrichtlinie ohne zusätzliche nati-
onale Verschärfungen, etwa beim Neubaustan-
dard, sowie die Stärkung des Quartiersansatzes 
seien elementar wichtige Schritte. Ebenso die 
Vereinfachung der kommunalen Wärmeplanung, 
insbesondere für kleinere Kommunen.
 
Gleichwohl gelte für alle Maßnahmen, dass dem 
Bürger klar sein müsse, dass alle Möglichkeiten 
zur Erreichung der Klimaneutralität gegenüber 
dem heutigen System mit höheren Kosten ver-
bunden seien. Dank einer eingeführten Biogas-
quote könnten Gasheizungen nun auch über 
2044 hinaus betrieben werden, wenn sie dann zu 
100 % mit klimafreundlichen Brennstoffen befeu-
ert würden.
 
Für Investoren, Eigentümer und Mieter wird ent-
scheidend sein, wie viele Kommunen in den 
nächsten Jahren ihre Gasnetze aufgeben, wie 
sich aufgrund ausgedünnter Netze die Entgelte 
entwickeln, wie hoch der CO₂ Preis auf den fos-

silen Erdgasanteil in den nächsten Jahren steigt 
und ob überhaupt genügend Biogas und Bioöl 
produziert bzw. zur Verfügung gestellt werden 
kann.
 
Auch der VdW äußerte sich zum Eckpunktepa-
pier der GEG. Die Technologieoffenheit sei zu 
begrüßen, die konkrete Umsetzung bleibe je-
doch unklar. Die Abschaffung der 65-%-Rege-
lung, verbunden mit der Option, künftig weiter-
hin Gas- und Ölheizungen einbauen zu können, 
schaffe neue Unsicherheiten für die Wohnungs-
wirtschaft im Hinblick auf die herausfordernde 
Aufgabe, ihre Bestände bis 2045 klimaneutral 
auszubauen. Das Papier gebe keine Antwort auf 
die Frage, woher die notwendigen Mengen an kli-
maneutralen Brennstoffen kommen sollen, um die 
Bedarfe langfristig und bei über die sogenannte 
Bio-Treppe zunehmendem Grüngasanteil zu de-
cken. Es sei davon auszugehen, dass durch den 
Import neue Abhängigkeiten entstehen könnten, 
die Kosten für die Brennstoffe und dadurch für 
den Betrieb der Heizungen damit deutlich erhö-
hen würden. Darüber hinaus würden die steigen-
den CO2-Kosten bei einem längerfristigen Weiter-
betrieb der Gasheizungen zukünftig stärker zum 
Tragen kommen. Der Einbau neuer Öl- und Gas-
heizungen könne somit in eine Kostenfalle führen.
 
Auch Energieversorger wie der Stadtwerkever-
band VKU sahen durchaus Risiken. Durch „die 
neue Freiheit“ würden wahrscheinlich nun viele 
alte Brenner weiterbetrieben. Dadurch würden mit 
Gas- und Wärmenetzen parallele Infrastrukturen 
mit jeweils schlechter Anschlussdichte entstehen. 
Es stelle sich die Frage der Bezahlbarkeit. Weniger 
Wärmenetze, höhere Netzgebühren, steigende 
CO2-Preise und teure erneuerbare (Biomethan-)
Brennstoffe könnten zu enormen Erhöhungen der 
warmen Nebenkosten führen. So drohen die Kos-
ten für den Betrieb einer Gasheizung von heute 
11 Cent je Kilowattstunde auf rund 15 Cent im 
Jahr 2029 und auf mehr als 25 Cent im Jahr 2040 
anzusteigen, hieß es in der Öko-Institut-Studie. 
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10. PROJEKTE

Anhalter Weg 2

Im Jahr 2025 konnte mit dem Neubauprojekt 
„Anhalter Weg“ ein weiteres bedeutendes Bau-
vorhaben des Spar- und Bauvereins erfolgreich 
abgeschlossen werden. Das Projekt wurde termin- 
gerecht zum 1. April 2025 fertiggestellt und voll-
ständig bezogen. Sowohl die öffentlich geförder-
ten Wohnungen als auch die Apartments und Ge-
meinschaftsflächen der Lebenshilfe wurden zum 
Stichtag in Betrieb genommen. Auf dem 2.194 m² 
großen Grundstück entstand ein inklusives Wohn-
angebot, das in enger Kooperation mit der Le-
benshilfe Kreisverband Paderborn e.V. entwickelt 
wurde. Ziel des Konzepts ist es, die Selbststän-
digkeit und gesellschaftliche Teilhabe von Men-
schen mit Behinderungen nachhaltig zu fördern.
 
Insgesamt wurden 23 öffentlich geförderte Woh-
nungen mit einer Gesamtwohnfläche von rund 
1.400 m² realisiert. Im Erdgeschoss befindet sich 
eine „Intensiv Ambulante Wohnform“ für elf Be-
wohner mit geistiger Behinderung. Jedes Apart-
ment verfügt über einen eigenen Schlafraum, 
ein barrierefreies Bad sowie einen integrierten 
Wohn- und Kochbereich. Die Räume wurden 
hell, freundlich und barrierearm gestaltet, um ein 
selbstbestimmtes und angenehmes Wohnumfeld 
zu schaffen.
 
Die übrigen zwölf Wohnungen befinden sich in den 
Ober- und Staffelgeschossen. Sie sind für ein bis 
vier Personen ausgelegt und verfügen über Woh-
nungsgrößen zwischen 40 und 92 m². Mit einer 
ausgewogenen Mischung aus Zwei-, Drei- und 
Vierzimmerwohnungen, jeweils ausgestattet mit 
Balkonen und großzügigen Fensterflächen, wurde 
ein vielseitiges und zeitgemäßes Wohnangebot 
geschaffen, das unterschiedlichen Lebenssitua-
tionen gerecht wird.
 
Das Gebäude wurde im Effizienzhaus-55-Standard 
(EH55) errichtet. Eine Luft-Wasser-Wärmepumpe 
in Kombination mit einer Photovoltaikanlage ge-
währleistet eine energieeffiziente Beheizung und 

eine deutliche Reduzierung der Nebenkosten 
für die Mieter. Die technische Umsetzung erfolgt 
durch einen Contractor, der zugleich ein Mieter-
strommodell bereitstellt. Die Lage in der Stadthei-
de bietet zudem eine sehr gute ÖPNV-Anbindung 
sowie kurze Wege zu wohnortnahen Versorgungs-
angeboten.
 
Im Rahmen der Kooperation wurde zwischen der 
Stadt Paderborn und der Lebenshilfe eine Be-
legungsvereinbarung getroffen. Diese sieht vor, 
dass die Stadt zugunsten der Lebenshilfe auf ihr 
Besetzungsrecht für bestimmte Wohnungen ver-
zichtet. Der Spar- und Bauverein übernimmt die 
Verwaltung und Vermietung in enger Abstimmung 
mit dem Kooperationspartner. Das Projekt wurde 
unter Berücksichtigung der Förderbestimmungen 
der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) sowie 
der Wohnraumförderung des Landes NRW ge-
plant. Zur Sicherung dauerhaft bezahlbarer Mieten 
wurde bewusst die energieeffiziente Bauweise 
nach EH55 gewählt.
 
Die kalkulierten Kosten konnten eingehalten bzw. 
leicht unterschritten werden. Im September 2025 
fand auf Wunsch der Lebenshilfe ein Nachbar-
schaftsfest statt, das der Spar- und Bauverein 
unterstützte. Die Veranstaltung trug dazu bei, das 
neue Wohnprojekt positiv im Quartier zu veran-
kern und den Austausch mit der Nachbarschaft 
zu stärken.
 
Das Projekt „Anhalter Weg“ gilt als gelungenes 
Beispiel für inklusives und nachhaltiges Wohnen 
im Stadtgebiet. Es vereint soziale Verantwortung, 
ökologische Anforderungen und wirtschaftliche 
Machbarkeit und zeigt, wie durch die enge Zu-
sammenarbeit zwischen sozialen Trägern, kom-
munalen Stellen und Wohnungsunternehmen 
neue, zukunftsorientierte Wohnformen entstehen 
können.
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NEUBAU – Fertigstellung
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Quartiersentwicklung in der Südstadt | 
KlimaQuartier.NRW

Das geplante Neubauquartier „Querweg/Wigbert-
straße“ wurde bereits im November 2023 vom 
Land Nordrhein Westfalen – als eines von fünf 
ausgewählten Projekten – mit dem Titel „Klima-
Quartier.NRW“ ausgezeichnet. Die Auszeichnung 
würdigt Projekte, die durch geringe CO₂ Emissio-
nen, innovative Energiekonzepte und soziale Aus-
richtung einen Beitrag zu einem klimagerechten 
Wohnungsbau in Nordrhein Westfalen leisten.
 
Das Quartier entsteht auf einer rund 4.600 m² gro-
ßen innerstädtischen Fläche zwischen Querweg 
und Wigbertstraße, südwestlich des Paderborner 
Stadtzentrums. Im Sinne einer flächenschonen-
den, sozial ausgerichteten Nachverdichtung wer-
den neben den Neubauten auch zehn bestehende 
Gebäude im direkten Umfeld mit 153 Wohneinhei-
ten in die Quartiersentwicklung einbezogen. Ein 
nicht mehr zeitgemäßes Bestandsgebäude wurde 
– nach Abschluss aller erforderlichen artenschutz- 
und umweltfachlichen Untersuchungen – im Mai 
2025 abgebrochen, um Platz für die Neubauten 
zu schaffen. Die hohe „Stadtrendite“ des Projekts 
– also die effiziente Nutzung innerstädtischer Flä-
chen – ist politisch und gesellschaftlich ausdrück-
lich gewünscht; entsprechend wurde die Verwal-
tung frühzeitig in die Planungen eingebunden.
 
Errichtet werden vier moderne, barrierearme und 
energetisch optimierte Mehrfamilienhäuser mit 
insgesamt 51 Wohnungen und einer Wohn- und 
Nutzfläche von knapp 3.500 m². Dabei entstehen 
ein Geschosswohnungsbau mit 24 Wohnungen 
sowie drei weitere Mehrfamilienhäuser mit jeweils 
neun Wohneinheiten. Der Wohnungsmix ist be-
wusst vielfältig angelegt und umfasst zwei Ein-
raumapartments, 16 Einzimmerwohnungen, zehn 
Zweizimmerwohnungen, 14 Dreizimmerwohnun-
gen, acht Vierzimmerwohnungen sowie eine Fünf-
zimmerwohnung. Die Apartments verfügen über 
Wohnflächen von 34 bis 41 m², die Wohnungen 
liegen je nach Grundriss zwischen 64 und 123 m². 
Drei Gebäude werden frei finanzierte Wohnungen 
enthalten, das vierte Gebäude umfasst öffentlich 
geförderte Wohneinheiten. Ergänzend entstehen 
in Kooperation mit Bethel.regional 16 Einzel-
apartments für betreutes Wohnen. Darüber hinaus 
wird ein Bereich für die Tagesstruktur eingerichtet, 
ebenfalls in Nutzung durch Bethel. Das Quartier 

POTENZIELLE PROJEKTIERUNGEN setzt damit gezielt auf inklusives Wohnen und 
stärkt durch geplante Gemeinschafts- und Grup-
penräume ein sozialraumorientiertes Miteinander. 
Mit einem Anteil von rund 30 % gefördertem 
Wohnraum wird ein vielfältiges Wohnumfeld ge-
schaffen, das unterschiedliche Lebenssituationen 
und Bedarfe berücksichtigt.
 
Ein zentraler Bestandteil des Projekts ist das 
nachhaltige Energiekonzept: Eine Hackschnitzel-
Heizanlage wird künftig sowohl die Neubauten als 
auch zehn bestehende Altgebäude mit insgesamt 
rund 200 Wohneinheiten vollständig mit erneu-
erbarer Wärme versorgen. Weitere ökologische 
Maßnahmen wie Photovoltaikanlagen, Dach-
begrünungen, klimaangepasste Fassaden, eine 
optimierte Niederschlagswasserbewirtschaftung 
und Maßnahmen zum Arten- und Klimaschutz – 
darunter Nisthilfen für Mauersegler und eine Bio-
topstruktur zur Starkregenrückhaltung – ergänzen 
das ökologische Gesamtkonzept.
 
Auch die soziale Nachhaltigkeit ist ein integraler 
Bestandteil des Quartiers. Mit einem Anteil von 
rund 30 % gefördertem Wohnraum, inklusiven 
Wohnangeboten und geplanten Gemeinschafts-
flächen wird ein vielfältiges und sozialraumorien-
tiertes Wohnumfeld entstehen.
 
Erstmals in seiner langjährigen Geschichte reali-
siert der Spar- und Bauverein ein Projekt über ei-
nen externen Generalunternehmervertrag. Der GU 
Vertrag mit der Firma Wegener Massivhaus GmbH 
gewährleistet die Zusammenarbeit ausschließlich 
mit regionalem Handwerk und eröffnet in der ak-
tuellen Marktsituation eine erhöhte Kosten- und 
Planungssicherheit. Die Gesamtkosten des Pro-
jekts belaufen sich auf etwa 18 Mio. €.
 
Im Rahmen der „WohneNRW Tage 2025“ besuch-
ten Staatssekretär Daniel Sieveke sowie weitere 
Vertreter von Land, Kreis und Stadt Ende August 
2025 das KlimaQuartier.NRW und hoben den mo-
dellhaften Charakter des Projekts hervor. Die Fer-
tigstellung des Gesamtquartiers wird aktuell für 
März/April 2027 erwartet.
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Nordstraße 15 | Schallenberg

Anfang 2025 erwarb der Spar- und Bauverein das 
Grundstück „Nordstraße 15“ in Paderborn. Das 
rund 990 m² große Areal befindet sich in einer 
markanten Ecklage zwischen zwei bereits im Be-
stand befindlichen Gebäuden des Spar- und Bau-
vereins. Durch den Erwerb eröffnet sich die Mög-
lichkeit, das Quartier „TegelBogen“ städtebaulich 
und funktional sinnvoll zu erweitern. Vorgesehen 
sind der Rückbau des bestehenden Gebäudes 
und die Errichtung einer fünfgeschossigen Neu-
bebauung, die perspektivisch rund 26 Wohnein-
heiten mit einer Wohn- und Nutzfläche von etwa 
1.800  m² ermöglichen könnte. Der Besitzüber-
gang erfolgte am 1. März 2025.
 
Die auf dem Dach befindliche Photovoltaikanlage 
wurde den bisherigen Eigentümern bis zum 31. 
Dezember 2025 zur weiteren Nutzung überlassen. 
Zudem konnte zwei Untermietern des vorheri-
gen Gewerbebetriebs eine Fortführung ihrer Ge-
schäftstätigkeit bis Ende 2025 ermöglicht werden. 
Diese Übergangsregelungen sorgten für einen ge-
ordneten Ablauf und dokumentieren das gute Ver-
hältnis zwischen den beteiligten Parteien. Die Pro-
jektentwicklung für die künftige Wohnbebauung 
wurde im Laufe des Jahres 2025 aufgenommen.
 
Im Rahmen der Projektentwicklung wurde ein ers-
ter städtebaulicher Entwurf ausgearbeitet und in 
mehreren Abstimmungsschritten mit der Stadtver-
waltung erörtert. Der Entwurf sieht eine moderne 
Wohnbebauung mit ergänzenden Nebenflächen 
und einer Tiefgarage vor. Die Gebäude orientieren 
sich in ihrer Höhenentwicklung und Ausrichtung 
an der bestehenden Nachbarschaft und tragen da-
mit zur städtebaulichen Aufwertung des Quartiers 
bei. Gestalterische Details, Übergänge zwischen 
Gebäudeteilen sowie die Ausbildung der Gebäu-
deecke wurden im Planungsprozess weiter ver-
feinert. Die Wohnungen sind – je nach Grundriss 
– mit Wohnflächen von 61 bis 91 m² vorgesehen. 
 
Zur möglichen Nutzung des Erdgeschosses wur-
den im Berichtsjahr informelle Gespräche mit 
verschiedenen potenziellen Nutzern geführt. 
Diese dienten der Bedarfsermittlung und unter-
stützten die Entwicklung eines tragfähigen Ge-
samtkonzepts. In diesem Zusammenhang wurde 
die Caritas frühzeitig in wesentliche Planungs-
schritte einbezogen: Sie betreibt in Paderborn 

ANKAUF Ausbildungs- und Integrationsprogramme für in-
ternationale Pflegefachkräfte und benötigt hierfür 
langfristig gesicherten Wohnraum. Vor diesem 
Hintergrund ist vorgesehen, im Neubau dauerhaft 
vier Erdgeschosswohnungen für die Unterbrin-
gung migrantischer Pflege-Auszubildender so-
wie internationaler Fachkräfte bereitzustellen. Die 
zugrunde liegende Planung berücksichtigt dabei 
insbesondere die Anforderungen von Wohnge-
meinschaften einzelner Personen.
 
Die Caritas stellt im Rahmen eines integrativen, 
wohnungsbegleitenden Dienstes sicher, dass die 
künftigen Bewohner betreut werden. Damit wird 
ein verlässlicher Rahmen für ein gutes nachbar-
schaftliches Zusammenleben geschaffen.
 
 
Ein bedeutender Meilenstein war die Vorstellung 
des Projekts im neu eingerichteten städtischen 
Gestaltungsbeirat im August 2025. Die dort aus-
gesprochenen Empfehlungen wurden anschlie-
ßend in die Planung integriert. Auch wesentliche 
planungsrechtliche Fragestellungen konnten im 
Austausch mit den beteiligten Stellen der Stadt 
Paderborn geklärt werden. Die überarbeitete Ent-
wurfsvariante fand im weiteren Verlauf Zustim-
mung seitens der Verwaltung. Die finalisierten 
Unterlagen wurden dem Gestaltungsbeirat im 
Rahmen eines Umlaufbeschlusses zur abschlie-
ßenden Bewertung vorgelegt.
 
Auf Basis der erreichten Planungsfortschritte und 
vorgelegten Abstimmungen mit dem Stadtpla-
nungsamt wurden Ende März 2026 die Unterla-
gen für das Bauantragsverfahren eingereicht. Bei 
planmäßigem Verlauf erscheint ein Baubeginn ab 
Sommer/Spätsommer 2026 realistisch. 
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Nachhaltige Quartiersentwicklung und 
strategische Bestandsinvestitionen
Die Attraktivität einer Stadt und ihres Immobili-
enportfolios entsteht nicht allein durch Neubau- 
projekte. Auch im Jahr 2025 blieben gezielte Inves-
titionen in den vorhandenen Wohnungsbestand 
ein zentraler Bestandteil unserer Unternehmens- 
strategie. Durch kontinuierliche bauliche Maßnah-
men entwickeln wir unsere Bestandsobjekte be-
darfsgerecht weiter und sichern so deren langfris-
tige Wettbewerbsfähigkeit.
 
Der Fokus unserer Investitionen liegt weiterhin auf 
der Steigerung der Energieeffizienz, der Redu-
zierung des Wärmeenergieverbrauchs sowie auf 
Maßnahmen zur Verbesserung der Barrierefrei-
heit. Neben ökonomischen Parametern berück-
sichtigen wir in unseren immobilienwirtschaft-
lichen Entscheidungen stets auch soziale und 
städtebauliche Aspekte.
 
Unsere nachhaltige Bestands- und Quartiersent-
wicklung erfolgt im engen Dialog mit unseren 
Mietern. Dabei orientieren wir uns an langfristigen 
Maßstäben: Solides Wirtschaften, kontinuierliche 
Investitionen in eine optimierte Bestandsstruk-
tur sowie eine zukunftsorientierte Quartiers- und 
Stadtentwicklung bleiben die grundlegenden Leit-
linien unseres Handelns.
 
Investitionen und Maßnahmen im Berichtsjahr
Im Geschäftsjahr 2025 wurden insgesamt 
5.187 T€ in die marktorientierte Weiterentwicklung 
unseres Wohnungsbestandes investiert. Damit 
setzen wir den kontinuierlichen Investitionskurs 
der vergangenen Jahre fort. Die Maßnahmen kon-
zentrierten sich insbesondere auf energetische 
Modernisierungen, Wohnungsmodernisierungen 
sowie Verbesserungen der technischen Gebäude-
ausstattung.
 
Im Berichtsjahr wurden rund 83 Wohnungen 
mit einem Gesamtinvestitionsvolumen von ca. 
1.190  T€ teil- oder vollständig modernisiert. Die 
Maßnahmen umfassten unter anderem Grundriss-
optimierungen, Modernisierungen von Küchen 
und Bädern sowie die Erneuerung von Wasser- 
leitungen, Elektroinstallationen, Türen und Boden-
belägen. Ziel dieser Investitionen ist es, zeitgemä-
ßen Wohnraum zu schaffen und zugleich alters- 
gerechte Wohnraumanpassungen zu ermöglichen. 

INSTANDHALTUNG | 
MODERNISIERUNG

Darüber hinaus wurden etwa 180 T€ in die In-
standsetzung und Modernisierung von Treppen-
häusern investiert. Hierzu zählten insbesondere 
der Einbau schall- und wärmegedämmter Haus-
eingangs- und Wohnungstüren, die Erneuerung 
der Elektroinstallationen sowie die Modernisie-
rung von Beleuchtungssystemen und Kommuni-
kationsanlagen. Ergänzend hierzu erfolgte in den 
Bestandsobjekten Wigbertstraße 1–7, Borchener 
Straße 88/90, Franz-Egon-Straße 12–18 und 
Theodor-Heuss-Straße 27–33 ein weiterer Aus-
tausch veralteter Fensteranlagen gegen moder-
ne Wärmeschutzverglasungen mit einem Investi- 
tionsvolumen von rund 330 T€.
Der sukzessive Fensteraustausch wird im Jahr 
2026 mit einem geplanten Investitionsvolumen 
von etwa 560 T€ in den Wohnanlagen Sachsenweg 
34–40, Benhauser Straße 16–20 und Fechteler- 
straße 9–13 fortgeführt. Hierdurch wird sowohl 
die Energieeffizienz der Gebäude nachhaltig ge-
steigert als auch der Wohnkomfort für die Mieter 
verbessert.
 
Ein weiterer Schwerpunkt lag im Berichtsjahr auf 
der technischen Modernisierung der Gebäude-
infrastruktur. So wurden in den Objekten Neu-
enheerser Weg 7 und 9 die Aufzugsanlagen voll-
ständig erneuert. Durch den Einsatz moderner, 
platzsparender Aufzugstechnik konnten eine Ver-
größerung der Kabinen sowie eine Verbreiterung 
der Türöffnungen realisiert werden. Neben einer 
deutlichen optischen Aufwertung wurde damit 
zugleich ein barrierearmer Zugang zu den Woh-
nungen geschaffen.
 
Auch im Jahr 2025 wurde der Ersatz veralteter 
Heizungsanlagen konsequent fortgeführt. Nach 
eingehender technischer und wirtschaftlicher Prü-
fung alternativer Versorgungssysteme wurden in 
den Objekten Sachsenweg 34–40 und Liegnit-
zer Straße 11/11a die bestehenden Gaszentral-
heizungen durch moderne, energieeffiziente und 
klimafreundliche Luft-Wasser-Wärmepumpen-
systeme ersetzt. In der Wohnanlage Am Stadt- 
graben 5/7 wurden zudem ältere Luft-Wasser-
Wärmepumpen durch leistungsfähigere Neuanla-
gen substituiert. In diesem Bereich belief sich das 
Investitionsvolumen insgesamt auf rund 500 T€.
 
Mit einem Investitionsvolumen von etwa 235 T€ 
wurden in der Wohnanlage Schleswiger Weg 27/29 
die bislang ungedämmten obersten Geschoss-
decken instand gesetzt, energetisch ertüchtigt 
und mit einer neuen Abdichtung versehen.
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Ausblick
Die Anforderungen an die Wohnungswirtschaft 
werden auch in den kommenden Jahren auf einem 
hohen Niveau verbleiben. Steigende Bau- und  
Finanzierungskosten, verschärfte regulatorische 
Vorgaben im Bereich der Energieeffizienz sowie 
herausfordernde makroökonomische Rahmen- 
bedingungen werden die Branche weiterhin maß-
geblich prägen.
 
Der Spar- und Bauverein wird seinen eingeschla-
genen Transformationspfad konsequent fort-
setzen – durch verantwortungsbewusstes und 
zukunftsorientiertes Wirtschaften, nachhaltige 
Investitionen in den Gebäudebestand sowie eine 
strategisch ausgerichtete, quartiersbezogene 
Entwicklungsplanung. Die systematische Instand-
setzung sowie Teil- und Vollmodernisierung des 
Wohnungsbestands werden in den kommenden 
Jahren fortlaufend vorangetrieben. Ziel bleibt die 
kontinuierliche Steigerung der baulichen, energe-
tischen und prozessualen Qualität im Sinne eines 
wertorientierten und ressourceneffizienten Port-
foliomanagements.
 
Im Jahr 2026 wird der schrittweise Austausch 
fossiler, gasbetriebener Heizungsanlagen durch 
klimaneutrale bzw. klimafreundliche Wärme- 
erzeugungssysteme in den Wohnanlagen Lieg-
nitzer Straße 13/13a, Erzbergerstraße 28 sowie 
Theodor-Heuss-Straße 23/25 fortgesetzt. Durch 
die geplante Dachsanierung einschließlich ener-
getischer Dämmung am Objekt Cheruskerstraße 
4/6 können die Energieverbräuche signifikant ge-
senkt und gleichzeitig die CO₂-Emissionen des 
Gebäudes nachhaltig reduziert werden.
 
In Kooperation mit dem Unternehmen Glasfaser 
NordWest beginnt 2026 zudem der flächen- 
deckende Aufbau einer gigabitfähigen Glasfaser-
infrastruktur im gesamten Wohnungsbestand. 
Schrittweise werden somit alle Bestandsgebäude 
an die leistungsfähige und zukunftssichere Breit-
bandtechnologie angeschlossen. 
 
Mit dieser ganzheitlichen Strategie stärkt der 
Spar- und Bauverein seine unternehmerische Re-
silienz und Zukunftsfähigkeit und leistet zugleich 
einen substanziellen Beitrag zur Bereitstellung at-
traktiven, bezahlbaren und ökologisch nachhalt-
igen Wohnraums für seine Mitglieder und Mieter.

Der Spar- und Bauverein Paderborn ist aufgrund 
seiner Größenordnung und seiner Rechtsform als 
Genossenschaft nicht verpflichtet, einen eigen-
ständigen Nachhaltigkeitsbericht zu erstellen. 
Gleichwohl berichten wir freiwillig und transparent 
über wesentliche Nachhaltigkeits- und Klima-
schutzthemen in unserem Geschäftsbericht. Ziel 
ist eine Darstellung, die verständlich, nachvoll-
ziehbar und – soweit möglich – überprüfbar ist.
 
Dabei orientieren wir uns an anerkannten, in der 
Wohnungswirtschaft etablierten Leitlinien und 
Mindestanforderungen – insbesondere am VSME 
als freiwilligem europäischem Berichtsrahmen für 
nicht berichtspflichtige Unternehmen sowie an 
branchenüblichen Standards zur Klimabilanzie-
rung und ESG-Mindestangaben.
 
Die klimapolitischen Zielsetzungen – insbesondere 
das Nullemissionsziel bis 2045 – erhöhen die Anfor-
derungen an Wohnungsunternehmen, die Klima- 
wirkungen ihres Bestands nachvollziehbar zu er-
fassen, Klimarisiken angemessen zu berücksich-
tigen und daraus eine belastbare Klimastrategie 
abzuleiten.
 
Unabhängig davon erwarten Banken, Geschäfts-
partner und Kommunen zunehmend belastbare 
Informationen zu Klima, sozialen Aspekten und 
verantwortungsvoller Unternehmensführung. Der 
freiwillige VSME-Rahmen bietet hierfür eine struk-
turierte, modulare und verhältnismäßige Grund-
lage, die einen schrittweisen Ausbau der Bericht-
erstattung ermöglicht.
 
Seit Längerem orientieren wir uns zudem am 
Deutschen Nachhaltigkeitskodex (DNK) und ver-
ankern Nachhaltigkeit in unserer strategischen 
Ausrichtung sowie in einer teamorientierten, 
partizipativen Unternehmensführung. Dabei bin-
den wir relevante Bezugsgruppen in der Region 
ein – von Aufsichtsrat, Mitgliedern und Vertretern 
über Geschäftspartner und Dienstleister bis hin 
zu Nachbarschaften, Verbänden, Banken, Versi-
cherungen, Organisationen, Politik und Medien. 
Inhaltlich handeln wir entlang klarer Handlungs- 
felder: bezahlbarer und gesunder Wohnraum, 
Umwelt, Energie und Klima, Gesellschaft und Le-
ben im Quartier sowie Unternehmenskultur und 
Mitarbeiterteam.
 

NACHHALTIGKEIT | NACHHAL-
TIGKEITSBERICHTERSTATTUNG
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Nachhaltigkeit – unser Verständnis und Fokus 
2025
Wir verstehen Nachhaltigkeit als Zusammenspiel 
von Ökologie, sozialer Verantwortung und wirt-
schaftlicher Solidität. Unser Schwerpunkt liegt 
auf dem Wohnungsbestand: Hier entstehen we-
sentliche Umweltwirkungen – insbesondere durch 
Wärme- und Stromverbräuche –, und hier können 
Maßnahmen Klimaschutz und Wohnqualität zu-
gleich verbessern.
 
Klimaschutz im Bestand: Wir priorisieren die ener-
getische Modernisierung, die Weiterentwicklung 
der Wärmeversorgung und den Ausbau erneu-
erbarer Energien (z. B. Photovoltaik). Ziel ist es, 
Energieverbräuche und Treibhausgasemissionen 
schrittweise zu senken und die Abhängigkeit von 
fossilen Energieträgern zu reduzieren – ohne die 
soziale Balance aus dem Blick zu verlieren.
 
Digitalisierung: Ergänzend entwickeln wir unsere 
digitale Infrastruktur weiter, um Prozesse effizien-
ter, transparenter und ressourcenschonender zu 
gestalten. Durch den Ausbau digitaler Arbeitsab-
läufe und cloudbasierter Systeme reduzieren wir 
Papierverbrauch und Verwaltungsaufwand. Zu-
dem entwickeln wir die Gebäudekonnektivität im 
Bestand schrittweise weiter, um digitale Anwen-
dungen in der Bestandsbewirtschaftung und im 
Mieterservice zuverlässig betreiben und perspek-
tivisch ausbauen zu können – unter Berücksich-
tigung technischer, wirtschaftlicher sowie daten-
schutzrechtlicher Anforderungen.
 
Klimaanpassung, Grün und Biodiversität: Neben 
der Emissionsminderung gewinnt die Anpassung 
an Extremwetterereignisse an Bedeutung. Hitze-
perioden und Starkregen können Gebäude, Außen- 
anlagen und das Wohlbefinden der Bewohner be-
einflussen. Daher berücksichtigen wir bei Planung 
und Bewirtschaftung zunehmend Maßnahmen zur 
Stärkung der Resilienz unserer Quartiere – etwa 
durch Begrünung, Verschattung, wassersensible 
Gestaltung und die Weiterentwicklung von Außen- 
anlagen. Gleichzeitig fördern wir Biodiversität 
durch naturnahe Pflegekonzepte und gezielte 
Projekte (z. B. Blühflächen oder Kooperationen 
zum Schutz von Bestäubern).

Soziale Nachhaltigkeit: Soziale Nachhaltigkeit 
bleibt Kern unseres genossenschaftlichen Auf-
trags. Bezahlbarkeit, Verlässlichkeit und ein res-
pektvoller Umgang mit unseren Mitgliedern und 
Mietern prägen unsere Entscheidungen.
 

Klimapfad, Klimabilanz und Methodik
Für die Weiterentwicklung unserer Nachhaltig-
keitsarbeit setzen wir auf schrittweise Profes-
sionalisierung und messbare Fortschritte. Dazu 
erfassen wir Kennzahlen systematischer, doku-
mentieren Maßnahmenwirkungen besser und ver-
bessern Entscheidungsgrundlagen. Im Berichts-
jahr haben wir die Grundlage geschaffen, unsere 
Aktivitäten – insbesondere im Bereich Klima und 
Energie – künftig transparenter darzustellen und 
die Steuerung über klar definierte Ziele und Indi-
katoren weiter auszubauen.
 
Seit 2025 sind wir Mitglied der Initiative Woh-
nen.2050 (IW.2050). Damit sind wir Teil eines 
branchenweiten Zusammenschlusses sozial ori-
entierter Wohnungsunternehmen, die die Transfor-
mation des Gebäudebestands in Richtung Klima- 
neutralität praxisnah, wirtschaftlich tragfähig und 
sozialverträglich gestalten wollen. Für uns bedeu-
tet das: Klimaschutz im Bestand ist eine konkrete 
Umsetzungsaufgabe, die wir konsequent mit un-
serem genossenschaftlichen Auftrag verbinden. 
Wir wollen Treibhausgasemissionen wirksam sen-
ken und gleichzeitig bezahlbares Wohnen sowie 
stabile Betriebskosten sichern.
 
Um Klimaschutz gezielt steuern zu können, 
braucht es eine belastbare Datengrundlage. In der 
Wohnungswirtschaft ist ein CO₂e-Monitoring die 
zentrale Basis für Klimastrategie und Nachhaltig-
keitsberichterstattung. Wir richten uns dabei an 
einer in der Branche abgestimmten Methodik aus, 
die mit der Initiative Wohnen.2050 kompatibel ist 
und eine bessere Vergleichbarkeit ermöglicht. Me-
thodisch folgt die Klimabilanz dem Grundprinzip:
 

Energieverbrauch × Emissionsfaktor = 
Treibhausgasemissionen (CO₂e)

Die Kennzahlen beziehen sich auf den bewirt-
schafteten Eigenbestand (bezogen auf die bewirt-
schaftete Wohn- und Nutzfläche). Die Bilanz wird 
nach Emissionskategorien (Scopes) strukturiert. 
Für die Wohnungswirtschaft sind insbesondere 
Emissionen aus Wärme- und Warmwasserberei-
tung sowie aus dem Allgemeinstrom im vermiete-
ten Bestand relevant.
 
Für die Energiebilanz und den Nachhaltigkeitsbe-
richt wenden wir den market-based Ansatz an, da 
unsere Stromlieferverträge als Grünstromverträge 
mit Emissionsfaktor 0 vertraglich abgesichert sind 
und diese Eigenschaft in der Bilanzierung ent-
sprechend berücksichtigt werden soll. 

II. STELLUNGNAHME 2025 | VORSTAND
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Quelle: Praxisbericht 2025/2026 / Initiative Wohnen.2050 e. V.; Energiedaten. BMWK 20.01.2022 – Datenreihe endet 2020. Energieverbrauch privater 
Haushalte. UBA 19.03.2024 – Datenreihe beginnt 2015.

Quelle: Praxisbericht 2025/2026 / Initiative Wohnen.2050 e. V.

Entwicklung des spezifischen Heizwärmeverbrauchs in Deutschland seit 1990

Entwicklung THG-Emissionen

19

Im Jahr 1990 betrugen die Treibhausgas-Emissionen im Gebäudesektor noch 
210 Mio. Tonnen, bis zum Jahr 2022 wurden die Emissionen auf rund 112 Mio. Ton-
nen reduziert und das, obwohl der Wohnungsbestand in diesem Zeitraum um knapp 
30 Prozent bzw. um über 9 Mio. Wohnungen angewachsen ist [2]. Bis 2030 sollen die 
Treibhausgas­Emissionen im Gebäudesektor laut Klimaschutzplan 2050 / Bundes­Klima­
schutzgesetz 2021 der Bundesregierung in Bezug auf das Jahr 1990 um insgesamt 66 Pro-
zent sinken. Dem Gebäudesektor wird dabei das ambitionierteste CO2-Minderungs-
ziel aller Sektoren beigemessen [3]. Trotz aller – aufwendigen – Maßnahmen stagniert 
allerdings der spezifische Energieverbrauch seit 2013: 
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Quelle: Energiedaten. BMWK 20.01.2022 – Datenreihe endet 2020. Energieverbauch privater Haushalte. UBA 19.03.2024 –
Datenreihe beginnt 2015 https://www.umweltbundesamt.de/daten/private-haushalte-konsum/wohnen/energieverbauch-
private-haushalte#mehr-haushalte-grossere-wohnflachen-energieverbrauch-pro-wohnflache-sinkt,
zuletzt abgerufen 22.10.2024

Quelle: Energiedaten. BMWK 
20.01.2022 – Datenreihe endet 
2020. Energieverbauch privater 
Haushalte. UBA 19.03.2024 –
Datenreihe beginnt 2015

Abbildung 1: Entwicklung des spezifischen Heizwärmeverbrauchs in Deutschland seit 1990
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Abbildung 2: Fördereffizienz – eingesetzte Fördermittel je eingesparter Tonne CO2e Sanierungen gemäß  
BEG WG (Effizienzhäuser) und BEG EM (Einzelmaßnahmen)

INITIATIVE WOHNEN.2050 // Praxisbericht 2025/2026 // Wissenschaft: Initiative „Praxispfad CO2-Reduktion im Gebäudesektor“

Die Grafik zeigt, dass der spezifische Heizwärme-
verbrauch in Deutschland von 1990 bis etwa 2010 
deutlich gesunken ist, seitdem jedoch weitgehend 
stagniert. Das lässt sich u. a. damit erklären, dass 
viele „leicht umsetzbare“ Effizienzpotenziale bereits 
gehoben wurden und zusätzliche Einsparungen 
heute stärker von Sanierungstiefe und -rate sowie 

Der Median der IW.2050-Unternehmen liegt derzeit 
bei 23,36 kg CO₂-Äqv./m²a (2024: 23,93) und soll bis 
2045 auf 7,36 kg CO₂-Äqv./m²a sinken. Damit wird 
die Größenordnung der erforderlichen Emissions-
minderung sichtbar – und warum Klimabilanz, Prio-
risierung und Finanzierung als Bindeglied zwischen 
Zielbild und konkreten Maßnahmen zentrale Steue-
rungsfragen sind. Unsere Genossenschaft liegt un-
ter dem Median der IW.2050-Partnerunternehmen. 

von Nutzungs- und Struktureffekten (z. B. Kom-
fortansprüche, mehr beheizte Fläche) beeinflusst 
werden Damit unterstreicht die Abbildung, dass 
weitere Fortschritte vor allem durch eine konse-
quente Wärmewende und gezielte wirksame Maß-
nahmen im Bestand erreicht werden müssen.

Dieses Niveau ist Ergebnis einer vorausschauenden 
Bestands- und Investitionsplanung sowie kontinu-
ierlicher Modernisierungs- und Optimierungsschritte 
der letzten Jahrzehnte. Ergänzend übersetzen Effi-
zienzklassen (A+ bis H) den Klimapfad in eine be-
standsnahe Einordnung: D steht für einen mittleren 
Effizienzbereich, B für eine deutlich bessere energe-
tische Qualität.

36

KLIMANEUTRALITÄT: WO STEHEN DIE UNTERNEHMEN DER IW.2050? 

Klimaneutralität hat weiterhin oberste Priorität in der Wohnungswirtschaft. Aber: 
Extern gesetzte Zeitfenster werden immer enger, adäquate Förder- und Finanzmittel 
sind nicht in Aussicht, Fachpersonal fehlt – trotz gewaltiger Anstrengungen in Aus­
bildung und Recruiting. Dennoch wird die Personalsituation etwas besser bewertet als 
noch in den Vorjahren, denn immerhin stufen von 75 knapp ein Drittel den eigenen 
Personalstatus als sehr gut und gut ein, 32 bewerten ihn immerhin noch als befriedi­
gend, 15 als ausreichend und nur 4 sehen hier ein mangelhaft oder gar ungenügend.

TREIBHAUSGAS-EMISSIONEN: HEUTE UND IN ZUKUNFT

Der Median der Treibhausgas-Emissionen der IW.2050­Unternehmen liegt gemäß 
Abfrage 2025 derzeit bei 23,36 kg CO2/m²/a (2024: 23,93 kg CO2/m²/a). Damit rangie­
ren die IW.2050 ­Partner in der Größenordnung des beim GdW empirisch ermittelten 
Mittelwerts aller GdW ­Unternehmen in Höhe von 23 kg CO2e/m²/a (THG­Äquivalente) 
in 2023. Zu berücksichtigen ist, dass der GdW­Durchschnitt durch die östlichen Bundes­
länder mit ihrem hohen Sanierungsstand des industriellen Wohnungsbaus und einem 
hohen Fernwärmeanteil geprägt ist. Sie weisen zwischen 18 und 20 kg/m²/a auf. Bei der 
IW.2050­Auswertung lag der niedrigste Wert bereits bei 7 kg CO2/m²/a, der höchste bei 
64,10 kg CO2/m²/a (2024: 65,95 kg CO2/m²/a). 

7,36 kg CO2/m²/a – das ist der Median für das Zieljahr 2045. Ein deutlicher Beleg für die 
zahlreichen Projekte und Maßnahmen, die in den Wohnungsunternehmen der IW.2050 
bereits umgesetzt werden, um das Erreichen der Klimaneutralität im vorgegeben Zeit­
fenster zu ermöglichen. 

Dennoch ist diese Zahl – gerade im politischen Kontext – mit Vorsicht zu betrachten, 
da sie nicht in allen Fällen mit der Finanzierbarkeit korreliert: Bei vielen Unterneh­
men steht nach Ermittlung des Klimapfades noch ein Abgleich aller ins Auge gefassten 
klimarelevanten Investitionen mit der langfristigen Wirtschaftsplanung an. Denn: 
Bei der strategischen Auseinandersetzung mit der Dekarbonisierung der Wärme-
versorgung der eigenen Bestände werden schnell die wirtschaftlichen Grenzen 
überdeutlich sichtbar. Auch der von der neuen Bundesregierung im Koalitionsvertrag 
anvisierte Paradigmenwechsel von der alleinigen Fokussierung auf Energieeffizienz 
hin zu einer umfassenderen Strategie der CO2-Reduktion bedarf noch immer besserer 
finanzieller Rahmensetzungen (s. Kapitel 3 und 6).

INITIATIVE WOHNEN.2050 // Praxisbericht 2025/2026 // Auf dem Weg zur Klimaneutralität – Praxisfakten der IW.2050-Partner

Median der aktuellen und geplanten THG-Emissionen der Unternehmen der IW.2050.
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Weitere Infos zum Thema  
in Kapitel 3 und 6
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Quelle: Praxisbericht 2025/2026 / Initiative Wohnen.2050 e. V.

Klimazielpfad – Effizienzklassen – heute und 2045

42

EFFIZIENZKLASSEN IM GEBÄUDEBESTAND 

Die EU-Gebäuderichtlinie EPBD (Energy Performance of Buildings Directive), seit Mai 
2024 in Kraft, fordert von den Mitgliedstaaten einen klimaneutralen Gebäudebestand 
bis 2050. Sie müssen die diesbezüglichen EU­Vorgaben bis Ende Mai 2026 in nationales 
Recht umsetzen. Parallel gilt es, in den jeweiligen Ländern entsprechende Planungen zu 
erstellen, um die Dekarbonisierung der Wärme- und Kälteversorgung sowie die Ver­
besserung der Energieeffizienz zu fördern. 

Am 30. Juni 2025 hat die EU Leitlinien zur Umsetzung der EPBD auf den nationalen 
Ebenen publiziert. Die für die Wohnungswirtschaft relevantesten Punkte in diesem 
Kontext sind die Umstellung auf Gesamtprimärenergie als Anforderung, Nullemis-
sionsgebäude als Neubauanforderung ab 2030, die Veränderungen bei den EPCs 
(EPBD­konforme Energieausweise), die einzurichtenden nationalen Datenbanken 
für die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden sowie das Thema der Solarenergie in 
Gebäuden (Details in Kapitel 6).
 
Ab 2030 sollen alle neuen Gebäude Nullemissionsgebäude sein, öffentliche Gebäude 
müssen bereits ab 2028 diesen Standard erfüllen. Ab 2027 bzw. 2028 sind für Neu­
bauten und renovierte Nichtwohngebäude stufenweise Solaranlagen vorgeschrie­
ben, ebenso Gebäudeautomations- und -steuerungsgeräte, sofern dies technisch, 
wirtschaftlich und funktio nell realisierbar ist. Letztendlich sieht die EPBD vor: Der 
Gesamtprimärenergieverbrauch von Wohngebäuden soll bis zum Jahr 2030 für 
den gesamten Wohngebäudebestand im Schnitt um 16 Prozent und bis 2035 um 20 
bis 22 Prozent sinken. 55 Prozent muss dabei aus den 43 Prozent Gebäuden mit der 
schlechtesten Gesamtenergieperformance stammen.

Die nachfolgende Grafik verdeutlicht die Verteilung der Gebäude bzw. Wohneinheiten 
der an der Umfrage beteiligten IW.2050­Unternehmen auf Energieeffizienzklassen. 
Dabei wurde jeweils der aktuellste Wert berücksichtigt:
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Die IW.2050 liefert uns hierfür einen praxisnahen 
Orientierungsrahmen und belastbare Argumente 
aus der Wohnungswirtschaft. Der Praxisbericht 
2025/2026 beschreibt die Transformation des Ge-
bäudebestands als Umsetzungsaufgabe unter re-
alen Investitions- und Kostenbedingungen – und 
damit als Balance aus Klimawirkung, Finanzier-
barkeit und sozialer Tragfähigkeit.
 
Vor diesem Hintergrund wird diskutiert, Klima-
schutz stärker wirkungsorientiert zu steuern: 
Statt ausschließlich Effizienzstandards in den 
Mittelpunkt zu stellen, rückt ein CO₂-orientierter 
Emissionsminderungspfad („Praxispfad CO₂-
Reduktion“) in den Fokus.
Als Orientierungsgrößen werden dabei u. a. ein er-
warteter Investitionsbedarf von 96 Mrd. € pro Jahr 
(statt 263 Mrd. € pro Jahr im reinen Effizienzpfad) 
sowie deutlich niedrigere CO₂-Vermeidungskosten 
genannt (941 €/t statt 2.578 €/t).
 
Für die Wohnungswirtschaft leitet sich daraus ab: 
Maßnahmen sollten priorisiert werden, wenn sie 
messbar CO₂e senken, im bewohnten Bestand 
umsetzbar sind und die Bezahlbarkeit nicht über-
fordern. Inhaltlich betont der Praxisbericht, dass 
Wärmewende und Gebäudehülle zusammen ge-
dacht werden müssen: Eine klimaneutrale Wär-
meversorgung (lokal im Gebäude bzw. Quartier 
oder zentral über Fernwärme) ist ein Schlüssel-
hebel; gleichzeitig bleiben anlagentechnische Op-
timierungen und – wo sinnvoll – gezielte Eingriffe 
an der Gebäudehülle relevant.
 
Ein wiederkehrender Punkt ist die Bedeutung von 
Quartierslösungen und Skalierung: Standardi-

sierung, serielle bzw. industrialisierte Ansätze und 
gebündelte Maßnahmen können helfen, Kosten 
zu stabilisieren, Bauzeiten zu verkürzen und Um-
setzungen im Bestand zu erleichtern.
 
Deshalb priorisieren wir Maßnahmen dort, wo sie 
eine hohe CO₂e-Wirkung erzielen und zugleich 
wirtschaftlich tragfähig bleiben. Im Mittelpunkt 
stehen die Defossilisierung der Wärmeversorgung, 
die Optimierung und Modernisierung der An-
lagentechnik sowie quartiersbezogene Lösungen, 
die technische Machbarkeit, Förderfähigkeit und 
soziale Verträglichkeit zusammenführen.
Energetische Eingriffe an der Gebäudehülle setzen 
wir zielgerichtet um – insbesondere dann, wenn 
sie baulich sinnvoll sind oder deutliche Ver-
brauchsvorteile erwarten lassen.
 
Instandhaltung und Modernisierung sind zentra-
le Voraussetzungen für Klimaschutz im Bestand 
– zugleich stehen sie unter erheblichem Kosten-
druck. Im IW.2050-Vergleich steigt der Mittelwert 
2025 auf 35,31 €/m² (Median 33,40 €/m²); die 
Spannweite reicht von 11,52 bis 78,12 €/m².
 
Für die Transformation des Wohngebäudebe-
stands werden bis 2045 – abhängig vom gewähl-
ten Pfad – deutlich unterschiedliche Investitions-
größen diskutiert: Der Praxispfad liegt bei rund  
96 Mrd. € p. a. (ca. 1,92 Bill. € bis 2045), ein kon-
sequent auf hohe Effizienzstandards ausgerichte-
ter Pfad bei 263 Mrd. € p. a. (ca. 5,26 Bill. €). Das 
verdeutlicht, warum wir Maßnahmen nach CO₂e- 
Wirkung, Finanzierbarkeit und sozialer Tragfähig-
keit priorisieren müssen.
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Quelle: Praxisbericht 2025/2026 / Initiative Wohnen.2050 e. V.; Initiative Praxispfad

Investitionen CO2-Reduktion im Gebäudebestand

143

6.5 NEUER ANLAUF: GEG

„ … Das neue GEG machen wir technologieoffener, flexibler und einfacher. Die erreichbare 
CO2-Vermeidung soll zur zentralen Steuerungsgröße werden. Den Quartiersansatz werden 
wir stärken. Die Sanierungs- und Heizungsförderung werden wir fortsetzen. …“

Dies ist die wichtigste Passage aus dem Koalitionsvertrag der neuen Bundesregierung. 
Ganz wesentlich für die Immobilien­ und Wohnungswirtschaft: Der vereinbarte  
Wechsel auf CO2 als zentrale Steuerungsgröße und die Abkehr von einem praxis-
fernen und für alle sozial orientierten Wohnungsunternehmen sehr teuren Weg der 
maximalen Effizienz. Denn: Ein klimaneutraler Gebäudesektor mit Blickrichtung auf 
2045 wird mit Einsparungen entlang eines Emissions­Minderungspfades, nicht durch 
Energie­Effizienz­Pfade, erreicht. Dass auch der Emissionsminderungspfad mit Energie­
einsparungen verbunden ist, versteht sich von selbst. Der Unterschied besteht im Ver­
zicht auf die Erwartung und den Druck, größere Anteile des Bestandes in einem hohen 
Effizienzhaus­Standard zu sanieren. 

Ein äußerst komplexes GEG und praxisferne Fördergegenstände – wie die Paketför­
derung von hohen Effizienzstandards, die in der Realität nicht die errechneten Ein­
sparungen erreichen – reizen ein kostenintensives Vorgehen an, das die theoretischen 
Effizienzsteigerungen in der Praxis nicht erreicht. Der Kern der Klimaneutralität – die 
möglichst kosteneffiziente Minimierung von CO2­Emissionen – wird dadurch nicht 
erreicht. Auf diesem Pfad bleiben große Teile des Portfolios bis 2045 unmodernisiert 
und ohne regenerative Wärmeversorgung. 

INITIATIVE WOHNEN.2050 // Praxisbericht 2025/2026 // Wohnungswirtschaft und Klima  neu tralität: Spannungsfelder und Lösungen

Investitionen CO2-Reduktion im Gebäudebestand
Notwendige Investitionen in den Wohngebäudebestand bis 2045

Neubau: 80 Mrd. €

Stand 2025 (Sanierungsrate Ø 0,7% p. a., GEG-Bestand mit dem Fokus auf Energieeffizienz)

bei Kapazitätsauslastung der Bauwirtschaft (Bau insgesamt) in Höhe von ca. 75%

PRAXISPFAD  
(Sanierungsrate Ø 1,4% p. a., Leitstandard: GEG-Bestand mit dem Fokus auf Niedertemperaturfähigkeit)

ÜBEROPTIMIERUNGSPFAD  
(Sanierungsrate Ø 2,1% p. a., Leitstandard: Effizienzhaus 55 mit dem Fokus auf hohe Energieeffizienz)

6 oder 10 Bill. € bis 2045 

+ Generationsgerechte Anpassungen des Wohngebäudebestands: 6–12 Mrd. € p. a.
+ Abbau Überlegung / Zukunftsgerechte Anpassung im Wohngebäudebestand: 30–50 Mrd. € p. a.
+ Instandhaltung und sonstige Modernisierung (Wohnwertverbesserung) 150–200 Mrd. € p. a.

Bauvolumen Wohnungsbau

davon energetische Sanierung 65 Mrd. €

Bestand: 230 Mrd. €

=̂ bis 2045 ca. 1,92 Bill. €96 Mrd. € p. a.

=̂ bis 2045 ca. 5,26 Bill. €263 Mrd. € p. a.

Aus dem Evaluationsbericht zur Bundesförde-
rung für effiziente Gebäude (BEG) (BMWK, Stand: 
März 2025; Förderwirkungen 2023) wird deutlich, 
dass die Fördereffizienz je nach Instrument stark 
variiert: Für Effizienzhausstandards werden im 
Durchschnitt 1.034 € je vermiedener Tonne CO₂e 
ausgewiesen (z. B. EH 40 > 2.000 €/t, EH 85 ca. 
400 €/t). Einzelmaßnahmen erreichen deutlich 
niedrigere Werte (im Mittel 132 €/t), insbesondere 
Heizungstechnik/Wärmeerzeuger (97 €/t) und die 
Dämmung einzelner Bauteile (336 €/t). Das ist ein 
Hinweis darauf, dass eine CO₂e-wirksame Prio-
risierung auch aus Fördersicht sinnvoll ist.

Quelle: www.mcc-berlin.net/fileadmin/data/C18_MCC_Publications/2023_MCC_CO2-Bepreisung_Klimaneutralität_Verkehr_Gebäude.pdf

EU-Richtlinie über Treibhausgas-Emissionshandel – 
mögliche Entwicklung des CO2-Preises für Gebäude

Neben der Entwicklung der CO₂-Preise ist die kom-
munale Wärmeplanung ein wichtiger und konkreter 
Orientierungsrahmen. In der aktuellen Situation 
bewerten wir sie jedoch nur eingeschränkt als ver-
lässliche Grundlage für eine zeitnahe Versorgung –  
insbesondere in innerstädtischen Lagen.
 
Vor diesem Hintergrund verfolgen wir einen robusten, 
mehrgleisigen Ansatz: Wir treiben CO₂e-wirksame 
Maßnahmen im eigenen Einflussbereich voran,  
prüfen Wärmeversorgungsoptionen fortlaufend  
und richten Entscheidungen an Versorgungssicher-
heit, Wirtschaftlichkeit und Sozialverträglichkeit aus. 
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Unternehmensweiter Vergleich
Im Vergleich zu den im Praxisbericht 2025/2026 
der IW.2050 veröffentlichten Werten liegt unsere 
CO₂e-Intensität (Scope 1 und 2) bei 15,6 kg CO₂- 
Äqv./m² Wohnfläche, während der Median der 
IW.2050-Unternehmen bei 23,36 kg CO₂-Äqv./m² 
Wohnfläche liegt. Die ausgewiesenen Kennzahlen 
sind unternehmensspezifisch und spiegeln die für 
uns festgelegte Methodik und Datenbasis wider; 
Benchmark- oder Peer-Vergleiche sind daher als 
indikative Orientierung zu verstehen, nicht als ex-
akter Leistungsvergleich.

Auf Basis der vorliegenden Kennwerte lassen sich 
die nächsten Schritte ableiten. Unser langfris- 
tiges Ziel ist es, perspektivisch einen Beitrag zur 
Klimaneutralität zu leisten. Die Treibhausgasbilanz 
verstehen wir dabei als wichtigen Ausgangspunkt, 
nicht als Endpunkt: Auf Grundlage der erho- 
benen Daten entwickeln wir unsere Klimastrategie 
schrittweise weiter.
 
Dabei geht es insbesondere darum, realistische 
und wirksame Reduktionspfade für den Bestand zu 
bestimmen, geeignete Maßnahmen (z. B. Moder-
nisierung, Energieträgerwechsel, Effizienz sowie 
ggf. Eigenversorgung und Grünstromkonzepte) 
zu priorisieren und Investitionen, technische 
Machbarkeit sowie soziale Aspekte wie Bezahl-
barkeit und Mieterbelange ausgewogen zu be-
rücksichtigen.
 
Fortschritte sollen künftig über geeignete Kenn-
zahlen und Meilensteine nachvollziehbar gemacht 
und durch eine regelmäßige Aktualisierung der Bi-
lanz transparent dokumentiert werden.
Unsere ausgewiesenen Kennzahlen sind unter-
nehmensspezifisch und spiegeln die für uns fest-
gelegte Methodik und Datenbasis wider. Die dar-
gestellten Benchmark- oder Peer-Vergleiche sind 
daher nicht als exakter Leistungsvergleich oder 
als abschließende Bewertung einzelner Unterneh-
men zu verstehen, sondern als indikative Orien- 
tierung im Kontext der im Praxisbericht 2025/2026 
der IW.2050 im November 2025 veröffentlichten 
Werte.
 

Governance & Steuerung
Unsere Nachhaltigkeitsaktivitäten sind in die regulä-
ren Führungs-, Planungs- und Controllingprozesse 
der Genossenschaft eingebunden. Nachhaltigkeit 
ist für uns kein separates Projekt, sondern ein Quer-
schnittsthema. Es wirkt insbesondere auf Investiti-
onsentscheidungen, Instandhaltung und Moderni-
sierung, Neubauplanung, Bewirtschaftung sowie 
auf das Risikomanagement (z. B. Energiepreis-, 
Förder- und Klimarisiken). Ziel ist eine verlässliche 
Steuerung, die ökologische Wirkung, Wirtschaft-
lichkeit und soziale Verträglichkeit zusammenführt.

Berichterstatter CO2e Intensität Einheit

Spar- und Bauverein Paderborn eG 15,6 kg CO₂-Äqv./m² Wfl.

Initiative Wohnen.2050 e.V. 23,36 kg CO₂-Äqv./m² Wfl.

Die strategische Verantwortung liegt beim Vor-
stand. Er setzt die wesentlichen Ziele und Prio-
ritäten, entscheidet über grundlegende Pro-
gramme und stellt die erforderlichen Ressourcen 
bereit. Die Umsetzung erfolgt in den zuständigen 
Fachbereichen – insbesondere in der Technik (Be-
standsentwicklung, Modernisierung, Energiever-
sorgung) sowie im Bestandsmanagement und in 
der Wohnungsbewirtschaftung. Bei Bedarf ziehen 
wir externe Fachplaner, Energieberater und weite-
re Partner hinzu. Der Aufsichtsrat wird im Rahmen 
der regulären Berichterstattung über wesentliche 
Vorhaben, Risiken und Fortschritte informiert.
 
Bei Projekten und Investitionen berücksichtigen 
wir Nachhaltigkeitsaspekte systematisch. Neben 
technischen und finanziellen Kriterien betrachten 
wir insbesondere die erwarteten Effekte auf Ener-
gieverbrauch und Emissionen, die Auswirkungen 
auf die Wohnqualität sowie mögliche Belastungen 
für unsere Mieterinnen und Mieter. Wo es sinnvoll 
ist, bündeln wir Maßnahmen objekt- oder quartiers-
bezogen, um Synergien zu nutzen und die Umset-
zung effizient zu gestalten. Entscheidungen und 
zentrale Annahmen (z. B. Energiepreise, Förder- 
bedingungen, technische Varianten) werden doku- 
mentiert und regelmäßig überprüft.

Unsere Fortschritte machen wir über ausgewählte 
Kennzahlen und den jährlichen Berichtsrhythmus 
nachvollziehbar. Gerade im Schwerpunkt Klima 
und Energie bauen wir die Datengrundlage schritt-
weise aus, um Wirkung und Zielerreichung künftig 
konsistenter darstellen zu können (z. B. Energie-

Eigene Tabelle: Spar- und Bauverein
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kennwerte, Emissionsintensitäten, Ausbau erneu-
erbarer Energien). Die Ergebnisse fließen in die 
mittelfristige Investitionsplanung ein und unterstüt-
zen die Priorisierung der nächsten Maßnahmen. 

Mieterstrom 
Seit 2024 bauen wir das Thema Mieterstrom kon-
tinuierlich aus. Mieterstrom ermöglicht es unseren 
Mieterinnen und Mietern, lokal erzeugten Solar-
strom aus Photovoltaikanlagen auf den Dächern 
unserer Gebäude direkt vor Ort zu beziehen. Der 
Strom wird ihnen zu attraktiven, marktüblich wett-
bewerbsfähigen Konditionen bereitgestellt. Der 
erzeugte Strom wird – soweit verfügbar – direkt 
im Objekt genutzt; ergänzend erfolgt die Versor-
gung in Zeiten geringerer Erzeugung (z. B. in den 
Abendstunden oder in den Wintermonaten) über 
das öffentliche Netz mit Grünstrom. Damit ermög-
lichen wir unseren Mieterinnen und Mietern den 
Zugang zu erneuerbarem Strom aus dem eigenen 
Wohnumfeld und stärken die lokale Energiewende 
im Bestand.
 

Im Berichtsjahr 2025 konnten wir unsere Aktivi-
täten im Bereich Mieterstrom deutlich ausweiten 
und weitere Anlagen erfolgreich realisieren. Um-
setzung, Betrieb, Betreuung und Abrechnung 
erfolgen in Zusammenarbeit mit zwei Kooperati-
onspartnern, die die Projekte vollumfänglich über-
nehmen.
 
Insgesamt wurden im Jahr 2025 rund 200 Wohn- 
ungen mit Mieterstromlösungen ausgestattet und 
aufgeschaltet. Zahlreiche weitere Vorhaben be-
finden sich aktuell in Planung und Beantragung 
bzw. bereits in der Umsetzung; perspektivisch 
werden ausgewählte Projekte zur weiteren Opti-
mierung durch Speicherlösungen ergänzt. Damit 
ermöglichen wir unseren Mieterinnen und Mietern 
die Teilhabe an der Energiewende und eröffnen 
ihnen die Möglichkeit, aktiv an einer klimafreundli-
cheren Stromversorgung im eigenen Wohnumfeld 
mitzuwirken. Über die Weiterentwicklung und die 
nächsten Schritte auf unserem Transformations-
pfad werden wir auch künftig im Rahmen unserer 
Berichterstattung transparent informieren.
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Auch 2026 und in den Folgejahren werden sich 
die wesentlichen Entwicklungstrends der letzten 
Jahre im Grundsatz höchstwahrscheinlich fort-
setzen. Von signifikanten Trendbrüchen ist nicht 
auszugehen, da sich die Rahmenbedingungen des 
Wohnungsmarktes gemäß aktuellen Erkenntnissen 
nicht signifikant verändern werden, bzw. aufgrund 
der jüngsten geopolitischen Verwerfungen volatil 
und kaum prognostizierbar geworden sind. 
 
Die inzwischen zurückgegangene Auslandszuwan-
derung dürfte ohne exogene Sondersituation auch 
zukünftig nicht ausreichen, den steigenden Sterbe-
überschuss auszugleichen, sodass die Zahl der 
Einwohner in Deutschland voraussichtlich weiter 
sinken dürfte. Aufgrund von Haushaltsverkleine-
rungen ist die Wohnungsnachfrage in der Vergan-
genheit stärker gestiegen als die Zahl der Einwoh-
ner. Damit ist grundsätzlich wohl auch in Zukunft 
zu rechnen. Auch zukünftig wird die Neubaunach-
frage durch zunehmende Alterung, veränderte 
Wohnwünsche sowie regionale Verschiebungen 
bestimmt werden.
 
Der Rückgang des Wohnungsneubaus, welcher 
sich im Jahr 2024 deutlich beschleunigte, wird 
sich vermutlich abschwächen. Die Zahl der Fertig-
stellungen wird nochmals etwas tiefer liegen, dann 
aber sehr wahrscheinlich den Tiefpunkt erreicht 
haben.
 
Für 2026 werden die Fertigstellungen voraus-
sichtlich noch relativ schwach bleiben, da sich 
der Einbruch der Genehmigungen zeitverzögert 
in der Bauproduktion niederschlägt. Ein Anziehen 
des Neubaus wird dementsprechend erst ab dem 
Jahr 2027 erwartet. Dies auch nur, wenn sich die 
Auswirkungen der militärischen Auseinanderset-
zungen und Handelskriege im Laufe des aktuellen 
Jahres relativ schnell wieder normalisieren. Ins-
gesamt befindet sich der Markt seit 2025 in einer 
neuen Phase mit mehr Stabilität und steigenden 
Marktaktivitäten. Voraussetzung hierfür ist, dass 
die Finanzierungskosten stabil bleiben bzw. sinken, 
die Baukosten nur moderat steigen sowie die Pla-
nungs- und Genehmigungsbeschleunigungsmaß-
nahmen spürbar greifen. Mit Blick auf die ökono-
mischen Auswirkungen des Irankrieges sind die 

immobilienwirtschaftlichen Parameter jedoch eher 
im Spannungsfeld zwischen „Hoffen und Bangen“ 
zu betrachten. 
 
Insgesamt ist davon auszugehen, dass die Bauin-
vestitionen im Wohnsegment nach dem preisbe-
reinigten Rückgang von –20 % seit 2021 wieder 
leicht steigen werden, u. a. auch weil die Bundes-
regierung durch die Reaktivierung der Neubauför-
derung für Effizienzhäuser des Standards EH55 
verbesserte Rahmenbedingungen schuf. 
 
Seit der Zinswende wurden die Förderprogramme 
des sozialen Wohnungsbaus so stark nachgefragt, 
sodass zeitweise die Förderung mangels Finanzie-
rung ausgesetzt werden musste. Positiv für unser 
Geschäftsgebiet ist, dass Nordrhein-Westfalen 
Ende 2025 sein mehrjähriges Wohnraumförder-
programm 2023 bis 2027 um 1,5 Mrd. € auf insge-
samt 12 Mrd. € aufstockte und damit den Neubau 
im Ländervergleich am stärksten förderte.
 
Dies gilt wohl auch für die Zahl der genehmigten 
Wohnungen. Angesichts der derzeit weiterhin noch 
sehr schlechten Rahmenbedingungen und weite-
rer hoher, insbesondere klimapolitischer Anforde-
rungen sollte hier nicht zu euphorisch vom Beginn 
eines neuen Wohnungsbauzyklus ausgegangen 
werden.
 
Die kalkulatorische Miete, die sich aus den Bau- 
und Bodenkosten ergibt, liegt laut Berechnungen 
der empirica AG in westdeutschen Großstädten bei 
rund 20 €/m², in kleineren Städten und Landkreisen 
etwa 1 bis 2 €/m² niedriger, in Hochpreisstandorten 
sogar noch höher.
 
Mit einem Rückgang der Angebotsmieten für neu-
gebaute Wohnungen ist wohl nicht zu rechnen. 
Diese Neubaumieten sind daher leider keine kurz-
fristige Preisübertreibung, sondern dokumentie-
ren wohl auch zukünftig den Normalzustand. Die 
Wirtschaftlichkeit von Wohnungsneubau jenseits 
von Mieten, die nicht von der Allgemeinheit getra-
gen werden können, wird mittel- und langfristig nur 
noch mit preiswerten Grundstücken, moderateren 
Baukosten und damit schlichterer Ausstattung dar-
stellbar sein. 
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Für eine Abschwächung der Steigerungsraten von 
Neubau- und Bestandsmieten spricht in langfristi-
ger Betrachtung die prognostizierte leicht sinkende 
Bevölkerungszahl. Die dadurch bestimmte Miet- 
belastung der Haushalte wird auch zukünftig we-
sentlich von der Einkommensentwicklung be-
stimmt werden. 
 
Auch in der Zukunft wird es hinsichtlich der Mie-
tenentwicklung erhebliche Unterschiede ge-
ben zwischen den bereits heutigen hochprei- 
sigen Metropolen und den mittleren Städten bzw. 
Landkreisen. Vor diesem Hintergrund ist für 2026 
insgesamt von einer anhaltenden regionalen An-
spannung auszugehen. In den Metropolräumen 
wird die Nachfrage weiterhin durch Arbeitsmarkt- 
und Bildungsstandorte, Binnenwanderung sowie 
international geprägte Zuzüge gestützt. Zugleich 
bleibt der Bedarf räumlich stark konzentriert und 
sollte insbesondere in der politischen Diskussion 
nicht verallgemeinert werden. 
 
Vor dem Hintergrund der dargestellten Problema-
tik hat die Wohnungswirtschaft sechs Handlungs-
felder identifiziert, die zur schnellen Überwindung 
der Investitionsschwäche und der Knappheit in 
angespannten Märkten entscheidend beitragen 
könnten: 
Planungs- und Genehmigungsverfahren be-
schleunigen | Kosten im Bauwesen reduzieren | 
Erwerbsnebenkosten senken, insbesondere die 
Grunderwerbsteuer | Steuer- und Förderpolitiken 
besser aufeinander abstimmen | Objekt- und Sub-
jektförderung neu ausbalancieren | Mietregulie-
rung optimieren. 

Zudem muss laut Experten die richtige Balance 
zwischen Entbürokratisierung und Deregulierung 
gefunden und eine Harmonisierung der Lan-
desbauordnungen erreicht werden. Die soziale 
Wohnraumförderung scheint vielen Experten zu 
stark auf die Objektförderung fokussiert zu sein, 
während bei der Mietrechtsregulierung Anreize für 
Investitionen durch die extreme Ausrichtung auf 
den Mieterschutz kontraproduktiv geschmälert 
würden. 
 
Entlastungen bei Erwerbsnebenkosten könnten 
dagegen Transaktionen erleichtern und Investiti-
onen anstoßen, weil dadurch Eigenkapitalhürden 
gesenkt würden. Mit bis zu 6,5 % ist die Grunder-
werbsteuer extrem hoch. Eine Reduzierung hätte 
das Potenzial, die Zahl der Baugenehmigungen sub-
stanziell zu erhöhen. Gerade im Gebäudebereich 
bedarf es deshalb Strukturreformen, die Förder- 
politik und Steuerrecht konsequent verzahnen 

und damit Erwartungsstabilität für Eigentümer,  
Vermieter, Projektentwickler und Finanzierer 
schaffen.
 
Die CO2-Bepreisung und die Einbindung des Ge-
bäudesektors in den europäischen Emissionshan-
del müssten nach Expertenmeinung zudem zu-
künftig wieder stärker im Mittelpunkt stehen, um 
Investitionen der Gebäudeeigentümer in klimaneu-
trale Lösungen wirtschaftlich zu machen. Die Ver-
schiebung des Starts des EU-ETS 2 (EU-Emissi-
onshandelssystem) von 2027 auf 2028 hat dazu 
geführt, dass die Preiserwartungen gefährlicher-
weise deutlich zurückgegangen sind und daher In-
vestitionen verschoben werden. In Zukunft sei es 
enorm wichtig, dass neben dem sukzessiven An-
stieg der Bepreisung auch Rückverteilung und ziel-
genaue Unterstützung über Klimageld-Konzepte 
systematisch mitgedacht würden. Die Novelle des 
GEG und dessen Umwandlung zum Gebäude- 
modernisierungsgesetz sollte dafür genutzt werden, 
die Regelungen beim Heizungstausch zu verein- 
fachen, Treibhausgase als leitende Bewertungsgröße 
einzuführen und die EU-Richtlinie über die Gesamt-
energieeffizienz von Gebäuden (EPBD) umzusetzen.   

Um im öffentlich geförderten Wohnungsbau Ziel-
genauigkeit und Verlässlichkeit zu erhöhen, soll-
te ein Instrumentenmix aus Objektförderung und 
Subjektförderung neu ausbalanciert werden. 
Die Objektförderung kann Belegungsbindungen 
schaffen und damit den Zugang für benach- 
teiligte Gruppen verbessern, während die Subjekt- 
förderung über Wohngeld und die Grundsicherung 
die laufende Wohnkostenbelastung stabilisiert. 
Die reine Objektförderung hat nachweislich zu 
hohen Fehlbelegungen geführt, sodass Teile der 
Bindungsbestände von eigentlich nicht bzw. nicht 
mehr berechtigten Personen bewohnt werden.  
 
Abschließend soll noch auf die Optimierung der 
Mietregulierung hingewiesen werden. Die De-
batte um bezahlbares Wohnen beinhaltet seit 
Jahren die Förderung stärkerer Mietregulierung, 
was aus ökonomischer Sicht widersprüchliche 
Anreize setzt. Allerdings hat sich inzwischen ge-
zeigt, dass vor allem Bestandsmieter von der 
Mietregulierung profitieren und häufig nur Mie-
ten weit unter Marktniveau zahlen müssen, wäh-
rend Wohnungssuchende besonders in Groß-
städten auf hohe Neuvertragsmieten stoßen. 
Dies führt zu Lock-in-Effekten und einer ineffizi-
enten Verteilung von Wohnraum. Eine Harmo- 
nisierung des Mietrechts zur Erhöhung der sozi-
alen Treffsicherheit scheint daher geboten. Die 
eingeleitete Mietrechtskommission beschäftigt 
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sich zurzeit primär mit schärferen Regeln für die 
Mietpreisbremse und Mietwuchertatbestände. 
Verschärfungen für möbliertes Wohnen und 
Kurzzeitvermietungen, die Einführung einer Kap-
pungsgrenze für Indexmieten sowie Ideen zur 
Vergesellschaftung von Immobilienunternehmen 
adressieren zwar einzelne Verwerfungen, werden 
dem Marktverhalten der meisten professionellen, 
insbesondere sozial orientierten Wohnungsunter-
nehmen jedoch in keiner Weise gerecht. 
 
Zur Erhöhung der Rechtssicherheit sollten qualifi-
zierte Mietspiegel eine stärkere Berücksichtigung 
von Neuvertragsmieten durch eine Verkürzung 
des Betrachtungszeitraums auf vier Jahre festle-
gen. Auf Empfehlung der Immobilienweisen sollte 
die Kappungsgrenze nach § 558 Abs. 3 BGB im 
frei finanzierten Segment gelockert werden, da 
die ortsübliche Vergleichsmiete bereits eine wirk-
same Schutzfunktion erfüllt sowie Indexmieten 
durch Flexibilisierung gestärkt werden, indem die 
Indexierung neben der Inflation auch die allge-
meine Mietenentwicklung abbilden darf. 
 
Ebenso sollten die starren Kappungsgrenzen 
von 2 € und 3 € für Modernisierungsmaßnahmen 
und 0,50 € für Heizungsanlagen an die Baupreis-
entwicklung angepasst werden. Das Frühjahrs-
gutachten 2026 der Immobilienweisen setzt zur 
Verbesserung der Wohnungsmarktsituation ein-
deutig auf die Schaffung investitionsfreundlicher 
Rahmenbedingungen statt auf einseitige Ver-
schärfungen des Mietrechts. 
 
In der Gesamtbewertung ist in der aktuellen 
Marktsituation die Kombination aus gestärkter 
Neubauförderung inklusive Bauüberhang-Abbau 
und der Deregulierung bzw. Standardkostensen-
kung grundsätzlich positiv zu bewerten. Ebenso 
sind die steuerlichen Anreize über Abschreibun-
gen ein Investitionsimpuls. Insgesamt wird für 
den Erfolg der aktuellen Politikmaßnahmen ent-
scheidend sein, ob die angekündigten Struktur-
reformen (z. B. rechtssichere Standardreduktion 
über „Gebäudetyp E“ und „Bau-Turbo“) schnell in 
der Praxis ankommen und ob Kommunen diese 
gut gedachten Beschleunigungsinstrumente tat-
sächlich anwenden. Andererseits ist zu kritisieren, 
dass durch Verschärfungen des Mietrechts und 
Vergesellschaftungs- bzw. Enteignungsdiskus-
sionen die Anreize für Investoren sinken, in die 
Wohnungsmärkte zu investieren.
 
Auch unsere Branche und unser Unternehmen 
erleben einen tiefgreifenden, schnellen und glo-
balen Wandel mit enormem Druck zu Neuaus-

richtungen. Zu den hohen Energie-, Arbeits- und 
Baukosten, komplexen Genehmigungsverfahren 
und Bürokratiekosten, digitalem Wandel durch 
KI gesellen sich Disruption sowie geopolitische  
Krisen und Verschiebungen.
 
Ausgelöst durch den Irankrieg befindet sich die 
deutsche Wirtschaft – einschließlich der Immo-
bilienbranche – in stürmischen Zeiten mit einem 
rotierenden ökonomischen Kompass. Entgegen 
der Hoffnung auf einen spürbaren Aufschwung 
nach drei Jahren Rezession und Stagnation hal-
bierten die führenden Wirtschaftsforschungs- 
institute im April ihre Wachstumsprognosen für 
2026 und 2027 auf nur noch 0,6 % bzw. 0,9 %.

Die Auswirkungen der kriegerischen Auseinander-
setzungen sowie die allgemein zunehmende pro-
tektionistische (Industrie-)Politik sind schlichtweg 
nicht prognostizier- und kalkulierbar. Wir werden 
diesen Wandel als Aufgabe annehmen und auch 
weiterhin mit Erneuerungswillen die Zukunft aktiv 
(mit)gestalten: nah am Kunden, fokussiert und in-
novativ orientiert.
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12. DANKE

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
hinter uns liegt ein weiteres Berichtsjahr, das von 
anspruchsvollen Rahmenbedingungen geprägt 
war. Die vergangenen Jahre haben uns als Woh-
nungswirtschaft in besonderer Weise gefordert – 
durch Unsicherheiten in den Märkten, steigende 
Anforderungen und eine hohe Dynamik in nahezu 
allen relevanten Themenfeldern. Umso mehr zeigt 
sich: Entscheidend ist nicht, ob Herausforderun-
gen auftreten, sondern wie wir ihnen begegnen – 
mit Haltung, Verlässlichkeit und einem klaren Blick 
nach vorn.
 
Gerade deshalb sind wir dankbar, dass wir auch 
im Jahr 2025 auf eine starke Gemeinschaft bauen 
konnten: auf unsere Mitglieder, Mieter, auf unsere 
Partner sowie auf Politik und Verwaltung, die den 
Dialog mit uns konstruktiv und lösungsorientiert 
geführt haben. Vor allem danken wir unseren Mit-
arbeitern, die mit großem Engagement, Fachkom-
petenz und Verantwortungsbewusstsein täglich 
dazu beitragen, dass unsere Genossenschaft zu-
verlässig arbeitet und sich weiterentwickelt.
 
Trotz der Herausforderungen der letzten Jahre 
dürfen wir mit Überzeugung sagen: Wir sind stolz 
darauf, dass wir unsere zahlreichen Projekte und 
Investitionen konsequent weiterführen und umset-
zen konnten. Das ist keine Selbstverständlichkeit – 
es ist das Ergebnis von Teamarbeit, guter Planung, 
belastbaren Entscheidungen und einer Zusam-
menarbeit, die auch dann trägt, wenn die Bedin-
gungen schwieriger werden.
 
Ein besonderer Dank gilt dem Aufsichtsrat für die 
vertrauensvolle, kritische und zugleich stets kon-
struktive Begleitung unserer Arbeit. Dabei möchten 
wir ausdrücklich den im Juni 2025 ausgeschie-
denen Aufsichtsratsmitgliedern Rüdiger Bonke,  
Edmund Donschen und Sandra Weiffen danken. 
Sie haben die Entwicklung unserer Genossen-
schaft über Jahre hinweg mit großer Sachkenntnis, 
Augenmaß und persönlichem Einsatz unterstützt. 
Für ihre Zeit, ihre Impulse und ihre verantwortungs-
volle Mitwirkung sprechen wir ihnen unseren herz-
lichen Dank aus und wünschen ihnen für die Zu-
kunft alles Gute.
 

Ebenso möchten wir bereits an dieser Stelle dem 
Aufsichtsratsvorsitzenden Hubert Böddeker dan-
ken, der im Juni 2026 aus dem Aufsichtsrat aus-
scheiden wird. Er hat die Arbeit des Gremiums 
über viele Jahre geprägt und die Genossenschaft 
mit hoher Verlässlichkeit, klarer Haltung und gro-
ßem Verantwortungsbewusstsein begleitet. Herr  
Böddeker hat mit viel menschlichem Einfühlungs-
vermögen und einer stets verlässlichen Orien-
tierung in den 23 Jahren seiner Tätigkeit als Auf-
sichtsratsmitglied und Aufsichtsratsvorsitzender 
Herausragendes geleistet. Er hat wesentlich dazu 
beigetragen, dass das Wohnen in den Quartieren 
des Spar- und Bauvereins zu dem geworden ist, 
was Genossenschaften auszeichnet: ein leben-
diges Miteinander. Für die stets vertrauensvolle 
Zusammenarbeit, die klugen Impulse und die en-
gagierte Wahrnehmung seines Amtes danken wir 
ihm schon heute sehr herzlich.
 
Eine Genossenschaft lebt vom Miteinander – von 
Menschen, die Verantwortung übernehmen, die 
zuhören, abwägen, anpacken und gemeinsam 
Lösungen finden. Für dieses Miteinander, für das 
Vertrauen und für die Unterstützung im Jahr 2025 
sagen wir mit höchster Wertschätzung: Danke!
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Der Spar- und Bauverein Paderborn wurde 1893 
gegründet. Das satzungsmäßige Unternehmens-
ziel der Genossenschaft ist die gute und siche-
re Versorgung breiter Bevölkerungsschichten mit 
Wohnraum. Das Kerngeschäft umfasst die Ver-
mietung, Bewirtschaftung und Entwicklung der  
eigenen Wohnungsbestände. Der Geschäfts- 
betrieb der Genossenschaft ist dabei auf öko-
nomische und soziale Nachhaltigkeit zum Woh-
le ihrer Mitglieder ausgerichtet. Im Vordergrund 
stehen die Wohnungsvermietung zu einem fairen 
und ausgewogenen Preis-Leistungs-Verhältnis, 
die Bewirtschaftung und Weiterentwicklung be-
stehender Objekte sowie Stadt- und Quartiers- 
entwicklung durch Neubauprojektierungen u. a. 
mit verschiedenen Kooperationspartnern.
 
Die Schaffung und Bewahrung von lebens- 
werten Quartieren mit lebendigen Nachbarschaf-
ten liegen dem Spar- und Bauverein seit 133 Jahren 
besonders am Herzen. Auch wenn die aktuellen 
Rahmenbedingungen leider sehr schwierig sind, 
strebt die Genossenschaft weiterhin an, durch ak-
tive Neubautätigkeit und mit einer angemessenen 
Quote von öffentlich geförderten Wohnungen der 
regionalen Nachfrage zu begegnen. Zusätzlich ist 
dem Unternehmen im Rahmen einer guten Pflege 
und Werterhaltung des Wohnungsbestands so-
wie einer serviceorientierten Betreuung ein hoher 
Grad an Kundenzufriedenheit wichtig. Die durch-
schnittliche Nettokaltmiete in Höhe von 6,26 €/
m²/mtl. per 31.12.2025 dokumentiert ein attrak- 
tives Preis-Leistungs-Verhältnis für viel Wohn- und  
Lebensqualität. 
 
2. GESCHÄFTSVERLAUF 
(Immobilien-)wirtschaftliche
Rahmenbedingungen
Das Jahr 2025 war volkswirtschaftlich erneut 
von einer insgesamt verhaltenen konjunkturel-
len Entwicklung, von hoher Unsicherheit sowie 
strukturellen Belastungsfaktoren geprägt. Der 
Sachverständigenrat beschreibt für Deutschland 
eine Stagnationsphase, deren Ursachen neben 
konjunkturellen Faktoren auch im Strukturwandel 
sowie in geopolitischen Veränderungen liegen, die 
das exportorientierte Modell unter Anpassungs-
druck setzen. Diese Gemengelage spiegelte sich 
in einer weiterhin zurückhaltenden Investitionstä-
tigkeit und insgesamt gedämpften Wachstums-
perspektiven wider. 
 
Die im Folgenden dargestellten Analysen und 
Prognosen berücksichtigen nicht die durch die 
am 28. Februar 2026 ausgebrochenen kriege-

1. GEGENSTAND DES UNTERNEHMENS rischen Auseinandersetzungen im Nahen Osten 
und in der Golfregion verschärften geopolitischen 
Unsicherheiten und weltwirtschaftlichen Verwer-
fungen. Diese werden explizit im Teil A des Ge-
schäftsberichts „Stellungnahme 2025 I Vorstand“ 
sowie in dem Kapitel „Prognose | Risiko | Chance“ 
thematisiert. Es ist davon auszugehen, dass die 
eingetrübten Wachstumsaussichten, verbunden 
mit Preisschocks und steigender Inflation, er-
hebliche negative Auswirkungen auf die Gesamt-
wirtschaft und damit auch auf die Immobilien-
wirtschaft haben werden. Das konkrete Ausmaß 
dieser Auswirkungen hängt wesentlich von der 
zum Berichtszeitpunkt nicht absehbaren weiteren 
internationalen Eskalation ab. 
 
Nach zwei Rezessionsjahren wuchs die deut-
sche Wirtschaft 2025 nach ersten Berechnungen 
wieder leicht: Das preisbereinigte Bruttoinlands- 
produkt (BIP) lag 0,2 % über dem Vorjahr (kalender- 
bereinigt 0,3 %). Das preisbereinigte BIP be-
schreibt die gesamtwirtschaftliche Leistung ohne 
den Einfluss von Preissteigerungen und bildet da-
mit die reale Veränderung der Wirtschaftsaktivität 
ab; die kalenderbereinigte Angabe berücksichtigt 
darüber hinaus Effekte durch die Zahl der Arbeits-
tage. Die gesamtwirtschaftliche Entwicklung blieb 
damit insgesamt verhalten. Träger des leichten 
Zuwachses waren vor allem höhere Konsum- 
ausgaben der privaten Haushalte und des Staates; 
demgegenüber gaben die Exporte erneut nach, 
und die Investitionstätigkeit blieb zurückhaltend.
 
Die Inflationsrate lag im Jahresdurchschnitt 2025 
bei 2,2 %. Sie beschreibt die Veränderung des 
allgemeinen Preisniveaus und ist damit ein zent-
raler Indikator für die Kaufkraftentwicklung priva-
ter Haushalte sowie für die Kosten- und Ertrags- 
kalkulation von Unternehmen. Nach dem deut- 
lichen Preisauftrieb der Vorjahre blieb die Teuerung 
2025 insgesamt moderater, lag jedoch weiter- 
hin leicht oberhalb des geldpolitischen Zielwerts. 
In diesem Umfeld blieb die wirtschaftliche Un- 
sicherheit erhöht und die Investitionsneigung ent-
sprechend gedämpft.
 
Der deutsche Arbeitsmarkt zeigte sich im Jahr 
2025 insgesamt robust, zugleich aber zuneh-
mend von der schwachen Konjunktur und von 
strukturellen Anpassungsprozessen geprägt. Im 
Jahresdurchschnitt stagnierte die Erwerbstätig-
keit in Deutschland bei rund 46,0 Mio. Perso-
nen, nachdem der langjährige Beschäftigungs- 
aufbau seit 2006 bereits seit Anfang 2024 deut-
lich an Dynamik verloren hatte. Parallel nahm die 
Arbeitslosigkeit im Jahresdurchschnitt zu; die  
Arbeitslosenquote lag 2025 bei 6,3 %. 
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Auffällig war eine zweigeteilte Branchenentwick-
lung. Beschäftigungszuwächse konzentrierten 
sich weiterhin auf die Dienstleistungsbereiche; 
insbesondere öffentliche Dienstleister, Erziehung 
und Gesundheit stützten die Beschäftigung. 
Demgegenüber kam es in den produzierenden 
Wirtschaftszweigen zu einem spürbaren Beschäf-
tigungsabbau, der vor allem das verarbeitende 
Gewerbe betraf. In der Gesamtbetrachtung stag-
nierte die Erwerbstätigkeit insgesamt. 
 
Die nachlassende Arbeitskräftenachfrage spiegel-
te sich zudem in der Entwicklung offener Stellen 
wider: Das vom IAB erhobene gesamtwirtschaft-
liche Stellenangebot ging im Jahresverlauf zurück 
und lag im dritten Quartal 2025 bei rund 1,0 Mio. 
offenen Stellen – auf einem Niveau, das zuletzt 
während der Covid-19-Pandemie erreicht wurde. 
Gleichzeitig blieb das Risiko, arbeitslos zu wer-
den, im längerfristigen Vergleich zwar niedrig; die 
Chancen, aus Arbeitslosigkeit heraus eine sozial-
versicherungspflichtige Beschäftigung aufzuneh-
men, waren jedoch deutlich verschlechtert. 
 
Für das Jahr 2026 wurde – aufgrund einer er-
warteten konjunkturellen Belebung im Jahres-
verlauf – gleichwohl eine weiterhin gedämpfte 
Beschäftigungsentwicklung beschrieben. In der 
Jahresprojektion wird insgesamt mit einem leich-
ten Rückgang der Erwerbstätigenzahl gerech-
net; zugleich wird eine Stabilisierungstendenz im 
Jahresverlauf erwartet, auch unter dem Einfluss 
finanzpolitischer Impulse und einer allmählichen 
Erholung der Nachfrage. Unverändert bleibt, dass 
der Arbeitsmarkt zunehmend durch den demo-
grafischen Wandel beeinflusst wird und damit 
Fachkräfteengpässe sowie Fehlanpassungen/
Qualifikationsdiskrepanzen (Mismatch) trotz kon-
junktureller Schwäche eine zentrale Herausforde-
rung darstellen.
 
Zum Jahresende 2024 lebten in Deutschland 
nach einer ersten Schätzung des Statistischen 
Bundesamtes rund 83,6 Mio. Menschen (+0,1 % 
gegenüber 2023). Für das Jahresende 2025 wird 
die Bevölkerungszahl schätzungsweise auf rund  
83,5 Mio. Einwohner beziffert; die Entwicklung 
bleibt dabei wesentlich durch Wanderungsbewe-
gungen geprägt, da die natürliche Bevölkerungs-
bilanz negativ ausfällt. 
 
Im Jahr 2024 lag die Nettozuwanderung bei rund 
430.000 Personen (rund 35 % unter dem Vorjahr 
und 15,5 % unter dem 15 Jahres Durchschnitt von 
509.000 p. a.). 
Für 2025 zeichnet sich eine weiter abnehmen-
de Zuwanderungsdynamik ab (Trendschätzung: 

rund 200.000 Personen). Gleichzeitig zeigen sich 
Verschiebungen nach Herkunftsregionen (u. a. 
rückläufige Nettozuwanderung aus Syrien, Türkei 
und Afghanistan); die Nettozuwanderung aus der  
Ukraine blieb 2024 insgesamt bei 121.000 Perso-
nen, lag Anfang 2025 jedoch deutlich unter dem 
Vorjahreszeitraum. 

Ergänzend ist die demografische Entwicklung 
weiterhin durch eine Alterung der Bevölkerung 
geprägt: In den kommenden Jahren erreichen 
geburtenstarke Jahrgänge zunehmend das Ren-
tenalter, wodurch der Anteil älterer Bevölkerungs-
gruppen weiter steigt. 
Damit bleibt die weitere Bevölkerungs- und 
Haushaltsentwicklung angesichts geopolitischer  
Risiken und möglicher Rückkehrbewegungen mit 
Unsicherheiten behaftet; zugleich ist Deutschland 
zur Stabilisierung des Arbeitskräftepotenzials wei-
terhin auf Migration angewiesen. 
Vor diesem Hintergrund werden die demo- 
grafischen Entwicklungen und ihre Auswirkungen 
auf die Wohnraumnachfrage fortlaufend beobach-
tet und in der Planung angemessen berücksichtigt. 
 
Die nominalen und realen Einkommen der pri-
vaten Haushalte entwickelten sich im Jahr 2025 
trotz der schwachen konjunkturellen Lage insge-
samt dynamischer als zuvor erwartet. Die Effek-
tivlöhne (nominale Bruttolöhne und -gehälter je 
Arbeitnehmer) stiegen 2025 um 4,6 %; aufgrund 
einer stabilisierten Teuerung konnten auch die Re-
allöhne erneut spürbar zulegen (im Jahresdurch-
schnitt rund +2,5 %). Gleichwohl spiegelten sich 
die Einkommenszuwächse nur teilweise in einer 
entsprechend kräftigen Konsumbelebung wider: 
Angesichts weiterhin erhöhter Unsicherheit und 
gedämpfter Erwartungen blieb die Konsumnei-
gung verhalten; die Sparquote wird für 2025 im 
Jahresdurchschnitt bei rund 10,5 % eingeordnet. 
 
Für die Wohnungswirtschaft sind diese Entwick-
lungen insofern bedeutsam, als sich eine stabilere 
Realeinkommenslage grundsätzlich positiv auf die 
Zahlungsfähigkeit der Haushalte auswirkt, gleich-
zeitig aber die weiterhin spürbare Preisniveau- 
anhebungen der letzten Jahre sowie Unsicher-
heiten die Ausgabenbereitschaft und größere 
finanzielle Dispositionen dämpfen können. 
 
In der Tendenz kann dies die Dynamik bei Haus-
haltsgründungen, Umzugsentscheidungen und 
damit auch die Umzugs- bzw. Fluktuationsnei-
gung beeinflussen, zumal Wechsel in höherprei-
sige Segmente oder Eigentumsbildung weiterhin 
von Finanzierungskosten und der allgemeinen 
Vorsicht der privaten Haushalte geprägt bleibt. 
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Die Entwicklungen bei Einkommen, Kaufkraft und 
Konsumverhalten sind zentrale Einflussgrößen für 
die Wohnraumnachfrage, die Vermietbarkeit und die 
Fluktuation und werden in der Einordnung der Rah-
menbedingungen entsprechend berücksichtigt. 

Die Bauinvestitionen blieben auch im Jahr 2025 
insgesamt rückläufig; preisbereinigt sanken sie 
um 0,9 %, während die Wohnungsbauinvestitio-
nen mit –2,4 % erneut überdurchschnittlich nach-
gaben. In Neubau und Modernisierung flossen 
2025 rund 272 Mrd. €; damit entfielen weiterhin 
rund 59 % der Bauinvestitionen auf den Woh-
nungsbau. Gleichzeitig mehrten sich im Jahres-
verlauf Anzeichen einer Stabilisierung, nachdem 
die Bauinvestitionen im zweiten Quartal 2025 
im Vorquartalsvergleich zum dritten Mal in Folge 
leicht zunahmen. Belastend wirken weiterhin das 
hohe Preisniveau und die Finanzierungskonditio-
nen: Die Baukosten stiegen in wesentlichen Berei-
chen auch 2025 stärker als die allgemeine Teue-
rung; im zweiten Quartal 2025 lagen die Preise für 
Instandhaltungsarbeiten bei +3,8 % und für Aus-
bauarbeiten bei +3,7 % gegenüber dem Vorjahr, 
während der Preisanstieg im Rohbau moderater 
ausfiel. 
 
Zwar hatte die EZB ihren Leitzins im März auf 
2,15 % gesenkt und damit den Zinsdruck gegen-
über dem Höchststand reduziert; die Folgen des 
abrupten Endes der Niedrigzinsphase wirken je-
doch weiterhin investitionsdämpfend.
 
Die Auswirkungen zeigen sich zeitverzögert in der 
Bautätigkeit: Im Jahr 2024 wurden bundesweit 
rund 251.900 Wohnungen fertiggestellt und da-
mit deutlich weniger als im Vorjahr; zugleich liegt 
dieses Niveau klar unter dem vom Bundesinstitut 
für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) für 
2023 bis 2030 ermittelten jährlichen Bedarf von 
320.000 Wohnungen. Nach Modellrechnungen 
des GdW dürfte die Zahl der Fertigstellungen 
2025 weiter zurückgegangen sein (Schätzung: 
rund 218.000 Wohnungen) und 2026 nochmals 
auf etwa 200.000 Wohnungen sinken.
 
Auf der Genehmigungsseite wird hingegen – aus-
gehend vom niedrigen Niveau – für 2025 wie-
der ein Anstieg beschrieben (Schätzung: rund 
239.000 genehmigte Wohnungen). Gleichwohl ist 
die Genehmigungsentwicklung als Frühindikator 
nur dann wirksam, wenn Projekte unter den ak-
tuellen Kosten- und Finanzierungskonditionen 
tatsächlich realisiert werden können. Insgesamt 
bleibt der Wohnungsbau damit trotz hoher Be-
darfe gebremst; zugleich verlagern sich Investi-
tionsschwerpunkte teilweise in Richtung Instand-

haltung, während Modernisierung und Neubau in 
Umfang und Maßnahmentiefe unter Druck stehen.

Damit bleiben die Herausforderungen im Woh-
nungsbau erheblich. Ohne spürbare Verbesse-
rungen der Rahmenbedingungen und eine kon-
sequente wohnungsbaupolitische Unterstützung 
wird es schwierig sein, den Bedarf an bezahlba-
rem Wohnraum zu decken. Demgegenüber ste-
hen nach Angaben des Ministeriums für Heimat, 
Kommunales, Bau und Digitalisierung des Landes 
Nordrhein Westfalen (MHKBD NRW) eine umfang-
reiche Förderkulisse sowie deutlich aufgestockte 
Fördermittel: Im Jahr 2025 wurden 13.356 Wohn-
einheiten mit einem Fördervolumen von rund  
2,4 Mrd. € bewilligt; zudem wurde das Budget der 
öffentlichen Wohnraumförderung nach einer Auf- 
stockung 2024 auf 10,5 Mrd. € Ende 2025 noch-
mals um 1,5 Mrd. € erhöht und umfasst damit 
12,0 Mrd. € bis 2027 – damit bietet Nordrhein 
Westfalen im Bundesvergleich relativ verhältnis-
mäßig attraktive Förderkonditionen für bezahl-
baren Wohnraum.
 
Für die Verwaltungs- und Bauämterpraxis bedeu-
tet dies, dass sich die Antrags- und Genehmi-
gungslage gegenüber den Vorjahren tendenziell 
stabilisieren kann. Gleichzeitig ist davon auszu-
gehen, dass sich eine erhöhte Förder- und Geneh-
migungsaktivität aufgrund der zeitlichen Verzöge-
rung zwischen Bewilligung bzw. Genehmigung, 
Baubeginn und Fertigstellung erst zeitversetzt in 
den Fertigstellungszahlen niederschlägt; diese 
dürften daher zunächst weiterhin auf einem ver-
gleichsweise niedrigen Niveau bleiben. Entschei-
dend wird sein, Genehmigungsverfahren weiter zu 
beschleunigen und zugleich die Wirtschaftlichkeit 
von Vorhaben zu verbessern.
 
Eine zielgerichtete Weiterentwicklung der Förder-
politik sowie ein konsistenter Rahmen zur Sen-
kung von Baukosten erscheinen erforderlich. Aus 
Sicht der Wohnungswirtschaft sollte die Förder- 
kulisse so ausgestaltet werden, dass sie trotz 
gestiegener Zinsen und Baukosten investitions- 
wirksam bleibt, ohne überkomplexe Anforderun-
gen zu setzen. Zugleich sind Maßnahmen zur 
Kostendämpfung – etwa durch Standardverein-
fachungen und verlässliche Förderbedingungen – 
zentral notwendig, um die Lücke zwischen Bedarf 
und tatsächlicher Bautätigkeit zu verkleinern.

Für die Einordnung der regionalen Marktlage ist ein 
Blick auf den Wohnungsmarkt in Paderborn und 
im Kreis Paderborn hilfreich: In der Stadt Pader-
born war in den Jahren 2021 bis 2023 – gemessen 
an der Einwohnerzahl – eine überdurchschnitt-
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liche Bauintensität zu beobachten; während lan-
desweit im Durchschnitt rund 27 neue Wohnun-
gen je 10.000 Einwohner und Jahr fertiggestellt 
wurden, lag der Wert in Paderborn bei etwa 40 bis 
50 Wohneinheiten je 10.000 Einwohner, wobei der 
Geschosswohnungsbau besonders ausgeprägt 
war. Auch im regionalen Vergleich zeigt sich für 
das Geschäftsgebiet des Spar- und Bauvereins, 
den Kreis Paderborn, seit Jahren eine hohe Bau-
tätigkeit: Nach Angaben der NRW.BANK lag die 
Gesamtbauintensität in einer Spanne von mehr 
als 30 bis 40 Wohneinheiten je 10.000 Personen 
und damit über dem NRW-Durchschnitt von 25; 
entsprechend liegt auch die Bauintensität im Ge-
schosswohnungsbau mit bis zu 25 Wohneinheiten 
je 10.000 Personen über dem Landesdurchschnitt 
von 14. 
 
Zudem spiegelte sich eine tendenziell positive 
Entwicklung – sowohl im frei finanzierten als auch 
im öffentlich geförderten Wohnungsbau – in der 
Stadt Paderborn in der Zahl der Baugenehmigun-
gen und freigestellten Verfahren wider: Im Ver-
gleich 2024/2025 stieg die Zahl der genehmig-
ten Wohnungen um 30 % auf 694 Einheiten; die 
daraus resultierende genehmigte Wohnfläche er-
höhte sich um 23 % auf 58,3 Tsd. Quadratmeter. 
Ergänzend wird unter Bezugnahme auf IT.NRW 
berichtet, dass in Ostwestfalen Lippe in abso-
luten Zahlen im Kreis Paderborn 825 Genehmi-
gungen registriert wurden.

Ungeachtet dessen bleibt – auch regional – der 
Druck auf die Wohnungswirtschaft aufgrund wei-
terhin hoher Bau- und Finanzierungskosten so-
wie steigender bzw. komplexer regulatorischer 
Anforderungen insgesamt hoch.
 
Für die Einordnung der regionalen Angebots- und 
Nachfragesituation ist ergänzend der Blick auf den 
Grundstücks- und Immobilienkaufmarkt im Jahr 
2025 hilfreich. Die Grundstücksmarkt-berichte 
für die Stadt Paderborn sowie den Kreis Pader-
born (ohne Stadt) zeigen – nach den eher zurück-
haltenden Marktjahren 2023 und 2024 – eine ge-
wisse Belebung des Transaktionsgeschehens in 
zentralen Teilmärkten. Diese Entwicklung ist un-
ter Berücksichtigung weiterhin anspruchsvoller 
Rahmenbedingungen (insbesondere Bau- und Fi-
nanzierungskosten) einzuordnen und erlaubt, für 
sich genommen, noch keine belastbare Aussage 
über eine nachhaltige, breit angelegte Normali-
sierung der Marktbedingungen oder über eine 
strukturelle Entspannung am Wohnungsmarkt. 
 
In der Stadt Paderborn zeigte sich 2025 in den 
Marktsegmenten „bebaute Grundstücke“ und „Ei-

gentumswohnungen“ wieder ein höheres Markt-
geschehen als in den Vorjahren. Im Segment der 
mit Ein- und Zweifamilienhäusern (einschließlich 
Doppelhaushälften und Reihenhäusern) bebau-
ten Grundstücke wurden 315 Verkäufe registriert 
und damit deutlich mehr als im Vorjahr. Die zum 
01.01.2026 beschlossenen Bodenrichtwerte für 
Baugrundstücke blieben gegenüber dem Vorjahr 
weitgehend unverändert; soweit Anpassungen 
vorgenommen wurden, erfolgten diese überwie-
gend in Form leichter Absenkungen. Insgesamt 
deutet dies auf eine Marktaktivität hin, die zwar 
wieder zunimmt, aber nicht mit einem breiten 
Preisdruck nach oben in der Fläche einhergeht. 
Für Eigentumswohnungen wird ebenfalls ein er-
höhtes Marktgeschehen beschrieben. Vor dem 
Hintergrund weiterhin erhöhter Bau- und Finan-
zierungskosten ist dabei davon auszugehen, dass 
die Marktaktivität im Wohnungseigentum über-
wiegend durch Transaktionen im Bestand (Ge-
brauchtwohnungen) getragen wurde, während 
der Neubau im Eigentumssegment weiterhin nur 
begrenzt zur Entlastung des Angebots beitragen 
konnte. Gleichzeitig wurden für Neubaueigen-
tumswohnungen in der Kernstadt im Durchschnitt 
erstmals mittlere Werte von über 5.000 EUR/
m² ausgewiesen. Damit bleibt das Wohnungs-
eigentum – insbesondere im Neubau – preislich 
auf einem hohen Niveau, was die Zugänglichkeit 
für breite Haushaltsgruppen zusätzlich begrenzt 
und die Entlastungswirkung für den Gesamt- 
wohnungsmarkt tendenziell schmälert.
 
Auch der Grundstücksmarktbericht für den Kreis 
Paderborn (ohne Stadt Paderborn) unterstreicht 
für 2025 eine weiterhin relevante Marktaktivität: 
Insgesamt gingen 1.436 Kaufverträge ein (1.329 
ausgewertete Kaufverträge). Im Teilmarkt „Woh-
nungs- und Teileigentum“ wurden 278 Erwerbsvor-
gänge mit einem Geldumsatz von rund 55,1 Mio. € 
ausgewertet; bei bebauten Grundstücken wur-
den 567 Erwerbsvorgänge mit einem Geldumsatz 
von rund 218,1 Mio. € registriert. Insgesamt deu-
tet dies auf eine Belebung der Transaktionsseite 
hin. Eine Entspannung der Wohnungsmarktlage 
lässt sich daraus jedoch nicht ableiten: Die An-
gebotslage bleibt – insbesondere im bezahlbaren 
Segment – weiterhin angespannt, sodass aus der 
Transaktionsentwicklung allein keine Entlastung 
struktureller Nachfrageüberhänge abgeleitet wer-
den kann.
 
Für das Geschäftsgebiet werden zum Stichtag 
01.01.2026 Bodenrichtwerte als Orientierungs-
größe zur Einordnung der Wertentwicklung von 
Bau- und Grundstücksflächen herangezogen. 
Für die Stadt Paderborn werden für Wohnbau-
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land (erschließungsbeitragsfrei) lage- und teil-
raumbezogene Wertspannen ausgewiesen; in 
der zusammenfassenden Darstellung reichen die 
Mittelwerte von rund 260 €/m² (Neuenbeken) bis 
rund 710 €/m² (Kernstadt, sehr gute Lage).
 
Für das übrige Kreisgebiet Paderborn (ohne 
Stadt Paderborn) weist der Grundstücksmarkt-
bericht zum Stichtag 01.01.2026 gebiets- 
typische Bodenrichtwerte nach Städten/Gemein-
den und Ortsteilen aus und differenziert u. a. nach 
Wohnbauland, Gewerbebauland sowie Acker- 
und Grünland. Exemplarisch werden für Wohn-
bauland (erschließungsbeitragsfrei) unterschied-
liche Richtwertniveaus ausgewiesen, z. B. Bad 
Lippspringe (475/420/350 €/m² für gute/mittlere/ 
mäßige Lage) oder Borchen (Nord-/Kirch- 
borchen) (385/365/330 €/m²).
Dabei ist zu berücksichtigen, dass Bodenricht-
werte durchschnittliche Lagewerte darstellen 
und die konkreten Werte im Einzelfall – je nach 
Grundstücksmerkmalen – abweichen können.
 
In Nordrhein Westfalen setzte sich 2024 (und im 
Trend auch 2025) der Anstieg der Wiederver-
mietungsmieten (Bestandsangebote) auf durch-
schnittlich 9,41 €/m² sowie der Neubaumieten auf 
13,33 €/m² fort; dabei ist zu berücksichtigen, dass 
es sich um Angebotsmieten aus Onlineportalen 
handelt, die insbesondere das preisgünstige Seg-
ment nur unzureichend abbilden. 
 
Für den Kreis Paderborn werden die mittleren 
Wiedervermietungsmieten (netto kalt) für Be-
standsangebote mit bis zu 9,00 €/m² und damit 
leicht unter dem NRW Durchschnitt ausgewiesen; 
zugleich gewinnt für die Wohnkostenbelastung 
die „zweite Miete“ an Bedeutung (2024/2025 im 
Mittel rund 2,00 €/m² kalte und 1,50 €/m² warme 
Nebenkosten im Geschosswohnungsbau). 
 
Die Mietenentwicklung in Paderborn ist insgesamt 
weiterhin als eher moderat zu bewerten; als Ori-
entierungsrahmen für die ortsübliche Vergleichs- 
miete dient der qualifizierte Mietspiegel 2025 
(gültig seit 01.04.2025), der beispielhaft für Woh-
nungen von 66 bis 80 m² eine Basismiete mit 
einem Mittelwert von 6,27 €/m² ausweist. Flan-
kierend wirken mietrechtliche Begrenzungen: 
Die Mietpreisbremse gilt in NRW bis 31.12.2029 
(grundsätzlich max. +10 % über ortsüblicher Ver-
gleichsmiete; Paderborn ist einbezogen) sowie 
eine reduzierte Kappungsgrenze von 15 % in drei 
Jahren in den betroffenen Kommunen. Ungeach-
tet dieser dämpfenden Instrumente ist davon aus-
zugehen, dass Mietanpassungen perspektivisch 
nicht vollständig vermeidbar sind, da die – auch 

gesellschaftlich und regulatorisch geforderten – 
Investitionen in Erhalt und energetische Optimie-
rung die Kostenbasis erhöhen.

Die Stadt Paderborn als Oberzentrum und Univer-
sitätsstadt ist als Wohnstandort weiterhin nach-
gefragt. Im Jahresendvergleich 2025 zeigt sich je-
doch eine leicht rückläufige Tendenz: Die Zahl der 
Einwohnerinnen und Einwohner mit Hauptwohn-
sitz sank von 157.777 (31.12.2024) auf 157.263 
(31.12.2025), während die Nebenwohnsitze von 
1.593 auf 1.612 stiegen; die wohnberechtigte Be-
völkerung verringerte sich damit von 159.370 auf 
158.875. Diese Entwicklung bestätigt eine insge-
samt stagnierende bis punktuell rückläufige Be-
völkerungsdynamik und verdeutlicht, dass sich 
die wohnungswirtschaftlichen Anforderungen zu-
nehmend durch qualitative Aspekte (u. a. Haus-
haltsstruktur, Barrierefreiheit, energetische Anfor-
derungen und Bezahlbarkeit) bestimmen.
 
Ergänzend ist festzuhalten, dass diese Entwick-
lung nicht nur eine Momentaufnahme der Mel-
destatistik darstellt, sondern auch durch die na-
türliche Bevölkerungsentwicklung unterlegt wird. 
Nach Angaben der städtischen Statistik lag diese 
2025 erneut im negativen Bereich: 1.297 Gebur-
ten standen 1.471 Sterbefällen gegenüber, so-
dass sich ein natürlicher Saldo von –174 Perso-
nen ergab (2024: –11; 2023: –73); zugleich wird 
darauf hingewiesen, dass dies bereits zum vierten 
Mal seit 2022 ein negatives Ergebnis war. 
 
Vor diesem Hintergrund ist davon auszugehen, dass 
die Zukunft des Wohnungsmarktes in Paderborn in 
besonderem Maße demografisch geprägt sein wird 
und sich die Nachfrage weniger über reines Men-
genwachstum, sondern stärker über Struktur- und 
Qualitätsanforderungen definiert. Hierzu zählen ins-
besondere bedarfsgerechte Wohnungsgrößen und 
Grundrisse, barrierearme bzw. barrierefreie Aus-
stattungen, energetisch zukunftsfähige Gebäude-
qualitäten sowie dauerhaft bezahlbare Wohnkosten.
 
Die Nachfragesituation beim Spar  und Bauver-
ein war und ist entsprechend stark geprägt von 
Veränderungssuchen infolge von Mehr  oder Min-
derbedarfen sowie dem Wunsch verschiedener  
Altersgruppen nach barrierefreien Wohnungen bzw. 
unterstützenden Serviceangeboten. Neben fami-
liären oder altersbedingten Änderungssuchanfra-
gen zeigte sich weiterhin eine erhöhte Nachfrage 
nach größeren Mehrzimmerwohnungen sowie nach  
Single Wohnungen; im frei finanzierten Wohnungs-
bau setzte sich der Trend zu Homeoffice und zu 
familiengeeigneten großen Wohnungen fort. Dies 
auch vor dem Umstand, dass aufgrund der Bau-
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preisentwicklung und der Verknappung von Bau-
flächen im Stadtgebiet der Schritt ins Eigentum für 
viele Haushalte erheblich schwerer oder nicht mehr 
darstellbar wurde.

Gleichzeitig gewinnen neben der Wohnung selbst 
die sozialen Anforderungen an Quartierslösungen 
an Bedeutung: stabile Nachbarschaften, alters- 
und familiengerechte Wohnumfelder, wohnungs-
nahe Infrastruktur sowie bei Bedarf niedrigschwel-
lige Unterstützungs- und Serviceangebote. Damit 
rücken nicht nur Neubaukonzepte, sondern ins-
besondere auch die Weiterentwicklung und Quali-
fizierung des Bestands – sowohl baulich als auch 
sozial orientiert im Quartier – in den Mittelpunkt, 
um die Wohnraumsituation langfristig bedarfs- 
gerecht und zukunftsfähig zu gestalten.
 
Die wohnungswirtschaftliche Diskussion in Pader-
born befindet sich – auch in Anbetracht der kon-
junkturellen und demografischen Rahmenbedin-
gungen – erkennbar in einem Umschwung hin zu 
einem „neuen Realismus“. In diesem Zusammen-
hang sind in jüngerer Zeit in unterschiedlichen 
Austausch- und Abstimmungsformaten zentrale 
Handlungsfelder wie Wohnraumangebot, Nach-
frage bzw. Zielgruppen, Bezahlbarkeit und Miet-
preisgestaltung sowie Wohnqualität (einschließlich 
Infrastruktur und Wohnumfeld) strukturiert adres-
siert worden. Zugleich wird dabei regelmäßig her-
vorgehoben, dass Best Practice Ansätze anderer 
Städte nur begrenzt übertragbar sind und Ein-
zelbedürfnisse nicht zum Maßstab der künftigen 
Wohnraumentwicklung gemacht werden können. 
 
Aufgrund einer absehbar angespannten kommu-
nalen Finanzlage und perspektivisch steigender 
Konsolidierungsanforderungen gewinnt die Not-
wendigkeit an Bedeutung, wohnungspolitische 
Zielsetzungen stärker an finanzieller Tragfähigkeit, 
rechtlichen Rahmenbedingungen und priorisier-
ten Wirkungen auszurichten. In diesem Kontext 
kommt der fortlaufenden Überprüfung und An-
passung von Planungsannahmen – insbesonde-
re von Prognosen zur Bevölkerungs- und Nach- 
frageentwicklung – eine erhöhte Relevanz zu. Dies 
betrifft auch die Einordnung und Aktualisierung 
von Bevölkerungsprognosen sowie deren fach-
liche Validierung als Grundlage weiterer Abstim-
mungen.
 
Der „neue Realismus“ betrifft dabei nicht nur Ziel-
zahlen, sondern auch die praktische Umsetzbar-
keit sowie die Verfügbarkeit von Flächen. So kön-
nen selbst bei weit fortgeschrittenen Planungen 
Umsetzungsperspektiven kurzfristig durch verän-
derte Rahmenbedingungen beeinflusst werden; 

damit sind Zeitpläne und Realisierungsmöglich-
keiten mit Unsicherheiten behaftet. Vor diesem 
Hintergrund gilt es, großmaßstäbliche Entwick-
lungsperspektiven insgesamt konsequent an den 
aktuellen Realitäten des Paderborner Marktes 
auszurichten. Hierzu zählen eine realistische Ein-
ordnung der demografischen Entwicklung, eine 
bedarfsgerechte Segmentierung nach Zielgrup-
pen (einschließlich bezahlbarer Angebote und 
passender Wohnformen) sowie die Vermeidung 
städtebaulicher und sozialpolitischer Fehlsteuer-
ungen durch einseitige oder monostrukturelle 
Ausprägungen.
 
Unter Berücksichtigung der fortschreitenden de-
mografischen Veränderungen sowie neuer regula-
torischer und wirtschaftlicher Anforderungen wird 
damit deutlich, dass die wohnungswirtschaftli-
chen Herausforderungen der kommenden Jahre 
nicht allein durch Neubauaktivitäten in Rand- 
lagen der Städte oder durch einen großvolumigen,  
flächenintensiven Ausbau zu beantworten sind. 
Dies gilt umso mehr angesichts stagnierender bzw. 
rückläufiger Bevölkerungszahlen und der sich zu-
gleich verändernden Bedarfe der Bevölkerung. 
 
Die zukünftigen Schwerpunkte liegen vielmehr 
in einer bestandsorientierten Weiterentwicklung: 
in der konsequenten Nutzung und Stärkung vor-
handener Quartiers- und Infrastrukturen, in der 
Sanierung und Modernisierung sowie in klein- 
teiligen Maßnahmen zur Stabilisierung und Be-
lebung innerstädtischer Bereiche. Zugleich ge-
winnt eine effiziente Flächen- und Bauverwertung 
an Bedeutung, um vorhandene Potenziale ziel- 
gerichtet zu aktivieren und bestehenden Wohn-
raum bedarfsgerecht weiterzuentwickeln.
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Entwicklung Jahresüberschuss 
in T€

Bestandsbewirtschaftung  
und -entwicklung 

Grundstücksbestand
Die Spar- und Bauverein Paderborn eG verfüg-
te am 31.12.2025 über folgenden Grundbesitz im  
Anlagevermögen:
a) bebaute Grundstücke 345.445  m² 
    (davon Erbbaugrundstücke 27.196 m²)
b) unbebaute, in Bebauung befindliche 
    Grundstücke 3.807  m²  

Im Bereich des Umlaufvermögens verfügte die  
Genossenschaft per 31.12.2025 unverändert über 
99 m² Grundstücksfläche.

Wohnungen Wohnfläche Gewerbe Nutzfläche Garagen/ 
Stellplätze

Anzahl m² Anzahl m² Anzahl
Stand 01.01.2025 3.011 204.056,24 7 3.876,55 1.388
Zugänge
Neubau Anhalter Weg 2 + 12 + 837,36 + 1 + 616,56 + 11
Anbau Balkone + 8,20
Stellplätze/Garagen +31
Abgänge
Verkleinerung Bestandswohnung  –3,00
Stand 31.12.2025 3.023 204.898,80 8 4.493,11 1.430

Entwicklung Wohnungsbestand | Bewirtschaftete Einheiten

Wohnungsbestand
Der Immobilienbestand des Spar- und Bauvereins 
umfasst zum Bilanzstichtag 3.023 Wohnungen, 
acht Gewerbeeinheiten sowie 1.430 Garagen und 
Stellplätze. Die Wohn- und Nutzfläche beträgt rund 
209.392 m².

Über die insgesamt 3.023 Wohnungen 
kann die Genossenschaft wie folgt verfügen:SparBau1

0

500

1.000

1.500

2.000

2.500

3.000

3.500

4.000

4.500

2020 2021 2022 2023 2024 2025

Jahresüberschuss 
in T-€

SparBau6

2212; 73%

811; 27%

Über die insgesamt 3.023 Wohnungen kann die Genossenschaft wie folgt 
verfügen:

frei verfügbar ohne Belegungsbindung

Belegungsbindung gem § 25 II. WoBauG
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Belegungsbindung gem § 25 II. WoBauG
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Vermietung
Der größte Teil des Wohnungsbestandes befindet 
sich in attraktiven Lagen am Kernstandort Pa-
derborn. Die Nachfrage nach Wohnungen war im 
Geschäftsjahr 2025 sehr gut. Vermietungsschwie-
rigkeiten bzw. strukturelle Leerstände bestanden 
nicht. Bei insgesamt 218 Mieterwechseln im Jahr 
2025 beträgt die Fluktuationsquote 7,2 % (Vorjahr: 
7,1 %). Zum Jahresende waren aus dem gesamten 
Wohnungsbestand 20 Einheiten nicht vermietet. 
Für die nicht vermieteten Wohnungen bestanden 
zum 31.12. schon für 9 Einheiten Anschlussmiet-
verträge. Die Leerstandsquote ist mit knapp 0,9 % 
(Vorjahr: 0,7 %) zum 31.12. nach wie vor auf einem 
äußerst niedrigen Niveau. Durch unsere gut ausge-
statteten Wohnungen und die kontinuierliche An-
passung sowie Weiterentwicklung der Bestandsge-
bäude ist im Rahmen von Wohnungskündigungen 
die Wiedervermietung unverändert gewährleistet. 

Modernisierung | Instandhaltung
Bei der Bestandsbewirtschaftung standen wie in 
den Vorjahren die Instandhaltung und Modernisie-
rung des Wohnungsbestandes im Mittelpunkt. Die 
Investitionen in die Qualität der Wohnungsbestände 
haben für die Genossenschaft einen hohen  
Stellenwert zur Sicherung einer guten und lang-
fristigen Vermietbarkeit. Unsere Genossenschaft 
zählt zu den führenden Wohnungsanbietern am 
Paderborner Markt. Wir schaffen und erhalten zu-
kunftsfähigen und bezahlbaren Wohnraum für die 
Menschen in Paderborn. Mit einem Investitions-
volumen von über 9,5 Mio. € in Neubau, Moder-

2025 2024 2023 2022 2021
Wohnungen 3.023 3.011 3.023 3.006 2.990

frei finanziert 2.212 2.212 2.220 2.188 2.172

öffentlich gefördert 811 799 803 818 818

Gewerbe 8 7 7 6 6

Garagen/Stellplätze 1.430 1.388 1.360 1.345 1.320

Wohn-/Nutzfläche (m²) 209.392 207.933 208.687 206.458 205.274

Nettokaltmiete 
je m²/mtl. per 31.12. 6,26 € 5,94 € 5,91 € 5,79 € 5,62 €

frei finanziert 6,55 € 6,13 € 6,09 € 6,03 € 5,82 €

öffentlich gefördert 5,44 € 5,40 € 5,39 € 5,14 € 5,09 €

Bestandszahlen 

nisierung und Instandhaltung tragen wir zu einer 
guten Wohnqualität unserer Mitglieder bei. Bei der 
Auftragserteilung achten wir vorzugsweise dar-
auf, dass unsere regionalen Handwerksfirmen und 
Fachbetriebe beauftragt werden. Damit leisten wir 
auch einen Beitrag zur Stärkung der regionalen 
Wirtschaft vor Ort. 
 
Die seit einigen Jahren zum Teil massiven Kosten-
steigerungen im Bereich der Handwerkerleistungen 
sind nach wie vor Preistreiber in der Wohnungs- 
und Immobilienbranche. Die steigenden Baustoff- 
und Lohnkosten haben sich inzwischen auf alle 
Bereiche der Modernisierung und Instandhaltung 
sowie im Neubau ausgewirkt. Zusätzlich wirkt sich 
der Mangel an Fachkräften manchmal leider auch 
negativ auf die Terminvereinbarung und Erledigung 
von Reparaturarbeiten aus. Aufgrund der guten 
wirtschaftlichen Position unserer Genossenschaft 
sind wir in der Lage, unsere Ziele zur langfristigen 
Werterhaltung des Wohnungsbestandes und im 
Neubau zu erreichen. Trotz hoher Investitionen in 
die Wohnungsbestände können wir unsere Woh-
nungen auch weiter zu angemessenen und wett-
bewerbsfähigen Mieten anbieten. Die Nutzungs-
gebühren für frei finanzierte Wohnungen betrugen 
durchschnittlich per 31.12. des Jahres 6,55 €/m²/
mtl., während für öffentlich geförderte Wohnungen 
die Nettokaltmiete bei 5,44 €/m²/mtl. lag. 

Die Fremdkosten für Instandhaltung betragen im 
Berichtsjahr 24,77 € je Quadratmeter 
Wohn-/Nutzfläche (Vorjahr: 23,66 €).

Darüber hinaus verfügt die Genossenschaft über sechs öffentliche E-Ladesäulen mit insgesamt zwölf Stell-
plätzen und Ladepunkten.
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Investitionen in den Objektbestand
in T€

Im Rahmen des Instandhaltungs- und Moder-
nisierungsprogramms wurden im Jahr 2025 u. a. 
insgesamt circa 2.277 T€ für folgende Maß- 
nahmen aufgewendet:

Wohnungseigentumsverwaltung
Seit vielen Jahren betreut der Spar- und Bauver-
ein im Rahmen der Fremdverwaltung Immobilien 
im Eigentümerauftrag. Dabei übernimmt unsere 
Genossenschaft die kaufmännische und tech-
nische Verwaltung im Rahmen von branchen- 
üblichen Verwalterverträgen. Im Geschäftsjahr 
2025 verwaltete unsere Genossenschaft insge-
samt 232 Eigentumswohnungen mit 145 Pkw-
Stellplätzen. Die Verwaltungsleistungen ergänzen 
den genossenschaftlich-sozialverantwortlichen 
Unternehmenszweck.

Mitglieder und Geschäftsguthaben 
Im Verlauf des Jahres 2025 sind 288 Mitglie-
der mit 1.040 Geschäftsanteilen einschließlich 
der Zeichnung weiterer Anteile hinzugekommen. 
Ausgeschieden sind 268 Mitglieder mit 1.575 Ge-
schäftsanteilen. Die Veränderung entspricht einem 
Wachstum von 20 Mitgliedern.

Die Anzahl der Geschäftsanteile ist gegen-
über dem Vorjahr um 535 auf insgesamt 56.515  
zurückgegangen (Vorjahr: 57.050).
Das Geschäftsguthaben der verbleibenden Mit-
glieder verringerte sich im Vergleich zum Vorjahr 
um 160,6 T€ auf 17.512,1 T€.

Modernisierung | Instandhaltung

Modernisierung / nachträgliche Baukosten NeubauInstandhaltung
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Mitgliederbewegung

Anzahl 
der  

Mitglieder

Anzahl 
der  

Anteile
Stand am 01.01.2025 5.893 57.050
Zugang 2025 288 1.040
Abgang 2025 268 1.575
Stand am 31.12.2025 5.913 56.515

Anzahl 
der  

Mitglieder

Anzahl 
der  

Anteile
Kündigung der 
Mitgliedschaft 180 674

Anteilskündigung - 217
Übertragung 4 12
Tod 83 642
Beendigung juristische 
Person 1 30

268 1.575

Der Abgang an Mitgliedern und Anteilen 
hatte folgende Gründe:

Altersstruktur der Mitglieder

bis einschließlich 30 Jahre

17 %

bis einschließlich 50 Jahre

33 %

bis einschließlich 70 Jahre

30 %

über 70 Jahre

20 %
3. DARSTELLUNG 
    DER WIRTSCHAFTLICHEN LAGE
3.1 ERTRAGSLAGE
Die Ertragslage des Spar- und Bauvereins ist 
durch eine langjährige stabile Entwicklung ge-
prägt. Gegenüber dem Vorjahr hat sich der Jahres- 
überschuss von 3.233,0 T€ um 675,0 T€ auf 
3.908,0 T€ erhöht und lag damit leicht über dem 
prognostizierten Ergebnis.

Das Ergebnis aus der Bewirtschaftungstätigkeit mit 
einem Ergebnisbeitrag von 3.598,9 T€ ist die wich-
tigste und nachhaltigste Ergebniskomponente.

2025
T€

2024
T€

Veränderungen
T€

Bewirtschaftungstätigkeit 3.598,9 2.981,3 617,6

Betreuungstätigkeit 0,0 0,0 0,0

Sonstiger Geschäftsbereich –85,8 10,5 –96,3

Finanzergebnis 370,2  252,2 118,0

Neutrales Ergebnis 39,1 4,0 35,1

Ergebnis vor Steuern 3.922,4 3.248,0 674,4

Steuern 14,4 15,0 –0,6

Jahresüberschuss 3.908,0 3.233,0 675,0

Zum Vorjahr hat sich die Ertragslage wie folgt verändert: 
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Ergebnis aus der Bewirtschaftungstätigkeit 
in T€ 

Das Ergebnis aus der Bewirtschaftungstätigkeit hat 
sich gegenüber dem Vorjahr um 617,6 T€ erhöht. 
 
Die Mieterlöse sind gegenüber dem Vorjahr um 
812,4 T€ auf 16.168,5 T€ gestiegen. Der Anstieg re-
sultiert u. a. mit 104,7 T€ aus der Fertigstellung des 
Neubauprojektes „Anhalter Weg 2“ im April 2025 
und der zwischenzeitlichen Vermietung des zum Ab-
riss vorgesehenen Gebäudes in der „Nordstraße 15“. 

Außerdem erfolgten für die frei finanzierten Bestand-
sobjekte Mietanpassungen nach BGB mit einer 
Auswirkung im Jahr 2025 von 571,1 T€. Durch Ein-
zelmodernisierungen sowie Erhöhungen nach Mieter- 
wechseln auf die festgelegten Objektmieten ist ein 
Anstieg der Mieten um 71,9 T€ zu verzeichnen. Bei 
den öffentlich geförderten Wohnungen führte die 
Anpassung der Instandhaltungs- und Verwaltungs-
pauschalen zur Veränderung der Kostenmiete um 
1,2 T€. Die Erhöhungen durch die Neuschaffung und 
Mietanpassungen von Pkw-Stellplätzen betragen 
18,5 T€. 

Die Umlagen für Betriebskosten sind um 355,2 T€ 
angestiegen. 

Die monatlichen Nutzungsgebühren betrugen per 
31.12.2025 durchschnittlich 6,26 €/m² (Vorjahr: 
5,94 €/m²).

2025 2024 2023 2022 2021
T€ T€ T€ T€ T€

Sollmieten 16.168,5 15.356,1 15.199,6 14.760,2 14.341,1
Gebühren und Umlagen 4.854,3 4.499,1 4.146,9 4.556,1 4.121,5
./. Erlösschmälerungen 160,2 154,0 208,4 193,0 160,8

Gesamt 20.862,6 19.701,2 19.138,1 19.123,3 18.301,8

Umsatzerlöse der Hausbewirtschaftung 

Die Erlösschmälerungen auf Mieten und Umlagen 
sind im Vergleich zum Vorjahr von 154,0 T€ um 
6,2 T€ auf 160,2 T€ gestiegen und begründen sich 
i.  W. mit strategischem Leerstand von Wohnungen 
aufgrund von Neubau- und Modernisierungsmaß-
nahmen sowie Mieterwechseln. 

Auf der Aufwandsseite wirken sich gestiegene Be-
triebskosten von 506,8 T€ und Instandhaltungs-
kosten von 256,5 T€ auf das Ergebnis aus der 
Bewirtschaftungstätigkeit aus. Weiter wirken sich 
höhere Abschreibungen von 99,4 T€ und gesunkene 
Verwaltungskosten von 376,8 T€ sowie höhere Zins- 
aufwendungen von 104,9 T€ auf das Sparten- 
ergebnis aus. 

Instandhaltungsaufwendungen 
in T€

Zinsaufwendungen für die Bewirtschaftungs-
tätigkeit
in T€
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Der Bereich Betreuungstätigkeit (WEG-Verwal-
tung) schließt im Geschäftsjahr 2025 mit einem 
ausgeglichenen Ergebnis ab. Den Erlösen aus der  
Wohnungseigentumsverwaltung von 72,9 T€ stehen 
zugeordnete Verwaltungsaufwendungen in gleicher 
Höhe gegenüber. 
Im sonstigen Geschäftsbereich stehen den Um-
satzerlösen aus anderen Lieferungen und Leis-
tungen sowie anderen Erträgen von 39,8 T€ Ab-
risskosten für ein Neubauprojekt und andere 
Aufwendungen von 125,6 T€ gegenüber. 

Das Finanzergebnis mit einem positiven Deckungs-
betrag von 370,2 T€ ist bestimmt durch Zinserträge.

Das neutrale Ergebnis in Höhe von 39,1 T€ ist 
i. W. geprägt durch Erträge aus der Auflösung von 
Rückstellungen. 

3.2 VERMÖGENSLAGE

Die Vermögens- und Kapitalstruktur stellt sich wie folgt dar:

31.12.2025 31.12.2024
T€ % T€ %

Immaterielle Vermögensgegenstände 9,7 0,0 4,7 0,0
Sachanlagen 133.910,7 84,8 132.211,3 89,3
Finanzanlagen 8,0 0,0 8,0 0,0
Umlaufvermögen kurzfristig 23.949,9 15,2 15.801,6 10,7
Gesamtvermögen 157.878,3 100,0 148.025,6 100,0

Eigenkapital (inkl. Bilanzgewinn) 98.020,7 62,1 95.033,6 64,2
Rückstellung langfristig 9.953,1 6,3 9.796,6 6,6

Fremdkapital langfristig 38.467,0 24,3 33.381,7 22,5
Rechnungsabgrenzung langfristig 3.309,0 2,1 1.551,0 1,1

Kapital langfristig 149.749,8 94,8 139.762,9 94,4
Rückstellung kurzfristig 168,6 0,1 347,9 0,2
Fremdkapital kurzfristig 7.897,6 5,0 7.852,5 5,3
Rechnungsabgrenzung kurzfristig                      62,3                        0,1                     62,3                        0,1
Gesamtkapital             157.878,3                    100,0             148.025,6                    100,0
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Das Gesamtvermögen zum 31.12.2025 beträgt 
157.878,3 T€ und ist zum Vorjahr um 9.852,7 T€ 
angestiegen.

Die immateriellen Vermögensgegenstände erhöh-
ten sich gegenüber dem Vorjahr um 5,0 T€. Den An-
schaffungen von 10,4 T€ stehen Abschreibungen 
von 5,4 T€ entgegen. Das Sachanlagevermögen 
hat sich gegenüber dem Vorjahr um 1.699,4 T€ 
auf 133.910,7 T€ erhöht. Den Bestandsinvesti- 
tionen von 5.308,9 T€ stehen anlageplanmäßige 
Abschreibungen von 3.608,5 T€ und Anlagen- 
abgänge von 1,0 T€ gegenüber.

Die Finanzanlagen blieben unverändert bei 8,0 T€.
 
Das Umlaufvermögen erhöhte sich gegenüber dem 
vorangegangenen Stichtag um 8.148,3 T€. Der An-
stieg resultiert aus der Zunahme der liquiden Mittel 
von 7.628,2 T€ und der unfertigen Leistungen und 
anderen Vorräte von 659,0 T€. Die Forderungen 
und sonstigen Vermögensgegenstände verminder-
ten sich um 138,9 T€.

Auf der Passivseite erhöhte sich das bilanzielle  
Eigenkapital um 2.987,1 T€.
Der Anstieg begründet sich durch den erzielten 
Jahresüberschuss von 3.908,0 T€ abzüglich der  

Dividendenausschüttung des Vorjahres von 
884,8  T€ und des Rückganges der Geschäfts- 
guthaben von 36,1 T€.

Die Eigenkapitalquote verminderte sich im Ver-
gleich zum Vorjahr um 2,1 Prozentpunkte und be-
trägt nunmehr 62,1 %. Die Eigenkapitalrentabilität 
beläuft sich auf 4,0 %.

Die langfristigen Pensionsrückstellungen sind um 
156,5 T€ auf 9.953,1 T€ angestiegen. 

Die Kapitalstruktur zeigt ein langfristiges Fremd-
kapital von 38.467,0 T€ sowie ein kurzfristiges 
Fremdkapital von 7.897,6 T€. Im Vergleich zum 
Vorjahr erhöhte sich das langfristige Fremdkapital 
um 5.085,3 T€, die kurzfristigen Verbindlichkeiten 
stiegen um 45,1 T€ an.

Die Veränderungen der langfristigen Verbindlichkei-
ten gegenüber Kreditinstituten und anderen Kredit- 
gebern sind auf Darlehensauszahlungen in Höhe 
von 8.284,7 T€ für die Neubauprojekte „Anhalter 
Weg“ und „Querweg“, planmäßige Darlehens- 
tilgungen von 1.433,0 T€ und Tilgungsnachlässe 
der NRW.BANK von 1.875,1 T€ zurückzuführen.

Eigenkapitalquote 
in %
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3.3 FINANZLAGE

Das Finanzmanagement bildet einen zentralen Teil 
der Unternehmenssteuerung. Die Liquidität, die 
langfristigen Objektfinanzierungen, künftige Dar- 
lehensprolongationen und die beobachtbaren 
Zinsänderungsrisiken werden dabei gezielt ge-
plant, kontrolliert und gesteuert.

Die Liquidität der Genossenschaft sowie der Kapital- 
dienst der Darlehen waren jederzeit gesichert. 

Die Eigenkapitalausstattung – in Euro, absolut – hat 
sich in den letzten Jahren kontinuierlich verbessert. 
Das langfristige Eigenkapital liegt mittlerweile bei 
96.671 T€. Hierauf bezogen entspricht dies einer 
Eigenkapitalquote von 61,2 %.

Mit dem guten Jahresergebnis 2025 geht die Ver-
besserung der betriebswirtschaftlichen Lage des 
Unternehmens einher. 

2025 | T€ 2024 | T€
Jahresüberschuss 3.908 3.233
Abschreibungen auf Gegenstände des Anlagevermögens 3.614 3.499
Zahlungsunwirksame Erträge –117 –70
Zunahme der langfristigen Rückstellungen 156 487
Cashflow 7.561 7.149
Abnahme der kurzfristigen Rückstellungen –179 –122
Gewinn aus dem Abgang von Anlagevermögen –5 0
Ab-/Zunahme der unfertigen Leistungen sowie anderer Aktiva –519 –532
Zu-/Abnahme der erhaltenen Anzahlungen sowie anderer Passiva 277 –449
Cashflow aus laufender Geschäftstätigkeit 7.135 6.046
Einzahlungen aus dem Abgang von Anlagevermögen 6 2.000
Auszahlungen für Investitionen in das Anlagevermögen –5.319 –3.434
Cashflow aus Investitionstätigkeit –5.313 –1.434
Valutierung von Darlehen 8.285 2.121
Baukostenzuschüsse 0 1.275
Planmäßige Tilgungen von Darlehen –1.433 –1.402
Auszahlungen von Dividenden –885 –903
Veränderung der Geschäftsguthaben 
verbleibender Mitglieder –161 –73
Cashflow aus Finanzierungstätigkeit 5.806 1.018
Zahlungswirksame Veränderung 
des Finanzmittelbestandes 7.628 5.630
Finanzmittelbestand am 1. Januar 10.708 5.078
Finanzmittelbestand am 31. Dezember 18.336 10.708

Kapitalflussrechnung

Die Finanzierung der Instandhaltungs- und Moder-
nisierungsmaßnahmen sowie eines Teils der in der 
Bebauung befindlichen Neubauprojekte erfolgt aus 
dem Cashflow.

Aus der Fortschreibung der Finanzlage nach dem 
31.12.2025 für die im Bau befindlichen Neubau-
projekte ergeben sich zu erwartende Kosten von 
16.147,5 T€. Diese werden durch noch ausstehen-
de Auszahlungen von Fremdmitteln in Höhe von 
5.490,0 T€ sowie aus dem laufenden Cashflow  
finanziert.

Für das Jahr 2026 ist der Baubeginn des Neubau-
projektes „Nordstraße 15“ mit einer geplanten In-
vestitionssumme von 8.845 T€ für den Zeitraum bis 
2027 geplant. Der Investition steht im entsprechen-
den Zeitraum eine geplante Fremdkapitalaufnahme 
von 4.323 T€ gegenüber. 

Insgesamt stellt sich die wirtschaftliche Lage des 
Spar- und Bauvereins als geordnet dar. 

Die Mittelherkunft und die Mittelverwendung ergeben sich aus vorstehender Kapitalflussrechnung. 
 



120

III. LAGEBERICHT 2025

3.4 KENNZAHLENÜBERSICHT
Die für die Genossenschaft bedeutsamen Leistungsindikatoren stellen sich im Vergleich zu den Vorjah-
ren wie folgt dar:

2025 2024 2023
Bestandskennzahlen
Bewirtschafteter Bestand
Wohnungseinheiten Anz. 3.023 3.011 3.023
Gewerbeeinheiten, sonstige Vermietungseinheiten Anz. 8 7 7
Garagen/Einstellplätze Anz. 1.430 1.388 1.360
Wohn- und Nutzfläche m² 209.392 207.933 208.687
Betreuungstätigkeit    
Wohnungen Anz. 232 232 232
Garagen/Einstellplätze Anz. 145 145 145
Jahresabschlusskennzahlen    
Bilanzsumme T€ 157.878 148.026 145.205
Sachanlagevermögen T€ 133.911 132.211 133.554
Eigenkapital lt. Bilanz am 31.12. T€ 98.021 95.034 93.113
Eigenkapital lt. Bilanz am 31.12. (langfristig) T€ 96.671 93.806 91.531
Eigenkapitalquote (bezogen auf EK langfristig) % 61,2 63,4 63,0
Geschäftsguthaben der verbleibenden Mitglieder T€ 17.512 17.673 17.746
Bestand der verbleibenden Mitglieder Anz. 5.913 5.893 5.912
Geschäftsanteile der verbleibenden Mitglieder Anz. 56.515 57.050 57.291
Sollerlöse T€ 21.127 19.948 19.426
Erlösschmälerungen T€ 160 154 208
Anteil der Erlösschmälerungen am Umsatzerlös % 0,8 0,8 1,1
Jahresüberschuss (nach Steuern) T€ 3.908 3.233 2.800
Cashflow T€ 7.561 7.149 7.044
Kennzahlen der Rentabilität    
Gesamtkapitalrentabilität % 2,7 2,4 2,1
Eigenkapitalrentabilität (bezogen auf EK langfristig) % 4,0 3,4 3,1
Instandhaltung, Modernisierung, Betriebskosten    
Instandhaltungsaufwand (Fremdkosten) je m² Wohn-/Nutzfläche €/m² 24,77 23,66 22,90
Betriebskosten T€ 5.432 4.795 4.188
Bewirtschaftungstätigkeitskosten je m² Wohn-/Nutzfläche €/m² 26,04 23,17 20,24
Personal durchschnittlich    
Vollzeitbeschäftigte Anz. 17 16 15
Teilzeitbeschäftigte Anz. 5 8 7
Geringfügig Beschäftigte Anz. 1 1 1

Die Mittelzuflüsse aus laufender Geschäftstätigkeit 
und die Darlehensvalutierungen wurden zur Ge-
genfinanzierung der Investitionstätigkeit sowie für 

planmäßige Darlehenstilgungen und Dividenden-
auszahlungen verwendet. Zusätzlich konnte die 
vorgehaltene Liquidität aufgestockt werden.
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4. RISIKEN-, CHANCEN- UND 
    PROGNOSEBERICHT

Der Spar- und Bauverein verwendet ein umfas-
sendes EDV-gestütztes Risikofrüherkennungs-
system. Ein wesentlicher Bestandteil des internen 
Risikokontrollsystems ist das zentrale Controlling, 
das die ergebnisrelevanten Risiken überwacht. 
Schwerpunkte sind ein Mieten- und Instandhal-
tungscontrolling, ein Projektcontrolling für den 
Baubereich sowie die Liquiditätssteuerung. Dar-
über hinaus besteht ein Monitoring der Energie-
kostenentwicklung. Diese Instrumente dienen der 
Priorisierung künftiger Investitionen.

Im Rahmen der unterjährigen Wirtschaftsplanun-
gen unserer Genossenschaft werden alle das je-
weilige Jahresergebnis tangierenden Parameter 
erfasst, denn insbesondere steigende Baukosten 
und Zinsen können dazu führen, dass Neubau- 
und Modernisierungsmaßnahmen, die sich in den 
zurückliegenden Jahren noch als wirtschaftlich 
dargestellt haben, unrentabler oder gänzlich un-
rentabel werden. 
 
Während des abgelaufenen Geschäftsjahres 2025 
wurde in diesem Zusammenhang regelmäßig an 
den Aufsichtsrat über die unterjährige Entwick-
lung von Kennzahlen aus der Vermietung der 
Mietobjekte mit dazugehörigen Marktdaten, der 
Forderungsentwicklung, der Instandhaltung, den 
Neubauprojekten und deren Auswirkungen auf die 
Ertrags-, Vermögens- und Finanzlage des Unter-
nehmens berichtet. 

Das Risikomanagementsystem unserer Genos-
senschaft ist darauf ausgerichtet, wesentliche 
und potenziell bestandsgefährdende Entwick-
lungen frühzeitig zu erkennen, sodass geeignete 
Maßnahmen zur Begrenzung negativer Einflüsse 
und zur Vermeidung wirtschaftlicher Schäden ein-
geleitet werden können.

Neben den internen Betrachtungen werden wei-
terhin die zusätzlich relevanten externen Beob-
achtungsbereiche, wie beispielsweise die Ent-
wicklung des Wohnungs- und Kapitalmarktes 
sowie die Baukostenentwicklung, in die Beobach-
tungen und Bewertungen mit einbezogen.

Die wirtschaftlichen Auswirkungen des russischen 
Angriffskriegs gegen die Ukraine erhöhen Risiken, 
auch globale Handelskonflikte wie die Zollpolitik 
der USA sowie Unsicherheiten über Chinas Ein-
fluss im internationalen Handel. Insbesondere die 
Auseinandersetzungen im Nahen Osten und in 

der Golfregion belasten die konjunkturellen Ent-
wicklungen in Deutschland, und auch die Ent-
wicklung der Energiekosten bleibt aufgrund geo-
politischer Spannungen ungewiss. Die genauen 
Auswirkungen auf die Immobilienbranche lassen 
sich weiterhin nur begrenzt abschätzen. Nach wie 
vor sind die strukturellen Veränderungen auf den 
Wohnungsmärkten und deren langfristige Auswir-
kungen derzeit sehr schwer zu prognostizieren. 
 
Die Klimaschutzgesetzgebung und die damit ein-
hergehenden Anforderungen und Verpflichtungen 
für den Gebäudesektor bzw. die Wohnungswirt-
schaft stellen ganz erhebliche Herausforderungen 
für unsere Genossenschaft auf dem Weg zur Klima- 
neutralität dar. 
 
Die gesetzlichen Vorgaben zur Dekarbonisierung 
des Wohnungsbestands bis 2045 sind hinsichtlich 
der technischen, wirtschaftlichen und finanziellen 
Gegebenheiten sicherlich anspruchsvoll. Daher 
werden die Investitionsprogramme in den kom-
menden Jahren einen besonderen Schwerpunkt 
auf die energetische Bestandssanierung legen. 
Zwangsläufig wird es zur notwendigen Refinan-
zierung zu moderaten Mieterhöhungen kommen. 
 
Ungeachtet der geopolitischen Spannungen, 
der makroökonomischen Unsicherheiten, poli-
tisch unklarer Zielvorgaben und Kostenentwick-
lung konnten bisher alle Neubauvorhaben plan- 
mäßig realisiert werden. Trotz erheblicher – im Ge-
schäftsbericht dargestellter – Herausforderungen 
und Risiken blicken wir optimistisch in die Zukunft. 
Wir erwarten für das Geschäftsjahr 2026 keine au-
ßerplanmäßigen Verzögerungen oder Stornierun-
gen unserer aktuell geplanten Neubauprojekte. 
Die wirtschaftliche Umsetzung wird jedoch – ohne 
vollständigen Renditeverzicht – Erlössteigerungen 
aus angepassten Neuvertragsmieten beinhalten.
 
Die Portfoliosteuerung durch Modernisierungs-, 
Instandhaltungs- und Neubaumaßnahmen wird 
auch zukünftig von höchster Bedeutung sein. Bei 
gleichzeitiger Berücksichtigung ökologischer und 
sozialer Belange werden wir so die Werthaltigkeit 
unseres Wohnungsbestands sichern. Im Segment 
des sozial gebundenen, preisgünstigen Woh-
nungsbaus bleibt die öffentliche Förderung des 
Landes Nordrhein-Westfalen weiter unabdingbar. 
Hier setzen wir auf die bisher veröffentlichten För-
derkonditionen sowie eine faire, faktenbasierte 
Mittelzuteilung im Rahmen bedarfsgerechter Kon-
zepte.
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Mit einem besonderen Augenmerk auf ein solides 
Verhältnis der Erlöse zu den Kosten unserer Ge-
nossenschaft gewährleisten wir auch in Zukunft 
eine stabile wirtschaftliche Entwicklung mit posi-
tiven Ergebnissen aus dem Kerngeschäft der Be-
wirtschaftungstätigkeit. Die Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage des Spar- und Bauvereins ist 
stabil und bildet eine gute Basis für eine weiterhin 
positive Geschäftsentwicklung. 
 
Eine Eskalation der bestehenden geopolitischen 
Konflikte könnte die anhaltenden Unsicherheiten 
weiter vertiefen und zudem die Inflation befeuern. 
Dies würde die Zentralbanken zwingen, die Zin-
sen nicht weiter zu senken, sondern sie wieder 
zu erhöhen. Eine sich abzeichnende Erhöhung 
der Staatsverschuldung kann zusätzlich eine Ver-
schlechterung der Finanzierungsbedingungen für 
Immobiliendarlehen und in der Folge eine weitere 
Einschränkung von Investitionsmöglichkeiten be-
wirken.
 
Kurz vor Ostern 2026 verdunkelten sich die wirt-
schaftlichen Aussichten deutlich. Infolge der ne-
gativen Auswirkungen des Irankrieges senkten 
führende Wirtschaftsforschungsinstitute in ihrer 
Gemeinschaftsdiagnose die prognostizierten BIP-
Wachstumsraten für 2026 und 2027 auf 0,6 % 
bzw. 0,9 %. Die Botschaft der Frühjahrsdiagnose 
fiel insgesamt pessimistisch aus: So wurden ein 
Anstieg der Inflation auf etwa 3 %, eine durch-
schnittliche Arbeitslosenzahl von über 3 Mio. 
Menschen sowie eine zunehmende Investitions-
zurückhaltung der Unternehmen prognostiziert. 
Nur die expansive Fiskalpolitik würde ein stärke-
res Abrutschen voraussichtlich verhindern.

Die drohenden Turbulenzen in nahezu allen Wirt-
schaftssektoren werden sehr wahrscheinlich auch 
an der Immobilienbranche nicht vorübergehen. In 
der keineswegs überwundenen Wohnungsbau-
krise wirken verteuerte Baumaterialien schnell 
toxisch. In Kombination mit den Themen Energie, 
Finanzierung und Inflation drohen wirtschaftliche 
Schieflagen bis hin zur Substanzgefährdung.
 
Unsere Ertragslage wird weiterhin von Mietanpas-
sungen geförderter Wohnungen auf Grundlage 
des NRW-Wohnraumfördergesetzes sowie Miet-
erhöhungen frei finanzierter Wohnungen unter-
halb des am Markt möglichen Umfangs bestimmt 
werden.
 
Dank der langfristigen Finanzierung der Immo-
bilien des Spar- und Bauvereins sind nach ak-
tuellem Kenntnisstand keine Anzeichen für eine 

Gefährdung der Investitionstätigkeiten oder der 
Finanzlage der Genossenschaft erkennbar, die zu 
wesentlichen negativen Abweichungen von den 
Kennzahlen und der Unternehmensplanung füh-
ren könnten. 
 
Risikobehaftete besondere Finanzierungsinstru-
mente und Sicherungsgeschäfte werden nicht in 
Anspruch genommen. Bei den zur Finanzierung 
des Anlagevermögens abgeschlossenen Fremd-
mitteln handelt es sich vorwiegend um langfristige 
annuitätische Hypothekendarlehen mit entspre-
chenden Tilgungsanteilen. Der Kapitalmarkt und 
die Auswirkungen auf die Baukreditzinsen wer-
den kontinuierlich beobachtet und analysiert. Bei 
der gegebenen Liquiditätslage und langfristigen 
Finanzierungen mit differenzierten Zinsbindungs-
fristen halten wir das Zinsänderungsrisiko für un-
sere Genossenschaft derzeit für sehr begrenzt.
 
Eventuell könnte die schwierige gesamtwirt-
schaftliche Situation zumindest temporär zu  
höheren Mietausfällen führen. Durch das seit vie-
len Jahren praktizierte Angebot, bei Zahlungs-
schwierigkeiten von Mietern individuelle Ver-
einbarungen treffen zu können, ist aktuell keine 
außerordentliche negative Entwicklung im Bereich 
des Forderungsmanagements zu verzeichnen. 
Risiken aus Zahlungsstromschwankungen sowie 
Liquiditätsrisiken schätzen wir auf Basis der ak-
tuellen Planungen und der laufenden Liquiditäts-
steuerung derzeit als gering ein.
 
Ständige Veränderungen des Miet- und Baurechts 
sowie von Märkten und Rahmenbedingungen 
werden fortlaufend beobachtet. Die sich daraus 
ergebende operative Steigerung/Steuerung wird 
durch eine komplexe Informationstechnologie 
gestützt. Deren Sicherheit und Stabilität werden 
durch externe Dienstleister und qualifizierte inter-
ne Mitarbeiter gesichert. Das Zusammenspiel aller 
Faktoren eröffnet und ermöglicht Chancen der zu-
künftigen Entwicklung.
 
Die Fortsetzung des demografischen Wandels 
wird auch zukünftig weiter durch den Trend zur 
Verkleinerung der Haushalte gekennzeichnet sein. 
Neben der Alterung der Gesellschaft liegt der 
Hauptgrund hierfür in einem Wandel des Lebens-
umfeldes und der sich ändernden Bedürfnisse 
großer Teile der Bevölkerung. Unsere Genossen-
schaft wird auch weiterhin durch den Ausbau des 
Angebots spezieller Wohnformen, neuer Mobili-
tätsangebote und den Ausbau von Sozialange-
boten auf die geänderten Rahmenbedingungen 
reagieren. Auch zukünftig werden wir bei sämt-
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lichen Umbau-, Ausbau- bzw. Modernisierungs-
maßnahmen unseren Bestand so weit wie mög-
lich nach den Gesichtspunkten der Barrierefreiheit 
umgestalten. 
 
Weiterhin werden wir mithilfe entsprechender de-
taillierter Analysen die Bedürfnisse und Wünsche 
der Wohnungssuchenden erfassen, um so eine 
zielgenauere Vermietung im Rahmen unseres Be-
legungsmanagements zum Erhalt stabiler Haus-
gemeinschaften zu ermöglichen, den entspre-
chenden Bedarf an neuem Wohnraum in unseren 
neuen Projekten zur Verfügung zu stellen, um 
schlussendlich unsere Marktposition zu stabilisie-
ren oder sogar noch weiter verbessern zu können.
 
Die aktuelle Klimaschutzgesetzgebung mit dem 
Nullemissionsziel im Jahr 2045 erfordert von den 
Wohnungsgenossenschaften eine Bestandsauf-
nahme der Emissionen, die Einbindung in das  
Risikomanagementsystem sowie die Erstbewer-
tung einer Klimastrategie.
Im Rahmen einer technischen Bestandsanalyse 
wurde zur Umsetzung der Klimaziele nach dem 
Bundes-Klimaschutzgesetz im Jahr 2025 eine 
Emissionsbilanz erstellt. Aufsichtsrat und Vor-
stand haben sich in der gemeinsamen Sitzung am 
4. Dezember 2025 intensiv mit der Thematik und 
den bisherigen Ergebnissen auseinandergesetzt.

Als Mitglied der Initiative Wohnen.2050 (IW.2050) 
nutzen wir im Rahmen unseres CO₂-Monitorings 
die innerhalb der IW.2050-Unternehmen abge-
stimmte Analysemethodik. Die aktuell ermittelte 
CO₂-Intensität unserer Genossenschaft liegt  
unter dem Median der IW.2050-Partnerunter-
nehmen. Dieses gute Niveau ist das Ergebnis der 
jahrzehntelangen Bestands- und Investitions-
planung mit kontinuierlichen optimierten Instand-
haltungs- und Modernisierungsmaßnahmen. 
 
Auf Basis der bisherigen Analyseergebnisse wer-
den Reduktionspfade für unsere Treibhausgasbi-
lanz erarbeitet und dokumentiert. Durch technisch 
machbare und wirtschaftlich tragbare Investitio-
nen in die Gebäudetechnik werden wir uns suk-
zessive der angestrebten Klimaneutralität 2045 
nähern.
 
Für das Geschäftsjahr 2026 erwarten wir bei 
Ausgaben für aufwandswirksame Bauunterhal-
tung von 5,5 Mio. € ein voraussichtliches Jahres- 
ergebnis von rund 3,5 Mio. €. Somit sind wir zu-
versichtlich, weiterhin ein verlässlicher Garant für 
eine sichere, sozial verantwortbare Wohnungs-
versorgung der breiten Schichten der Bevölkerung 

zu sein. Die weitere Entwicklung des Spar- und 
Bauvereins bewerten wir als Chance einer auch 
zukünftig positiven Positionierung in einem über-
wiegend stabilen Marktumfeld. Unsere Wohn-, 
Sozial- und Gewerbeeinheiten befinden sich in 
gutem Zustand und in zentralen Standorten mit 
stimmiger Infrastruktur. Zuversichtlich sehen wir 
die nachhaltige Vermietbarkeit als gesichert. Vor-
teilhaft wirkt sich diesbezüglich aus, dass wir uns 
seit Langem intensiv mit demografischen Erfor-
dernissen und energieeffizienten Themenschwer-
punkten auseinandergesetzt haben, ebenso wie 
mit kontinuierlichen Wohnumfeldverbesserun-
gen sowie unsere Kooperationen mit Sozial- und 
Wohlfahrtsverbänden.
 
Seit nunmehr 133 Jahren stellt sich unsere Ge-
nossenschaft mit einer wirtschaftlich stabilen und 
zukunftsorientierten Grundlage erfolgreich den 
Herausforderungen unserer Zeit. Fokussiert auf 
Innovation, Nachhaltigkeit und integrative Kon-
zepte, blicken wir trotz der geopolitischen sowie 
welt- und gesamtwirtschaftlichen Wetterlage nach 
vorn. Dabei bleibt die enge Verbundenheit unserer 
Mitglieder mit unserer Genossenschaft eine wich-
tige Grundlage, über bezahlbares Wohnen hin-
aus mehr Lebensqualität und mehr Miteinander 
für die Menschen im Hochstift zu schaffen. Stets 
offen für alle Fragen unserer Zeit und all unsere 
Mitmenschen, unabhängig von Kultur, Religion,  
Geschlecht und Einkommen.

Paderborn, 10. Juni 2026
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IV. BERICHT DES AUFSICHTSRATES

Der Aufsichtsrat hat im Geschäftsjahr 2025 die 
Aktivitäten der Genossenschaft mit der gebotenen 
Sorgfalt begleitet und dabei die ihm nach Gesetz, 
Satzung und Geschäftsordnung obliegenden Auf-
gaben, zu denen die regelmäßige Beratung sowie 
die kontinuierliche Überwachung des Vorstandes 
gehören, sorgfältig und gewissenhaft wahrge-
nommen. Der Aufsichtsrat kam im Berichtsjahr 
zu insgesamt fünf ordentlichen Sitzungen zusam-
men. Er hat die Geschäftsführung des Vorstan-
des laufend überwacht und den Vorstand bei der 
Leitung der Genossenschaft beratend begleitet. 
Hierzu ließ sich der Aufsichtsrat regelmäßig, um-
fassend und zeitnah entsprechend den gesetz-
lichen und satzungsgemäßen Bestimmungen 
über alle wesentlichen Vorgänge informieren, die 
die wirtschaftliche und finanzielle Lage sowie die 
strategische Ausrichtung unserer Genossenschaft 
betrafen. Alle Fragen des Aufsichtsrates wurden 
vom Vorstand ausführlich beantwortet, sodass 
sich der Aufsichtsrat jederzeit ein fundiertes Bild 
zur Beurteilung der Situation machen konnte. 
Zentrale Themen – wie Neubau- und Moderni-
sierungsvorhaben, Instandhaltungsmaßnahmen, 
Finanzierungsfragen sowie die Beurteilung von 
Chancen und Risiken – wurden in intensiven ge-
meinsamen Sitzungen von Aufsichtsrat und Vor-
stand beraten. Entscheidungen, die einer Zustim-
mung des Aufsichtsrates bedurften, wurden nach 
sorgfältiger Prüfung und umfassender Erörterung 
auf fundierter Grundlage gefasst.
 
Für das Geschäftsjahr 2025 konnte die Genos-
senschaft erneut ein sehr gutes Jahresergebnis 
erzielen, sodass auch für das Berichtsjahr eine 
angemessene Dividendenausschüttung sowie 
eine weitere Stärkung der gesetzlichen und freien 
Rücklagen möglich sind. Das wirtschaftliche Um-
feld blieb dabei weiterhin herausfordernd und war 
insbesondere von hohen Preisen und Energie-
kosten sowie insgesamt schwierigen Rahmen- 
bedingungen geprägt. Gleichwohl konnten laufen-
de Baumaßnahmen fortgeführt und weitere Neu-
baumaßnahmen geplant werden. Mit der Neubau-
tätigkeit – insbesondere im Bereich des öffentlich 
geförderten Wohnungsbaus – engagiert sich die 
Genossenschaft weiterhin für die Schaffung und 
Sicherung bezahlbaren Wohnraums insbesondere 
für Menschen mit geringen und mittleren Einkom-
men.
 
Der Vorstand informierte den Aufsichtsrat und 
die Ausschüsse des Aufsichtsrates in regelmä-
ßig stattfindenden Sitzungen über die Geschäfts- 

entwicklung, die Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage sowie über besondere Ereignisse. Da-
rüber hinaus stand der Aufsichtsratsvorsitzende 
in einem engen Informations- und Gedankenaus-
tausch mit dem Vorstand. Die mündliche Bericht-
erstattung des Vorstandes in den Sitzungen wurde 
mit Unterlagen vorbereitet, die jedem Aufsichts-
ratsmitglied jeweils rechtzeitig vor der entspre-
chenden Sitzung zugänglich gemacht wurden. 
Über wichtige Vorgänge informierte der Vorstand 
schriftlich, auch zwischen den Sitzungen.
 
In alle Entscheidungen, die von wesentlicher Be-
deutung für die Genossenschaft sind, war der 
Aufsichtsrat eingebunden und hat bei zustim-
mungsbedürftigen Vorgängen die erforderlichen 
Beschlüsse gefasst. Dabei stand die solide und 
stabile wirtschaftliche Entwicklung der Genossen-
schaft im Mittelpunkt der Tätigkeit der Organe. 
Die Zusammenarbeit zwischen Vorstand und Auf-
sichtsrat war auch in diesem Jahr von dem sat-
zungsmäßigen Auftrag bestimmt, die Mitglieder 
durch eine gute, sichere und sozial verantwort-
bare Wohnungsversorgung zu fördern.

Der Prüfungsausschuss trat im Geschäftsjahr 2025 
zu zwei Sitzungen zusammen. Gegenstand der 
Beratungen waren insbesondere Fragen der Rech-
nungslegung, der internen Kontroll- und Überwa-
chungsprozesse sowie die Vorbereitung der Prü-
fung und Beratung des Jahresabschlusses. 
 
Die Zusammenarbeit zwischen Aufsichtsrat und 
Vorstand war im Geschäftsjahr 2025 von einem 
offenen, konstruktiven und vertrauensvollen Aus-
tausch geprägt. Der Aufsichtsrat hat sich regel-
mäßig über die gesamtwirtschaftlichen und im-
mobilienwirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
sowie deren Auswirkungen auf die Genossen-
schaft informieren lassen. Darüber hinaus wurden 
strategische Fragestellungen, die Priorisierung 
von Maßnahmen sowie die mittel- und langfris-
tige Planung intensiv diskutiert. Der Aufsichtsrat 
hat sich davon überzeugt, dass der Vorstand die 
Geschäfte ordnungsgemäß geführt und die Ge-
nossenschaft im Sinne ihrer Mitglieder nachhaltig 
weiterentwickelt hat. 
 
Der Weg des Spar- und Bauvereins zur Umset-
zung der Klimaschutzziele wurde 2025 weiter kon-
kretisiert. Der gesetzlich vorgeschriebene Klima- 
pfad wird in den kommenden Jahren bis 2045 
sukzessive durch geeignete energetische Mo-
dernisierungsmaßnahmen umgesetzt. Dafür sind 
erhebliche Investitionen in unseren Wohnungs-
bestand notwendig. 

BERICHT DES AUFSICHTSRATES



Hubert Böddeker
Vorsitzender des Aufsichtsrates

 
Mit Wirkung zum 01.01.2025 wurde der bisherige 
Mitarbeiter und Prokurist Alexander Prior zum 
Mitglied des Vorstandes bestellt. Der Aufsichtsrat 
hat diese Personalentscheidung begleitet und die 
Bestellung im Rahmen seiner Zuständigkeiten be-
raten. 
 
In der Vertreterversammlung am 26.06.2025 stan-
den turnusmäßige Wahlen zum Aufsichtsrat an. 
Die gemäß Satzung turnusmäßig aus dem Auf-
sichtsrat ausscheidenden Herren Dr. Jörg Markus 
Habich und Jürgen Wegener wurden jeweils für 
eine weitere Amtszeit von drei Jahren wieder- 
gewählt.
 
Für die aus dem Aufsichtsrat ausscheidende Frau 
Sandra Weiffen sowie die ausscheidenden Herren 
Rüdiger Bonke und Edmund Donschen wurden 
Frau Alexandra Rosenthal sowie die Herren Prof. 
Volker Huckemann und Arnd Paas einstimmig in 
den Aufsichtsrat der Genossenschaft gewählt.
 
Der Aufsichtsrat dankt den ausgeschiedenen 
Mitgliedern für die engagierte und verantwor-
tungsvolle Mitarbeit sowie für die stets sachorien-
tierte Begleitung der Genossenschaft. Den wieder- 
gewählten und neu gewählten Mitgliedern wünscht 
der Aufsichtsrat für ihre Tätigkeit Erfolg und eine 
weiterhin gute Zusammenarbeit im Gremium.

Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestell-
ten Jahresabschluss für das Geschäftsjahr 2025 
(Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie An-
hang) sowie den Lagebericht eingehend geprüft 
und beraten. Der Verband der Wohnungs- und Im-
mobilienwirtschaft Rheinland Westfalen e. V. hat 
im Frühjahr 2026 gemäß § 53 Genossenschafts-
gesetz den Jahresabschluss zum 31.12.2025 
unter Einbeziehung der Buchführung, des Lage-
berichts und der Geschäftsführung geprüft. Der 
Aufsichtsrat hat in der Aufsichtsratssitzung am 9. 
Juni 2026 über den Jahresabschluss beraten.
 
Aus dem Prüfungsergebnis ergeben sich keinerlei 
Beanstandungen, Empfehlungen oder Hinweise, 
die einer Berichterstattung bedürfen. Somit hat 
der Prüfungsverband der Genossenschaft den 
uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt.
 
Der Aufsichtsrat empfiehlt der Vertreterversamm-
lung, den Jahresabschluss 2025 in der vorgeleg-
ten Form festzustellen, dem Vorschlag zur Ge-
winnverwendung zuzustimmen und dem Vorstand 
für das Geschäftsjahr 2025 Entlastung zu erteilen.

 
Der Aufsichtsrat dankt dem Vorstand, dem Mitar-
beiterteam sowie der Vertreterversammlung herz-
lich für die im Geschäftsjahr 2025 erfolgreiche, 
vertrauensvolle, angenehme, stets ergebnisorien-
tierte Zusammenarbeit. 

Paderborn, 10. Juni 2026 

IV. BERICHT DES AUFSICHTSRATES
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AKTIVA Geschäftsjahr Vorjahr

€ € €
A. ANLAGEVERMÖGEN
I. Immaterielle Vermögensgegenstände  
1. Entgeltlich erworbene Lizenzen 9.753,45 2.297,79

2. Geleistete Anzahlungen 0,00 9.753,45 2.439,50
 

II. Sachanlagen    
1. Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte  
    mit Wohnbauten 129.340.611,76

  
126.688.670,53

2. Grundstücke mit Geschäfts- und anderen Bauten 1.050.562,75  1.096.877,85
3. Grundstücke ohne Bauten 344.192,02 0,00

4. Technische Anlagen und Maschinen 978.996,87 123.761,98

5. Betriebs- und Geschäftsausstattung 152.762,60  148.124,95
6. Anlagen im Bau 2.041.632,97  3.287.887,03
7. Bauvorbereitungskosten 0,00 601.379,77
8. Geleistete Anzahlungen 1.907,50 133.910.666,47 264.589,34

III. Finanzanlagen  

Andere Finanzanlagen 8.000,00 8.000,00

Anlagevermögen insgesamt  133.928.419,92 132.224.028,74

 
B. UMLAUFVERMÖGEN  
I. Zum Verkauf bestimmte Grundstücke  
   und andere Vorräte
1. Grundstücke ohne Bauten 1.704,83 1.704,83
2. Unfertige Leistungen 5.417.561,70 4.754.509,44
3. Andere Vorräte 12.314,90 5.431.581,43 16.315,43

II. Forderungen und sonstige Vermögens-
    gegenstände
1. Forderungen aus Vermietung 57.665,03 53.072,09
2. Sonstige Vermögensgegenstände 124.540,05 182.205,08 268.044,03

III. Flüssige Mittel
Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten 18.336.127,06 10.707.914,66

Bilanzsumme  157.878.333,49 148.025.589,22

1. BILANZ zum 31. Dezember 2025
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PASSIVA Geschäftsjahr Vorjahr

€ € €
A. EIGENKAPITAL
I. Geschäftsguthaben
1. der mit Ablauf des Geschäftsjahres 
    ausgeschiedenen Mitglieder 400.082,60   291.051,89
2. der verbleibenden Mitglieder 17.512.115,22  17.672.738,14
3. aus gekündigten Geschäftsanteilen 67.270,00 17.979.467,82 51.770,00
Rückständige fällige Einzahlungen auf Geschäfts-
anteile: 7.534,78 € (im Vj. 12.761,86 €)

II. Ergebnisrücklagen
1. Gesetzliche Rücklage 10.412.000,00  10.021.000,00
davon aus Jahresüberschuss Geschäftsjahr 
eingestellt: 391.000,00 € (im Vj. 324.000,00 €)
2. Andere Ergebnisrücklagen 68.746.622,48 79.158.622,48 66.112.230,75
davon aus Jahresüberschuss Geschäftsjahr 
eingestellt: 2.634.391,73 € (im Vj. 2.024.206,66 €)

III. Bilanzgewinn
1. Jahresüberschuss 3.907.977,24  3.233.029,93
2. Einstellungen in Ergebnisrücklagen   3.025.391,73 882.585,51 2.348.206,66
Eigenkapital insgesamt 98.020.675,81 95.033.614,05

B. RÜCKSTELLUNGEN

1. Rückstellungen für Pensionen und ähnliche  
    Verpflichtungen 9.953.136,00 9.796.654,00
2. Rückstellungen für Bauinstandhaltung 110.000,00 110.000,00
3. Sonstige Rückstellungen 58.550,00 10.121.686,00 237.900,00

C. VERBINDLICHKEITEN
1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 39.754.540,58 34.766.040,30
2. Verbindlichkeiten gegenüber anderen Kreditgebern 85.510,65 86.756,41
3. Erhaltene Anzahlungen 5.339.780,45 5.169.206,07
4. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen
a) Verbindlichkeiten aus Vermietung 48.623,78 49.019,40
b) Verbindlichkeiten aus anderen Lieferungen 
    und Leistungen

870.803,70 931.593,05

5. Sonstige Verbindlichkeiten 265.358,52 46.364.617,68 231.508,94
davon aus Steuern: 38.996,67 € (im Vj. 17.127,75 €)

davon im Rahmen der sozialen Sicherheit: 
1.611,01 € (im Vj. 358,01 €)

D. RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN 3.371.354,00 1.613.297,00

Bilanzsumme 157.878.333,49 148.025.589,22
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Geschäftsjahr Vorjahr

€ € €
1. Umsatzerlöse
a) aus Bewirtschaftungstätigkeit 20.862.564,95 19.701.239,32
b) aus Betreuungstätigkeit 72.949,00 66.342,99
c) aus anderen Lieferungen und Leistungen 31.408,72 20.966.922,67 26.252,30
2. Veränderung des Bestandes an unfertigen Leistungen 577.259,26 482.082,03
3. Andere aktivierte Eigenleistungen 42.006,83 26.347,43
4. Sonstige betriebliche Erträge 417.714,69 338.147,48
5. Aufwendungen für bezogene Lieferungen  
    und Leistungen
Aufwendungen für Bewirtschaftungstätigkeit 10.727.178,08 9.814.893,01
6. Rohergebnis 11.276.725,37 10.825.518,54
7. Personalaufwand
a) Löhne und Gehälter 1.561.523,55 1.771.391,92
b) soziale Abgaben und Aufwendungen  
    für Altersversorgung 898.389,87 2.459.913,42 1.056.540,66
davon für Altersversorgung: 556.337,94 €
    (im Vj. 704.440,89 €)
8. Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegen-                                      
    stände des Anlagevermögens und Sachanlagen 3.613.895,94 3.499.032,23
9. Sonstige betriebliche Aufwendungen 849.640,75 675.220,49
10. Erträge aus anderen Wertpapieren und Aus- 
      leihungen des Finanzanlagevermögens  320,00 5.560,00
11. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 369.943,82 370.263,82 267.708,63
davon aus Abzinsung von Rückstellungen:
109.514,00 € (im Vj. 0,00 €)
12. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 418.234,63 334.398,44
davon aus Abzinsung von Rückstellungen:
0,00 € (im Vj. 21.081,00 €)
13. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 14.437,67 14.967,14
14. Ergebnis nach Steuern 4.290.866,78 3.747.236,29
15. Sonstige Steuern 382.889,54 514.206,36
16. Jahresüberschuss 3.907.977,24 3.233.029,93
17. Einstellungen aus dem Jahresüberschuss  
      in Ergebnisrücklagen 3.025.391,73 2.348.206,66
18. Bilanzgewinn 882.585,51 884.823,27

2. GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG
    für die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 2025
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3.  ANHANG ZUM JAHRES- 
     ABSCHLUSS 2025
A. Allgemeine Angaben

Der Spar- und Bauverein Paderborn eG hat seinen 
Sitz in Paderborn und ist eingetragen in das Ge-
nossenschaftsregister beim Amtsgericht Pader-
born (Nr. 231). 
 
Der Jahresabschluss für das Geschäftsjahr 2025 
wurde nach den Vorschriften des Handelsgesetz-
buches aufgestellt.
 
Die Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung 
sind nach der Verordnung über die Gliederung des 
Jahresabschlusses von Wohnungsunternehmen 
aufgestellt. 
 
Für die Gewinn- und Verlustrechnung wurde das 
Gesamtkostenverfahren gewählt.

Bei folgenden Positionen bestehen Bilanzierungs-
wahlrechte:
 
1.  aktive latente Steuern
2.  Rückstellungen für Pensionen, die rechtlich
     vor dem 01.01.1987 begründet wurden
3.  Rückstellung für Bauinstandhaltungen  
     (§ 249 Abs. 2 HGB alte Fassung)
4.  Verbindlichkeiten aus Aufwendungsdarlehen
     (§ 88 II. WoBauG)
 
Die bestehenden Bewertungsunterschiede zwi-
schen Handels- und Steuerbilanz führen zu einer 
aktiven Steuerlatenz, eine Bilanzierung wurde nicht 
vorgenommen. 
Zu 2, 3 und 4 wurde eine Bilanzierung vorgenom-
men bzw. beibehalten.

Bewertung des Anlagevermögens
Das gesamte Sachanlagevermögen wurde zu fort-
geführten Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
bewertet. Die Herstellungskosten wurden auf der 
Grundlage der Vollkosten ermittelt. Diese setzen 
sich aus den Fremdkosten, Eigenleistungen, Be-
triebskosten und Grundsteuern während der Bau-
zeit zusammen. 

Die Eigenleistungen umfassen Architekten- und 
Verwaltungsleistungen. 
 
Die planmäßigen Abschreibungen auf Gegenstände 
des Anlagevermögens wurden wie folgt vorge-
nommen:
 
–   immaterielle Vermögensgegenstände – linear mit 
33 % Abschreibung

– Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte mit 
Wohnbauten sowie Grundstücke mit Geschäfts- 
und anderen Bauten – linear pro rata temporis über 
die Restnutzungsdauer.
Die der linearen Abschreibung zugrunde liegenden 
Nutzungsdauern betragen  
a)  bei Altbauten 40/30 Jahre ab 01.01.1980; bei  
     umfangreicher Modernisierung erfolgt die An- 
      passung auf 30 Jahre 
b)  80 Jahre bei Gebäuden mit Nutzungsbeginn bis 
     zum 31.12.2006
c)  50 Jahre bei Gebäuden mit Nutzungsbeginn   
     nach dem 31.12.2006
d)  10 Jahre bei Außenanlagen nach dem 31.12.2006
e)  33 Jahre bei Grundstücken mit Geschäfts- und 	
     anderen Bauten 

Anschaffungskosten für Erbbaurechte werden 
über deren Laufzeiten linear abgeschrieben. Für 
ein abzureißendes Gebäude wurde die Rest-
nutzungsdauer entsprechend herabgesetzt. Die 
Technischen Anlagen und Maschinen sowie die 
Betriebs- und Geschäftsausstattung wurden nach 
der linearen Abschreibungsmethode bei Abschrei-
bungssätzen von 5 %, 10 %, 12,5 %, 20 % und 
25 % abgeschrieben.

„Geringwertige Wirtschaftsgüter“ bis zu einem An-
schaffungswert von 150,00 € wurden im Jahr des 
Zugangs als Aufwand erfasst, bei Anschaffungs-
werten von 150,01 € bis 800,00 € werden diese im 
Jahr des Zugangs voll abgeschrieben. 
 
Die Finanzanlagen sind zu Nominalwerten bilanziert.

B. Erläuterungen zu den Bilanzierungs-  		
     und Bewertungsmethoden



Bewertung des Umlaufvermögens
Die „Unbebauten Grundstücke“ und die „Unferti-
gen Leistungen“ sind mit den Anschaffungskosten 
bilanziert. Die „Unfertigen Leistungen“ sind mit 
31.000,00 € pauschal wertberichtigt.
Die „Anderen Vorräte“ sind mit den Anschaffungs-
kosten bewertet. 
Die „Forderungen“ und „Sonstigen Vermögens- 
gegenstände“ werden mit ihren Nominal- 
beträgen, bei den Vermietungsforderungen abzüg-
lich einer pauschalen Wertberichtigung in Höhe 
von 13.000,00 € ausgewiesen. Uneinbringliche und 
zweifelhafte Forderungen aus Vermietung wurden 
abgeschrieben. 
 
Die „Liquiden Mittel“ werden zu Nominalwerten 
ausgewiesen.

Bewertungsmethoden Rückstellungen/
Verbindlichkeiten 
Die Rückstellungen wurden nach vernünftiger 
kaufmännischer Beurteilung mit dem Erfüllungs-
betrag angesetzt. 
Pensionsrückstellungen sind nach versicherungs-
mathematischen Grundsätzen entsprechend dem 
Anwartschaftsbarwertverfahren gebildet worden. 
Dabei wurden die Richttafeln 2018G von Prof. 
Dr. Heubeck, ein Abzinsungssatz von 2,06 % bei 
einer durchschnittlichen Restlaufzeit von 15 Jah-
ren sowie ein Gehalts- und Rententrend von je-
weils 2,50 % zugrunde gelegt. Eine Fluktuation 
wurde nicht berücksichtigt. In der Zuführung 
zur Pensionsrückstellung ist ein Zinsertrag von 
109.514,00 € enthalten. 
 
Bei den Rückstellungen für Pensionen besteht 
zwischen dem Ansatz der Rückstellungen nach 
Maßgabe des entsprechenden durchschnittlichen 
Marktzinssatzes aus den vergangenen zehn Ge-
schäftsjahren und dem Ansatz der Rückstellungen 
nach Maßgabe des entsprechenden durchschnitt-
lichen Marktzinssatzes aus den vergangenen sie-
ben Geschäftsjahren im Geschäftsjahr ein Unter-
schiedsbetrag in Höhe von –280.947,00 €. 
 
Die Verbindlichkeiten wurden mit dem Erfüllungs-
betrag angesetzt. 
 
Der passive Rechnungsabgrenzungsposten be-
trifft Tilgungszuschüsse im Rahmen der sozialen 
Wohnraumversorgung; sie werden über den Zeit-
raum der Mietpreisbindung erfolgswirksam linear 
aufgelöst. 
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C. Angaben zur Bilanz

Anschaffungs-/
Herstellungs-

kosten  
zum 01.01.

Zugänge des
Geschäfts-

jahres

Abgänge des 
Geschäfts-

jahres

Umbuchungen 
des  

Geschäfts-
jahres

(+/–)

Anschaffungs-/
Herstellungs-

kosten zum 
31.12.

€   € € € €
Immaterielle Vermögensgegenstände

Entgeltlich  
erworbene Lizenzen 73.114,96 10.376,80 0,00 2.439,50 85.931,26
Geleistete Anzahlungen 2.439,50 0,00 0,00 –2.439,50 0,00
Immaterielle Vermögens-
gegenstände insgesamt 75.554,46 10.376,80 0,00

2.439,50
–2.439,50 85.931,26

Sachanlagen

Grundstücke und  
grundstücksgleiche Rechte  
mit Wohnbauten 204.687.815,33 1.814.321,62 –88.105,63

4.318.354,30
–9.113,85 210.723.271,77

Grundstücke mit Ge-
schäfts- und anderen 
Bauten 2.086.803,78 0,00 0,00 0,00 2.086.803,78

Grundstücke ohne Bauten
0,00 341.867,50 0,00

2.324,52
0,00 344.192,02

Technische Anlagen 
und Maschinen 145.356,71 874.005,61 0,00 0,00 1.019.362,32

Betriebs- und 
Geschäftsausstattung 616.918,37 77.463,31 –44.222,31 0,00 650.159,37

Anlagen im Bau 
3.287.887,03 2.199.311,90 0,00

610.523,52
–4.056.089,48 2.041.632,97

Bauvorbereitungskosten 601.379,77 29,90 0,00 –601.409,67 0,00

Geleistete Anzahlungen 264.589,34 1.907,50 0,00 –264.589,34 1.907,50

Sachanlagen  
gesamt 211.690.750,33 5.308.907,34 –132.327,94

4.931.202,34
–4.931.202,34 216.867.329,73

Finanzanlagen

Andere Finanzanlagen 8.000,00 0,00 0,00 0,00 8.000,00

Finanzanlagen gesamt 8.000,00 0,00 0,00 0,00 8.000,00

Anlagevermögen insgesamt

211.774.304,79 5.319.284,14 –132.327,94
4.933.641,84

–4.933.641,84 216.961.260,99

1. Anlagespiegel 
Die Entwicklung der einzelnen Posten des Anlagevermögens ist in dem nachfolgenden Anlagespiegel 	
dargestellt.
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Kumulierte  
Abschreibungen 

zum 01.01.

Abschreibungen 
des Geschäfts-

jahres

Änderung der 
Abschreibungen 

in Zusammenhang 
mit Abgängen

Kumulierte  
Abschreibungen  

zum 31.12.

Buchwert  
am 31.12.

Buchwert  
am 31.12.

(Vorjahr)

€   € € € € €

70.817,17 5.360,64 0,00 76.177,81 9.753,45 2.297,79

0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 2.439,50

70.817,17 5.360,64 0,00 76.177,81 9.753,45 4.737,29

77.999.144,80 3.470.623,82 –87.108,61 81.382.660,01 129.340.611,76 126.688.670,53

989.925,93 46.315,10 0,00 1.036.241,03 1.050.562,75 1.096.877,85

0,00 0,00 0,00 0,00 344.192,02 0,00

21.594,73 18.770,72 0,00 40.365,45 978.996.87 123.761,98

468.793,42 72.825,66 –44.222,31 497.396,77 152.762,60 148.124,95

0,00 0,00 0,00 0,00 2.041.632,97 3.287.887,03

0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 601.379,77

0,00 0,00 0,00 0,00 1.907,50 264.589,34

79.479.458,88 3.608.535,30 –131.330,92 82.956.663,26 133.910.666,47 132.211.291,45

0,00 0,00 0,00 0,00 8.000,00 8.000,00

0,00 0,00 0,00 0,00 8.000,00 8.000,00

79.550.276,05 3.613.895,94 –131.330,92 83.032.841,07 133.928.419,92 132.224.028,74
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2. In der Position „Unfertige Leistungen“ sind 5.417.561,70 € (Vorjahr: 4.754.509,44 €) noch nicht 
abgerechnete Betriebs- und Heizkosten ausgewiesen.

3. Die Forderungen mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr stellen sich wie folgt dar:

Geschäftsjahr Vorjahr

insgesamt davon mit einer 
Restlaufzeit von 
mehr als 1 Jahr

insgesamt davon mit einer 
Restlaufzeit von 
mehr als 1 Jahr

€ € € €

Forderungen aus Vermietung 57.665,03 31.209,74 53.072,09 28.024,47

Sonstige Vermögensgegenstände 124.540,05 0,00 268.044,03 0,00

Gesamtbetrag 182.205,08 31.209,74 321.116,12 28.024,47

Ergebnisrücklagen Bestand am Ende  
des Vorjahres

Einstellung aus dem  
Jahresüberschuss  

des Geschäftsjahres

Bestand am Ende 
 des Geschäftsjahres

€ € €

Gesetzliche Rücklage 10.021.000,00 391.000,00 10.412.000,00

Andere Ergebnisrücklagen 66.112.230,75 2.634.391,73 68.746.622,48

4. Rücklagen

€ €

Rückstellungen für Pensionen 9.953.136,00

Rückstellungen für Bauinstandhaltung 110.000,00

Sonstige Rückstellungen 58.550,00

für Prüfungskosten 36.300,00

für Steuerberatungskosten 4.200,00

für nicht genommenen Urlaub 3.050,00

für interne Jahresabschlusskosten 15.000,00

5. Rückstellungen
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Die Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 
und gegenüber anderen Kreditgebern sind in voller 
Höhe durch Grundpfandrechte gesichert.

D. Gewinn- und Verlustrechnung
 
In den Posten der Gewinn- und Verlustrechnung 
sind periodenfremde Erträge aus Anlageverkäu-
fen (4.942,98 €), aus der Auflösung von Rückstel-
lungen (32.387,56 €) sowie Erträge früherer Jahre 
(1.833,05 €) enthalten. Periodenfremde Aufwen-
dungen waren nicht zu verzeichnen. 

E. Sonstige Angaben
Haftungsverhältnisse gegenüber Dritten bestehen 
nicht. 
 
Für laufende Baumaßnahmen fallen noch Herstel-
lungskosten in Höhe von circa 16.147,5 T€ an, de-
nen noch nicht valutierte Darlehen über 5.490,0 T€ 
gegenüberstehen.
 
Am 31.12.2025 bestanden aus der Verwaltung 
von Eigentumswohnungen auf laufenden Konten 
und Festgeldkonten Bankguthaben in Höhe von 
2.010.589,71 €.

6. Verbindlichkeitenspiegel

Verbindlich-
keiten

Insgesamt
€

davon Restlaufzeit € Vorjahr €

bis 1 Jahr über 1 bis
 5 Jahre

über 5 
Jahre

Insgesamt bis 1 Jahr über 1 Jahr

Verbindlich-
keiten gegen-
über Kredit-
instituten 39.754.540,58 1.371.775,11 7.109.139,85 31.273.625,62 34.766.040,30 1.469.835,42 33.296.204,88

Verbindlich-
keiten gegen-
über anderen 
Kreditgebern 85.510,65 1.246,54 4.994,05 79.270,06 86.756,41 1.245,76 85.510,65

Erhaltene 
Anzahlungen 
(für noch ab-
zurechnende 
Betriebs- und 
Heizkosten) 5.339.780,45 5.339.780,45 0,00 0,00 5.169.206,07 5.169.206,07 0,00

Verbindlich-
keiten aus Lie-
ferungen und 
Leistungen 919.427,48 919.427,48 0,00 0,00 980.612,45 980.612,45 0,00

Sonstige Ver-
bindlichkeiten 265.358,52 265.358,52 0,00 0,00 231.508,94 231.508,94 0,00

Gesamtbetrag  46.364.617,68 7.897.588,10 7.114.133,90 31.352.895,68 41.234.124,17 7.852.408,64 33.381.715,53

Die Fristigkeiten der Verbindlichkeiten sowie die zur Sicherheit gewährten Pfandrechte oder ähnliche 
Rechte stellen sich wie folgt dar:
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Mitgliederbewegung

Anzahl der Mitglieder

Stand am 01.01.2025 5.893
Zugang 2025 288
Abgang 2025 268
Stand am 31.12.2025 5.913

Geschäftsguthaben 

Inwieweit der im Frühjahr 2026 ausgebrochene Krieg im Nahen Osten, insbesondere im Iran, seine mit-
telfristige Wirkung auf die Inflationsrate, damit verbundene Zinssteigerungen und Kostensteigerungen bei 
der Beschaffung von fossilen Energieträgern und Baumaterialien entfalten wird, ist zum aktuellen Zeitpunkt 
nicht abschätzbar. Nach Abschluss des Geschäftsjahres 2025 sind ansonsten keine weiteren Vorgänge von 
besonderer Bedeutung eingetreten. 

Die Geschäftsguthaben der verbleibenden Mitglieder 
haben sich im Geschäftsjahr vermindert um 160.622,92 €

Die Haftsummen haben sich vermehrt um 6.200,00 €

Zum 31.12.2025 beträgt:

  a) der Gesamtbetrag der Haftsummen 1.833.030,00 €

  b) der Gesamtbetrag der verbleibenden 
      Geschäftsguthaben 17.512.115,22 €

  c) die rückständigen fälligen Einzahlungen 
      auf die Geschäftsanteile 7.534,78 €

  d) das durchschnittliche Guthaben je Anteil 309,87 €

Vollbe- 
schäftigte

Teilzeit-  
beschäftigte

Geringfügig 
Beschäftigte

Kaufmännische Mitarbeiter 12 3 –

Technische Angestellte 3 – –

Auszubildende 1 – –

Regiebetrieb/Hauswarte 1 2 1

17 5 1

Im Geschäftsjahr durchschnittlich beschäftigte Arbeitnehmer:

V. JAHRESABSCHLUSS 2025
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Name und Anschrift des zuständigen 
Prüfungsverbandes: 

Verband der Wohnungs- und Immobilienwirtschaft 
Rheinland Westfalen e. V.
Goltsteinstraße 29
40211 Düsseldorf

Mitglieder des Vorstandes:

Vorsitzender: Thorsten Mertens, 
Dipl.-Volkswirt

Alexander Prior, 
Dipl.-Ing. (FH)

Mitglieder des Aufsichtsrates:

Vorsitzender: Hubert Böddeker, 
Sparkassendirektor a. D.

Rüdiger Bonke, 
Pfarrer (bis 26.06.2025)

Edmund Donschen, 
Maurermeister (bis 26.06.2025)

Dr. Jörg-Markus Habich,  
Dipl.-Kaufmann

Prof. Volker Huckemann, 
Dipl.-Ingenieur (ab 26.06.2025)

Paul Knocke, 
Dipl.-Ingenieur

Sabine Loewe,  
Justizbeamtin 

Arnd Paas, Vorstandsvorsitzender 
Sparkasse (ab 26.06.2025)

Alexandra Rosenthal, Verwaltungs-
fachangestellte (ab 26.06.2025)

Stellv.  
Vorsitzender:

Dr. Ernst Warsitz, 
Dipl.-Ingenieur

Jürgen Wegener, 
Dipl.-Kaufmann 

Sandra Weiffen, Lehrerin (bis 
26.06.2025)

F. Vorschlag für die Verwendung des    	
    Jahresergebnisses

Vom Jahresüberschuss in Höhe von 3.907.977,24 € 
wurden 391.000,00 € der gesetzlichen Rücklage 
zugeführt. Ferner haben Vorstand und Aufsichtsrat 
auf der Grundlage der Satzungsregelungen be-
schlossen, vom Jahresüberschuss einen Betrag 
von 2.634.391,73 € im Rahmen der Vorwegzuwei-
sung in die anderen Ergebnisrücklagen einzustel-
len. Der Vertreterversammlung wird die Feststellung 
des Jahresabschlusses unter Billigung der Vorweg-
zuweisung vorgeschlagen. Es wird vorgeschlagen, 
den verbleibenden Bilanzgewinn von 882.585,51 € 
für die Ausschüttung einer Dividende von 5 % zu 
verwenden.   

Paderborn, 10. Juni 2026

Thorsten Mertens                  Alexander Prior 	  
Vorstandsvorsitzender           Vorstandsmitglied

V. JAHRESABSCHLUSS 2025



Frei finanzierte Wohnungen

Öffentlich geförderte Wohnungen

Studentenwohnheim

Studentenwohnungen

Singlewohnungen

Familienfreundliche Wohnungen

Barrierefreie Seniorenwohnungen

Seniorenwohngemeinschaften

Seniorenwohngemeinschaften für Demenzerkrankte

Kindertagesstätte

Tagespflege

Sozialstation

Nachbarschaftstreffs

Bezahlbare, qualitativ hochwertige, energetisch optimierte Wohnungen  

Faire Mieten, keine Eigenbedarfskündigungen

... und vieles mehr! 

Über 3.000
gute Gründe
FÜR DEN SPAR- UND BAUVEREIN PADERBORN:



Das 
PLUS an 
GENOSSENSCHAFT



GEGRÜNDET

18 93


